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VORWORT. 

Der folgenden Arbeit Hegt außer dem gedruckten Quellen- 
stoff ein reiches handschriftliches Material zugrunde, 
das zum Teil Pariser Archiven (Nationalarchiv, National- 
bibliothek, Ministerium des Auswärtigen), zum Teil dem 
Wiener Hof- und Staatsarchive entnommen wurde. Auch 
die im Geheimen Staatsarchiv zu Berlin ruhenden Berichte 
des preußischen Gesandten in Paris, Baron von der Goltz, 
wurden herangezogen, ergaben aber nur sehr geringe Aus- 
beute. Den Behörden, die ihre Schätze mit der größten 
Bereitwilligkeit zugänglich machten, sowie den Herren Archi- 
varen, die mich auf das liebenswürdigste unterstützten, 
möchte ich auch an dieser Stelle herzlich danken. 

Vor allem aber schulde ich den ehrerbietigsten und 
wärmsten Dank der Kgl. Preußischen Akademie der Wissen- 
schaften zu Berlin und insbesondere ihrem Mitgliede, meinem 
hochverehrten Lehrer, Herrn Geheimen Regierungsrat Professor 
Dr. Max Lenz. Durch die ansehnlichen Mittel, die mir die 
hohe Körperschaft für Studienreisen zur Verfügung stellte, 
wurden mir mehrfache, langfristige Aufenthalte, namentlich 
in Paris, ermöglicht. Waren doch hier außer dem archiva- 
lischen Material auch zahlreiche gedruckte Quellen werke, 
wie z. B. die Protokolle der Notabein- und Provinzialver- 
sammlungen durchzusehen, die in den deutschen Biblio- 
theken entweder ganz fehlen oder nur sehr unvollständig 
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vorhanden sind, ohne deren eingehende Kenntnis aber nur 
ein sehr lückenhaftes und ungenaues Bild der französischen 
Zustände in der Epoche der Reformbewegung zu ge- 
winnen ist. 

Über Ziel und Richtung der vorliegenden Abhandlung 
sucht die Einleitung den Leser zu unterrichten. Vielleicht 
ist die Bemerkung gestattet, daß diese Untersuchung als 
Vorläufer einer umfassenderen Arbeit über die Geschichte 
der französischen Revolution gedacht ist, die ich in einigen 
Jahren vorzulegen hoffe. 

Marburg a. d. I^hn, im Mai 1908. 

H. Glagau. 
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Einleitung. 

Der großen sozialen Umwälzung, die im Frühjahr 1789 
über Frankreich mit elementarer Gewalt hereinbricht, geht 
eine bedeutsame Revolution vorauf, die über ihrer jüngeren 
und berühmteren Schwester fast vergessen wird: der Sturz 
der absoluten Königsherrschaft. 

Diese erste Revolution wird von den privilegierten Ge- 
sellschaftsklassen, von Adel, Geistlichkeit und Parlamenten, 
gemacht in scharfem Gegensatz zu der zweiten, die den 
' dritten Stand zum Urheber hat. Sie sucht den Feudalstaat 
nicht wie die andern zu zerstören, sondern vielmehr in 
seiner alten Reinheit wiederherzustellen und in seinem Be- 
stände zu befestigen. Mit Entschiedenheit wendet sie sich 
gegen die gleichmachenden und zentralisierenden Bestre- 
bungen des Königtums, um die ständischen und provin- 
ziellen Freiheiten zu neuem Leben zu erwecken und den 
beiden oberen Gesellschaftsschichten, dem Adel und der 
Geistlichkeit, das politische Übergewicht sowohl über die 
Krone wie über die breiten Volksschichten zu sichern. 

Dieser Versuch der Privilegierten, nach ihrem Triumph 
über den Absolutismus eine Art Klassenherrschaft zu be- 
gründen, rief dann in den politischen Verhältnissen Frank- 
reichs jenen jähen Umschwung hervor, der aus froh- 
lockenden Siegern verbitterte Besiegte machte. Die obem 
Stände, die noch eben unter dem allgemeinen Beifall der 
ganzen Nation den verhaßten Despotismus erfolgreich be- 
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kämpft hatten, sahen sich wenige Wochen darauf den hef- 
tigsten Angriffen von Seiten des dritten Standes ausgesetzt, 
als sie die Generalstände in der hergebrachten mittelalter- 
lichen Form zu konstituieren trachteten, um sich dadurch 
die Vorherrschaft zu sichern. Durch diesen schweren Miß- 
griff setzten sie ihrem Siegeszuge selbst ein frühes Ziel. 
Sie verloren die Führung an den dritten Stand, und die 
Revolution enthüllte nunmehr ihr wahres Angesicht. Nicht 
auf die Wiederherstellung der alten feudalen Verfassung 
zielte sie ab, sondern vielmehr auf die Fortsetzung und Voll- 
endung des Werkes, welches das absolute Königtum be- 
gonnen, aber nicht hatte durchfuhren können, auf die 
Schöpfung des modernen Einheitsstaates, der die alten 
ständischen Schranken und landschaftlichen Sondergerecht- 
same überall vernichtete und nur eine gleichartige Masse 
von Staatsbüi^em anerkannte. 

Seitdem Tocqueville nachdrücklich darauf hingewiesen 
hat, daß die Revolution von 1789 nicht als unvermittelter 
Bruch mit der Vei^ngenheit anzusehen ist, sondern als 
folgerichtiges Ergebnis aus dem alten Regime sich ent- 
wickelt, hat man sich eifrig bemüht, die historische Konti- 
nuität als unverbrüchliches Grundgesetz im gesamten Ver- 
lauf der Revolutionszeit nachzuweisen. Allein auch dieses 
Gesetz scheint Ausnahmen zuzulassen. Denn wenn es z. B. 
im Jahre 1788 den bevorrechteten Ständen gelang, den 
Absolutismus, der seit den Tagen Ludwigs XI. von Gene- 
ration zu Generation erstarkt war, vollständig mattzusetzen, 
so ist das ein unerwartetes Ereignis, das aus der Kette der 
historischen Entwickelung zunächst als klaffender Wider- 
spruch heraustritt und sich wie ein unerklärlicher Ana- 
chronismus ausnimmt. 

Schien doch seit den Tagen Richelieus und Ludwigs XFV. 
die Macht des Adels gänzlich gebrochen. In der Staats- 
verwaltung hatte er allen Einfluß verloren; in den Provinzen 
walteten statt seiner die Intendanten als gefügige Werkzeuge 
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des zentndistischen Regieningsorganismus. Nur in den Kor- 
porationen des Klerus, der Parlamente und einiger Provin- 
zialstände erhielt sich noch ein bescheidener Rest ständi- 
scher Freiheit, der aber auch allmählich abbröckelte und 
sicherem Untergang geweiht schien. Ludwig XIV. hatte 
schon die Landstände einzelner großer Provinzen nicht 
mehr berufen; Ludwig XV. hatte es gar gewagt, die poli- 
tischen Rechte der Parlamente rücksichtslos zu beschneiden, 
als ihm ihre fortgesetzte Unbotmäßigkeit unbequem wurde. 
Auch die Versammlungen des Klerus wurden nur unter 
der Bedingung gelitten, daß sie das Gebiet der hohen 
Politik aus dem Bereich ihrer Beratungen ließen und das 
von der Krone geforderte don gratuit gehorsam bewilligten. 
So war der unaufhaltsam vordringende Absolutismus eifer- 
süchtig darauf bedacht, jede selbständige Regung im fran- 
zösischen Staatsleben zu ersticken und neben sich keine 
rivalisierende Gewalt zu dulden. Nach dem gegen die 
Parlamente geführten Staatsstreich gab es keinen Macht- 
faktor, der imstande gewesen wäre, der Krone mit ii^end- 
welcher Aussicht auf Erfolg Widerstand zu leisten. 

V/it kam es n\m, daß dieser stolzen Entwickelung des 
Absolutismus zum Trotz in den Jahren 1787 und 1788 die 
absterbenden Reste des Feudalstaates plötzlich neues Leben 
gewannen und so stark wurden, daß es ihnen glückte, ihren 
dem Anschein nach unbezwinglichen Gegner, das Königtum, 
aus dem Sattel zu heben ? Welcher neue Machtfaktor ver- 
lieh den alten Korporationen mit einem Male diese sieg- 
hafte Kraft? 

Irren wir nicht, so hat die Geschichtschreibung diese 
Frage überhaupt nicht aufgeworfen, geschweige sie in be- 
friedigender Weise beantwortet. Sie nimmt vielmehr den 
Sieg der Korporationen über das Königtum wie eine selbst- 
verständliche Tatsache hin. Die herrschende Anschauung 
über den Zusammenbruch des französischen Absolutismus 
geht etwa dahin, daß die Reformversuche die Krone ins 
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Verderben stürzten, indem sie ihr die erbitterte Feindschaft 
der Privil^erten, die sich dadurch in ihren Interessen be- 
droht sahen, zuzogen. 

Nach dieser AuiTassung hätte also der Absolutismus 
das Gute zwar gewollt, es aber gegenüber den frondieren- 
den oberen Ständen nicht durchsetzen können. Vornehm- 
lich seinen wohlgemeinten Reformbestrebungen wäre er zum 
Opfer gefallen. Erst die spontane Erhebung des dritten 
Standes hätte schließlich die Krone von der unheilvollen 
Vormundschaft der bevorrechteten Klassen befreit und dem 
Reformgedanken Bahn gebrochen. 

Entspricht aber diese Darstellungsweise dem wirklichen 
Sachverhalt? Oder läßt sie nicht ftir den historischen Zu- 
sammenhang hochwichtige Tatsachen unberücksichtigt? Wie 
darf man den Privilegierten allein die Schuld an dem Schei- 
tern der Reformversuche beimessen, wo doch auch der 
dritte Stand, wenigstens mittelbar zu diesem Ausgang bei- 
getragen hatte? Denn er hatte den Widerstand, welchen 
die Korporationen den Planen Calonnes und Briennes ent- 
gegensetzten, mit lautem Beifallsjubel begleitet und durch 
seine Sympathiekundgebungen nicht unwesentlich unterstützt. 

Und hatte denn auf der andern Seite die Aristokratie 
sich in der Tat so reformfeindlich gezeigt, wie man später 
behauptet hat? War nicht auch sie mit ehrlichem Eifer fiir 
die Ausrottung der zahllosen Mißbräuche in der Staatsver- 
waltung eingetreten? Hatten nicht an ihrer Spitze, z. B. in 
der Notabeinversammlung von 1787, so reformfreundliche 
Männer wie Lafayette gestanden? 

Die herrschende Auffassung nimmt von diesen Tat- 
sachen überhaupt nicht oder nur sehr flüchtig Notiz. Sie 
streift nicht einmal das Problem, das einen der Kern- 
punkte der Beweg^g bildet, die Frankreich in den Jahren 
1787 und 1788 durchflutet, nämlich die Frage: Wie kommt 
es, daß der dritte Stand, der sonst in dem Machtkampf 
zwischen Krone und Privflegierten die Partei des Königtums 
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ZU ergreifen pfl^e, sich damab auf die Seite der Korpo- 
rationen stellte? 

Freilich wechselte er sehr bald wiederum den Platz. 
Denn nur solange fochten Bürgertum und Privil^erte 
Schulter an Schulter als Bundesgenossen, bis der Absor 
lutismus unter ihren Streichen zu Boden gesunken war. So- 
bald sich aber die Frage erhob, wem die Früchte des 
Sieges zufallen sollten, brach die frühere Waffenbrüder- 
schaft auseinander, und der dritte Stand suchte wieder 
nähere Fühlung mit dem Königtum zu gewinnen. 

Dieser Bruch zwischen Bourgeoisie und Privilegierten 
im Herbst 1788 ist offenbar nicht ohne Einfluß auf den 
Charakter der bürgerlichen Geschichtschreibung geblieben. 
Infolge einer langdauemden unversöhnlichen Feindschaft 
scheint das Erinnerungsbild, das man von den früheren 
Vorgängen bewahrte , sich immer stärker verschoben zu 
haben, und zwar zugunsten der Krone und zuungunsten 
des Adels: man bemühte sich, in dem Monarchen nur 
noch den Vertreter des modernen Reformgedankens zu er- 
blicken, der gegenüber den selbstsüchtigen bevorrechteten 
Ständen seine trefflichen Absichten nicht habe durchsetzen 
können und ihnen sicherlich unterlegen wäre, wenn ihm 
nicht der dritte Stand noch in letzter Stunde zu Hilfe ge- 
eilt wäre. 

So vollzog sich unter dem Einfluß der Parteileiden- 
schaft eine Art nachträglicher Retusche des historischen 
Urbildes, die namentlich bestrebt war, die grundverschie- 
dene Rolle, welche das Bürgertum vor dem Sturz des Ab- 
solutismus gespielt hatte, mit seinem späteren Verhalten 
durch einen etwas gewaltsam hergestellten Ausgleich in 
Einklang zu bringen. Freilich gewann man dadurch eine 
einheitliche Entwickelimgsreihe, der eine so zwingende Logik 
innezuwohnen schien, daß auch der kritisch gerichtete Be- 
schauer bei ihrem Anblick kaum das Bedürfnis empfand, 
diese glatt verlaufende Beweiskette zu zersprengen. 
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Wir müssen uns aber von dem Banne der von der 
bürgerlichen Geschichtschreibung geschaffenen Formel nach 
Möglichkeit befreien und zu diesem Behuf die beiden großen 
Bewegungen» die der Zusammenbruch des Absolutismus als 
Markstein scheidet, ihrer verschiedenen Wesensart nach 
sorgfaltig auseinanderhalten. Naturgemäß haben die Hi- 
storiker die Neigung gehabt, die Epoche der Reformver- 
suche nur als eine Art Vorspiel zu dem gewaltigen Drama 
der Revolution zu behandeln und ihm unterzuordnen. Und 
allem Anschein nach nicht ohne Recht. Weist doch die 
erste Bewegung zweifellos auf die zweite hin und ist mit 
ihr durch tausend Fäden verwoben. 

Allein trotz dieser innigen Beziehungen und mancher, 
beide Epochen beherrschenden Grundgedanken wird man 
sich hüten müssen, die Darstellung allzu ausschließlich auf 
die große soziale Umwälzung von vornherein zuzuspitzen 
und dadurch der ihr vorangehenden Epoche jeden selb- 
ständigen Charakter zu rauben. Sind auch die beiden Re- 
volutionen nur durch fließende Grenzen getrennt, so wird 
man doch stets die Tatsache im Auge behalten müssen, 
daß jede auch ihr besonderes politisches Grepräge trägt, 
und daß die Entwickelung, die von der ersten zur zweiten 
führt, keinesw^[s in der Richtung einer gerade verlaufenden 
Linie liegt, sondern etwas überraschend Sprunghaftes, Zick- 
zackartiges hat. 

Während es sich in der Revolution von 1789 um den 
Machtkampf handelt , den der dritte Stand gegen Adel 
und Klerus führt, weht in der Periode der Reformversuche 
eine andere politische Luft: Das König^m macht zaghafte 
Anstrengungen, um den Dualismus des Feudalstaates zu 
überwinden und die Körperschaften noch weiter zurück- 
zudrängen; diese wehren sich enet^[isch und suchen ihrer- 
seits den ihre Rechte bedrohenden Absolutismus zu stürzen. 

Auf diesen starken politischen Einschlag, der dem 
Kampf zwischen der Krone und den Privilegierten eignet. 




Einldtang. »j 

kann man nicht nachdrücklich genug hinweisen. Denn will 
man den entschiedenen Widerstand, den die Korporationen 
den Vorschlägen Turgots und namentlich Calonnes und 
Briennes entg^ensetzten, richtig einschätzen, so wird man 
berücksichtigen müssen, daß sie sich von diesen streng 
absolutistisch gesinnten Ministem in ihrem politischen Da- 
sein ernstlich bedroht sahen. Hatten doch die Reform- 
bestrebungen der Krone häufig genug einen doppelten 
Charakter, indem sie außer der Beseitigung etwaiger Miß- 
stände dem Königtum eine nicht unerhebliche Machter- 
weiterung auf Kosten der Korporationen verschaffen sollten. 
Es sind also nicht so sehr die Erwägungen eines eng- 
herzigen materiellen Eigennutzes, welche die oberen Stände 
zum Beharren auf ihren Privilegien anspornen, sondern vor 
allem das Bewußtsein, daß mit der Erhaltung derselben 
der schwache Rest politischer Selbständigkeit, den sie sich 
noch bewahrt haben, aufs innigste verknüpft ist. 

Aber nimmermehr hätten die Privilegierten, wie schon 
hervorgehoben wurde, in diesem ungleichen Kampf mit 
der Krone die Oberhand behalten, wenn ihnen nicht der 
dritte Stand Hilfe geleistet hätte. Wie haben wir es uns 
zu erklären, daß das Bürgertum , das ehedem der traditio- 
nelle Verbündete des Königtums war, diesmal dem Mon- 
archen die Gefolgschaft versagte und für die Korporationen 
eintrat? Muß uns doch dieser Abfall um so überraschender 
erscheinen, wenn wir wahrnehmen, daß der dritte Stand 
bald nach dem Zusammenbruch des Absolutismus das 
frühere Reformprog^ramm der Krone zu dem seinigen 
machte, um es dann ungeachtet des Widerstandes der 
Privilegierten erfolgreich durchzuführen. Aus welchen Grün- 
den aber hatte er sich im Jahre 1787 geweigert, Calonnes 
Reformplan seine moralische Unterstützung zu leihen? 
Warum begegnete der Minister, der auf den Beifallsjubel 
der dankbaren Nation mit zuversichtlicher Erwartung ge- 
rechnet hatte, allgemeiner Verachtung und leidenschaft- 
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lieber Entrüstung? Kurz, an wdehen Klippen scheiterte 
der Absolutismus und seine Reformpolitik? 

Hier in dieser knappen Einleitung kam es fUr uns 
vor allem darauf an, die Frage, die den springenden Punkt 
unseres Problems bildet, und an der man achtlos vorüber- 
zugehen pflegt, scharf und klar zu stellen ; eine befriedigende 
Antwort darauf zu finden, ist eine der wesentlichsten Auf- 
gaben, welche die folgende Untersuchung zu lösen hat. 
Ehe wir jedoch die verschiedenen Phasen, welche die 
Reformpolitik Ludwigs XVI. durchlaufen hat, eingehender 
betrachten, müssen wir uns über den Charakter des Reform- 
problems klar zu werden suchen. Welche Aufgaben sind 
es in erster Linie, die eine reformeifrige Regierung in 
Frankreich sich zu stellen hatte? Diese Frage hatte eine 
kleine Gruppe von Politikern, die sogenannten Physiokraten 
oder Ökonomisten, eifrig erörtert und schließlich ein um- 
fangreiches Programm entworfen, nach welchem das alte 
Staatswesen an Haupt und Gliedern erneuert werden sollte, 
und es war höchst bedeutsam, daß Ludwig XVL schon 
wenige Monate nach seiner Thronbesteigung den begabtesten 
Jünger des Begründers der physiokratischen Schule, des 
alten Quesnay, in seinen Rat berief, nämlich Turgot, der 
sich in redlichem Eifer bemühte, den jungen Monarchen 
für den Gedanken der Reform zu gewinnen. 




Erstes Kapitel. 
Das physiokratische Reformprogramm. 

I. 

>Von allen Ideen und Empfindungen, die der Revo- 
lution die Bahn brachen, hat sich der Gedanke an die 
öfTentliche Freiheit erst zu allerletzt eingestellte. Dieser 
treffende Ausspruch Tocquevilles wird noch nicht in dem 
Maße, wie er verdient, beherzigt. Und doch kann es für 
denjenigen, der die Dinge nicht durch die Brille der bürger- 
lichen Geschichtschreibimg betrachtet, keinem Zweifel unter- 
Uegen: die Revolution ist ihrem Ursprung nach keine 
politische Freiheitsbewegung, sondern vielmehr eine Reform- 
und Ordnungsbewegung. Ihre ersten Schrittmacher, die 
Fhysiokraten, stellen sich nicht unter die Fahnen Montes- 
quieus oder Rousseaus, sondern sind überzeugte und ent- 
schlossene Anhänger der bestehenden Staatsform, also des 
Absolutismus. 

Unter den Vorläufern der Revolution spielen die Fhy- 
siokraten zweifellos die bedeutendste Rolle. Sind sie es 
doch gewesen, die das Königtum auf die Bahn der Reform 
gelockt und als die entschlossensten Gegner der Korpora- 
tionen es zum Kampf gegen Privilegierte und Privilegien 
aufgerufen, die mit leidenschaftlichem Eifer die Notwendig- 
keit einer Revolution von oben gepredigt haben, einer Re- 
volution, die alle ständischen Schranken niederreißen, die 
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Reste der Feudalverfassung beseitigen und aus Frankreich 
einen einheitlichen modernen Staat machen sollte. Aber 
ungeachtet des weittragenden Einflusses, den ihre Lehren 
nicht nur auf die Reformminister, sondern auch auf die 
Gesetzgeber der Konstituante ausgeübt haben, sind die 
Physiokraten von der Geschichtschreibung arg vernach- 
lässigt, ja fast vergessen worden.^) Gewöhnlich begnügt 
man sich damit, ihre ökonomischen Schulmeinungen kurz 
anzuführen und einer abfalligen Kritik zu unterziehen, und 
übersieht dabei völlig, daß die Anhänger Quesnays nicht 



*) Ich möchte hier nar auf ein sehr charakteristisches Beispiel hin- 
weisen, auf Taines Origines de la France contemporaine. In dem bertthmt 
gewordenen dritten Buche des Ancien Regime analysiert Taine nnter dem 
Titel: L*esprit et la doctrine den esprit r6volntionnaire, ohne irgendwie 
auf die Doktrinen der Physiokraten näher einzugehen. Diese aufflUlige 
Ltlcke wird uns allerdings nicht befremden, wenn wir bertlcksichtigen, 
daß Taine sich Oberhaupt nicht um die Reformversuche und den Sturt 
des Absolutismus bekttmmert; er nimmt die Revolution als vollendete Tat- 
sache hin und geht an dem Problem ihrer allmihlichen Vorbereitung durch 
das Königtum selbst achtlos vortlber. Insofern bedeutet sdn Werk einen 
nicht unerheblichen Rückschritt gegenüber Tocquevüle, der in seinem 
L*ancien regime et la R^olution sehr nachdrücklich auf die hohe Bedeutung 
der physiokratischen Doktrinen hingewiesen hatte. Ich möchte Tocquevillet 
knappe und schlagende Charakteristik der Ökonomisten sur Erinnerung 
hierhersetzen: »Les 6conomistes ont eu moins d*^clat dans l*histoire que 
les philosophes; moins qu*eux ils ont contribu6 peut-to« k l'av^nement 
de la Revolution ; je crois pourtant que c*est surtout dans leurs 6crits qu*on 
peut le mieux todier son vrai natureL Les philosophes ne sont gu^re 
sortis des id6es tr^s g^ndrales et tris abstraites en mati^re de gouveme- 
ment; les ^conomistes, sans se s^parer des th6ories, sont cependant de- 
scendus plus pr^s des fiuts. Les uns ont dit ce qu*on pouvait imaginer, 
les autres ont indiqu^ parfois ce qu*il y avait k hdn. Toutes les institntions 
que la Revolution devait abolir sans retour ont €i€ l'objet particulier de 
leurs attaques; aucune n'a trouv^ grAce k leurs yeux. Toutes Celles, au 
contraire, qui peuvent passer pour son ceuvre propre ont 6t6 annonceet 
par eux k Tavance et pr^conis^es avec ardeur; on en dterait k peine une 
seule dont le germe n*ait ^t^ d^pos^ dans quelques-uns de leurs Berits; 
on trouve en eux tout ce qu'il y a de plus substantiel en eile. — L*ancien 
regime et la r6volution S. 264. 
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nur wirtschaftliche Theorien aufgestellt, sondern auch 
praktiBche politische Ziele wie die Durchfuhrung einer 
gründlichen Staatsreform in Frankreich verfolgt haben, 
ja daß diese Reform ihnen als höchster Zweck bei Auf- 
stellung ihres ökonomischen Systems von vorneherein vor- 
geschwebt hat. 

Die Ursache für diese Unterlassungssünde ist nicht 
schwer aufzuzeigen. Die Geschichtschreibung bemühte sich 
später, schon in den Anfängen der Revolution ihren demo- 
kratischen Ursprungskeim nachzuweisen, und schob infolge- 
dessen diejenigen Doktrinen in den Vordergrund, welche 
die bürgerliche Freiheit vorbereitet hatten. In diesen Be- 
reich paßten aber die Physiokraten ab Verfechter eines 
starren Absolutismus schlechterdings nicht hinein. Man 
erblickte vielmehr in ihnen ein in politischer Beziehung 
durchaus rückständiges, unsympathisches Element, das man 
ungestraft mit Stillschweigen übergehen durfte. 

In Wirklichkeit aber hat niemand das morsche Ge- 
bäude des alten Regime tiefer unterwühlt und in seinen 
Grundfesten ärger erschüttert als die Physiokraten: fast 
keine der bestehenden Staatseinrichtungen verschonten sie 
mit ihrer vernichtenden Kritik. Sie wollten, wie wir noch 
unten des Näheren sehen werden, eigentlich nicht refor- 
mieren, sondern umstürzen und einreißen, um an der Stelle 
des früheren Baus einen neuen glänzenden Palast aufzu- 
führen. Alle wesentlichen sozialen und wirtschaftlichen 
Forderungen, wie sie später die Revolution verwirklicht 
hat, sind schon in ihrem Programm enthalten. Von den 
Demokraten aber unterscheidet diese Fanatiker des Abso- 
hitismus ein hochbedeutsames Moment: die von ihnen ge- 
plante Umwälzung soll nicht vom Volk, sondern von der 
Krone vollzogen werden. 

Denn von dem hohen Wert, welchen die unumschränkte 
Königsgewalt für das französische Staatsleben hatte, waren 
sie tief durchdrungen. Sie wollten die überragende Stel- 
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lung, die sich jene nach und nach erobert hatte, nicht 
allein nicht schwächen, sondern noch erheblich verstärken. 
So revolutionär Quesnay und seine Anhänger auch sonst 
g^enüber den alten französischen Staatseinrichtungen ge- 
stimmt waren, so ängstlich hüteten sie sich, das Hauptstück 
der Verfassung, die gebietende Stellung des Königtums zu 
erschüttern; vielmehr nahmen sie darauf Bedacht, sie im 
Sinne der geschichtlichen Entwickelung folgerichtig weiter 
auszubauen. Sie glaubten fest an die Mission der Mon- 
archie: Die Könige hatten in langen Kämpfen Frankreich 
im Innern geeinigt und nach außen stark gemacht; sie 
hatten die Nation erst von den Engländern, dann von den 
Spaniern befreit; sie hatten den Trotz der großen Herren 
gebrochen und dem Bürgertum ihre Gunst erwiesen; mit 
einem Worte, man durfte den französischen Staat, wie er 
geworden war, recht eigentlich ihre Schöpfung nennen. 
Noch aber war ihr Werk unvollendet: denn der Staat 
steckte noch halb in der mittelalterlichen Verfassung. Erst 
wenn die Reste der Feudalität beseitigt, die ständische 
Gliederung und die Korporationen vernichtet und ein ein- 
heitliches, vom Mittelpunkt aus straff regiertes Gemein- 
wesen gebildet worden war, durfte das Königtum Halt 
machen. 

Eben den großen Korporationen, die durch ihren 
Widerspruch bisher jeden ernstlichen Reformversuch, der 
ihre Rechte antastete, vereitelt hatten, trachteten die Phy- 
siokraten den Lebensfaden abzuschneiden. Jene sollten auf 
ihre Privilegien und ihre Sonderstellung verzichten zugunsten 
der Nation und des Monarchen, der, befreit von dem 
Widerstand der partikularen Gewalten, als überall durch- 
greifender Wille über eine einzige gleichberechtigte Masse 
von Staatsbürgern, nunmehr in Wahrheit unumschränkt, 
geboten hätte. Mit dieser unbegrenzten Macht ausgestattet, 
sollte er dann die große, von den Physiokraten geplante 
Staatsreform durchfuhren. 
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Das Ideal, das den Phjrsiokraten wie ihren Gesinnungs- 
verwandten, den sogenannten Philosophen, vorschwebte, 
stellte sich in der Person eines wahrhaft aufgeklärten ab- 
soluten Herrschers dar, der, ohne Rücksicht auf den zu 
befürchtenden Widerstand der privilegierten Klassen, die 
bestehenden Mißbräuche ausgemerzt und eine geordnete 
einheitlich gegliederte Staatsverwaltung hergestellt hätte. 
Damit beabsichtigten sie, die Entwickelung des zentrali- 
sierenden Absolutismus zum Abschluß zu bringen: so sind 
sie recht eigentlich als Fortbildner des Werkes von Riche- 
lieu und Mazarin zu betrachten. Der Kemgedanke der 
neueren französischen Geschichte, der in dem von der 
Hauptstadt aus energisch zusammengefaßten Einheitsstaat 
gipfelt, ist durch sie in die moderne Zeit hinübergerettet 
worden. 

Daß diese radikalen absolutistischen Neigungen der 
Physiokraten in weiteren Kreisen des französischen Volkes 
zur Zeit Ludwigs XV. Anklang gefunden hätten, wird man 
nicht behaupten dürfen. Höchst bedeutsam aber war es, 
daß ihre Bestrebungen, die sich auf eine gründliche Staats- I 
reform richteten, unter der hohen Beamtenschaft auf frucht- i 
baren Boden fielen. Drängte sich doch seit Vaubans 
Tagen gerade den der Krone nahestehenden Beratern 
immer unabweisbarer der Gedanke auf, daß das alte Staats- 
wesen sich schon lange nicht mehr den Anforderungen ge- 
wachsen zeige, die eine veränderte Zeit an es stelle^ daß 
es sich durch zweckmäßige Reformen dem neuen Geist 
anpassen, sich durchaus verjüngen müsse, um wieder lebens- 
kräftig dazustehen. 

Wer aber sollte diese Reformen vollziehen? Doch 
nur der König, der als unumschränkter Herrscher jede 
R^rung des politischen Lebens im Innern und nach außen 
einzuleiten hatte. Freilich konnte nur ein starker König 
oder ein gewaltiger Minister, ein Heinrich IV. oder ein 
Richelieu, diese Sisyphusarbeit vollbringen, eine Art Titane, 
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der sich durch keinen Widerstand einschüchtern, durch 
keine Klagen rühren ließ, auch nicht durch die schmeicheln- 
den Lockrufe höfischer Sirenen. 

So blieb gerade den besten Mitgliedern des hohen 
Beamtentums die Wahrheit nicht verborgen: die französische 
Monarchie stand am Vorabend wichtiger Entscheidungen. 
Allein es bedurfte eines harten, genialen Willensmenschen, 
der rechtzeitig den rettenden Entschluß zu fassen und sie 
vom Abgrund wegzureißen wußte. 

Eine kleine Begebenheit kennzeichnet die Stimmung 
vortrefflich, die schon in den fünfziger Jahren des 1 8. Jahr- 
hunderts in französischen Regierungskreisen herrschte. Bei 
einem Mahle, das Quesnay in jenen Tagen seinen Freun- 
den in Paris gab, wurde die Liebe viel gerühmt, in der 
die Franzosen an ihrem Herrscherhause hingen. Zu diesem 
Gegenstand nahm auch ein junger Staatsbeamter von 
edlem Aussehen das Wort, um lebhaft zu beteuern, wie 
sehr die Könige dieses Geftihl der Hingebung verdient 
hätten: »Diese Liebet, rief er in froher Begeisterung aus, 
»ist keineswegs blind, vielmehr kommt sie aus dem Grunde 
des Herzens; sie entstammt der dunklen Erinnerung an 
große Wohltatenc. Und als das Gespräch sich bald dar- 
auf dem regierenden König zuwandte, nahm ihn der jugend- 
liche Heißsporn eifrig in Schutz. Er behauptete, es ge- 
breche Ludwig XV. vornehmlich an einer Eigenschaft, die 
sein Ahn Ludwig XTV. in zu hohem Maße besessen habe: 
an Selbstbewußtsein. Der König zeige sich überall wohl 
unterrichtet, und im Staatsrat sei seine Ansicht stets zu- 
treffend. Aufrichtig zu bedauern sei aber sein Mangel an 
Selbstvertrauen, oder daß er nicht sein Vertrauen einem 
populären Premierminister schenke. 

Der Jüngling, der unter einmütiger Zustimmung diese 
Ansicht vorgetragen hatte, war kein geringerer als Turgot. 
Das Gespräch bei dem Quesnayschen Mahle scheint sich 
hauptsächlich um die schon damals viel erörterte Frage der 
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Staatsreform gedreht zu haben, und die Tafebnnde hatte 
wohl erwogen, ob Ludwig XV. der Mann sein würde, um 
eine so schwierige Aufgabe zu lösen. Aus Turgots loben- 
der Äußerung und dem Beiüadl, der ihr gespendet wurde, 
ersieht man, daß die Physiokraten noch auf den König 
bauten. 

Leider sollten sich diese Hof&iungen nicht erfüllen. 
Wie augenscheinlich auch die schmachvollen Niederlagen 
des Siebenjährigen Krieges und das stetige Sinken des 
politischen Einflusses Frankreichs, sowie die zunehmende 
Verwirrung in der innem Staatsverwaltung die Reform- 
bedürftigkeit des alten Regime offenbarten, Ludwig XV. 
vermochte sich nicht zu entschlossenem Handeln aufzu- 
raffen. Nach einigen unbedeutenden Anläufen erkaltete 
rasch sein Reformeifer. Und schliefMich brachen die trübsten 
Jahre dieser unheilvollen Regierung herein, in denen der 
König unter dem Einfluß einer frivolen Maitresse und ver- 
haßter Minister sich durch seine würdelose Lebensführung 
um den letzten Rest von Achtung bei seinen Untertanen 
brachte. 

Erst mit der Thronbesteigung Ludwigs XVI. brach für 
die Freunde der Staatsreform ein neuer Hoffnungsmorgen 
an : als der junge Monarch Turgot ins Ministerium berief, 
da wähnten seine Parteigänger, die Physiokraten, den Tag 
herbeigekommen, wo sich die von ihnen seit langem ge- 
träumte Wiedergeburt des französischen Staatswesens gleich- 
sam mit einem Schlage vollziehen würde. 

Wie dachten sie sich diese Wiedergeburt ? Wie sahen 
die Grundzüge des umfassenden Reformprogramms aus, 
dessen Durchführung sie dem neuen König zumuteten?^) 



*) Im folgenden ttfltse ich mich hanptsichlich auf das noch wenig 
gekannte hcnrorragende Werk dei Adrokaten Letröne, De Tadminittration 
proTtnciale et de la r^rme de l'tmp6t, Basel 1779, 2 Binde. Letrftnes 
Werk nimmt nnter den pbyiiokratischen Schriften einen eigen n ] 

ein. Während es sonst den Schttlern Qnesna^ im wesentlid 
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n. 

Im AiGttelpunkt der physiokratischen Reformbestre- 
bungen steht die Frage der Steuerreform. Sie bildet ge- 
radezu den Ausgangspunkt und Lebensnerv ihres Systems. 
Die schlimmen Zustände, die in der französischen Finanas- 
und Steuerverwaltung unter dem ancien r^me herrschten« 
sind zugleich mit ihren höchst nachteiligen Folgen für den 
nationalen Wohlstand von berufenen Federn so häufig ge- 
schildert worden, daß wir hier auf eine eingehende Dar- 
stellung verzichten und uns mit der Erinnerung an die 
hervorstechendsten Mißbräuche begnügen können. 

Jedenfalls handelte es sich bei der Frage der Steuer- 
reform um ein mehr als himdert Jahre altes Problem der 
französischen Verwaltungspraxis. Wie oft und wie dringend 
hatte bereits Colbert Ludwig XIV. die Reform der Taille, 



theoretische Begründung der Lehren des Meisters ankam, unternimmt hier 
Letrftne den interessanten Versnch, Mittel und Wege anzugeben, wie die 
Ton den Ph]rsiokraten Terfochtenen Doktrinen in die Wirklichkeit su tiber- 
tragen seien, und entwirft su diesem Zweck ein umfassendes Reformpro- 
gramm. Letrftne gehörte zu der kleinen Gruppe yon Phjrsiokraten, die 
sich um Turgot scharte und unter dessen Einfluß praktisch die Lösung 
des Reformproblems ins Auge fidke ; neben Letr&ne widmeten sich nament- 
lich Condorcet und Du Pont dieser Au^be. Wie stark Letrönes Werk 
ttber die Provinzialverwaltung Ton Turgots Munizipalititen-Entwurf beein* 
flußt wurde, zeigt die ganze Anlage seines Buches: der Selbstrerwaltungs- 
gedanke ist die zentrale Idee, um welche die einzelnen Reformmafinahmen 
gruppiert werden. Trotzdem darf man keinesfalls behaupten, daß alle Vor- 
schllge Letrftnes Turgots Beifiül gefunden haben wurden. Du Pont, der 
wohl ah der getreueste Dolmetsch der Ideen Turgots zu betrachten ist, 
kündigte im Juni 1780 dem Markgrafen Karl Friedrich Ton Baden Letrönes 
Werk mit einem charakteristischen Vorbehalt an: >Mr. le Trosne a depuis 
fiut un assez gros lirre sur le m^me sujet (wie der Munizipalitäten-Entwurf, 
Ton welchem Du Pont dem Markgrafen kürzlich eine Abschrift gesandt 
hatte), oü parmi un grand nombre de cboses tr^s estimables, j'en trouverais 
quelques-unes qui me paraissent moins bien Tues.« Knies, Karl Friedrichs 
von Baden brieflicher Verkehr mit Mirabeau und Du Pont (Heidelberg 
1892) I, 30 1. — Über Letrftne Yergleiche man A. Onckens Geschichte 
der Nationalökonomie (Leipzig 1903) I, 439 ff., 473 ff. 
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der Salzsteuer und der Tranksteuem sowie die Aufhebung 
der drückenden, Handel und Wandel unterbindenden 
Binnenzölle empfohlen I Er hatte tauben Ohren gepredigt.^) 
Der Ruhm und Pracht liebende König hatte für eine Re- 
formpolitik großen Stils, wie sie sein Finanzminister vorschlug, 
wenig Sinn gezeigt; die Hilfsquellen seines reichen Landes 
hielt er fUr unerschöpflich und spannte, unbesorgt um die 
schlimmen Folgen, die Kräfte der Untertanen aufs äußerste 
an, um das hochgesteckte Ziel seiner Politik, die unbe- 
dingte Vorherrschaft Frankreichs in Europa, zu erreichen. 
Wie seine großen Vorgänger Richelieu und Mazarin be- 
trachtete Ludwig die Finanz- und Steuerverwaltung ledig- 
lich aus fiskalischen Gesichtspunkten: für die fortwährend 
sich steigernden Bedürfnisse des glänzenden Hofhalts und 
der ungeheure Summen verschlingenden kriegerischen Po- 
litik sollte sie ihm die Mittel aufbringen, gleichgültig woher 
man sie nahm. Zu welchen Mißständen dieses System 
rücksichtsloser Ausbeutung geführt hat, wie namentlich die 
bäuerliche Bevölkerung dadurch ausgesogen und in weiten 
Gebieten des Landes an den Bettelstab gebracht worden 
ist, diese Schattenseite der äußeriich glanzvollen Regierung 
Ludwigs XrV. ist ja oft genug geschildert worden; von 
keinem aber so anschaulich und eindringlich wie von zwei 
2^tgenossen des Königs, von Boisguillebert und Vauban. 
Sie eröffnen würdig den Reigen der zahlreichen Re- 
fonnschriflsteUer. Denn sie haben sich nicht mit einer er- 
greifenden Darstellung der herrschenden Übelstände be- 
gnügt, sondern bereits den leitenden Gedanken, der die 
immer gewaltiger bis zur Revolution hin anschwellende 
Bewegung kennzeichnet, in ihren Schriften niedergelegt. 
Dieser Leitgedanke gipfelt in der Forderung einer gerechten, 



■) Über Colberts Reformbestrebungen und die Stellung Ludwigs XIV. 
daxv hMt in jflngster Zeit Ernest Lavisse in der Histoire de France VII, 
I, 169 AT. Tortreflflich gehandelt. 

Glafan, Rdbnnvenucbe. ^ 
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den Volkswohlstand nach Möglichkeit berücksichtigenden 
Besteuerungsweise. 

Der Hauptvorwurf, den Boisguillebert und Vauban 
gegen die hergebrachte Finanzpolitik erhoben, lag eben in 
dem Nachweis, daß sie in schonungslosem Fiskalismus die 
Quellen, aus denen sie den Staatshaushalt speisen sollte, 
allmählich verschüttete, daß sie den wichtigsten Erwerbs- 
zweig Frankreichs, die Landwirtschaft, nicht allein in der 
Entwickelung hemmte, sondern zugrunde zu richten drohte. 

Im Laufe des i8. Jahrhunderts hatte die französische 
Regierung sich verschiedentlich bemüht, die Mißstände im 
Steuerwesen zu beseitigen oder doch wenigstens zu mildem. 
Vor allem war sie bestrebt gewesen, auch die Privil^'erten 
zu den Staatslasten heranzuziehen. Als während des Spani- 
schen Erbfolgekrieges zwei neue direkte Steuern, die ca- 
pitation und der dixi^me, eingeführt wurden, wagte Lud- 
wig XIV., den Grundsatz der Steuerfreiheit der bevor- 
rechteten Stände zu durchbrechen : Adel sowohl wie Klerus 
sollten zu den beiden Auflagen beitragen.^) 

Leider zeigte sich die Regierung von vornherein nicht 
stark genug, um an dem einmal angenommenen Prinzip 
festzuhalten. Dem geistlichen Stande glückte es sofort, 
sich durch Zahlung einer unverhältnismäßig geringen Summe 
von den beiden Steuern loszukaufen und den König wiederum 
zur ausdrücklichen Anerkennung seiner Immunität zu be- 
wegen. Auch der Adel verstand es, wenn er sich auch 
nicht wie der Klerus vollständig zu befreien vermochte, 

^) Fflr die firmnsösische Finanzgeschichte unter dem alten Regime 
yerweise ich hier ein für allemal auf die bekannten Werke ron A. Bailly, 
Hittoire financi^re de la France, depuis I'origine de la monarchie jusqu'i 
la fin de 1786, Bd. I, II, Paris 1839. Dieses Buch ist auch heute noch 
nicht zu entbehren, weil Bailly archivalische Materialien benutzt hat, die 
im Jahre 187 1 durch die Kommunarden vernichtet worden sind. Vgl. 
femer R. Stourm, Les finances de l'ancien regime et de la Revolution, 
Bd. I, II, Paris 1885, und Charles Gomel, Les causes financi^res de la 
Revolution fran^aise Bd. I, 11, Paris 1892. 
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sehr wesentliche Ermäßigungen fUr sich herauszuschlagen, 
so daß er nur sehr selten im wahren Verhältnis zu seinem Ein- 
kommen besteuert wurde. 

Mehrere energische Finanzminister machten im Lauf 
des 1 8. Jahrhunderts den Versuch, den oberen Ständen die 
Vergünstigungen zu rauben, die sie unbilligerweise für 
sich in Anspruch nahmen. Allein ihre Bemühungen blieben 
erfolglos. Stets gelang es den Privilegierten, ihre Vorrechte 
zu behaupten und die unbequemen Generalkontrolleure, 
die sie anzutasten wagten, zu stürzen. So scheiterten an 
der Selbstsucht der oberen Stände und der Ohnmacht der 
Regierung schon beim ersten Anlauf aUe Maßnahmen, die 
den von Vauban aufgestellten Grundsatz der gleichmäßigen 
Besteuerung der verschiedenen Bevölkerungsklassen zur 
Durchführung bringen sollten. 

Und nicht besser erging es den Reformbestrebungen, 
die auf eine gerechtere Verteilui^ der hauptsächlichsten 
direkten Steuer, der Taille, unter den nichtprivilegierten 
Volksschichten hinzielten. Abgesehen von wenigen Aus- 
nahmen bewahrte die Taille da, wo sie als Personalsteuer 
erhoben wurde, ihren willkürlichen Charakter. Wie am 
Ausgang des 17. Jahrhunderts war es namentlich der Land- 
mann, der unter dem schweren Druck dieser unseligen Auf- 
lage zu seufzen hatte. Sein Los hatte sich keineswegs 
verbessert, sondern vielmehr verschlimmert : denn die Taille 
war fortwährend erhöht imd außerdem eine Reihe neuer 
Steuern hinzugefügt worden. 

Überblicken wir die Anstrengungen, die das franzö- 
sische Königtum seit Colberts Tagen gemacht hat, um das 
bestehende Steuersystem zu verbessern, so muß man die 
Ergebnisse seiner Reformpolitik erschreckend gering nennen. 
Man darf sagen: im wesentlichen blieb alles beim Alten. 
Die hergebrachten Mißbräuche schienen zu tief Wurzel ge- 
schlagen zu haben, um sich noch ausrotten zu lassen. Ja, 
die Mißstände, welche die ungleichmäßige Verteilung der 
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Steuerlast zur Folge hatte, waren mit der Vermehrung der 
Auflagen im Laufe des 1 8. Jahrhunderts noch bedeutend 
gewachsen. Vor allem der kleine Landwirt war schließlich 
so stark vom Fiskus überbürdet worden, daß die Leiter 
der Finanzverwaltung selbst zu wiederholten Malen der 
Überzeugung Ausdruck gaben, es sei durchaus unmöglich, 
die Steuerschraube noch fester anzuziehen, da sonst der 
Bauernstand gänzlichem Verderben preisgegeben würde. 

Dazu kam noch der sehr merkwürdige Umstand, dafs 
sich der Kreis derjenigen, die Steuerbevorzugungen genossen, 
fortwährend erweiterte. Denn wer zu einigem Wohlstand 
gelangt war, hatte nichts Eiligeres zu tun, als sich einen 
Adelsbrief oder eines der nach Tausenden zählenden Ämt- 
chen, mit denen die Steuerbefreiung verbunden war, zu 
kaufen, um sich dadurch der drückendsten Auflage, der 
Taille, zu entziehen. Je mehr sich aber die Zahl derjenigen 
vergrößerte, die sich den Genuß solches ungerechten Vor- 
teils verschafften, um so unerträglicher wurde die Last für 
die Nichtbegünstigten ; da die Taille in derselben Höhe 
wie vor dem Ausscheiden der neuen Privilegierten von 
der einzelnen Gemeinde aufgebracht werden mußte, hatten 
die Steuerzahler den entstandenen Ausfall zu tragen. So 
wälzten die Reichen oft ihren Anteil auf die Schultern der 
ärmeren Bevölkerung ab. Wie durfte eine auf das Wohl 
des Volkes bedachte Verwaltung solchen himmelschreien- 
den Mißbrauch dulden? Nicht genug aber damit, daß sie 
ihn duldete, sie selbst gab ihm stets aufs neue Nahrung, 
indem die Generalkontrolleure, so oft sie in Geldnot waren, 
solche überflüssige Ämter verschacherten, mit denen die 
Befreiung von der Taille verbunden war. Man würde irren, 
wenn man annehmen wollte, daß nur die beiden oberen 
Stände eine bevorzugte Stellung hinsichtlich der Besteuerung 
eingenommen hätten. 

Wie fast auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens 
unter dem alten Regime herrschte namentlich im Steuer- 
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wesen eine verwirrende Mannigfaltigkeit der verschieden- 
artigsten Abstufungen. Viel günstiger ab die Landbewoh- 
ner waren in der Regel die Städter gestellt, weil sie sich 
durch Pauschalsummen, sog. Abonnements, deren Betrag 
unverhältnismäßig niedrig bemessen zu sein pflegte, von 
der Kopfsteuer und ihren schikanösen Erhebungsformen 
befreit hatten. Ebenso waren die Provinzen mit Land- 
ständen vor den übrigen, den Pays d'dection, die keine 
Vertretung hatten, ausgezeichnet, weil sie eine mit der 
Regienmg vereinbarte Summe durch ihre eigenen Beamten 
aufbringen ließen und dadurch vor den Übergriflen der 
königlichen Steuereinnehmer gesichert waren. Aber auch 
unter den Pays d'dection gab es Provinzen, deren Bewohner 
noch nicht die Hälfte dessen zahlten, was der Fiskus viel- 
leicht in der benachbarten Landschaft erhob ^). Ja, eine 
indirekte Auflage, wie die wegen ihrer Härte berüchtigte 
Gabelle, wurde in den verschiedenen Teilen der Monarchie 
imter Berücksichtigung der herkömmlichen PrivU^en so 
ungleichmäßig erhoben, daß der Salzpreis für den Zentner 
zwischen 2 und 60 Frcs. schwankte, je nachdem die Pro- 
vinz von der Verbrauchssteuer ganz oder halb befreit, oder 
ihrer vollen Schwere unterworfen war. 

Es war ohne Frage der kleine Landwirt, gegen den 
sich alle Härten des herrschenden ungerechten Steuer- 
systems richteten. Denn nicht allein das Schwergewicht 
der direkten Auflagen, der Taille, der Gipitation und des 
Zwanzigsten hatte er zu tragen, sondern auch die indirekten 
Steuern, wie die Gabelle und die Tranksteuem, schädigten 
vor allem seine Erwerbstätigkeit. Nicht genug aber damit, 
daß er, um den Fiskus zu befriedigen, einen unverhältnis- 
mäßig großen TeU seiner Einkünfte opfern mußte, hatte 
er noch der Kirche den Zehnten und dem Seigneur den 

>) Mmn Tcrgleiche die lehrreichen Angaben, die Necker in seinem 
Werke De radministrmtion des finances de la France U, 228 ff. (Ausgabe 
Too 1784) darüber macht 
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Grundzins zu entrichten, seufzte er ferner unter dem Drucke 
der Wegfronden und Einquartierungslasten, die ihm die 
Regierung von Zeit zu Zeit auferlegte, imd der Feudal- 
rechte, die ihm der Grundherr abverlangen durfte. 

Die schlimmen Folgen, die diese Steuerüberbürdung 
für die Entwickelung der Landwirtschaft nach sich zog, 
waren seit langer Zeit offenbar geworden, und wenn man 
sich mit der Frage der Verbesserung der Steuerverfassung 
beschäftigte, so wandte die hauptsächliche Sorge der Re- 
former sich dem beklagenswerten Lose des Landmannes 
zu. Denn ihm vor allem mußte man Hilfe bringen. 

Etwa in der Mitte des i8. Jahrhunderts sehen wir in 
Frankreich auch in weiteren Volkskreisen eine Stimmung 
reißend schnell um sich greifen, die der bedrängten Land- 
wirtschaft die lebhafteste Teilnahme entgegenbrachte. Das 
Land wurde allmählich von einer agrarischen Bewegung 
erfaßt, die bis zu der Revolution hin in stetigem Ansteigen 
begriffen ist und nicht eher ruht, bis sie die Fesseln, die 
das Gedeihen des wichtigsten nationalen Erwerbszweiges 
hemmten, zersprengt hat^). 

Ein immer deutlicher wahrnehmbarer Rückschlag gegen 
Colberts Wirtschaftspolitik war nach und nach eingetreten. 
In scharfem Gegensatz zu dem handel- und gewerbefreund- 
lichen Merkantilismus, dem man vorwarf, er habe nament- 
lich durch die künstlich niedrig gehaltenen Getreidepreise, 
die er zum Vorteil der Industrie beanspruchte, fast den 
Untergang der Landwirtschaft verursacht, forderte man, 
auch von seiten des Staates, eine hingebungsvollere Pflege 
des Ackerbaus. Um landwirtschaftlichen Sinn möglichst 
in allen Schichten des Volkes zu wecken, wurden in der 
Hauptstadt und in den großem Provinzialstädten Gesell- 



^) Über diese agrarische Bewegung vergleiche man Fritz Wolters, 
Stadien ttber Agrarzustände und Agrarprobleme in Frankreich yon 1700 
bb 1790 (Leipzig 1905 in Schmollers Staats- und sozialwissenschaftlichen 
Forschungen XXII^ 5). 
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Schäften gerundet, die sich die Hebung des Ackerbaus 
zur Aufgabe machten. Hier beschäftigte man sich aufs 
eifrigste mit der Verbesserung der landwirtschaftlichen An- 
baumethoden. Von den Akademien wurden jetzt häufig 
Preisfragen ausgeschrieben, die die beste Art der Feld- 
bestellung zum Gegenstande hatten. Kein Wunder, wenn 
unter diesen Antrieben die agronomische Literatur einen 
großartigen Aufschwung nahm. 

Unter dem Einfluß dieser agrarischen Strömung wurden 
natürlich auch die staatlichen Einrichtungen, soweit sie dem 
Wohle der Landwirtschaft hinderlich waren, einer scharfen 
Kritik unterworfen. Namentlich gegen die herrschende 
Steuerverfassung, die den Ruin der Landeskultur in weiten 
Gebieten Frankreichs verschuldet hatte, wendeten sich alle 
Freunde der ackerbaulichen Tätigkeit, niemand aber in so 
leidenschaftlicher Entschiedenheit und grundsätzlicher Geg- 
nerschaft wie die Physiokraten. 

m. 

Leicht war es für sie nachzuweisen, wie schonungslos 
der fiskalische Geist als böser Dämon auf dem Lande 
hauste, wie er, ohne an die Zukunft zu denken, Raubbau 
trieb und in dem Landmann allen Unternehmungsgeist er- 
stickte. Schon Boisguillebert und Vauban hatten recht 
anschaulich gezeigt, wie die Härten der Taille notwendig 
den Rückgang der Landwirtschaft im Gefolge haben muß- 
ten. Denn der Bauer durfte keine Melioration vornehmen, 
kein Stück Vieh anschaffen, weil er dadurch sofort die 
Augen der Steuereinnehmer auf sich gezogen und eine 
weit höhere Steuerquote, die ihn zugrunde richtete, hätte 
zahlen müssen. Nur der Anschein äußerster Dürftigkeit, 
der Bettelannut, vermochte ihn vor einer schwereren Be- 
lastung zu schützen. 

Allein schon die Vorgänger der Ph)^iokraten hatten 
die Taille als Landplage genugsam gekennzeichnet; ihre 
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Schäden waren also den Zeitgenossen Quesnays längst 
bekannt. Seine Anhänger konnten sich daher mit einer 
kurzen Erinnerung begnügen und ihre Geschosse um so 
entschiedener gegen einen andern Zweig der bestehenden 
Steuerordnung wenden, nämlich gegen die indirekten 
Steuern. Die Verpachtung derselben verurteilten sie grund- 
sätzlich. Denn wie durfte der Staat eine so wichtige Funk- 
tion, wie es die Steuerverwaltung war, Privatleuten über- 
tragen und ihnen dabei einen Teil der öffentlichen Macht- 
befugnisse ausantworten I Wie durfte er erlauben, daß die 
Steuerpächter außer der an die Staatskasse abzuführenden 
Summe einen beträchtlichen Überschuß als persönlichen 
Gewinn für sich herauszuschlagen suchten I 

Vor allem kam es den Physiokraten auf den Nach- 
weis an, daß eine fortgeschrittene wirtschaftspolitische Auf- 
fassung die indirekten Steuern überhaupt als eine den 
Volkswohlstand auf das empfindlichste schädigende Insti- 
tution verurteilen müsse. Wie schwer hatte z. B. die 
landwirtschaftliche Gütererzeugung unter der Gabelle zu 
leiden, da bei dem unerschwinglich hohen Preise das Salz 
weder als Zusatz zum Viehfutter noch als Düngemittel ver- 
wendet werden konnte. Ebenso wurde der Weinbau, der 
unter günstigeren Bedingungen den glänzendsten Aufschwung 
genommen hätte, durch die höchst drückenden Trank- 
steuem, die sog. aides, in der Entwickelung gehemmt. 

Allein nicht nur die ländliche Produktion, sondern 
auch einzelne Industriezweige wurden durch schikanöse und 
maßlose Besteuerung an der freien Entfaltung gehindert. 
Beklagenswürdig erschien den Physiokraten z. B. das Los 
der Lohgerber. Sowohl die Höhe der Abgaben, die sie 
zu entrichten hatten, als die zeitraubende und lästige Be- 
aufsichtigung, die die Beamten der Regie über sie aus- 
übten, sowie die zahlreichen Prozesse und schweren Bußen, 
durch die sie sich täglich bedroht sahen, hatten die An- 
gehörigen dieses Gewerbzweiges mit so tiefer Entmutigung 
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erfüllt, daß viele ihrem Berufe entsagt hatten. Während 
es im Jahre 1759 vor der Einrichtung der Regie in Paris 
noch 40 Lohgerber gab, die mehr als 280 Arbeiter be- 
schäftigten, war ihre Zahl im Jahre 1775 auf 15 Meister 
und 50 Gesellen gesunken. Ein gleicher Rückgang der 
Lederindustrie war in der Provinz zu verzeichnen. 

Mit fast noch größerer Entschiedenheit als die in- 
direkten Steuern bekämpften die Physiokraten die Binnen- 
zölle, die sog. traites. Hatten doch schon Colbert und 
Vauban auf die schweren Nachteile hingewiesen, die die 
Zollschranken zwischen den einzelnen Provinzen dem Handel 
verursachten. Oft genug hatte die Regierung darüber Er- 
hebungen anstellen lassen und die Beseitigung der innem 
Zolllinien ernstlich erwogen, aber zu einem heilbringenden 
Entschluß war sie nicht gekommen. Nach wie vor brei- 
teten sich die unzerreißbaren Maschen dieses Netzes über 
Frankreich, und die geringen Einnahmen, die man aus 
den Binnenzöllen zog — sie betrugen nicht viel über vier 
Millionen — standen in keinem Verhältnis zu den Er- 
hebungskosten, der Schädigung und den Plackereien, unter 
denen der Handel zu leiden hatte. 

Zu den im Auftrag des Staates erhobenen Binnenzöllen 
gesellten sich noch zahlreiche Wegezölle (p^ages), die sich 
als vom Könige in früher Zeit verliehene Privilegien im 
Besitz von Privatpersonen oder von Stadt- oder Landge- 
meinden befanden. Namentlich die Flußzölle häuften sich 
in erschreckender Weise. Ein mit Wein befrachtetes Boot 
hatte auf dem Wege aus dem Languedoc bis nach Paris, 
wobei es die Rhone aufwärts und die Loire abwärts fuhr, 
an 35 — 40 verschiedenen Hebestätten Abgaben zu erlegen. 
Nicht allein die Verteuerung der Waren verdroß die Han- 
delsleute, sondern auch der Zeitverlust, den ihre Fuhrleute 
an den Hebestätten erfuhren. Häufig verzögerte sich da- 
durch ihre Reise um zwölf bis fünfzehn Tage. Einen so 
langen Aufenthalt verursachte die Ausstellung der Steuer- 
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erklärungen und die Revisionen der Zollbeamten. Um 
diesen Scherereien zu entgehen, verließ man oft die be- 
quemere und als Verkehrsmittel billigere Wasserstraße und 
zog ihr den Landweg vor. Die außerordentlich zahlreichen 
Rhonezölle veranlaßten eine solche Ablenkung des Waren- 
verkehrs : der lebhafte Handel zwischen Lyon und Marseille 
vollzog sich auf dem Landwege. 

Auch über diese Übelstände wurden seit Jahrhunderten 
Beschwerden erhoben ; auch in diesem Falle hatte die Re- 
gierung oft Abhilfe versprochen. Allein es ging so, wie 
es unter dem alten Regime zu gehen pflegte: Ausschüsse 
wurden eingesetzt, um die Klagen auf ihre Berechtigung 
hin eingehend zu untersuchen ; Reformprojekte wurden aus- 
gearbeitet, um schließlich unausgeführt liegen zu bleiben. 
Schon im Januar 1663 war eine königliche Verfiigung er- 
lassen worden, nach der die Inhaber von Wegezöllen sich 
zur Unterhaltung der Brücken und Straßen verpflichten 
oder ihre Zollgerechtsame aufgeben sollten. Aber wie so 
manches Dekret stand auch dieses nur auf dem Papier; 
die Regierung sorgte nicht dafür, daß ihm wirklich nach- 
gelebt wurde. 

Es war mit den Wegezöllen gegangen wie mit so 
vielen Einrichtungen, die aus dem Mittelalter stammten: 
sie hatten ihren ursprünglichen Charakter eingebüßt und 
ihre Daseinsberechtigung verloren. In früherer Zeit hatten 
die Inhaber dieser Zölle für die Sicherheit und Instand- 
haltung der Straßen Sorge getragen und dadurch ein Ent- 
gelt verdient. Später hatte der Staat diese Aufgaben über- 
nommen und damit war die weitere Erhebung der alten 
Auflagen zum sinnlosen Mißbrauch, zu einer unbilligen 
Schröpfung des Handels geworden, gegen die sich der 
aufgeklärte Sinn auflehnte. Überall in Frankreich regte 
sich ein neuer wirtschaftlicher Geist, der aus den engen 
landschaftlichen Verhältnissen machtvoll hinausstrebte und 
die zahllosen Fesseln, die seine freie Betätigung hemmten, 




Das physiokratische Reformprogramm. 27 

mit einem Ruck zu zersprengen suchte, um seiner über- 
schüssigen Kraft einen weitem Spielraum zu erobern. Er 
wünschte Frankreich umzuwandebi in ein einziges nach ein- 
heitlichen Grundsätzen verwaltetes Wirtschaftsgebiet, und 
fiir dieses Ziel gab es kein peinlicheres Hindernis als die 
provinziellen und örtlichen Zollschranken. 

Überblicken wir schließlich die umfassende Kritik, die 
die Physiokraten an der Steuerordnung übten, so kommen 
wir zu dem Ergebnis, daß auch nicht eine der bestehenden 
Auflagen Gnade vor ihren Augen fand. Denn jeder ein- 
zelnen konnten sie nachweisen, daß sie ungleichmäßig ver- 
teilt oder für die Entwickelung des Volkswohlstandes nach- 
teilig sei. Dürfen wir uns daher wundem, wenn diesem 
radikalen Verdammungsurteil auch das Heilmittel der Re- 
former entsprach; wenn sie von einer allmählichen Um- 
bildung und Verbessemng der alten Steuerordnung nichts 
hören, sondem das alte Gebäude abtragen und einen 
vollständigen Neubau auffuhren wollten? Hatte doch bereits 
Vauban, als er die Einflihmng des Königszehnten empfahl, 
den Umsturz des herrschenden Steuersystems vorgeschlagen 
und damit kundgegeben, daß er die Taille nicht für ver- 
bessenmgsfähig hielt. 

Aber im Gegensatz zu dem Marschall Ludwigs XIV., 
der die Besteuemng des Rohertrages des Landwirts ge- 
fordert hatte, wünschte Quesnay die Auflagen auf einen 
Bmchteil des Reinertrages, des produit net, zu beschränken. 
Denn der Grundfehler des alten Systems bestand seiner 
Meinung nach darin, daß der Fiskus auf den Landmann 
Auflage auf Auflage häufte, ohne danach zu fragen, ob 
er nicht durch dieses Übermaß seine Steuerkraft erschöpfe 
und ihn zugrunde richte. Um diesen Mißstand in Zu- 
kunft zu verhüten und den Bauern vor den Übergriffen 
der fiskalischen Beamten durch einen unübersteiglichen 
Schutzwall zu sichern, stellte der Leibarzt der Pompadour 
ein ehemes Steuergesetz auf, das den Grundpfeiler seines 
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Ökonomischen Systems bildete: scharf unterschied er 
zwischen dem Rohertrag und dem Reinertrag des Steuer- 
pflichtigen. Er wies darauf hin, daß von dem Ernteertrag 
zunächst die gesamten Produktionskosten abgezogen werden 
müßten, damit der Landwirt im nächsten Jahre sein Feld 
wiederbestellen könne. Dabei handelte es sich nicht nur 
um Saatgut und Arbeitslöhne, sondern auch um den Er- 
satz des abgenutzten stehenden Kapitals, d. h. der dauern- 
den Betriebsmittel, wie Viehstand, Maschinen, Wirtschafts- 
gebäude usw., sowie um die angemessene Verzinsung der 
Einschüsse der Pächter. Erst auf den nach Abzug aller 
dieser Kosten übrig bleibenden Reinertrag durfte die Steuer 
gelegt werden. 

An Stelle der verwirrenden Mannigfaltigkeit der herr- 
j sehenden Steuerordnung wollte Quesnay eine einzige direkte 
Steuer setzen, und zwar eine Grundsteuer. Von indirekten 
Auflagen sollte ganz abgesehen werden, weil sie auf die 
Entwickelung des Wirtschaftslebens schädigend einwirken 
und schließlich auf den Grundeigentümer abgewälzt würden. 
Dieser sollte also von seinem Reinertrag die gesamten 
Kosten der Staatsverwaltung decken. 

Diese einseitige Steuerlehre der Physiokraten ist schon 
von den Zeitgenossen herb getadelt worden. Man hat 
ihnen vorgeworfen, sie hätten den Landwirt, dem sie eigent- 
lich zu Hilfe kommen wollten, in eine recht schlimme Lage 
versetzt, indem sie vorschlugen, ihm das ganze Schwer- 
gewicht der Steuerlast hinfort aufzupacken. Dieser Wider- 
spruch ist aber doch nur teilweise berechtigt. In jedem 
Falle hätte der Grundbesitzer nur einen Teil des Reinertrages 
dem Fiskus zahlen müssen ; denn durch das eherne Steuer- 
gesetz war er ein für allemal vor Überforderungen ge- 
sichert, die ihn dem Ruin ausgesetzt hätten. Eine andere 
Frage war allerdings, ob der zu entrichtende Steuerbetrag 
schließlich ftir die Bedürfnisse des Staates ausgereicht hätte, 
was wohl zweifellos nicht der Fall gewesen wäre. 
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Mag man heute über den Wert der ökonomischen 
Theorien der Ph)^iokraten urteilen, wie man will, auf die 
Zeitgenossen hat die Richtung ihrer volkswirtschaftlichen 
Anschauungsweise jedenfalls sehr stark gewirkt : ihre Kritik 
enthüllte die schweren Mängel der bestehenden Steuer- 
ordnung, die vornehmlich in der ungerechten Verteilung 
der Lasten und in ihrem den nationalen Wohlstand beein- 
trächtigenden Charakter lagen. 

Die aus dieser Kritik sich ei^ebenden neuen Grund- 
sätze ließen sich leicht in der Theorie verfechten. Wie 
war es aber praktisch möglich, den Reinertrag der ein- 
zelnen Güter richtig zu ermitteln und eine gleichmäßige 
Besteuerung wirklich durchzuführen? Das Gerechtigkeits- 
prinzip war als ideale Forderung schon vor dem Auftreten 
der physiokratischen Schule wiederholt aufgestellt worden ; 
seiner Erfüllung hatten sich jedoch stets bedenkliche Schwie- 
rigkeiten entgegengestellt; die hauptsächlichsten lagen da- 
rin, daß es weder sorgfaltig geführte Kataster gab, in 
denen Umfang und Ertragfähigkeit der einzelnen Land- 
stücke verzeichnet gewesen wären, noch eine verläßliche 
und wohlunterrichtete Beamtenschaft, die der Staat mit der 
Einschätzung der Güter hätte betrauen können. Wie war 
diesen Mängeln abzuhelfen? 

Nicht der Schöpfer des physiokratischen Systems, 
sondern erst seine Jünger nahmen diese Lücke wahr. Vor 
allem war es Turgot, der während seiner langjährigen Ver- 
waltungstätigkeit als Intendant im Limousin die ungeheuren 
Schwierigkeiten kennen lernte , die mit einer Katastrierung 
verbunden waren.^) Nach langen mühevollen Versuchen 
hatte er den Plan, der ihm anvertrauten Provinz gute Ka- 
taster zu schaffen, aufgeben müssen und nach dem alten 
Tarif die Taille weitererheben lassen. Er hatte sich damit 



*) ^S^ hierzu Gustave d'HngueSf Essai sur radministration de Turgot 
dans la g^n^ralit^ de Limoges, Paris 1859, S. 61 ff. 
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begnügt, nur die auffallendsten Mißverhältnisse auszu- 
gleichen. Gerade diese schlimmen Erfahrungen aber hatten 
seinen energischen Sinn angespornt, auf einen Ausweg zu 
denken, der zu einer besseren Lösung der Aufgabe fuhren 
konnte. Seine Überlegungen brachten allmählich ein Pro- 
jekt zur Reife, das, wenn es ausgeführt wurde, nicht nur 
für die Reform der Steuerverwaltung, sondern für die Um- 
gestaltung der politischen Verhältnisse in Frankreich über- 
haupt die bedeutendsten Folgen haben mußte: Turgot ge- 
dachte an die Nation zu appellieren und sie zur ständigen 
Mitwirkung an den Aufgaben der Staatsverwaltung zu be- 
rufen. Zu diesem Zwecke wollte er über das ganze Land 
ein Netz von Selbstverwaltungskörpem, sog. Munizipalitäten, 
breiten. Wie ließen sich jedoch diese Organe in den 
Rahmen der bestehenden Verfassung einfügen, ohne diesen 
zu sprengen und den Absolutismus der Krone zu gefährden? 
Schien doch ihr Dasein die straffe Einheitlichkeit der könig- 
lichen Verwaltung von vornherein zu zerstören und an ihre 
Stelle einen recht bedenklichen Dualismus zu setzen. Da 
Turgot und seine Freunde nicht im mindesten daran 
dachten, auf eine Schwächung der imumschränkten Mon- 
archie hinzuarbeiten, so bildete für sie die Frage, wie sie 
die Mitwirkung der Nation in Anspruch nehmen könnten, 
ohne den Absolutismus dadurch irgendwie zu beeinträch- 
tigen, bei der Organisation der Munizipalitäten geradezu 
den springenden Punkt. Gelang es ihnen, diese Klippe 
zu umschiffen? 

IV. 
In mehreren Provinzen gab es noch Körperschaften, 
die als Organe der Selbstverwaltung angesehen werden 
durften: die alten Landstände (Pays d'fitats). Sollte die 
Einrichtung, die Turgot und seine Freunde planten, nach 
ihrem Vorbilde geprägt werden, oder empfahl es sich mehr, 
zu einer vollständigen Neuschöpfung zu schreiten? Die 
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Physiokraten entschieden sich ohne Zaudern fiir den zweiten 
Weg. Sie waren der Ansicht, daß die Munizipalitäten auf 
einer ganz andern Grundlage als die Landstände zu er- 
richten seien. Um diesen Entschluß zu verstehen, müssen 
wir einen Blick auf den Charakter der Pays d'Etats werfen. 

Das absolute Königtum hatte die Provinzialstände nach 
und nach zu beseitigen gewußt. Nur einige Landschaften 
— nach oberflächlicher Schätzung stellten sie etwa den 
vierten Teil des französischen Staatsgebietes dar — hatten 
sich noch ständische Einrichtungen bewahrt: es waren, ab- / 
gesehen von einigen kleineren Bezirken, die in den Grenz- / 
landschaften des Nordostens und Südens lagen, die Pro-/ 
vinzen Bretagne, Bourgogne, Languedoc und Provence./ 
Allein auch diese hatten von ihrer früheren Bewegungs- 
freiheit viel eingebüßt: ihre wichtigste Befugnis, das Steuer- 
bewilligungsrecht, war zur leeren Form geworden; sie 
mußten wohl oder übel den Auflagen, die der König von 
ihnen heischte, zustimmen. Nur auf königliche Berufung 
durften sie sich versammeln, und unter Aufsicht königlicher 
Beamten fanden ihre Sitzungen statt. 

Wie kam es aber, daß die Pays d'^tats um ihre 
Rechte trotzdem viel beneidet wurden, namentlich von 
den Bewohnern solcher Provinzen, die unmittelbar unter 
königlicher Verwaltung standen, der sog. Pays d*election? 
Die Antwort ist leicht gefunden. Hatten auch die alten 
Provinzialstände von ihrer früheren Selbständigkeit nur 
schwache Reste gerettet, so waren diese immerhin bedeut- 
sam genug, um ihnen gegenüber lästigen fiskalischen Ein- 
griffen wirksamen Schutz zu gewähren. Ihr wertvollstes 
Palladium bildete ihre eigene Steuerverwaltung. Freilich 
mußten sie die Auflagen in der Höhe aufbringen, die in 
Versailles ihnen vorgeschrieben wurde, aber sie durften 
die Steuern innerhalb ihrer Provinz selbst verteilen imd 
durch die von ihnen bestellten Einnehmer erheben lassen. 
Sie blieben daher verschont von vielen Mißständen, unter 
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denen die anderen Provinzen zu seufzen hatten, wo die 
königlichen Finanzbeamten oft übel genug hausten. 

Dazu kam noch ein anderer sehr wesentlicher Vor- 
teil: die Pays d'^tats hatten weniger Steuern zu zahlen 
als die Pa}^ d'dection. Eben weil sie in ihren Ständen 
Organe besaßen, die im Fall einer Überbürdung Einspruch 
erhoben, wurden sie mit mehr Schonung behandelt. Ein 
bemerkenswertes Kennzeichen der Staatsverwaltung des 
alten Regime bestand ja darin, daß sie den Konflikten mit 
den bevorrechteten Korporationen in ängstlicher Scheu aus 
dem Wege ging, während sie die Einflußlosen, die sich 
nicht zu wehren vermochten, um so schärfer heranzog und 
ausbeutete. So genossen die Pays d'Etats bei allen direkten 
Steuern nicht unwesentliche Erleichterungen: ihr Beitrag 
zur Taille war unverhältnismäßig klein, und auch für den 
Zwanzigsten und die Capitation wußten sie durch sog. 
Abonnements eine niedrigere Auflage zu erwirken, als sie 
bei einer gleichmäßigen Verteilung dieser Steuern hätten 
aufbringen müssen. 

Wie kam es nun, daß die Physiokraten , ungeachtet 
der weit und breit gerühmten Vorteile, deren sich die 
Pays d'6tats zu erfreuen hatten, die Übertragung dieser 
' Einrichtung auf die Pays d'dection nicht wünschten, ja 
völlig verwarfen? In ihren Augen war die Organisation 
der alten Landstände außerordentlich mangelhaft. Schon 
die Art, wie sie sich zusammensetzten, erregte bei den 
Anhängern Quesnays ernste Bedenken. Wurden doch die 
Mitglieder der Provinzialstände nicht durch das Vertrauen 
ihrer Mitbürger berufen, sondern verdankten die Teilnahme 
an den Versammlungen meist einem seit unvordenklichen 
Zeiten geübten Herkommen : die Inhaber bestimmter Güter 
oder Ämter hatten seit alters das Recht auf einen Sitz 
in den Landständen. Gegen die Anerkennung solcher 
Vorrechte, mochten sie auch durch eine vielhundertjährige 
'Tradition geheiligt sein, sträubten sich die Ökonomisten, 




Das physiokratische Reformprogramm. jj 

weil ihnen diese Privilegien überlebt und vernunftwidrig 
erschienen. Die von ihnen zu bildenden Munizipalitäten 
sollten auf dem Grundsatz der Repräsentation beruhen: 
die wahlberechtigten Bürger sollten aus ihrer Mitte die- 
jenigen in die Versammlungen abordnen, die sie fiir die 
Fähigsten und ihres Vertrauens Würdigsten hielten. 

Als den schwersten Organisationsfehler in den Pays 
d*£tats betrachteten die Physiokraten den Umstand, daß 
ihre Versammlungen in drei scharf voneinander getrennte 
Kurien zerfielen. Von vornherein stand ihnen eines fest : 
mit dieser ständischen Scheidung mußte gebrochen werden. 
^ Denn sie entstammte dem grauen Mittelalter und entsprach 
ihrer Ansicht nach dem Geiste der neueren Zeit nicht 
mehr. An die Stelle des durch ständische Gegensätze 
zerklüfteten Feudalstaates, der einzelne Schichten der Ge- 
sellschaft zuungunsten der breiten Masse des Volkes mit 
Vorrechten ausstattete, sollte vielmehr der einheitlich or- 
g^isierte Nationalstaat treten, in dem es nur eine einzige 
gleichartige Masse von Bürgern geben würde. 

Turgot und seine Freunde gingen in ihrer Abneigung 
gegen das alte Staatswesen so weit, daß sie behaupteten, 
das französische Volk habe bisher in einem gänzlich ver- 
fassungslosen Zustand gelebt.^) Zerfalle die Nation doch 
in verschiedene nur sehr lose verbundene Stände; infolge- 
dessen sei der einzelne allein mit seinen ausschließlichen 
Sonderinteressen beschäftigt. Man vermisse lebendigen 
Gemeingeist; jedermann habe nur ftir seine persönlichen 



1) Im Munizipalititenentwurf (Turgot, OEluvres II, 504, Ausgabe Daire, 
Paris 1844) heißt es: >La cause du mal, Sire, vient de ce que votre nation 
n*a point de Constitution. C'est nne soci6t6 compos^e de diffi6rents ordres 
mal unis et d*un peuple dont les membres n'ont entre eux que tr^s peu 
de liens sodaux; oh par consdquent chacun n*est gu^re occup6 que de 
son int^r^t particulier ezdusif etcc — Über die verschiedenen Fassungen 
des Munidpalitftten-Entwurfes vgl. meinen Aufeatz: Turgots Sturz in der 
Historischen Zeitschrift Bd. 97 (1906) S. 480 Anm. i. 

Glagau, Reformvenuche. 3 
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Angelegenheiten wirken gelernt, ohne um das Wohl des 
Staates sich im mindesten zu kümmern. 

Um nun der Entfaltung wahrhaft staatsbürgerlicher 
Gesinnung Raum zu schaffen, wollten die Physiokraten die 
Schranken niederbrechen, die die einzelnen Stande bisher 
von einander geschieden hatten. Hinfort sollte jeder Volks- 
genosse sich nicht in erster Linie als Glied des Adels oder 
des Klerus oder des Tiers -Etat betrachten, sondern als 
Staatsbürger schlechthin fühlen lernen. Als den ärgsten 
Feind volklicher Gesinnung brandmarkten sie das Standes- 
bewußtsein, den esprit de corps, weil es den Standesdünkel 
und die Standesselbstsucht großziehe und den vaterländi- 
schen Geist nicht aufkommen lasse.^) Um diesem Übel zu 
steuern, sei es das beste, wenn der König die Bürger zur 
Mitwirkung an gewissen Aufgaben der Staatsverwaltung 
berufe und dadurch ihren Gemeinsinn wecke. Denn sei 
dieser einmal rege geworden, so werde er den Kastengeist 
austreiben und die Franzosen daran gewöhnen, ihre per- 
sönlichen Angelegenheiten dem gemeinen Besten unterzu- 
ordnen. Eben durch die Beteiligung an den Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung würde aus der Nation, die heute 
nichts bedeute, schließlich ein lebendiger politischer Körper 
werden. 

Die Abneigung der Physiokraten gegen den ständischen 
Charakter der Pays d'Etats entsprang aber auch andern 
politischen Erwägungen: die Provinziaktände waren oft 
genug geradezu Organe der aristokratischen Opposition, 
der Fronde, gewesen ; sie hatten mit aller Kraft sich gegen 
jede weitere Ausdehnung der königlichen Macht gestemmt 
und namentlich den Reformversuchen, die eine gleich- 
mäßigere Verteilung der Auflagen bezweckten, zähen Wider- 
stand entgegengesetzt, indem sie auf ihre verbrieften Rechte 

^) S. Letröne, De radministration proYinciale et de la r6fonne de 
riinp6t I, 208 f. Ich zitiere hier nach der zweiten Ausgabe vom Jahre 
1788. 
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pochten. Dabei war die Steuerverwaltung, die in den Pays 
d'fetats herrschte, keineswegs vorbildlich zu nennen. Denn 
von einer durchaus gerechten Verteilung der Auflagen war 
man auch hier weit entfernt. Vielmehr mißbrauchte die 
Oligarchie ihren Einfluß, um bei der Umlegung der Steuern 
sich selbst sowie ihre Verwandten und Freunde möglichst 
zu schonen und den Schwachen und Schutzlosen das Schwer- 
gewicht der Staatslasten aufzubürden. Auf Grund veralteter 
Kataster wurden die Auflagen erhoben, die oft in der 
willkürlichsten Weise verteilt waren. Gerade die Mäch- 
tigen, die ihre Rechnung bei der Erhaltung dieser Miß- 
stände fanden, wußten es stets zu erreichen, daß eine 
Neuaufnahme der Ländereien zum Zwecke einer Verbesse- 
rung der Kataster unterblieb.^) 

Unter solchen Umständen darf man sich nicht wun- 
dern, wenn die Physiokraten die Pays d'fetats nicht als die 
geeigneten Organe betrachteten, mit deren Hilfe sie die 
Wiedergeburt des alten Staatswesens hätten vollziehen 
können. Viel zweckmäßiger erschien es ihnen daher, zu 
einer vollständigen Neubildung zu schreiten und auf dem 
jungfräulichen Boden des Volksganzen die Munizipalitäten 
anzupflanzen. Der König sollte an die Nation appellieren 
und sie zur Mitarbeit aufrufen: der so mit seinem Volke 
aufs engste verbundene Souverän war dann zweifellos so 
stark, daß er seine Reformpläne auch im Gegensatz zu den 
privilegierten Klassen durchfuhren konnte. 

Dabei stand aber für die Physiokraten eines fest: diese 
Mitarbeit der Nation durfte nicht das Lebensprinzip des 
Absolutismus irgendwie gefährden. Nach wie vor sollte 
die Krone die einzige Quelle staatlicher Macht bleiben. 
Denn in ausgesprochenem Gegensatz zu Montesquieu ver- 
warfen die Ökonomisten jegliche Beschränkung der sou- 
veränen Gewalt. Von der von jenem gerühmten Teilung 



») Vgl. M. Marion, Machault S. 114 f., 127 ff. 

3* 
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der Gewalten wollten sie nichts wissen; sie hielten viel- 
mehr eine solche Zersplitterung der staatlichen Macht für 
höchst unheilvoll und nur dazu geeignet, Zwietracht unter 
den Bürgern zu säen. 

Turgots Munizipalitäten sollten daher in keiner Weise 
an die widerstandslustigen Versammlungen der Pays d'Etats 
erinnern. Der von diesen durchaus verschiedene Charakter, 
den die Einrichtung der Selbstverwaltung haben sollte, 
wurde von den Physiokraten nachdrücklich betont. Die 
Munizipalitäten hatten nur praktische Verwaltungsaufgaben 
zu lösen und durften aus der Unterstützung, die sie im 
eigenen wohlverstandenen Interesse der Krone leisteten, 

\ keinerlei politische Berechtigungen herleiten. Wurden sie 
vom König um Rat ersucht, so hatten sie daraus nicht 
den Anspruch zu folgern, daß ihre Ansicht auf die Ent- 
scheidung der Regierung einen maßgebenden Einfluß aus- 
üben müsse. Der Monarch konnte, falls er es für besser 
hielt, ohne Rücksicht auf die Meinungen der Munizipalitäten, 
ja im ausdrücklichen Widerspruch mit ihnen, seinen eigenen 
Weg gehen. 

Wie unzutreflend war der Vorwurf, den die politischen 
Gegner den Physiokraten so oft entgegenschleuderten, sie 
trachteten danach, Frankreich eine demokratische Ver- 
fassung zu geben. Ein Blick auf die Gestaltung, die sie 
ihren Munizipalitäten gaben, genügt, um diese Behauptung 
zu entkräften. Wenn sie auch die ständischen Kurien auf- 

i hoben und repräsentativen Grundsätzen huldigten, so hüteten 
sie sich doch ebenso ängstlich davor, einer Volksherrschaft 
die Bahn zu ebnen. Aus diesem Grunde knüpften sie das 
aktive und passive Wahlrecht an einen verhältnismäßig 
hohen Zensus. Denn vornehmlich den größeren Grund- 
besitzern wollten sie in den Versammlungen die ausschlag- 
gebende Rolle sichern. Waren doch in ihren Augen die 
Grundbesitzer weitaus die ansehnlichste Berufsklasse der 
Nation, weil sie für das Gedeihen des wichtigsten Erwerbs- 
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zwdges, der Landwirtschaft, zu sorgen hatten und im eigent- 
lichsten Sinne für die Nation den Nährstand darstellten. 
Da sie fast den gesamten Steuerbetrag aufzubringen und 
den Staatssäckel zu fUllen hatten, so durften sie auch in 
der Selbstverwaltung, wie das schon seit langem in Eng- 
land geschah, den entscheidenden Einfluß auszuüben hoffen. 

Es war also auch eine Aristokratie, die Quesnays^ 
Freunde an die Stelle des feudalen Adels treten lassen 
wollten, nur sollte sie wurzelechter und lebensfähiger sein| 
als die frühere, weil sie ihre Stellung dem Vertrauen der 
Mitbürger und nicht einem vei^lbten Pergament zu danken 
hatte. 

Auch der stufenartige Aufbau der Munizipalitäten , 
Turgots deutet auf aristokratische Tendenzen. Er glich / 
einer kunstreichen Pyramide. Denn unter den Provinzial-, 
Versammlungen sollte es noch zwei Grade als vorbereitende! 
Instanzen geben, die Kirchspiel- und die Distriktsversamm- 
lungen, während über allen als höchste Spitze eine Art National- 
rat, die Grande Municipalit^, thronte. Die einzelnen Ver- 
sammlungen sollten eine möglichst beschränkte Anzahl von 
Mitgliedern haben, weil eine vielköpfige Menge vielleicht 
den Gang der Arbeiten stören und sich schwerer leiten 
lassen würde. 

V. 
Welche Aufgaben sollten den Munizipalitäten über- 
tragen werden? Neben der Sorge für Wegebau und Armen- ■, 
pflege wollten die Physiokraten den Versammlungen als 
hauptsächliche Obliegenheit eine möglichst gerechte Ver- } 
teilung der Steuern aufgeben. Sie hatten also dasjenige 
Problem zu bewältigen, das alle firanzösischen Reformer 
aufs lebhafteste beschäftigt hatte. Den ersten Schritt zu 
seiner Lösung sollten die Kataster bilden, die die einzelnen 
Kirchspiele aufstellen würden. Dadurch wäre die sichere 
Grundlage gewonnen worden, mit deren Hilfe man zu der 
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Neuordnung des gesamten Steuersystems fortschreiten 
konnte. Denn nach und nach sollten alle direkten und 
indirekten Auflagen, die die landwirtschaftliche Entwicke- 
lung gehemmt hatten, abgeschafft und womöglich durch 
eine einzige gleichmäßig verteilte Grundsteuer ersetzt 
werden . 

Hatten die Munizipalitäten die Aufgabe der Steuer- 
reform glücklich bewältig^, so gedachten ihnen die Physio- 
I kraten noch andere Reformarbeiten zu übertragen , wie 
1 z. B. die Ablösung der Feudalrechte. Auch hierbei han- 
delte es sich um ein hochwichtiges Befreiungswerk, das 
zugunsten der Landwirtschaft durchgeführt werden mußte.*) 
Denn wie lästig waren für den Bauern die verschiedenen 
Bannrechte, durch die der Seigneur ihn zur Benutzung 
seiner Mühle, seines Backofens oder seiner Kelter zwingen 
konnte! Wie tief entmutigte ihn das geradezu vernunft- 
widrige Jagdrecht, das ihm bei schwerster Strafe unter- 
sagte, seinen Acker einzuzäunen und die Feldfrüchte gegen 
Wildschaden zu schützen! Wie drückten auf die Boden- 
preise die verschiedenen Gebühren, die das Verkaufsrecht 
des zinspflichtigen Besitzers beschränkten ! Wie außerordent- 
lich verwickelt waren überhaupt die Besitzverhältnisse, denen 
namentlich die Güter der Roture unterlagen, die häufig 
zwei oder drei Grundherren zu zinsen hatten. Keine Fessel 
aber erschien dem Bauern drückender als die, welche ihm 
die freie Verwendung seines Bodens verbot. Nur mit Zu- 
stimmung des Seigneurs durfte er z. B. eine Wiese in Ge- 
treidebau verwandeln. Der Besitzer konnte, wenn es ihm 
vorteilhaft dünkte, dem von ihm abhängigen Landwirt den 
Wechsel des Anbaus verwehren oder sich eine hohe Ent- 
schädigung ausbedingen. 



1) Vgl. für das Folgende die lehrreichen Ausftihmngen von F. Wolters, 
Studien über Agrarzostände und Agrarprobleme in Frankreich, S. 244 ff. 
den Abschnitt: Die Feudalrechte und die Landwirtschaft im 18. Jahr- 
hundert. 
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Die Physiokraten vertraten die Ansicht, daß die von 
ihnen beabsichtigte Ablösung der Feudakechte nicht allein 
den Zinsbauem, sondern auch den Grundherren vorteilhaft 
sein würde, vor allem weil sie von den zahlreichen kost- 
spieligen Prozessen befreit würden, die sie sonst zu führen 
hätten, um die Anerkennung ihrer Ansprüche durchzusetzen, 
Prozesse, deren Gegenstand häufig in keinem Verhältnis 
stehe zu den hohen Sportein, welche Richter und Anwälte 
für ihre Bemühungen einheimsten. Darum sollte der Mon- - 
arch mit gutem Beispiel vorangehen und durch freiwilligen 
Verzicht auf seine Lehensrechte das oberste Glied in der 
Kette der feudalen Hierarchie sprengen; die übrigen In- 
haber von Feudalrechten würden dem König nachahmen. 
Das Ablösungsgeschäft aber hätten die Munizipalitäten zu 
übernehmen, indem sie die Höhe der von den früheren 
Besitzern zu beanspruchenden Entschädigungen festsetzten. 
Um diesem Vorschlag größeren Nachdruck zu geben, wiesen 
die Physiokraten auf die Entscheidung hin, die der König 
von Sardinien Kaii Emanuel in. erst jüngst getroffen hatte: 
durch ein Edikt vom 19. Dezember 177 1 hatte er die all- 
gemeine Ablösung der Feudalrechte in Savoyen anordnen 
lassen. 

Galt auch die Hauptsorge der Ökonomisten dem Acker- 
bau, so waren sie doch nicht so durchaus agrarisch ge- 
richtet, daß sie sich um Handel und Industrie gar nicht ge- 
kümmert hätten. Wie sie für die Befreiung des Bodens 
kämpften, so traten sie mit gleicher Entschiedenheit für un- 
bedingte Gewerbe- und Handelsfreüieit ein. Auch hier 
gingen sie wie auf dem Gebiete der Steuerpolitik den Privi- 
legien energisch zu Leibe. Vor allem forderten sie die 
Abschaffung der veralteten Zunftverfassung. Denn sie ver- 
urteilten den korporativen Geist, der die Mitglieder der 
Zünfte dazu verführe, ihre Monopolstellung zum Schaden 
ihrer Mitbürger rücksichtslos auszunutzen. In scharfem 
Gegensatz zu der bisherigen merkantilistischen Wirtschafts- 
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Politik sollte daher der Staat mit dem System der Bevor- 
mundung und des Schutzes brechen und die Untertanen 
sowohl wie die Nationen in freiem Wettbewerb sich ver- 
suchen lassen. Von dieser Kursänderung versprachen sich 
Quesnays Anhänger den glänzendsten Erfolg: denn sobald 
Handel und Gewerbe der Fesseln ledig sein würden, die 
ihnen die zahllosen amtlichen Vorschriften und Statuten 
anlegten, würden sie im freien Spiel der Kräfte einen un- 
geahnten Aufschwung nehmen. Sei doch die Industrie 
mündig geworden und bedürfe nicht mehr der Krücken, 
an denen sie das Gehen erlernt habe. 

Die Handelsfreiheit sollte aber in erster Linie den 
Produkten der Landwirtschaft zugute kommen. Wie sehr 
leide der Getreidehandel unter den vielfachen Beschrän- 
kungen, welche die Binnenzölle und die Anordnungen der 
Marktpolizei ihm überall im Reiche auferlegten, namentlich 
in Jahren der Teuerung, wo die Behörden oft den Preis, 
den das Korn haben sollte, willkürlich festsetzten imd häufig 
aus unbegründeter Sorge vor einer Hungersnot die Aus- 
fuhr in andere Provinzen untersagten. Die Physiokraten 
wiesen auf die schweren NachteUe hin, welche diese klein- 
liche Wirtschaftspolitik ftir das Gedeihen des Ackerbaus 
nach sich ziehe, und forderten, daß sich der Staat ebenso 
wie die lokalen Verwaltungsorgane in Zukunft jeglicher Ein- 
mischung in den Getreidehandel enthielten. 

Was waren das alles für umfassende administrative, 
soziale und wirtschaftspolitische Reformen, welche die Öko- 
nomisten von der Krone erwarteten: die Umwälzung des 
gesamten Steuersystems, die Errichtung einer sich in alle 
Teile des Reiches verzweigenden Selbstverwaltung, die Auf- 
hebung der Feudalrechte, die AbschafRing der Zünfte, die 
I Erklärung der Gewerbe- und Handelsfreiheit Allein damit 
- wäre das physiokratische Reformprogramm noch keineswegs 
erschöpft worden. Man forderte weiter als imumgängliche 
Maßnahme eine durchgreifende Reform der Rechtsprechung 
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und ZU diesem Zwecke die vollständige Umgestaltung der 
Justizverwaltung. Der Advokat Letrdne erklärte, es er- 
scheine als ein nicht länger zu duldender Mißbrauch, daß 
die Richterstellen selbst bei den höchsten Gerichtshöfen, 
den Parlamenten, käuflich seien, wie er überhaupt den 
Krebsschaden des Ämterschachers, den die Regierung 
allein aus fiskalischen Rücksichten großgezogen habe, als 
eine Quelle sozialer Unordnung geißelte. Der Staat sollte 
durch Ablösung des Kaufpreises alle Ämter wieder an sich 
nehmen; er sollte femer eine g^ndliche Reform der juri- 
stischen Vorbildung anbahnen, die Patrimonialgerichtsbarkeit 
und die geheimen Verhaftsbefehle (lettres de cachet) ab- 
schaffen, das Prozeßverfahren umgestalten und fiir die Ein- 
führung einer gerechten und unentgeltlichen Rechtspflege 
Sorge tragen. 



VI. 
Man darf wohl behaupten, daß es kaum ein Gebiet 
der innem Staatsverwaltung gegeben hat, das die Physio- 
kraten nicht einer gründlichen Umformung hätten unter- 
ziehen wollen. Sehr hohen Wert legten sie auf die Reform 
des Unterrichtswesens. Der Staat sollte es in den Kreis 
seiner Aufgaben einbeziehen und dafür sorgen, daß die > 
Jugend eine Ausbildung empfange, die sie bekannt mache 1 
mit den Pflichten, welche sie gegenüber dem Staat und < 
der Gesellschaft zu erfüllen haben würde, und sie darauf 
hinweise, wie die Erfüllung dieser Pflichten zugleich ihrem 
eigenen Interesse und dem öffentlichen Wohl dienen würde. 
In der Erweckung wahrer staatsbürgerlicher Gesinnung er- 
blickten die Physiokraten das hauptsächlichste Ziel des 
Erziehungswesens. 

Um diesen Zweck zu erreichen, dachten Turgot und 
Du Pont de Nemours daran, eine großartige Organisation 
zu schaffen, an deren Spitze ein Ratskollegium für das 
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nationale Unterrichtswesen stehen sollte^). Diese Behörde 
hätte alle Bildungsanstalten unter ihrer Leitung vereinigt, 
die Akademien sowohl wie die Universitäten bis hinunter 
zu den Dorfschulen. Ihre Hauptaufgabe würde in einer 
möglichst alle Bevölkerungsschichten durchdringenden Ver- 
breitung staatsbürgerlicher Gesinnung gelegen haben nach 
einheitlichen Grundsätzen und einem einheitlichen Unter- 
richtsplane, so daß das Studium der staatsbürgerlichen 
Pflichten die Grundlage aller andern Unterrichtsgegen- 
stände gebildet hätte. Für diesen Zweck sollte der Staat 
sozialpädagogische Lehrbücher abfassen lassen und den 
Dorfschulmeistern auftragen, ihre Zöglinge neben dem 
Rechnen, Schreiben und Lesen in den Anfangsg^nden der 
Bürgerkunde an der Hand der behördlichen Leitfaden zu 
unterweisen. 

Würde der König diese Einrichtungen verwirklichen, 
so verheißen ihm die Physiokraten in verhältnismäßig kurzer 
Frist glänzende Erfolge : bereits zehn Jahre nach der An- 
wendung der neuen Unterrichtsmethode würde er Mühe 
haben, sein Volk wiederzuerkennen. So rasch würde es 
sich unter dem Einfluß der sozialen Erziehungslehre ge- 
wandelt und mit echtem vaterländischen Geist erfüllt haben. 
In der Übung staatsbürgerlicher Gesinnung würde es allen 
andern Völkern der Welt voranstreben. 

Die Sozialpädagogik der Physiokraten und die hoch« 
fliegenden Erwartungen, die sie daran knüpften, offenbaren 
uns deutlich den rationalistischen Kern, der in ihren Lehr- 
meinungen steckt so gut wie in denjenigen der andern 
Theoretiker jener Epoche, die ihre S)rsteme auch auf dem 
Grunde des Naturrechts aufbauten. Quesnay und seine 
Gesinnungsgenossen sind von dem frohen Glauben beseelt, 
daß die Einsicht in das, was für das Wohl des Individuums 



>) Vgl. Turgot, CEuvres 11, 506 ff. den Abschnitt : De U mani^re de 
pr^arer les individus et les &inilles k bien entrer dans une bonne oon- 
stitntion de soci6t6. 
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und des Staates gut und vernunftgemäß sei, schon an sich 
genüge, um die Menschen zu bessern und sie auf den 
rechten Weg zu bringen. Habe die Menschheit bisher in 
tiefem Dunkel getappt, weil sie von den wahren Grund- 
lagen der Staatswirtschaft nichts wußte, so würde sie, so- 
bald ihr das physiokratische System die rechte Erkenntnis 
vermittelt habe, ohne zu zögern, sich mit den neuen 
Grundsätzen erfüllen und auch danach handeln. 

Namentlich von dem Königtum erhofften sie unter dem 
Einfluß der Lehren ihres Meisters einen raschen und gründ- 
lichen Gesinnungswandel. War doch auf das gewaltige 
Eingreifen des absoluten Monarchen überhaupt die Ver- 
wirklichung der von ihnen geplanten Umwälzung gestellt. 
Den ungeheuren Machtzuwachs, den ihm die geplante Re- 
volution zweifellos verschaffen mußte, durfte natürlich nur 
ein von den höchsten sittlichen Grundsätzen beseelter Herr- 
scher anvertraut erhalten, der den ernsten Willen hatte, 
mit der Vergangenheit zu brechen und dem früheren Will- 
kürregiment entschieden den Rücken zu kehren. Denn 
nicht nur die Nation, sondern vor allem der Träger der 
Krone sollte sich wandeln, um das alte Staatswesen im 
Sinne des physiokratischen Reformprogramms erneuern und 
einer glücklicheren Zukunft entgegenfuhren zu können. Er 
sollte sich zu einer wesentlich vertieften Auffassung von 
den Aufgaben seines hohen Herrscherberufes bekehren und 
dem despotisme arbitraire entsagen, d. h. jener rückstän- 
digen Reg^erungsweise, die in schonungsloser Verfolgung 
ihrer eigenen Zwecke die Untertanen aussaugte, ohne sich 
um die verheerenden Folgen zu kümmern, die das beste- 
hende Steuersystem für die nationale Wohlfahrt haben 
mußte. Dem despotisme arbitraire stellten die Physiokraten , 
den despotisme legal gegenüber, diejenige Regierungsform, 
welche die Gesetze der natürlichen Ordnung streng be- 
obachte und sich nach den von Quesnay aufgestellten öko- 
nomischen Grundsätzen richte. 
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In diesem Sinne sollte der Monarch vor allem die 
königliche Finanzverwaltung einer durchgreifenden Umge- 
staltung unterziehen. Bildete diese doch mit ihren zahllosen 
Mißbräuchen und ihrer rückständigen Geschäftsführung ohne 
Zweifel die Hauptquelle der herrschenden Unordnung. Ihre 
vornehmsten Grebrechen lagen in der mangelnden Über- 
sichtlichkeit des staatlichen Rechnungswesens und der Ver- 
säumnis einer streng geübten Kontrolle der Ausgaben. Die 
schlimmen Zustände, die durch die laxe Handhabung der 
obersten Grundsätze einer geordneten Geschäftsführung er- 
zeugt wurden, bilden ja bekanntlich eines der traurigsten 
Kapitel der französischen Verwaltungsgeschichte unter dem 
alten R^me. So oft auch seit Sullys Tagen reformeifrige 
Generalkontrolleure Ordnung schaffen wollten, es gelang 
keinem von ihnen, seine Absichten durchzusetzen und eine 
gründliche Änderung der Verhältnisse herbeizufuhren. Glückte 
es wohl einmal einem energischen Finanzminister, einige 
Verbesserungen zu erwirken, so konnte er sicher sein, daß 
unter seinem Nachfolger seine Reformen wieder rückgängig 
gemacht wurden. 

An diesen höchst mißlichen Verhältnissen war die 
Krone selbst schuld. Die französischen Könige wuchsen 
in der Vorstellung auf, daß sie in einem Lande regierten, 
dessen Hilfsquellen unerschöpflich, dessen natürlicher Reich- 
tum unversieglich sei. In diesem Glauben erhielt den 
Monarchen seine tägliche Umgebung, der Hof, dessen Mit- 
glieder von den Pensionen, Gnadengeschenken und son- 
stigen Gunstbeweisen, die ihnen der König verlieh, ihren 
Lebensunterhalt zu bestreiten pflegten. Sie hatten sich 
daran gewöhnt, einen nicht unerheblichen Teil der könig- 
lichen Eiimahmen als die ihnen zukommende Domäne zu 
betrachten und einen Finanzminister um so höher zu 
schätzen, je mehr er dazu bereit war, sich ihren Wün- 
schen durch eine schrankenlose Freigebigkeit gefiigfig zu 
zeigen. Eben die bestehende Unordnung in dem Finanz- 
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wesen, die fehlende Übersicht und Kontrolle ermöglichte 
es gewissenlosen Generalkontrolleuren, einen Teil der könig- 
lichen Einnahmen einflußreichen Höflingen zufließen zu 
lassen, um sich ihrer Unterstützung zu versichern. 

Der französische Monarch kümmerte sich in der Regel i 
um das Finanzwesen sehr wenig. Im Mittelpunkt seines , 
Interesses standen die Aufgaben der dynastischen Macht- 
politik. In welcher Weise die Geldmittel, deren er be- 
durfte, von seinen Ministern aufgebracht wurden, hätte er 
nicht zu sagen gewußt. Die Summen, welche die glanz- 
volle Hothaltung und die Mätressenwirtschaft übrig ließen, 
verschlangen die zahlreichen langjährigen Kriege, die im 
Kampf um die Vorherrschaft gegen England gefuhrt wurden. 
Da die Staatseinnahmen zur Deckung des jährlichen Be- 
darfs selten ausreichten, litt das französische Finanzwesen 
an einem chronischen Defizit, das von Zeit zu 2^it durch 
einen Staatsbankrott gewaltsam herabgesetzt wurde, -um 
allmählich wieder zu unerträglicher Höhe anzuschwellen. 
Die großen Vorschüsse, welche sich die Generalkontrolleure 
von den Bankhaltern vorstrecken ließen, und die hohen 
Zinsen der umfangreichen Anleihen belasteten das jährliche 
Budget von vorneherein mit ungeheuren Schuldsummen. 

Wir werden die tiefen Schäden, an denen die franzö- 
sische Finanzverwaltung litt, aus den Enthüllungen der 
Notabeinversammlung noch näher kennen lernen. Waren 
sie auch dem Publikum zur Zeit des Regierungsantritts 
Ludwigs XVI. nur zum Teil bekannt, so hatten doch die 
scharfen Rügen, welche die Parlamente in ihren Vorstel- 
lungen^) oft genug gegen die Mißwirtschaft seines Vor- 
gängers erhoben hatten, den Eindruck hervorgerufen, daß 
die königliche Finanzverwaltung in höchstem Maße reform- 
bedürftig sei. Denn die im Hofhalt übliche verschwende- 
rische Prachtentfaltung stand doch im grellsten Gegensatz 

>) Vgl. Remootrances dn Parlement de Paris au XVIII« si^de p. p. 
Jules Flammermont Bd. I — III passim. 
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ZU dem tiefen Elend, das der furchtbare Steuerdruck unter 
der armen Landbevölkerung hervorrief. 

. Es waren daher keineswegs die Physiokraten allein, 
aus deren Lager die ernste Mahnung erging, daß der 
junge Monarch sich vor allem einer sparsamen und ord- 
nungsliebenden Finanzverwaltung befleißigen solle, sondern 
die heißesten Wünsche aller wohlmeinenden Patrioten waren 
auf dieses Ziel gerichtet. Die Ausgaben des Hofhalts 
mußten nach Möglichkeit eingeschränkt, die skandalöse 
Bankrott- und Defizitwirtschaft beseitigt, der Staatshaus- 
halt streng geordnet und einer scharfen Prüfung unterworfen 
werden. Nur auf diese Weise waren die tiefen Wunden zu 
heilen, welche die Mißregiening Ludwigs XV. dem Lande 
geschlagen hatte. Kurz, keine andere Reformmaßnahme 
erschien der öffentlichen Meinung so dringlich wie die Ge- 
sundung der königlichen Finanzen. Sie bildete auch in 
dem Reformprogramm der Physiokraten die erste Voraus- 
setzung fiir das glückliche Gelingen der von ihnen geplanten 
Umwälzung. In der übertriebenen höfischen Prachtliebe 
und ehrgeizigen Eroberungslust Ludwigs XIV. und Lud- 
wigs XV. erblickten sie die hauptsächlichen Ursachen der 
finanziellen Mißwirtschaft. Denn diese beiden Übel hatten 
ihrer Ansicht nach die Geißel des Fiskalismus, die das 
Verderben der Landwirtschaft verschuldete, erst großge- 
zogen. Der neue König sollte daher im schärfsten Gegen- 
satz zu seinen Vorgängern regieren : er sollte auf kriege- 
rische Lorbeeren verzichten, den Blick ins Innere seines 
Reiches wenden und in dem friedlichen Gedeihen der hei- 
mischen Staatswirtschaft, die er durch zweckmäßige Re- 
formen und sparsame Verwaltung aus allen Kräften zu 
fordern haben würde, seinen höchsten Ruhmestitel erblicken. 

VII. 
Wir haben die Grundzüge des Programms kennen ge- 
lernt, das die Physiokraten für die Reform des alten Staats- 
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Wesens entworfen hatten. Die Hauptfrage aber lautet: 
wird es der Krone gelingen, ein so umfassendes und die 
bestehenden Verhältnisse von Grund aus umwälzendes Pro- 
gramm selbständig durchzuführen? Auf den ersten Blick 
zwar hat es den Anschein, als ob die Vorschläge der 
Physiokraten nur auf administrative und ökonomische Re- 
formen hinzielten; schärft man aber das Auge und ver- 
gegenwärtigt sich die ganze Tragweite der Wandlungen, 
welche die Verwirklichung ihres Programms in den fran- 
zösischen Zuständen herbeiführen mußte, so gewahrt man, 
daß die von Quesnays Anhängern geplante Verwaltungs- 
reform auch in politischer und sozialer Beziehung die be-i 
deutendsten Folgen nach sich gezogen hätte. Ist doch die \ 
Organisation der Staatsverwaltung das Produkt nicht nur 
materieller Faktoren, sondern auch politischer Kräfte: das 
gegenseitige Machtverhältnis der verschiedenen Bevölke- 
rungsklassen kommt darin zu lebendigem Ausdruck. 

Namentlich gilt das für den ständischen Feudalstaat, 
dessen Agrarverfassung vornehmlich die politische Macht- 
verteilung getreulich widerspiegelte. Maßnahmen aber, 
wie die Aufhebung der Feudalrechte und die Abschaffung 
der Patrimonialgerichtsbarkeit, welche im Programm der 
Physiokraten gefordert wurden, mußten das bestehende 
Kräfteverhältnis auffallend verschieben, indem sie die Stel- 
lung des Grundherrn zum Zinsbauem grundsätzlich än- 
derten: denn das enge Abhängigkeitsverhältnis, das zwi- 
schen beiden bestanden und sich bereits stark gelockert 
hatte, schwand damit gänzlich dahin. 

Und wie vollständig wären die politischen Machtverhält- 
nisse gewandelt worden durch Ausführung des Turgotschen 
Munizipalitäten-Entwurfs, der nichts Geringeres als die Nieder- 
reißung der ständischen Schranken ins Auge faßte und 
über die altständische Verfassung den Stab brach I Die 
Physiokraten befehdeten eben alle diejenigen Daseinsformen, 
in denen die letzten Reste ständischer Freiheit sich gegen- 
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über dem kühn vorschreitenden Absolutismus noch mühsam 
am Leben erhielten, die Korporationen schlechthin. Wie 
die Pays d'^tats, so waren ihnen auch die Parlamente ein 
Dom im Auge, und sie hofften zuversichtlich, die Muni- 
zipalitäten würden den reformfeindlichen Gerichtshöfen die 
Wage halten und schließlich den Rang ablaufen. Löste 
aber der König die käuflichen Richterstellen überhaupt ab 
und schritt zu einer gründlichen Reform der Gerichtsver- 
fassung, so hatte fUr die frondierenden Parlamente das 
letzte Stündlein geschlagen. 

Und wie die Landstände und die Parlamente so wäre 
auch die mächtigste Korporation, der Klerus, durch die 
ph3^iokratische Umwälzung in seinem Bestände erschüttert 
worden, und zwar durch die Reform der Steuerverfassung. 
Grewöhnlich wird es so dargestellt, als ob es allein die 
materiellen Vorteile gewesen wären, welche die GeistUchkeit 
zur Verteidigung ihrer Privilegien veranlaßt hätten, und 
man vergißt, daß diese Frage auch ein sehr ernstes poli- 
tisches Gesicht hatte. Denn die Machtstellung des Klerus 
beruhte doch zum guten Teil darauf, daß er in Abständen 
von fünf zu fünf Jahren der Krone das sog. don gratuit 
auf seiner Generalversammlung bewilligte und dessen Höhe 
oft davon abhängig machte, ob die Regierung andern von 
der Geistlichkeit geäußerten Wünschen entgegenkam. Wurde 
aber nach dem Vorschlage der Physiokraten in Frankreich 
ein einheitiiches, alle Staatsbürger gleichmäßig heranziehen- 
des Steuersystem eingeführt, so verlor der Klerus nicht 
allein seine Privüegien und seine selbständige Steuerver- 
fassung, sondern auch sein Bewilligungsrecht und damit 
seine politische Machtstellung. Denn das don gratuit wäre 
fortgefallen und dadurch hätte der Klerus den wirksamsten 
Hebel eingebüßt, durch den er bisher seinen Einfluß auf die 
Entschließungen der Regierung hatte geltend machen können. 

Was aber die Korporationen infolge der physiokratischen 
Reformen an politischer Macht verloren hätten, das alles wäre 
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der Krone zugute gekommen. Wer hätte es noch wagen I 
dürfen, ihr Trotz zu bieten, nachdem Landstände, Parla- 
mente und Klerus matt gesetzt worden waren? Etwa die 
Munizipalitäten? Das durfte man kaum annehmen. War 
doch ihre Organisation von vornherein so eingestellt, daß 
sie die Absichten der Regierung wohl fördern, aber keines- 
wegs durchkreuzen konnten. Nein, glückte es der Krone, 
das physiokratische Programm durchzudrücken, so verfügte \ 
sie über eine geradezu schrankenlose Machtfiille: von 
diesem Zeitpunkte an wäre der König von Frankreich erst 
ein wahrhaft absoluter Herrscher gewesen. 

Die von den Physiokraten aufgestellten Forderungen 
sollten ja allerdings nur einen schon seit Jahrhunderten 
eingeleiteten Entwickelungsprozeß fortfuhren und zum Ab- 
schluß bringen, einen Prozeß, den namentlich die bürger- 
lichen Kreise noch im verflossenen Jahrhundert stillschwei- 
gend begünstigt hatten. Allein im Verlaufe des i8. Jahr- 
hunderts war vornehmlich unter dem Eindrucke dery 
unheilvollen Mißregierung Ludwigs XV. ein merklicher! 
Umschwung eingetreten. War auch noch die große Mehr- 
heit der Nation monarchisch gesinnt, so war ihr doch bei 
dem Gedanken recht bänglich zumute, daß mit dem Ver- 
schwinden der Korporationen jede Möglichkeit aufhören 
würde, sich insbesondere flskalischen Maßnahmen der ; 
Krone entgegenzusetzen. Gerade das böse Beispiel, das ''^ 
Ludwig XV. letzthin gegeben hatte, war ganz und gar 
nicht danach angetan, um eine weitere Ausdehnung des 
Absolutismus irgendwie wünschenswert erscheinen zu 
lassen. 

Eben aus diesem Grunde hatte die öffentliche Mei- 
nung den Staatsstreich, den der Kanzler Maupeou noch 
jüngst gegen die Parlamente geführt hatte, mit großem 
Mißfallen aufgenommen und stürmisch die Wiederherstel- 
lung der alten Grerichtshöfe gefordert. Hatten doch diese 
durch den entschiedenen Widerstand gegen die flskalischen 

Glagau, Reformversuche. 4 
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Edikte des Monarchen und durch die herbe Kritik, die 
sie an dem verschwenderischen Hothalt übten, sich häufig 
genug den Dank der Nation erworben. Unter solchen 
Umständen war es nicht zu verwundem, daß die politische 
Seite des Programms der Anhänger Quesnays wenig An- 
klang fand, namentlich in der Hauptstadt nicht, wo man 

■ die Ökonomisten wegen des schrankenlosen Despotismus, 
den sie predigten, laut verspottete. 

I Ihre erbittertsten Gegner aber waren natürlich die 
Privilegierten, denen ihre Reform den letzten Rest politischer 
Selbständigkeit rauben sollte. Die Korporationen hatten ja 
noch keineswegs die Hoffnung aufgegeben, dem Absolu- 
tismus den Boden wieder abzuringen, den er ihnen abge- 
wonnen hatte. Statt einer Verstärkung der königlichen 
Macht wünschten sie vielmehr eine erhebliche Schwächung 
ihrer Befugnisse. Auch sie arbeiteten daher auf eine Ver- 
legung des Schwerpunktes in den inneren Machtverhält- 
nissen des Staates hin, aber in der entgegengesetzten 
Richtung wie die Physiokraten: ihr Ideal bildete eine Art 
Adelsrepublik mit monarchischer Spitze. Die bevorrechteten 
Stände sollten unter einem Schattenkönigtum die politisch 
ausschlaggebende Macht sein. 

Auf welches Ziel die Privilegierten lossteuerten, ersieht 
man deutlich aus dem Plan, welchen F^ndon im Novem- 
ber 171 1 zusammen mit dem Herzog von Chevreuse ent- 
worfen hatte. Nach diesem Projekt, das in den Tagen 
aufgesetzt wurde, in denen Ludwig XIV. sich in höchster 
Bedrängnis befand infolge der im Spanischen Erbfolgekrieg 
erlittenen schweren Niederlagen, sollten die früheren Land- 
stände in allen Provinzen des Reichs wiederhergestellt 
werden, vor allem aber die alten Generalstände. Einen 
Hauptpunkt in F^n^lons Programm bildete die Abschaffung 
der Intendanten, d. h. der wichtigsten Organe der könig- 
lichen Gewalt in den Provinzen. Gerade aus dieser For- 
derung ersieht man, worauf die Aristokratie ihr Augen- 




Das physiokratische Reformprogramm. ci 

merk richtete: um dem Absolutismus die Schwingen 
wirksam zu beschneiden, wollte sie ihm seinen vornehmsten 
Stützpunkt, die zentralistische Staatsverwaltung, rauben und 
dem hohen Adel wiederum die Leitung in den Provinzen 
in die Hände spielen. 

So sind es zwei Hauptströmungen, die vor dem Aus- 
bruch der großen Revolution in Frankreich um die politische 
Herrschaft ringen: Während die Korporationen den dua* 
listischen Feudalstaat in seinem alten Glänze wiederher- 
stellen möchten, drängt das Königtum auf der Bahn zum 
zentralistischen Einheitsstaat kräftig vorwärts. Seine Aus 
sichten erscheinen weit günstiger als die der aristokratischen 
Fronde: denn erstlich hatte der Absolutismus sich bereits 
einen beinahe unerreichbaren Vorsprung erobert und ver- 
fügte über gewaltige Machtmittel, zweitens aber verband , 
sich mit ihm eine starke ökonomische Richtung, die auf 
endgültige Überwindung des partikularen und dualistischen 
Ständestaats und straffe Zusammenfassung der nationalen 
Kräfte im Mittelpunkte des Reiches hinarbeitete. Eben in 
dem physiokratischen Programm hatte diese Tendenz leben- 
digen Ausdruck gefunden. Dazu kam, daß nach dem Tode 
des tief verachteten Ludwigs XV. die Nation der zuver- 
sichtlichen Erwartung sich hingab, der junge Herrscher, 
der soeben den Thron bestiegen hatte, würde in seinem 
redlichen Sinn der bisherigen Mißregierung ein rasches 
Ende bereiten. 

Für die Krone war daher zunächst nichts wichtiger, 
als durch eine streng geordnete und sparsame Verwaltung 
das Gleichgewicht in den Finanzen wiederherzustellen und 
namentlich durch eine erhebliche Einschränkung des üppigen 
Hofhalts das öffentliche Vertrauen zurückzugewinnen. Denn 
bevor der König Reformen vornahm, die von den Privi- 
legierten schwere Opfer heischten, mußte er selbst in 
seinen eigensten Angelegenheiten Ordnung herstellen und 
dadurch das tief gesunkene Ansehen der Monarchie heben. 
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Nur in diesem Fall durfte er hoffen, den Widerstand zu 
überwinden, welchen die Korporationen zweifellos seinen 
Reformbestrebungen entg^ensetzen würden. 

Dagegen setzte sich der König großen Gefahren aus, 
wenn er die Mißbräuche der königlichen Verwaltung be- 
stehen ließ und trotzdem die Hände nach den Privilegien 
der Korporationen ausstreckte, um auf diese Weise seinen 
leeren Säckel zu füllen. Denn unter solchen Umständen 
war zu beftirchten, daß die Gesamtheit der Nation die be- 
vorrechteten Stände in ihrem Kampf gegen die Krone 
unterstützen würde, weil sie die Korporationen als letzten 
Schutzwall gegen die absolutistische Willkürherrschaft be- 
trachten mußte. 

Unter den Zeitgenossen Ludwigs XVI. hat wohl kaum 
ein anderer die großen Schwierigkeiten, die sich in Frank- 
reich einer glücklichen Lösung des Reformproblems ent- 
gegenstellen würden, mit so klarem Auge erschaut als Tur- 
got selbst. Aus seiner langjährigen Betätigung als hoher 
Verwaltungsbeamter kannte er die tiefen Schäden, an denen 
das alte Staatswesen krankte, wußte er namentlich, wie ge- 
ring von vornherein die Aussicht war, Ordnung zu schaffen 
in einem Reiche, wo die herrschenden Mißbräuche durch 
eine jahrhundertelange Duldung schier unausrottbare Wurzeln 
geschlagen, wo sie so interessierte und mächtige Beschützer 
wie hier hatten. Turgot ist keinesw^s der blinde, unbeug- 
same Doktrinär gewesen, als welchen man ihn bis auf den 
heutigen Tag in der Historie abzuschildern pflegt, sondern 
ein praktischer und selbständiger Kopf, welcher die physio- 
kratischen Schulmeinungen nicht ungeprüft hinnahm, sondern 
sorgfältig überl^e, in welcher Weise sie sich allmählich 
verwirklichen lassen würden. Wie weit war er von den 
utopischen Träumereien der Ökonomisten entfernt, die sich 
im Besitze der Zauberformel wähnten, durch welche man 
über Nacht die Wiedergeburt des französischen Staats- 
wesens bewerkstelligen könnte 1 
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Als Turgot den Posten des Generalkontrolleurs über- 
nahm, sah er sehr wohl ein, daß er sich nicht überschweng- 
lichen Hoffnungen hingeben und etwa erwarten dürfe, in 
kürzester Frist das umfassende physiokratische Programm 
zu verwirklichen. Sein Ziel war zunächst viel bescheidener: 
vor aUem kam es ihm darauf an, die königliche Finanz- 
verwaltung mit wahrem Ordnungsgeiste zu beseelen und \ 
den Staatshaushalt auf sichere Grundlagen zu stellen. Denn 
seinem Auge blieb der springende Punkt des Reformpro- 
blems nicht verborgen: nur in dem Falle durfte man auf 
das glückliche Gelingen des Reformwerkes hoffen, wenn 
die Krone zunächst die im Schöße der königlichen Ver- 
waltung üppig wuchernden Mißstände ausmerzte und damit 
den ernsten Willen zeigte, der früheren Mißwirtschaft ent- 
schlossen den Rücken zu kehren und eine sparsame haus- 
hälterische Finanzpolitik an Stelle der üblich gewordenen 
Verschwendungssucht treten zu lassen. Erst wenn man 
auf diesem W^e das öffentliche Vertrauen wiedergewonnen 
hatte, konnte man zu Reformen schreiten und diese viel- 
leicht ungeachtet des Widerspruches der Privilegierten 
durchzusetzen hoffen. 



Zweites Kapitel. 

Turgots Reformversuch.^) 

I. 
Der Historiker verlängert leicht den dunklen Schatten- 
kegel, den ein großes Ereignis wie die französische Re- 
volution vorauswirft, weit hinaus über dessen eigentliche 
Wurfweite; er unterliegt dabei der starken Versuchung, 
die ahnungsvolle Seelenstimmung, die ihn als rückwärts 
gewandten Propheten beherrscht, auch den auf der histo- 
rischen Bühne handelnden Personen unterzuschieben. Durch 
solche Mittel wird die dramatische Wirkung künstlich ge- 
steigert, freilich auf Kosten der historischen Wahrheit. Es 

*) Die Darstellung, die in den beiden nächsten Kapiteln von Turgots 
Ministerium gegeben wird, stützt sich hauptsächlich auf folgende Quellen : 
CEuvres de Turgot, Ausgabe Daire, Paris 1844; Du Pont de Nemours, 
M6moires sur la vie et les ou^Tages de Turgot, Philadelphia 1782; Con- 
dorcet, Vie de Turgot (1786 zum ersten Male veröffentlicht, später in den 
fUnften Band der (Euvres de Condorcet angenommen) ; von hervorragender 
Bedeutung sind femer die von Knies ans Licht gezogenen Schreiben Du 
Ponts an den Markgrafen Karl Friedrich von Baden in Karl Friedrichs 
brieflichem Verkehr mit Mirabeau und Du Pont II, 354 — 373. Als eine 
Quelle ersten Ranges wird man auch die Berichte des österreichischen Ge- 
sandten in Paris, des Grafen Mercy-Argenteau, anzusehen haben, vor allem 
seine an den Ftirsten Kaunitz gerichteten, in deutscher Sprache abgefaßten 
Hauptberichte, die bis heute noch unveröffentlicht im Wiener Hofarchive 
ruhen. Vgl. darttber meinen Aufsatz über Turgots Sturz in der Histor. 
Ztschr. Bd. 97, S. 498, Anm. 2. 
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Iragt sich aber, ob die ungeschminkte Wirklichkeit nicht 
ergreifender ab dieser Aufputz wirkt. 

Es wird z. B. häufig so dargestellt, als habe Ludwig XVI. 
und seine Umgebung schon beim Regierungsantritt des 
jungen Monarchen ein peinigendes Vorgefühl von dem sei- 
nem Hause drohenden Unheil gehabt und unter der Herr- 
schaft dieses dunklen Antriebes den ernstlichen Vorsatz 
gefaßt, das alte Staatswesen an Haupt und Gliedern zu 
reformieren und auf neue Fundamente zu stellen. Wer 
aber in den Seelen des jungen Königs und seiner lebens* 
frohen schönen Gemahlin Marie Antoinette damals eine 
unglückschwangere Stimmung, wie etwa die Vorahnung von 
einer nahe bevorstehenden Staatsumwälzung mutmaßen 
wollte, würde sehr in die Irre gehen. Im Gegenteil, es 
darf heute als unbestreitbare Tatsache gelten, daß weder 
dem Königspaar noch überhaupt andern Zeitgenossen auch 
nur die leiseste Ahnung von der drohenden revolutionären 
Crefahr aufdämmerte, daß man die politische Lage in glüdc- 
licher Unbefangenheit betrachtete und erst nach langen 
Jahren, als man hart am Rande des furchtbaren Abgrundes 
stand, etwas unsanft und urplötzlich wie aus einem heitern 
Sommemachtstraum emporgeschreckt wurde. Gerade in 
dieser ahnungslosen Unbefangenheit, in welcher das Königs- 
paar bis unmittelbar vor dem Ausbruch der Revolution 
dahinlebte, drückt sich die ergreifende Tragik ihres Ge- 
schicks aus. Und wer die Epoche der französischen Re- 
formversuche ihrem wahren Gehalte nach würdigen will, 
hat sie unter diesem Vorzeichen anzusehen. 

Als Ludwig XVI. im Juli 1774 Turgot in sein Mini- 
sterium berief, lag ihm der Gedanke an eine umfassende 
Reform des Staatswesens vollständig fem. Wohl fühlte der 
jugendliche Herrscher sehr deutlich, daß er sich in scharfem 
Gegensatz zu der Mißregierung seines Großvaters bewegen 
und das tief gesunkene Ansehen der Krone wieder her- 
stellen müsse, das durch das unsaubere Mätressenunwesen 
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und die gewissenlose Bankrottwirtschaft schwer gelitten 
hatte, allein von grundsätzlichen Neuerungen war nicht 
die Rede. Entließ auch der König die Minister, die sich durch 
ihr Willkürregiment allgemeinen Haß zugezogen hatten, so 
wählte er an ihrer Stelle vor allem Männer von makel- 
losem Ruf, die nicht durch ein neues Programm, sondern 
durch ihren wohlbewährten Charakter dem Lande eine 
bessere Zukunft verbürgen sollten. 

Daß es sich nicht um eine Umwälzung der Staats- 
verwaltung handelte, wie sie im Lager der Philosophen ge- 
fordert wurde, davon zeugte die Ernennung des leitenden 
Staatsministers. Auf den Rat seiner Tanten hatte Ludwig 
den Grafen Maurepas an die Spitze des Kabinetts berufen, 
einen Greis in den Siebzigern, der schon wegen seines 
hohen Alters allen entschiedenen Neuerungen von vorn- 
herein abgeneigt war. Durch diese Wahl aber deutete 
der König an, daß es seine Absicht sei, mit den frivolen 
Grundsätzen des verflossenen Regiments zu brechen: war 
doch Maurepas als ein Opfer desselben zu betrachten, da 
er aus dem Amte gejagt worden war, als sein scharfer 
Witz ihm die Ungnade der Marquise Pompadour zugezogen 
hatte. 

Wenn aber auch die Ernennung des Grafen Maurepas 
im ausgesprochenen G^ensatz zu der vorigen Ära erfolgte, 
so lag darin nicht ein eigentlicher Systemwechsel. Der 
neue Premierminister enthüllte sich mehr und mehr als ein 
besonnener Vertreter der hergebrachten höfischen Staats- 
kunst, die ängstlich jedem ernsten Zusammenstoß mit der 
öffentlichen Meinung aus dem Wege ging und eigentlich 
grundsatz- und planlos, sozusagen von Fall zu Fall, in den 
Tag hineinlebte. Mit meisterhaftem Geschick wußte Mau- 
repas sich in das Herz des jungen Monarchen hineinzu- 
stehlen und die bei Ludwigs mißtrauischem Charakter 
äußerst schwierige Rolle des Mentors erfolgreich durch- 
zuführen, indem er scheinbar in allen wichtigen Angelegen- 
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heiten dem König die Entscheidung überließ, die er in 
Wirklichkeit sorgfaltig in dem von ihm gewünschten Sinne 
vorbereitet hatte. 

Unwillkürlich fragt man sich, wie kam es, daß dieser 
Mann der Routine in Turgot einen Charakter sich zum 
Bütarbeiter erkor, der sein völliges Widerspiel war? Die 
Antwort darauf ist nicht leicht zu finden. Man hat neuer- 
dings die persönlichen Beziehungen, in denen Turgot zu 
einigen einflußreichen Freunden des Premierministers stand, 
allzusehr in den Vordergrund geschoben. Turgot selbst 
hat der öflentlichen Stimme seine Ernennung zugeschrieben. 
Und nicht mit Unrecht: der Ruf eines tüchtigen, volks- 
freundlichen Verwaltungsbeamten, den er sich als Inten- 
dant erworben hatte, wird auch in den Augen des Grafen 
Bilaurepas, der sich mit populären Ministem umgeben wollte, 
empfehlend in die Wagschale gefallen sein. Außerdem 
mochte er den Provinzialbeamten, den er so hoch emi>or- 
hob, als sein Geschöpf betrachten, auf das er mit der 
überlegenen Miene des geschäflskundigen Hofmannes her- 
abblickte : denn Turgot war ohne Anhang und von schüch- 
ternem, befangenen Wesen, Eigenschaften, die ihm auf 
dem glatten Parkett von Versailles keine Erfolge verhießen, 
so daß Maurepas hoffen durfte, ihn in dauernder Abhängig- 
keit zu erhalten. Allein gleich das erste Auftreten seines 
Schützlings hätte ihn eines andern belehren sollen. 

Man hatte Tui^ot zuerst das Marineministerium über- 
tragen, ein Umstand, der deutlich zeigt, wie wenig man 
nach seinen reformerischen Neig^gen fragte. AJs wenige 
Wochen später der Abb^ Terray seines Postens enthoben 
wurde, bot der König Turgot die Leitung des Finanz- 
wesens an. Bevor dieser aber den neuen Posten annahm, 
stellte er in klarer Form seine Bedingungen. 

Nunmehr war der große Moment gekommen, auf den 
zu hoflen er gar nicht gewagt hatte: das ftir die Staats- 
reform wichtigste Ressort sollte ihm anvertraut werden. 
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Denn in der Generalkontrolle liefen alle Fäden der innera 
Verwaltung des großen Reiches zusammen : umfaßte diese 
Behörde doch nicht allein die Sorge iiir die Finanzen und 
das Steuerwesen, sondern auch alle die Aufgaben, die 
heute gesonderten Ministerien obliegen, die Aufsicht über 
den Ackerbau, den Handel, die Gewerbtätigkeit, das Ver- 
kehrswesen und die gesamte Provinzialverwaltung. Nur 
waren diese Zweige der Verwaltung, die im modernen 
Staatswesen zu voller Selbständigkeit durchgedrungen sind, 
damals in noch unentwickeltem Zustande. Der Schwer- 
punkt der politischen Tätigkeit ruhte vornehmlich in der 
Behandlung der äußeren Machtfragen, an deren Lösung 
die Minister des Auswärtigen, des Kriegs und der Marine 
arbeiteten, während man die Hauptaufgabe des Finanz- 
ministers darin erblickte, daß er als eine Art untei^eord- 
neter Handlanger die Geldmittel fiir die Machtpolitik und 
den kostspieligen Hofhalt beschaffte. Wie er das fertig 
brachte, war seine Sache. Der frivole Vorgänger Lud- 
wigs XVI. hatte gewissenhafte Generalkontrolleure, die 
unter Hinweis auf die Notlage des Landvolks sich weigerten, 
durch fiskalische Erpressungen den Staatssäckel zu füllen, 
und zur Einschränkung der königlichen Ausgaben mahnten, 
als talentlose Toren mit verächtlichem Achselzucken da- 
vongejagt. 

Für Turgot gab es, als er im August 1774 vor das 
Angesicht seines Königs trat, keine wichtigere Frage als 
die, ob Ludwig XVL möglichst entschieden mit der grund- 
satzlosen Finanzpolitik seines Großvaters brechen wollte. 
Daß der junge Monarch die schamlose Wirtschaft, wie sie 
Terray getrieben hatte, mißbilligte, davon zeugte die un- 
gnädige Entlassung des Abtes. Aus dieser Tatsache allein 
aber ließ sich nicht erraten, ob er das weitgehende Pro- 
gramm Turgots billigen würde. Denn der neue Finanz- 
minister wollte sich nicht damit begnügen, ein Verwaltungs- 
beamter der guten alten Zeit, etwa im StUe eines Ony, zu 




Turgots Reformversuch. cq 

sein. Er strebte höher hinauf: er wollte sein Amt in einem 
völlig neuen Sinn auffassen; er wollte, wenn auch nicht 
plötzlich, so doch in einem sich mehr und mehr beschleu- 
nigenden Zeitmaß den Geist der alten Verwaltung um- 
bilden und für die Bewältigung höherer Aufgaben geschickt 
machen. 

Es liegt etwas von dem Duft der berühmten Posa- 
szene über jener bekannten Unterredung, die zwischen Lud- 
wig XVI. und Turgot im Schlosse zu Compi^gne an einem 
Augusttage des Jahres 1774 statthatte. Mit hochklopfen- 
dem Herzen schreitet Turgot über die Schwelle des Audienz- 
saales, ganz erfüllt von dem erhabenen Gedanken an die 
Beglückung seines Volkes und doch gequält von dem 
bangenden Zweifel, ob er in dem jungen Monarchen eine 
gleichgestimmte Seele entdecken würde. Als sich der 
König und der Minister gegenübertraten, sind beide äußerst 
erregt: sie ringen mit dem gleichen Hindernis, einer nur 
schwer zu überwindenden Schüchternheit. Turgot ist ver- 
wirrt durch den ungewohnten Anblick der Majestät und 
durch das peinigende Bewußtsein, daß es sich um eine 
entscheidende Schicksabstun de handelt. Dabei fühlt er, 
daß es ihm nicht gelingt, den sich überstürzenden Ge- 
danken eine so durchsichtig klare Form zu geben, wie er 
wünschte. Er ist unglücklich über seinen stammelnden 
Vortrag und furchtet, nicht den beabsichtigten Eindruck 
hervorzurufen und das heißersehnte Ziel zu verfehlen. Doch 
gerade seine Befangenheit flößt Ludwig, der mit demselben 
Übel zu kämpfen hat, herzliches Vertrauen ein. Eine Art 
geheimer Wahlverwandtschaft scheint den König seinem 
Minister näherzubringen, und jener lauscht willig den 
Worten des andern. 

Über den nähern Verlauf des Zwiegesprächs im Schlosse 
zu Compi^gne sind wir leider nicht so eingehend, wie wir 
wünschten, unterrichtet. Indes hat Turgot sogleich nach 
dem Schluß der Audienz einen längeren Brief an Lud- 
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wig XVI. gerichtet, in dem er an die Hauptpunkte des 
Programms, auf die der Monarch sich eben verpflichtet 
hatte, noch einmal erinnert. Dieses Schreiben zeigt deut- 
lich, wie wenig Turgot den Vorwurf seiner Gegner, er sei 
ein Doktrinär und unklarer Schwärmer gewesen, eigentlich 
verdient hat. So sehr unser obiger Vergleich mit der 
Posaszene auch fiir die allgemeine Seelenstimmung der beiden 
Teilnehmer an der Unterredung zutreffen mag, so wenig 
würde er für die Kennzeichnung des von Turgot entwickelten 
Programms taugen. Denn in seiner einfachen, ja man 
möchte sagen beinahe nüchternen Art erinnert es in nichts 
an die hochiliegenden Reformpläne der Physiokraten ; kaum 
könnte man ihm entnehmen, daß der Verfasser auf dem 
Boden der Lehre Quesnays steht. Mit klarem Blicke hatte 
Turgot erkannt, daß die Zeit noch nicht gekommen sei, 
wo er die hauptsächlichen Forderungen seiner politischen 
Freunde verwirklichen durfte. Fehlte es doch dazu zu- 
nächst an den unumgänglich notwendigen Vorbedingungen. 
Sollte die Reform gelingen, so mußte sich der Staat vor 
allem in geordneten Finanzverhältnissen befinden. Tui^ots 
Programm gipfelt daher in der Forderung eines festge- 
gründeten Staatshaushalts, in dem sich Einnahmen und 
Ausgaben das Gleichgewicht halten. 

In schroffem Gegensatz zu der Verwaltung seines Vor- 
gängers, des Ahb6 Terray, stellt Turgot drei Grundsätze 
auf: der König soll sich verpflichten, keinen Bankrott, 
mag er auch noch so sorgfaltig verschleiert werden, hin- 
fort zuzulassen, ebensowenig wie eine Erhöhung der Steuer- 
masse oder die Aufnahme von neuen Anleihen. Die Be- 
deutung des ersten Verbotes ist ohne weiteres einleuchtend : 
eine Verwaltung der Staatsfinanzen, die, wie es im Laufe 
der vorigen Regierung wiederholt geschehen war, in 2^ten 
der Bedrängnis ohne Skrupel feierlich gegebene Ver- 
sprechungen brach und die Interessen der Staatsgläubiger 
in frivoler Weise opferte, konnte auf Vertrauen nicht 
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rechnen: bei ihren Finanzoperationen mußte sie auf un- 
überwindliche Schwierigkeiten stoßen und konnte nur zu 
Wucherzinsen (Jeld erhalten. Das zweite Verbot, das die 
Vermehrung der Auflagen ausschloß, sollte vornehmlich 
den Landmann, der unter dem Druck der ungleichmäßig 
verteilten Steuern schwer genug seufzte, vor einer weiteren 
unbilligen Mehrbelastung schützen. Das dritte Verbot, das 
die Aufnahme von neuen Anleihen verhüten wollte, beugte 
mittelbar Schwierigkeiten vor, die oft genug zum Bankrott 
oder zur Steuererhöhung geführt hatten. Nach Turgots 
Auffassung sollte der Staat nur dann in Friedenszeiten zu 
neuen Anleihen schreiten, wenn er billig Geld erhalten und 
damit ältere Schulden, die er zu einem hohen Zinsfuß auf- 
genommen hatte, tilgen konnte. 

Um diese drei Verbote, in denen Turgot die Grund- 
pfeiler eines gesunden Finanzwesens erblickte, getreulich 
zu halten, gab es nur ein Mittel : man mußte die Ausgaben 
so verringern, daß ein jährlicher Überschuß von etwa 
zwanzig Millionen gewonnen wurde, welchen man zur Ab- 
zahlung alter Schulden verwenden wollte. Erreichte man 
dieses Ziel nicht, so war der Staat in Gefahr, beim ersten 
Kanonenschuß den Bankrott erklären zu müssen. 

Um das bisher mangelnde Gleichgewicht im Staats- 
haushalt herstellen zu können, machte Turgot dem König 
eine Bedingung, wie sie vorher noch kein Finanzminister 
zu stellen gewagt hatte: er verlangte, daß seine KoDegen 
im Ministerium ihre Ausgabeetats unter Aufsicht des 
Generalkontrolleurs stellten. Nur solche Ausgaben, die er 
für unumgänglich erachtet, und die seine ausdrückliche Ge- 
nehmigung erhalten hatten, sollten in die Etats der ein- 
zelnen Verwaltungszweige aufgenommen werden. Über- 
schreitungen durflen nur im Fall der vorherigen Zustim- 
mung des Finanzministers gemacht werden. Die gute 
Berechtigung dieser Forderung ist für uns heute über jeden 
Zweifel erhaben. Den Zeitgenossen Turgots mochte sie 
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unerhört und fiir die Selbständigkeit ihres ministeriellen 
Ressorts höchst bedenklich erscheinen. Jedenfalls war sie, 
abgesehen von dem wohlbegründeten finanztechnischen 
Zweck, den Turgot damit verfolgte, nur dazu geeignet, 
seine Stellung zu überragendem Ansehen zu erheben. 

Viel schwieriger aber als die Erfüllung dieser Bedin- 
gung mußte dem Monarchen die Einschränkung des Gnaden- 
unwesens fallen, die der neue Generalkontrolleur mit aller 
Entschiedenheit verlangte: iSire, sie müssen sich gegen 
Ihre Güte mit Ihrer Güte selbst waflfnen und sich vor 
Augen halten, woher das Geld kommt, das Sie Ihren Höf- 
lingen austeilen; Sie müssen das Elend derjenigen, denen 
man es zuweilen durch die strengsten Zwangsvollstrek- 
kungen zu entreißen genötigt ist, mit der Lage der Per- 
sonen vergleichen, die die meisten Ansprüche an Ihre 
Freigebigkeit haben, t Vor allem warnt Turgot den König, 
wie seine Vorgänger Gewinnanteile an den Steuern als 
Gnadengeschenke zu vergeben. Solche Vergünstigungen 
seien außerordentlich gefährlich und mißbräuchlich, vor 
allem weil sie den Adel bestechlich und zu einem Be- 
schützer der Mißstände machten, die sich in die Steuer- 
verwaltung eingeschlichen hätten. 

Turgot spricht weiterhin die Hoffnung aus, daß eine 
Herabminderung der Staatseinnahmen nicht notwendig sein 
würde. Drei Mittel sind es, von denen er sich eine wesent- 
liche Erleichterung der bedrängten Volksklassen verspricht : 
erstlich von der Hebung des Ackerbaus, femer von der 
Unterdrückung der Mißbräuche bei der Steuererhebung und 
schließlich von einer möglichst gleichmäßigen Verteilung 
der Steuern. »Aber,« fugt er warnend hinzu, »wenn Spar- 
samkeit nicht vorausgeht, ist keine Reform möglich. Denn 
jede zieht die Gefahr einer Unterbrechung in dem glatten 
Gang der Staatseinnahmen nach sich. Muß man Sjch doch 
auf vielfältige Störungen gefaßt machen, welche die Machen- 
schaften und das Geschrei aller derjenigen, die an dem 
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Bestände der Mißbräuche ein Interesse haben, hervorrufen 
werden.« 

Vor allem soll sich die Finanzverwaltung von der Vor- 
mundschaft der Geldmänner zu befreien suchen. Das kann 
nur geschehen, wenn sie durch eine musterhaft ordentliche 
sparsame Geschäftsführung von der Unterstützung der 
Börsenleute unabhängig wird. Erreicht man dieses Ziel 
nicht, so ist keine Verbesserung durchführbar, weder in 
der Erleichterung der Auflagen, noch in den Einrichtungen, 
die sich auf die innere Regierung und Gesetzgebung be- 
ziehen: »Also hauptsächlich von der Sparsamkeit hängt 
das glückliche Gedeihen von Ew. Majestät Regierung ab, 
die Ruhe im Innern, das Ansehen im Auslande, das Glück 
der Nation und Ew. Majestät Glück.« 

Daß er die Schwierigkeiten und Fährnisse, die sich 
der Durchführung dieses Programms entgegenstellen würden, 
durchaus nicht unterschätzte, sondern sehr hoch anschlug, 
zeigen die Wendungen, mit denen Turgot die Denkschrift 
schloß: »Ich habe vorausgesehen, daß igh allein zu kämpfen 
haben werde wider die Mißbräuche aller Art, wider die 
Bemühungen derjenigen, die bei solchen Mißbräuchen ge- 
winnen; wider die Masse der Vorurteile, die sich einer 
jeden Reform entgegensetzen, und die ein so mächtiges 
Mittel sind in den Händen derjenigen Leute, die ein Inter- 
esse daran haben, die Unordnung zu verewigen. Ich werde 
sogar wider die natürliche Güte, wider die Großmut Euer 
Majestät und derjenigen Personen, die Ihnen am teuersten 
sind, zu streiten haben. Ich werde gefürchtet, ja gehaßt 
werden von dem größten Teil des Hofes, von allen, die 
um Gnadengeschenke betteln. Mir wird man jeden ab- 
schlägigen Bescheid zuschreiben ; man wird mich als einen 
hartherzigen Mann abschildern, weil ich Ew. Majestät vor- 
gestellt habe, daß Sie selbst diejenigen, die Ihnen lieb 
sind, nicht auf Kosten des Lebensunterhalts Ihres Volkes 
bereichem dürfen.« Ja, möglicherweise würden sogar 
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die, für deren Wohl er seine Person einsetzt, sich gegen 
ihn einnehmen lassen und, von den Übelwollenden verleitet, 
gegen ihn Partei ergreifen. Denn »dieses Volk, dem ich 
mich aufopfern werde, ist so leicht zu hintergehen, daß ich 
vielleicht gerade durch die Maßregeln, die ich anwenden 
will, um es wider die Bedrückung zu schützen, mich bei 
ihm verhaßt machen werde, c 

In aller dieser Not gibt es für den pflichtbewußten 
Finanzminister nur einen Rettungsanker: das königliche 
Vertrauen. Versagt auch dieser einzige Halt, so muß er 
das gewagte Spiel verloren geben. »Ich werdet, prophe- 
zeit er dem König, »verleumdet werden, und vieUeicht mit 
genügsamer Wahrscheinlichkeit, um mir das Vertrauen Ew. 
Majestät zu entreißen. Ich werde nicht bedauern, einen 
Platz zu verlieren, auf den ich mir niemals Hoffnungen ge- 
macht habe. Ich bin bereit, ihn Ew. Majestät zurückzu- 
stellen, sobald ich nicht mehr hoffen darf, in demselben 
Nutzen zu stiften, c Vor allem hegt er den Wunsch, daß 
der Monarch der feierlichen Zusage, die er seinem Minister 
gegeben hat, stets eingedenk bleibe. »Ew. Majestät werden 
sich daran erinnern, daß ich mich im Vertrauen auf die 
Heiligkeit Ihrer Versprechungen mit einer Last belade, die 
vielleicht meine Kräfte übersteigt, und daß ich mich mehr 
Ihnen persönlich, dem Ehrenmann, dem gerechten und 
guten Menschen als dem König hingebe.« Schließlich 
mahnt er Ludwig an die spontane Gefühlsäußerung, durch 
die er seinem Minister sich symbolisch verpflichtete: »ENe 
ergreifende Güte, mit der Sie geruht haben, meine Hand 
in der Ihrigen zu drücken, gleichsam um meine Ergeben- 
heit anzunehmen, wird nie in meinem Gedächtnis ver- 
löschen ; sie wird meinen Mut unterhalten ; sie hat auf ewig 
mein persönliches Glück mit den Interessen, dem Ruhm 
und dem Glück Ew. Majestät verflochten.« 

Die Denkschrift, die wir ihrem Hauptinhalt nach eben 
wiedergegeben haben, ist flir Turgots Staatsanschauung 
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höchst charakteristisch. Den Angelpunkt seiner Bemühungen 
bildet der Wunsch, das volle unerschütterliche Vertrauen 
des Monarchen zu gewinnen, den Beziehungen zwischen 
dem König und seinem Minister den Charakter eines engen 
persönlichen Verhältnisses zu geben. Nur wenn er seines 
Herrn ganz sicher ist, wenn dieser ihm unbedingt vertraut 
und febenfest von der Trefflichkeit seiner Absichten über- 
zeugt ist, vermag er in der großen Schlacht, die er den 
Mißbräuchen und Privilegien liefern will, zu siegen. »Turgot 
glaubte, daß nichts zu fürchten sei mit dem Vertrauen des 
Fürsten, und daß nichts Großes ohne dasselbe erreichbar 
sci.c In diesen knappen Satz hat sein Freund Condorcet 
die Summe von Turgots politischen Überzeugungen zu- 
sammengefaßt. Die Frage, auf die in Zukunft alles ankam, 
war die, ob das persönliche Vertrauensverhältnis zwischen 
Monarch und Minister sich mit der Zeit so innig gestalten 
würde, daß Tut^ot die ausschlaggebende Rolle im Kabinett 
übernehmen konnte, um seine Reformabsichten nachdrücklich 
durchzuführen. 

n. 

Die Tage, in denen Turgot das königliche Vertrauen 
erproben durfte, sollten bald anbrechen: schon im Früh- 
jahr 1775 lieferten ihm die Gegner seiner Wirtschaftspolitik 
die erste heiße Schlacht, in der es sich für ihn um Sein 
oder Nichtsein handelte. 

Wir wissen, Turgots hauptsächlichste Sorge galt der 
Landwirtschaft. Sobald er am Ruder war, entschloß er 
sich daher zu einer entscheidenden Maßnahme: er stellte 
die Freiheit des Getreidehandels wieder her und löste da- 
durch das wichtigste Erzeugnis des Landmanns aus den 
Fesseln, in die es überall die örtlichen Marktpolizeiverord- 
nungen zu schlagen suchten. Turgots Edikt bedeutete 
keine eigentliche Neuerung. Denn schon im Jahre 1764 
waren die Schranken für den Getreidehandel gefallen. Allein 
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Turgots Vorgänger, der AbW Terray, hatte im Jahre 1770 
die Freiheit wieder aufgehoben. Dieses Hin- und Her- 
schwanken zeigt, wie sehr in dieser Frage die Ansichten 
geteilt waren. Auch aufgeklärte Politiker und Publizisten 
hielten eine staatliche Regelung des Getreidehandels noch 
fiir durchaus geboten, namentlich im Interesse der unruhigen 
Hauptstadt. 

Trotz des zu erwartenden Widerspruchs aber wurde 
von Turgot im September 1774 der Beschluß des Staats- 
rats, der die Getreidehandelsfreiheit im französischen Reiche 
proklamierte, öffentlich bekannt gegeben. Zunächst ließ sich 
fiir Turgot alles gut an. Als aber nach einem mageren 
Jahr die Ernte auch im folgenden sehr schlechte Aussichten 
bot, hielten seine Gegner den Zeitpunkt für gekommen, 
wo sie durch wohlvorbereitete Tumulte die Aufhebung 
des Septemberedikts erzwingen und den Sturz des reform- 
freundlichen Ministers veranlassen konnten. Denn daß es 
sich nicht um spontan ausbrechende Aufstände, sondern 
um ein Komplott handelte, ist heute nicht mehr zu be- 
zweifeln und auch schon von gut unterrichteten Zeitge- 
nossen behauptet worden.^) 



^) Du Ponts dahin gehende Behauptungen werden in vollem Maße 
von Mercy bestätigt. In seinem Bericht vom i8. Mai 1775 an den Fttrsten 
Kaunitz (Wiener Archiv) äußert er sich über die vermutlichen Anstifter 
der Brottumulte folgendermaßen: Viele Verhaftete behalte man sorgfiUtig 
zurflck, > vermutlich in der Hoffnung, durch dieselben nach und nach auf 
den wahren Ursprung zu gelangen, maßen es außer allem Zweifel ist, daß 
die Sache weder durch einen wirklichen Abgang an Getreide oder einen 
ungewöhnlich hohen Preis desselben, noch zußUliger Weise, sondern 
durch boshafte Anstifter veranlasset worden sei. Einiger Orten hat man 
gedruckte königliche Patente vorgezeigt, durch welche der Pi-eis des Ge- 
treides herabgesetzet wurde. Anderer Orten haben sich mit Ehren- und 
Ordenszeichen gezierte Leute für Überbringer der diesfiUligen königlichen 
Willensmeinung angegeben. Bei vielen, welche gefangen worden, hat man 
große Summen an Gelde gefunden; mit einem Worte überall äußern sich 
die Spuren eines vorbedachten Komplotts. < 
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Mitte April 1775 begannen die Unruhen, die man 
spottweise später unter dem Namen Mehlkrieg zusammen- 
gefaßt hat, mit einem Vorspiel in der Provinz. In Dijon 
plünderten Bauernhaufen die Gretreidespeicher. Das hatte 
nur zur Folge, daß der Finanzminister um so entschiedener 
den Behörden die Sorge flir die Aufrechterhaltung des 
freien Getreidehandels einschärfte. Da brachen in den 
ersten Tagen des Mai Tumulte aus, die die nächste Um- 
gebung von Paris und Versailles zum Schauplatz hatten 
und ganz offensichtlich darauf abzielten, die Getreidezufuhr 
der Hauptstadt zu unterbinden, unter der Bürgerschaft da- 
durch Besorgnisse vor einer nahe bevorstehenden Hungers- 
not hervorzurufen und den Hof mit Entsetzen zu erfüllen. 
Hatten doch die früheren Agenten der Gesellschaft, die 
unter Terray den Getreidehandel von Paris in Händen ge- 
habt hatten, schon lange vorher geflissentlich das Gerücht 
verbreitet, daß das System Turgots die Pariser Hungers 
sterben lassen und das Volk empören werde. Daß die Auf- 
rührer in höherem Auftrage handelten, daftir hatte man 
bald sichere Anzeichen. Sie wiesen gefälschte königliche 
Erlasse vor, nach denen der Preis des Brotes und Getreides 
herabgesetzt sein sollte ; sie verteilten Geld unter die Land- 
leute und forderten sie auf, sich der Vorräte zu bemächtigen; 
sie zerschnitten die Kornsäcke und schütteten ihren Inhalt 
ins Wasser. 

Wir können uns heute nicht genug darüber wundem, 
daß diese ungeordneten Haufen die Hauptstadt ernstlich 
beunruhigen, das Ministerium in Gefahr bringen, die Höf- 
linge mit bleichem Entsetzen erfüllen, die Staatsleiter ganz 
mut- und kopflos machen und schließlich nur durch das 
Aufgebot einer ansehnlichen Truppenmacht bewältigt werden 
konnten. Gerade in diesem Moment aber hat der Ge- 
schichtsschreiber die ernste Seite des ganzen Ereignisses 
zu suchen : zeigt es doch in anschaulicher Weise, wie ohn- 
mächtig sich die französische Staatsregierung fiihlte, daß 

5* 
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sie sich durch diesen Mummenschanz wirklich imponieren 
und fast eine Woche in Schach halten ließ. Schon zeit- 
genössischen Beobachtern wie dem österreichischen Bot- 
schafter Graf Mercy drängte sich diese Wahrnehmung auf. 

Wie kam es überhaupt, daß die Bewegung nicht gleich 
im Keime erstickt wurde? Antwort: Weil die Organe, die 
dazu bestellt waren, den Dienst versagten. Die Pariser 
Polizeibeamten waren darüber aufgebracht, daß ihnen 
durch die Erklärung der Freiheit des Getreidehandels die 
Marktaufsicht und damit ein erklecklicher Gewinnst ent- 
zogen ward. Um nun die Abschaffung des verhaßten 
Edikts zu erwirken, begünstigten sie die Verschwörer ganz 
offen, wo sie konnten. Sie gaben dem Minister von dem 
Aufruhr zu spät Nachricht, ließen die Plünderung der 
Bäckerläden ruhig zu und die Schuldigen entschlüpfen. Ja, 
diese sträfliche Nachsicht erstreckte sich bis in die Kreise 
der höchsten Beamtenschaft, soweit sie Gegner der Wirt- 
schaftspolitik des Finanzministers waren, so daß Turgot, 
um einer Wiederholung solcher Vorkommnisse ein für alle- 
mal vorzubeugen, vom König die Absetzung des Polizei- 
präsidenten und des Kommandanten der Stadtwache for- 
dern mußte. Für den eigentlichen Anstifter des Tumults 
aber hielt man einen königlichen Prinzen, den Fürsten 
Conti, der ein geschworener Feind der Turgotschen Re- 
formpolitik war, denn in der Nähe seines Schlosses hatte 
der Aufruhr seinen Ausgang genommen. Schwerlich hätte 
sich indessen seine Beteiligung an dem Komplott erweisen 
lassen, und wäre es schließlich auch möglich gewesen, so 
hätte der Rächerarm der königlichen Autorität nicht so 
hoch zu zielen gewagt. 

Vor allem aber war die Haltung derjenigen Behörde 
in diesen bewegten Tagen höchst auffällig, die sich als die 
berufene Hüterin gesetzlicher Zustände betrachten mußte, 
nämlich des Pariser Parlaments. Statt die königlichen Be- 
hörden in der Beruhigung der Hauptstadt zu unterstützen, 
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ließen seine Mitglieder ihrem Haß gegen den Finanzmini- 
ster, dessen Handelspolitik sie mißbilligten, die Zügel 
schießen und durch Maueranschläge einen Beschluß ver- 
breiten, der den erlöschenden Aufstand aufs neue anfachen 
mußte. Sie forderten hier öffentlich, daß der König den 
Wünschen der Meuterer nachkommen und den Brotpreis 
herabsetzen solle. Sie hatten sich aber in dem Gegner, 
den sie dadurch treffen wollten, arg verrechnet. 

Turgot war zur rechten Zeit nach Versailles geeilt 
und hatte den König, der inmitten der ängstlich bebenden 
Höflingsschar mürbe zu werden drohte, zu standhaftem 
Ausharren bestimmt. Er selbst zeigte durch sein Beispiel, 
wie allein mannhafte Entschlossenheit das drohende Un- 
wetter beschwören konnte. In diesen Tagen übte er eine 
Art Diktatur aus: von ihm empfingen die Generäle, der 
Großsiegelbewahrer, der Minister des königlichen Hauses, 
ja selbst der Premierminister Unterweisungen und Befehle. 
Tagsüber weilte er in der Hauptstadt, um die Ausführung 
seiner Anordnungen zu überwachen, in der Nacht hielt er 
sich in Versailles auf, um dem König Bericht zu erstatten. 

Mit dem widersetzlichen Parlament machte der Ge- 
neralkontrolleur kurzen Prozeß. Den zum Aufruhr reizen- 
den Anschlag ließ er herunterreißen. Am frühen Morgen 
um 4 Uhr hatte jeder Parlamentsrat vor seiner Tür einen 
Musketier, der ihn aufforderte, pünktlich um 8 Uhr in 
Versailles sich einzufinden. Morgens lo Uhr hatte der 
König bereits seinen lit de justice gehalten, in dessen 
Verlauf er das Parlament zur Eintragung einer Erklärung 
zwang, durch die ihm die Rechtsprechung bezüglich des 
Aufruhrs abgenommen und den königlichen Gerichten über- 
tragen wurde. 

Dieses entschiedene Auftreten der Regierung wirkte 
Wunder. Die Widerstandsgelüste der Opposition erlahm- 
ten, den Aufruhrern entsank der Mut, und die Ordnung 
wurde in kürzester Zeit wiederhergestellt. Reichsten Lohn 
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aber erntete der Mann, dessen unverzagtem Wesen die 
rasche Bewältigung des Komplotts zu danken war. Gegen 
Turgots Persönlichkeit und seine Politik hatten sich die 
frevelhaften Machenschaften der Verschwörer gerichtet. 
Statt aber den Finanzminister zu schädigen oder gar zu 
stürzen, bewirkten sie das Gegenteil: sie befestigten seine 
Stellung. Denn in diesen Tagen der Not war das Ver- 
trauen des jungen Monarchen zu seinem Minister außer- 
ordentlich gewachsen^). Wie scharf stach doch seine kalt- 
blütige und energische Haltung von der memmenhaften 
Verzagtheit der nächsten Umgebung des Königs, der Hof- 
schranzen und der meisten Minister ab, die in bänglichem 
Entsetzen über den das Schloß umlagernden Pöbel Ludwig 
zu schimpflicher Kapitulation hatten bestimmen wollen. 
Vor allem hatte sich der leitende Minister durch seine 
Feigherzigkeit sehr bloßgestellt, nicht nur gegenüber dem 
König, sondern auch vor der breiten Öffentlichkeit. Sang 
man doch in Paris recht gelungene Spottverse, in denen 
man treffend sein allzu vorsichtiges Betragen kennzeichnete. 
Maurepas hatte sich in den kritischen Stunden eben 
durchaus als der opportunistische Höfling, der er war, ent- 
hüllt. Als er das Unwetter heranziehen sah, hatte er sich 
aus dem Staube gemacht. Turgot mochte die Sache, die 
er sich eingebrockt, selbst auskosten. Gelang es ihm den 
Sturm zu beschwören, so war es gut: dann waren beide 
gerettet. Unterlag er aber und erhielt seine Entlassung, 
so hoffte Maurepas nicht in seinen Fall verwickelt zu wer- 
den : er hätte alle Verantwortung an einem etwaigen schlim- 
men Ausgang auf den Generalkontrolleur abgewälzt. Um 
das zu können, mied er in den entscheidenden Tagen ge- 
flissentlich den König. Er wollte nicht um Rat gefragt 
sein und sich in nichts mischen. Nicht in Versailles, son- 
dern in Paris schlug er daher sein Hauptquartier auf. Er 

*) Das betont Mercy in seinen Berichten vom i8. Mai, 33. Juni, 
17. Juli und 18. September 1775 zu wiederholten Malen. (Wiener Arcbir.) 
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besuchte die Oper und glaubte durch diesen Heldenmut 
Beifall zu verdienen. 

Dieses Betragen aber machte auf den jungen Mon- 
archen den allerschlechtesten Eindruck. Was war das für 
ein leitender Minister, der seinen König in der Stunde der 
Gefahr schnöde im Stich ließ ! Während Turgots Stern im 
Aufsteigen begriffen war, schien der seinige offenbar zu 
sinken. 

Diese Beobachtung machte in jenen Tagen der öster- 
reichische Gesandte, der durch seine nahen Beziehungen 
zum Hofe sehr wohl imstande war, die Lage der Ver- 
hältnisse zu übersehen. Mercy berichtet unter dem 18. Mai 
dem Fürsten Kaunitz, zu welch' überragendem Ansehen 
sich Turgot durch seine unerschrockene Haltung während 
der Unruhen aufgeschwungen, wie der König ein unbe- 
dingtes Vertrauen zu ihm gefaßt habe, so daß Maurepas' 
Schicksal geradezu in seiner Hand liege. Es würde ein 
leichtes für ihn gewesen sein, den Premierminister nun- 
mehr beiseite zu schieben. 

Jetzt hatte für Turgot die große Stunde geschlagen, 
wo er sich freie Bahn schaffen und das Gedeihen des Re- 
formwerkes hätte sichern können. Denn soweit hatte er 
seine Kollegen kennen gelernt, um zu wissen, daß sie in 
der überwiegenden Mehrzahl seine Absichten eher durch- 
kreuzen als fördern würden. Namentlich galt das von 
Maurepas, der für eine Reformpolitik großen Stils nicht zu 
haben war, schon weil er die Gefahren scheute, denen sie 
ihn aussetzen würde. Da aber Turgot einen neuen Kurs 
steuern wollte, der ihn von der herkömmlichen ängstlich 
lavierenden Kabinettspolitik weit entfernte, da er zum Bruch 
mit dem alten Schlendrian fest entschlossen war und den 
Kampf mit den Mißbräuchen aufzunehmen wünschte, so 
mußte er sich nach Männern umsehen, deren fester Cha- 
rakter in Zeiten der Gefahr nicht versagte, auf die er 
sich wirklich verlassen konnte. Wie wenig auf Leute vom 
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Schlage eines Maurepas zu zählen war, hatte er eben 
erst gesehen. Er durfte nach dieser Erfahrung versichert 
sein, daß ihn der alte Höfling bei dem nächsten Sturm 
wiederum preisgeben würde. Für das große Werk, das 
Turgot plante, war ein einheitliches Ministerium aus un- 
bedingten Anhängern der Staatsreform ein unumgängliches 
Erfordernis. 

Allein Turgot ließ diesen einzig glücklichen Moment, 
wo er sich des vollen Vertrauens des jungen Königs 
rühmen durfte, ungenutzt verstreichen. Damit schürzte er 
recht eigentlich den Knoten zu seinem tragischen Ge- 
schick. Der Mann, den er jetzt in übertriebenem Zart- 
gefühl schonte, ja ausdrücklich in der Gunst des Monarchen, 
die ihm sonst entschlüpft wäre, stützte, sollte ihm diesen 
Dienst übel lohnen. Denn anstatt Turgots großherzige 
Handlungsweise dankbar anzuerkennen, war Maurepas über 
den Triumph des Nebenbuhlers erbost und eifersüchtig auf 
das wachsende Vertrauen, das Ludwig jenem schenkte. 
Doch vorläufig verbiß er seinen Grimm und lauerte ge- 
duldig auf den Augenblick, wo er sich von dem unbe- 
quemen Rivalen befreien konnte. 

Bei Turgot vermissen wir hier die wahrhaft staats- 
männische Ader. Seinem wenig biegsamen Charakter war 
es nicht leicht möglich, sich den im politischen Leben 
rasch wechselnden Lagen anzupassen. In dieser Beziehung 
wie überhaupt in der Herbigkeit und starren Einseitigkeit 
des Wesens erinnert er an den großen preußischen Re- 
former, den Freihemi vom Stein. Und ebensowenig wie 
dieser war Turgot für die Rolle eines leitenden Ministers 
geschaffen. Hätte ihm als solcher ein gleichgesinnter Freund 
zur Seite gestanden, der ihn ergänzt und ihm in die Hände 
gearbeitet hätte, so wäre das Reformwerk vielleicht allen 
Widerständen zum Trotz noch zum guten Ende gediehen. 
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In den Monaten, die dem Mehlkrieg folgten, hatte 
Turgot eine glänzende Stellung inne. Er stand hoch in 
der Gunst seines Königs, und Maurepas, der das wahr- 
nahm, suchte sich dem Generalkontrolleur auf alle nur 
denkbare Weise gefällig zu zeigen. In jenen Tagen wurde 
das Hausministerium frei. Diesen wichtigen Posten wollte 
Turgot seinem Freunde Malesherbes, dem Präsidenten des 
Pariser Steuerhofes zuwenden, weil er an ihm bei seinen 
Ersparnisabsichten eine zuverlässige Stütze zu finden hoffte. 
Der königliche Hof halt verschlang Jahr für Jahr ungeheure 
Summen, was nicht so sehr an der verschwenderischen 
Prachtliebe des Monarchen, als an der Unredlichkeit der 
höheren und niederen Hofchargen lag, die in unglaublich 
schamloser Weise in ihre Taschen wirtschafteten. Hier 
mußte nach Turgots Ansicht mit unnachsichtlicher Strenge 
eingegriffen werden. Die Mißbräuche sollten abgestellt 
und dadurch viele Millionen erspart werden, um zur Aus- 
gleichung des Fehlbetrages im Budget verwandt zu werden. 

Maurepas erklärte sich mit der Kandidatur Malesherbes' 
einverstanden, besonders als er wahrnahm, daß sein ärgster 
Feind, der Herzog von Choiseul, der ihn zu verdrängen 
hoffte, diese Gelegenheit zu benutzen trachtete, um eines 
seiner Geschöpfe in das Ministerium zu bringen.^) Das 
sollte auf alle FäUe hintertrieben werden, war aber gar 
nicht leicht, da Marie Antoinette den Freunden des Herzogs 
bereits ihre Unterstützung zugesagt hatte. Maurepas und 
Turgot gerieten dadurch in eine schwierige Lage. Bei dem 
großen Einfluß, den die junge Königin auf ihren Gemahl 
ausübte, mußte man sich hüten, es mit ihr zu verderben. 
Um Marie Antoinette umstimmen zu lassen, wandte sich 
Turgot an ihren vornehmsten Berater, den Grafen Mercy. 



^) ^Z^ hierzu die hochwichtige Depesche Mercys an Kaunitz vom 
17. Juli 1775. 
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Er stellte ihm vor, wie außerordentlich wichtig es für die 
Interessen des Königspaares wäre, wenn das Hausministerium 
einem Manne wie Malesherbes übertragen würde, der durch 
seinen redlichen Charakter geradezu berufen sei, in diesem 
verrotteten Departement Ordnung zu stiften und die zahl- 
losen Mißbräuche zu beseitigen. Mercy sagte bereitwillig 
seine Unterstützung zu. Aber auch seinem Einfluß glückte 
es nicht, die junge Königin von ihrer Absicht abzubringen; 
indessen erwies sich König Ludwig standhafter, als man 
erwartet hatte. Er ließ sich durch den Widerspruch 
seiner Gemahlin nicht beirren und vollzog die Ernennung 
Malesherbes'. 

Noch durch einen weitem Anhänger der Reform hoffte 
Turgot sich im Herbst 1775 zu verstärken. Durch den 
plötzlichen Tod des Grafen Muy war das Kriegsministerium 
erledigt worden. Auch in diesem Departement ließen sich 
nach Turgots Ansicht bedeutende Reformen und große 
Ersparnisse machen, und er wünschte daher, es einem 
Minister anvertraut zu sehen, der solchen Bestrebungen 
geneigt war. In Übereinstimmung mit Maurepas und Males- 
herbes traf Turgot eine höchst merkwürdige Wahl.^) Sein 
Kandidat, der Graf von Saint-Germain, war ein alter Hau- 
degen, der früher als aktiver Militär von den Soldaten ver- 
ehrt, von seinen Vorgesetzten aber wegen seines reizbaren 
und zänkischen Wesens wenig geschätzt worden war. Im 
Lauf des Siebenjährigen Krieges hatte er manchen wert- 
vollen Dienst geleistet, war aber eines Tages, weil er der 
Meinung gewesen, daß seine Leistungen nicht nach Gebühr 
gewürdigt wurden, ohne Urlaub auf und davon gegangen, 
um bald darauf in dänische Dienste einzutreten. Diese 
Fahnenflucht war ihm von Ludwig XV. nie verziehen worden. 
Nachdem er das Kriegshandwerk aufgegeben, lebte er in 
einem kleinen elsässischen Dörfchen in tiefer Zurückgezogen- 

^) Über Saint-Germains Ernennung sind hauptsächlich wieder Mercys 
Depeschen vom 19. Oktober und 15. November 1775 höchst aufschlußreich. 
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heit und größter Einfachheit, der Gartenarbeit und frommen 
Übungen hingegeben. Die Aufmerksamkeit Maurepas' und 
Turgots wurde auf ihn gelenkt, als er eine Denkschrift 
übersandte, die sehr brauchbare Gedanken über die Re- 
organisation des französischen Heeres zu enthalten schien. 

Dieser Eigenbrödler war ein Mann nach dem Herzen 
Turgots. Saint-Germain hatte weder Verwandte noch Freunde 
bei Hofe. Daß er der Pompadour stets ein Dorn im Auge 
gewesen, erhöhte sein Ansehen bei den Reformern. Jeden- 
falls schien er ein selbständiger Charakter von erprobter 
Redlichkeit zu sein, der höfischen Intriguen unzugänglich 
bleiben und energisch durchgreifen würde, wenn es sich 
darum handelte, Ordnung zu schaffen. Der König ließ sich 
diesen Vorschlag gefallen, und so wurde Saint-Germain zur 
größten Überraschung des Hofes und der Generalität aus 
seinem Dorfe herbeigerufen, was die öffentliche Meinung 
als ein pikantes Ereignis ansah: wie ehedem der römische 
Senat holten die Reformer diesen modernen Cincinnatus 
vom Pfluge weg. 

So schien Turgot seine Stellung im Laufe des Jahres 
1775 durch die Berufung von zwei aufrichtigen Freunden 
der Reform erheblich verstärkt zu haben. Zu seinem 
großen Leidwesen aber sollte weder Malesherbes noch 
Saint-Germain die auf sie gesetzten Hoffnungen wirklich 
erfüllen. Mochten auch beide von den besten Absichten 
beseelt sein, Turgot fand nicht bei ihnen die tatkräftige 
Unterstützung, auf die er gerechnet hatte. 

Malesherbes besaß zwar einen nicht gewöhnlichen 
passiven Heldenmut, den er früher als Präsident des Pariser 
Steuergerichtshofes Ludwig XV. gegenüber häuflg genug 
bewiesen hatte, als Hausminister aber wagte er sich nur 
sehr zaghaft an die ihm aufgegebene Beschneidung der 
Mißbräuche. Seinem friedliebenden empfindsamen Charakter 
widerstand es, sich durch harte Maßnahmen, die in die 
Interessen vieler bei Hofe angesehener Familien tief ein- 
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griffen, eine Welt von erbitterten Feinden zuzuziehen. Zum 
rücksichtslosen Reformer fühlte er sich nicht geschaffen. 
Er war nicht eine so entschlossene Kampfnatur wie sein 
Freund Turgot. Nur ihm zuliebe hatte er mit innerem 
Widerstreben die heikle Aufgabe übernommen. Sie lastete 
auf ihm wie ein drückendes Joch, von dem er sich bald 
zu befreien wünschte. 

Aus ganz andern Gründen versagte sich Saint-Ger- 
main den Wünschen Turgots. Er erblickte in den Er- 
spamisabsichten des Finanzministers den Versuch einer un- 
berechtigten Einmischung in seinen eigensten Wirkungskreis. 
Von Natur unverträglich und mißtrauisch, wandte er sich 
von Turgot nach kurzer Zeit ab und schloß sich aufs 
engste Maurepas und den Gegnern des Generalkontrolleurs 
an. Dagegen bildete er als Reformer im Vergleich zu 
Malesherbes einen ausgesprochenen Gegensatz. Ab rück- 
sichtsloser Draufgänger stürzte er sich Hals über Kopf in 
eine umfassende Armeereform. Ohne der Feindschaften 
zu achten, die er dadurch sich zuzog, griff er die privi- 
legierte Stellung der die Maison militaire des Monarchen 
bildenden Truppenkörper an, die er als kostspieligen und 
überflüssigen Luxus wenn nicht ganz zu beseitigen, so 
doch möglichst herabzusetzen und ihrer früheren Ausnahme- 
stellung zu . berauben suchte. Natürlich sträubten sich die 
hochadligen Kommandeure dieser Leibregimenter aus allen 
Kräften gegen die Verminderung ihrer Truppenteile. Sie 
scheuten nicht davor zurück, dem Minister, ihrem Vor- 
gesetzten, persönliche Kränkungen zuzufügen und ihn so- 
gar zum Zweikampf herauszufordern. Ludwig XVL stützte 
wohl seinen Minister, aber doch nicht mit der nötigen 
Energie; sonst hätte er zum warnenden Beispiel solche 
Auflehnung viel härter bestrafen müssen. Gesellten sich 
doch die eigenen Brüder des Monarchen, die Grafen von 
der Provence und von Artois, zu den Frondeuren und steiften 
den Widersetzlichen den Nacken. Übrigens warfen Saint- 
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Germains Reformen zunächst keine Ersparnisse ab; ganz 
im Gegenteil, sie verschlangen große Summen; denn die 
früheren Inhaber der eingezogenen Offizierstellen mußten 
mit dem Preise, den ihre früher käuflichen Ämter gekostet 
hatten, entschädigt werden. Oft waren diese Beträge so 
hoch, daß der Kriegsminister in einer Zeit, wo der Staats- 
säckel erschöpft war, sie nicht aufbringen konnte und auf 
die Einziehung solcher Stellen verzichten mußte.i) 

Welche Fortschritte machten indessen Turgots Reform- 
arbeiten? Seine hauptsächliche Fürsorge galt der Hebung 
der ackerbaulichen Tätigkeit, deren gedeihliche Entwicke- 
lung durch nichts so sehr gehemmt wurde wie durch das 
verderbliche Steuersystem. Darum galt es vor allem, auf 
diesem Gebiete gründlichen Wandel zu schaffen. Dürfen 
wir den Angaben seines Mitarbeiters Du Pont glauben, so 
hatte der Minister schon für den Oktober 1775 den ersten 
großen Anlauf zur Steuerreform geplant: er gedachte die 
sehr willkürlich umgelegte Auflage der beiden Zwanzigsten 
durch eine Grundsteuer (Subvention territoriale) zu ersetzen, 
die mit Hilfe der vom König ins Leben zu rufenden Muni- 
zipalitäten nach dem wahren Ertrage der Güter umgelegt 
werden sollte. 

Allein zu seinem lebhaften Bedauern vermochte Turgot 
diesen Vorsatz nicht mehr im Laufe des Jahres 1775 zu 
verwirklichen. Denn die Wirren des Mehlkriegs raubten 
ihm sechs Wochen seiner kostbaren Zeit, so daß er mit 
den Vorbereitungen nicht zum rechten Termin fertig ge- 
worden wäre und sich gezwungen sah, seinen Plan zu ver- 
tagen. Seine Hoffnung, im nächsten Jahr darauf zurück- 
zukommen, sollte sich nicht erfüllen, da es inzwischen seinen 
Gegnern gelang, ihn aus dem Amt zu bringen. Ob es 
Turgot überhaupt geglückt wäre, eine so gewaltige Um- 
wälzung wie die Einführung der Selbstverwaltung und die 

>) Über Saint Germain als Refonner yergleiche man die Arbeit von 
L. Mention, Le Comte de Saint-Germain et ses r^formes, Paris 1884. 
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Neuordnung des gesamten Steuersystems unter einem 
schwachen Monarchen wie Ludwig XVI. durchzusetzen, 
erscheint doch recht zweifelhaft. Denn ohne Frage hätte 
schon die politische Seite des Planes die Korporationen zu 
schärfstem Widerstände gereizt. Ist doch nicht anzunehmen, 
daß sich die Privil^erten ihre Vormachtstellung, die auf 
der ständischen Gliederung und der alten Steuerverfassung 
beruhte, durch die Munizipalitäten ohne Kampf hätten 
rauben lassen. 

Da wegen der Unruhen im Frühjahr 1775 der rechte 
Moment für die große Steuer- und Verwaltungsreform ver- 
paßt war, begnügte sich Turgot zunächst mit bescheideneren 
Besserungsversuchen. Es fehlt uns hier der Raum, auf 
diese einzelnen Maßnahmen näher einzugehen; aber auch 
auf eine trockene Aufzählung derselben, die nur ermüdend 
wirken würde, möchten wir Verzicht leisten. Heben wir 
nur hervor, daß alle Edikte Turgots einem großen Ziele 
zusteuern, das von ihrem Urheber mit leidenschaftlichem 
Eifer und zäher Konsequenz erstrebt wird: sie sollen zu 
kräftiger Entwickelung der nationalen Reichtumserzeugung 
nach Möglichkeit beitragen. Darum wünschte er vor allem 
Handel und Industrie nach und nach von allen hemmenden 
Schranken zu befreien. Neben dem Getreidehandel suchte 
er vornehmlich den Handel, der mit andern wichtigen 
Volksnahrungsmitteln wie Fischen, Vieh und Wein getrieben 
wurde, von allen lästigen Abgaben zu erlösen. Aus diesem 
Grunde widmete er auch den Verkehrsstraßen und Ver- 
kehrsmitteln eifrige Fürsorge, indem er wichtige Kanalbauten 
anregte und namentlich das Postwesen gründlich umgestaltete. 
Die neue Regie, die er im August 1775 schuf, beförderte 
die Reisenden bequemer, billiger und schneller und warf 
dazu noch fUr die Staatskasse einen erheblichen Überschuß 
jährlich ab. Gerade solche Reformen erwiesen auf das 
schlagendste, daß man mit verhältnismäßig geringem Kraft- 
aufwand die Einnahmen des Staates erhöhen konnte, wenn 
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man in einzelnen Zweigen der Verwaltung die Mißstände, 
die sich eingeschlichen hatten, beseitigte und heilsame 
Ordnung herstellte. 

Im Beginne des Jahres 1776 aber holte Turgot zu 
einem entscheidenden Schlage aus: er unterbreitete dem 
Pariser Parlament sechs Reformedikte, von denen nament- 
lich zwei von großer Tragweite waren. Das eine forderte 
die Umwandlung der Wegfronden in eine Geldlefetung, 
die nicht nur von den kleinen Landleuten und den Tag- 
löhnem, sondern hauptsächlich von den Grundbesitzern, 
und zwar sowohl von den taillepflichtigen als von den 
privilegierten, erhoben werden sollte. Dabei berief Turgot 
sich auf den Grundsatz sozialer Gerechtigkeit: diejenigen, 
die das größte Interesse an der Herstellung und Erhaltung 
guter Landstraßen hatten, sollten auch dafiir Steuern ent- 
richten. Das waren aber nicht die Tagelöhner und kleinen 
Landwirte, die bisher zu den Wegfronden herangezogen 
worden waren, sondern die Grundbesitzer, die für den Ver- 
trieb ihrer Produkte fast allein von den Straßen Nutzen 
hatten. Das andere Reformedikt betraf die Authebung der 
Pariser Zünfte und wendete sich gegen die privilegierte 
Stellung, welche die Meister in ihren Körperschaften im 
Vei^leich zu den Gesellen einnahmen. In Zukunft sollte 
im Handwerk an die Stelle der zünftlerischen Gebunden- 
heit ein unbeschränkter, durch keinerlei Vorschriften ein- 
geengter Wettbewerb treten. Beide Edikte waren von 
grundsätzlicher Wichtigkeit und bedeuteten eine soziale 
Umwälzung: durch das eine wurde die Frage der adligen 
Steuerprivilegrien, durch das andere die Frage der Gewerbe- 
freiheit angeschnitten. 

Mit leidenschaftlichem Eifer ergriff das Parlament von 
Paris die Gelegenheit, um in scharfem Gegensatz zu dem 
neuerungssüchtigen Generalkontrolleur seine konservative Ge- 
sinnung zu bekunden und dem König die Reformentwürfe 
Turgots als höchst staatsgefährliche , den Bestand der 
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Monarchie erschütternde Maßnahmen anzuzeigen. Mit aller 
Entschiedenheit verfocht es in den Vorstellungen, die es 
am 4. März Ludwig XVI. überreichen ließ, die Unantast- 
barkeit der Steuervorrechte und die Vorzüge der Zunft- 
verfassung und weigerte sich, von den sechs Reformedikten 
fünf in seine Register einzutragen. 

An dem Widerspruch des Parlaments ist vor allem 
interessant, daß er sich nicht aliein gegen Turgots Gesetzes- 
vorschläge richtet, sondern gegen den Geist des von ihm 
vertretenen physiokratischen Systems überhaupt, aus dem 
die Edikte hervorgegangen sind. Wenn der Pariser Ge- 
richtshof sich dagegen wehrt, daß der Adel zu der Fronden- 
steuer herangezogen werden sollte, so handelt es sich da- 
bei nicht so sehr um die an und für sich geringe Geld- 
leistung, sondern vor allem um den Makel, der darin er- 
blickt wird, daß die oberen Stände in Zukunft, mit den 
9 Sujets corv^bles et taillablesc vermischt, gleichsam in 
einen Topf geworfen und dadurch angeblich ihres sozialen 
Ansehens beraubt werden. Es ist die Gleichmacherei, der 
Zug zur egalitö, der von dem Parlament als eine der ver- 
derblichsten Lehren der Ökonomisten bekämpft wird. Man 
weist den König darauf hin, wie notwendig es ftir das 
Staatswohl sei, daß die ständischen, durch jahrhunderte- 
langes Herkommen geheiligten Schranken in Frankreich 
erhalten blieben. Denn im andern Falle würde überall 
Unordnung einreißen und schließlich der Zusammenbruch 
der staatlichen Gesellschaft die unausbleibliche Folge sein. 
Und wenn das Parlament sich gegen die Abschaffung der 
Zünfte erklärt, so nimmt es die korporative Verfassung im 
allgemeinen in Schutz und behauptet ihr Daseinsrecht 
gegenüber den Physiokraten, von denen bekannt war, daß 
nach ihren Lehrmeinungen nicht allein die Handwerker- 
gilden, sondern alle Körperschaften schlechthin, also auch 
die Parlamente, als überflüssig und dem Staatsinteresse 
höchst nachteilig anzusehen seien. 
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So Stoßen hier zwei grundverschiedene Staatsanschau- 
ungen aufeinander, die aristokratische des Parlaments, die 
an der ständisch und korporativ gegliederten Gesellschafts- 
ordnung als der unverrückbaren Grundlage des französi- 
schen Staatswesens festhalten möchte, und die demokra- 
tische der Physiokraten, die den alten Klassen- und Privi- 
legienstaat durch die Schöpfung einer einheitlichen Masse 
von gleichberechtigten Staatsbürgern zu überwinden sucht. 
Auch hätten die beiden Entwürfe über die Frondensteuer 
und die Abschaffung der Zünfte an und für sich bei dem 
Parlament wohl kaum eine so hochgradige Erregung her- 
vorgerufen, wenn die Räte diese Neuerungen nicht ab 
die Vorposten eines weit umfassenderen Programms be- 
trachtet hätten. Denn hinter diesen Reformedikten des 
Generalkontrolleurs sahen sie schon im Geiste einen Plan 
nach dem andern auftauchen, und glückte es Turgot jetzt, 
in die alte Staatsordnung Bresche zu schießen, so gab es 
vielleicht auf der Bahn sozialen Umsturzes keinen Stillstand 
mehr. Darum hielten sie als die gesetzlichen Hüter der 
bestehenden Verhältnisse sich für berufen, den König vor 
dem ihrer Meinung nach höchst bedauerlichen politischen 
System seines Finanzministers eindringlich zu warnen. Es 
handelte sich daher im März des Jahres 1776 um nichts 
Geringeres ab um die große Frage, ob der Staatsreform, 
mit welcher der junge Monarch begonnen hatte, ein frühes 
Ziel gesetzt, oder ob sie ungeachtet des scharfen Wider- 
spruchs der Anhänger der Tradition fortgeführt werden 
sollte. 

IV. 
Es wird gewöhnlich so dargestellt, ab hätte Turgot 
bei seiner Reformarbeit die ganze Nation hinter sich ge- 
habt und wäre von dem Beifall der öffentlichen Meinung 
umrauscht worden; nur die bösen Privilegierten hätten 
wider den Stachel zu locken gewagt und aus engher- 

Glsgao, Reformvenuche. ^ 
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ziger Selbstsucht dem trefflichen Manne ein Hindernis 
nach dem andern in den Weg gelegt, bis sie ihn glücklich 
zu Falle gebracht hätten. Diese Schilderung gibt aber 
keineswegs die wahre Sachlage wieder. Es ist vielmehr 
erst die bürgerliche Geschichtsschreibung gewesen, die 
Turgot nachträglich zum Volkshelden und Vorkämpfer 
des dritten Standes gestempelt hat ; indem sie ihn als einen 
der ihrigen später in Anspruch nahm und im begeisterten 
Hymnus feierte, hat sie ihm eigentlich unrecht angetan. 
Denn Turgots Heldentum liegt gerade darin, daß er nicht 
mit dem Strome schwamm, sondern gegen die fortreißende 
Gewalt der Vorurteile mit unerschrockenem, hartnäckigen 
Mut ankämpfte. War doch seine Wirksamkeit durchaus 
nicht populär, sondern im Gegenteil in immer steigendem 
Maße mißliebig, namentlich unter der Bevölkerung der 
Hauptstadt, die nicht dem Reformer, sondern seinen ent- 
schiedensten Gegnern, den Parlamentsräten, recht gab.^) 

Nur eine kleine Minderheit, vor allem die Philosophen 
mit dem Altmeister Voltaire an der Spitze, und einzelne 
Vertreter des aufgeklärten Despotismus, wie König Gustav III. 
von Schweden, begleiteten Turgots Tätigkeit mit verständ- 
nisvollem Beifall. Die Mehrheit der Nation aber schüttelte 
bedenklich den Kopf, wenn sie nicht zu den erklärten 
Widersachern des Ministers gehörte. Um dieses Verhalten 
zu begreifen, dürfen wir nicht vergessen, daß dem größten 
Teil der Turgotschen Reformvorschläge eine staatswirt- 
schaftliche Anschauung zugrunde lag, deren leitende Ge- 
danken der großen Menge damals noch nicht vertraut und 
von allgemeiner Anerkennung noch weit entfernt waren. 

Turgot aber hatte bei seinen Reformmaßnahmen nicht 
nur die Hochfinanz, die Parlamente und den Hofadel gegen 



*) Mercy weist wiederholt in seinen Berichten an Kaunitz auf die 
zunehmende Mißliebigkeit hin, die sich in der hauptstädtischen Bevölkerung 
gegen die Reformer regte; ebenso der Buchhändler Ilardy in seinem 
Tagebuch (Pariser National-Bibliothek, Handschriften- Abteilung). 
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sich, sondern auch alle diejenigen Kleinbürger, die an dem 
Bestände der alten Wirtschafts-, Verwaltungs- und Ver- 
fassungsverhältnisse irgendwie interessiert waren. Gegen 
den freien Getreidehandel sträubten sich, wie wir schon 
erfahren haben, die zahlreichen Polizei- und Aufsichts- 
beamten, die bei der Regelung des Marktverkehrs früher 
ihren Profit gemacht hatten und jetzt darauf verzichten 
mußten. Wie sehr verdroß die Aufhebung der Zünfte 
und Zunftstatuten die Handwerksmeister, die dadurch mit 
einem Schlage ihrer privilegierten Stellung sich beraubt 
sahen und beklommenen Herzens, geängstigt durch das 
Gespenst des freien Wettbewerbes, in die Zukunft schauten. 
Noch bänglicher aber war den nach vielen Tausenden 
zählenden Beamten der Steuerverwaltung zumute. Wur- 
den alle diese Leute nicht mit dem Tage brotlos, an dem 
Turgot die Verpachtung der Staatsgefälle aufhob, ein Plan, 
dessen nahe bevorstehende Ausführung von den physio- 
kratischen Parteigängern des Generalkontrolleurs laut ver- 
kündet wurde? 

Namentlich die ökonomistischen Schwarmgeister ließen 
es sich angelegen sein, die Seele des Pariser Spießbürgers 
mit unbehaglicher Unruhe zu erfüllen, indem sie in prahle- 
rischer Schwatzhaftigkeit zumeist grundlose Gerüchte über 
in der nächsten Zeit bevorstehende Reformmaßnahmen 
Turgots ausbreiteten, wodurch nicht so sehr die Höflinge 
und die aristokratischen Körperschaften in Aufregung ver- 
setzt wurden, als vor allem die vielen kleinen Schmarotzer, 
die von den Mißbräuchen bisher ihr Leben fristeten. So 
war man in den kleinbürgerlichen Kreisen der Hauptstadt 
über die fortschreitende Reformarbeit des Generalkontrol- 
leurs in nicht geringer Besorgnis. Konnte man doch am 
Abend vorher nicht sagen, ob man noch am folgenden 
Morgen sich im sichern Besitz seines Erwerbes befinden 
würde, oder ob nicht irgendein Edikt des Finanzministers 
die frühere Einnahmequelle ^ machte. Mit gutem 

6* 
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Recht durfte also der erste Präsident des Pariser Parla- 
ments sich auf die unruhige Stimmung der Hauptstadt vor 
dem König berufen, als er im Namen seiner Körperschaft 
die neuen Edikte des Finanzministers verwarf. 

Turgot war also keineswegs auf Rosen gebettet : er 
hatte nicht allein die Hochfinanz, den Hof, die Parlamente 
und die übrigen Körperschaften gegen sich, sondern auch 
die öffentliche Meinung. Auf deren Beifall hatte er sich, 
als er sein Amt antrat, auch keine Hoffnung gemacht; er 
hatte es ja dem jungen König ausdrücklich vorausgesagt, 
daß sich wahrscheinlich auch im Volk, dem seine Re- 
formen zugute kommen sollten, Unzufriedenheit regen würde. 
Sei es doch zu kurzsichtig und politisch zu ungebildet, um 
die Tragweite seiner Besserungsvorschläge sogleich zu über- 
sehen. Viel peinlicher aber als diese Erfahrung war für 
den Minister die Wahrnehmung, daß sich im Schöße de» 
Kabinetts selbst gegen die Richtung seiner Reformpolitik 
ernstlicher Widerspruch erhob. Er ging von dem Groß- 
siegelbewahrer Mirom^nil aus imd knüpfte an das Edikt 
über die Wegfronden an. Wie bei dem Widerstände de» 
Parlaments handelte es sich auch hier um die Frage der 
Steuervorrechte, die das Haupt der Justizverwaltung in 
vollständiger Übereinstimmung mit den Gerichtsräten für 
unantastbar erklärte. 

Schon der leitende Minister Graf Maurepas hatte Turgot 
davon verständigt, daß er dem Frondensteueredikt unter 
keinen Umständen zustimmen würde, wenn der General- 
kontrolleur auf der Heranziehung des Klerus zu dieser 
Auflage bestünde.^) Hatte doch Maurepas selbst den 
heftigen Konflikt noch in gutem Gedächtnis, den sein Kol- 
lege Machault sich zugezogen hatte, als er im Jahre 1749 
es wagte, die geistlichen Güter der Steuer des Zwanzigsten 
zu unterwerfen: nach mehrjährigem tapferen Kampfe war 

>) S. Turgot, CEuvres II, 280 Anm. 2 die von Du Pont stammend«- 
Foßnote. 
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Machault der mächtigen Korporation des Klerus unter- 
l^en. Maurepas seinerseits verspürte nicht die geringste 
Lust, mit der Geistlichkeit anzubinden und sie im Besitz 
ihrer eifersüchtig verteidigten Immunität zu stören. Und 
Turgot mußte sich dem Wunsche des leitenden Ministers 
fugen, was er aus grundsätzlichen Bedenken höchst un- 
gern tat; er mochte wohl schließlich der taktischen Er- 
wägung einige Berechtigung einräumen, nach der es sich 
nicht empfohlen hätte, neben dem Parlamente noch mit 
dem Klerus in Streit zu geraten. 

Der Großsiegelbewahrer aber war mit diesem Zu- 
geständnis Turgots noch nicht zufrieden; er trat grund- 
sätzlich auch für die Privilegien des Adels ein und forderte, 
daß die beiden oberen Stände mit der Frondensteuer zu 
verschonen seien. Es entspann sich in dieser Frage zwi- 
schen Turgot und Mirom6nil ein höchst interessantes schrift- 
liches Duell, in welchem der König den Schiedsrichter 
machte. Ludwig forderte den Siegelbewahrer auf, die Ein- 
wände, die er gegen das Frondenedikt auf dem Herzen 
habe, zu Papier zu bringen; alsdann übergab er sie dem 
Generalkontrolleur zur Gegenäußerung. Beide Schriftstücke 
hat dann Turgots Mitarbeiter Du Pont später der Nach- 
welt überliefert; wir möchten einen Augenblick bei ihnen 
verweilen, namentlich um einige für Turgots Reformpolitik 
sehr bezeichnende Äußerungen hervorzuheben. 

Um die adligen Steuerprivilegien zu rechtfertigen, 
wandte Miromdnil die in solchen Fällen übliche Methode 
an : er behauptete, diese Vorrechte hätten im Grunde wenig 
zu bedeuten, da der Adel den größten Teil seiner Güter 
verpachte und der Pächter vom PachtschUling die auf dem 
Boden lastenden Steuern abziehe, so daß also der Grund- 
herr mittelbar dem Staate die Auflagen zahle. 

Um diesen Einwand zu entkräften, zählte Turgot alle 
die Vorteile auf, die der adlige Grundbesitzer im Vergleich 
mit dem bürgerlichen genieße. Er wies auf das wichtige 
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Vorrecht hin, nach welchem die Adligen einen Besitz bis 
zum Umfang von vier Pflügen gänzlich steuerfrei bewirt- 
schaften dürften, d. h. ein Gebiet, das in der Umgebung 
von Paris 2000 Frcs. Steuern trage. Femer brauchten die 
Inhaber der Privilegien für ihre Forsten und Wiesen, sowie 
für ihre Weinberge, Teiche und Parks, keinen Pfennig 
Steuer zu entrichten. Was habe aber diese Immunität zu 
bedeuten in Gegenden, die vornehmlich Winzer- oder 
Weideland hätten I Da fiele das Schwergewicht der Auf- 
lagen ganz den Taillepflichtigen zur Last. 

Mirom^nil behauptete, daß die Steuerprivilegien dem 
französischen Adel erhalten werden müßten, um seinen 
kriegerischen Geist zu pflegen; denn dieser könne nur 
dann im Herzen des Adels angefacht werden, wenn man 
ihn vor der Masse des Volkes durch gewisse Vorrechte 
auszeichne: »Man raube dem Adel seine Vorrechte, so 
wird man den Volkscharakter zerstören: die Nation wird 
ihren kriegerischen Geist einbüßen, um bald die Beute der 
benachbarten Völker zu werden.« 

Demgegenüber bezeichnete Turgot die Steuerprivi- 
legien des Adels als ein längst verjährtes, auch von den 
aufgeklärten Mitgliedern dieses Standes aufgegebenes Vor- 
urteil, das die Interessen der großen Mehrheit der Nation 
empfindlich verletze und daher geradezu widersinnig er- 
scheinen müsse. Glaubte der Siegelbewahrer sich auf die 
angebliche Heiligkeit des Herkommens berufen zu dürfen, 
so wies der Finanzminister darauf hin, daß der Anspruch 
des Adels auf Steuerfreiheit ein schweres soziales Unrecht 
sei. Denn da die Ausgaben der Regierung dem Gesamt- 
wohl dienten, so seien auch alle verpflichtet, dazu beizu- 
tragen. Und je größere Vorteile man als Mitglied der 
staatlichen Gemeinschaft genieße, um so mehr habe man 
die Pflicht, sich an ihren Lasten zu beteiligen. 

Nachdrücklich betonte Turgot die ökonomische Seite 
der Privilegienfrage. Die Steuervorrechte könnten leicht 
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den wirtschaftlichen Aufschwung eines Volkes unterbinden, 
namentlich wenn die Privilegierten sehr zahlreich und im 
Besitz eines großen Teils des nationalen Reichtums seien. 
Wüchsen nun die Ausgaben des Staates, so würde bald 
eine Steuerüberbürdung der Nichtprivilegierten die not- 
wendige Folge sein; breite Schichten des Volkes würden 
verarmen und der Staat dadurch in seinem Fundament 
erschüttert werden. Nicht dringend genug kann Turgot 
daher den König vor einer Steuerpolitik warnen, welche 
die Privil^erten begünstigt. Sei doch vor allem zu be- 
rücksichtigen, daß jeder Wohlhabende sich den Adelstitel 
kaufen könnte, so daß man behaupten dürfe: es gebe 
heute keinen reichen Mann mehr, der sich nicht sofort 
den Adel zu verschaffen wisse. Die Körperschaft der 
Adligen schließe daher die Körperschaft der Reichen in 
sich, und die Sache der Privilegierten sei nicht mehr die 
Sache der vornehmen Familien gegenüber den Bürgerlichen, 
sondern vielmehr schlechthin die Sache des Reichen gegen- 
über dem Armen. Welchen Namen aber würde eine Staats- 
verwaltung verdienen, die alle öffentlichen Lasten auf die 
Schultern der Armen wälzen würde, um alle Reichen davon 
zu befreien? 

Obwohl Turgot die Steuerfreiheiten verdammt, denkt 
er nicht daran, wie ein revolutionärer Heißsporn es getan 
hätte, ihre Austilgung mit Stumpf und Stiel zu fordern. 
Vielmehr bekennt er sich zu einer Politik besonnener staats- 
männischer Mäßigung: iWeiß ich doch ebenso gut wie 
jeder andere, daß man das Gute, nur soweit es erreichbar 
ist, anstreben darf, und daß man, wenn man auch nicht 
darauf verzichten soll, die Gebrechen einer alten Staats- 
verfassung allmählich zu heilen, daran nur langsam arbeiten 
darf, in dem Maße als die öffentliche Meinung und der 
Gang der Ereignisse Änderungen möglich machen.« Ge- 
radezu unsinnig würde es nach Turgots Ansicht sein, wenn 
man heute Adel und Klerus zur Zahlung der Taille zwingen 
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wollte, WO eine vorurteilsvolle Auffassung diese Steuer 
mit dem Makel der Entwürdigung behaftet habe. Aber 
ebenso verwerflich würde es sein, wenn man dem Adel 
die capitation und den Zwanzigsten erlassen würde unter 
dem Vorwand, daß der Adel in früheren Zeiten überhaupt 
keine Steuern bezahlt habe. Vielmehr habe man sich 
ängstlich davor zu hüten, daß man das adlige Steuer- 
privileg auf neue Gegenstände ausdehne. Im Gegenteil, 
man müsse darauf Bedacht nehmen, es in seinen gegen- 
wärtigen Grenzen zu erhalten und seine Auswüchse und 
Übertreibungen einzuschränken. Kurz, es sei in dieser 
Hinsicht einfach die Finanzpolitik fortzusetzen, die die 
Generalkontrolleure seit mehr als 80 Jahren verfolgt hätten : 
habe es doch nicht einen unter ihnen gegeben, der es 
nicht für seine Pflicht gehalten habe, die Steuerfreiheiten 
möglichst zu beschneiden. 

Das sind goldene Worte, die auch zum Herzen des 
jungen Königs den Weg gefunden haben. Man ersieht 
aus ihnen klar, wie wenig begründet der Vorwurf ist, 
der Turgot gewöhnlich gemacht wird, er habe ohne Rück- 
sicht auf die gegebenen Verhältnisse in blindem Eifer seine 
Reformen überstürzen wollen. Wir sehen aber gerade hier, 
wie maßvoll Turgot vorzugehen gedenkt, wie er, obwohl 
er wie die Physiokraten von der Verwerflichkeit der Privi- 
legien überzeugt ist, sich von den Schülern Quesnays ent- 
schieden trennt: er wiU nicht, wie sie es von ihm erwar- 
teten, die Steuerfreiheiten mit einem Federzuge beseitigen, 
sondern sich vorsichtig und bescheiden mit dem vorläufig 
Erreichbaren begnügen. Er ist zufrieden, wenn es ihm ge- 
lingt, sich dem fernen Ideal nur um einen Schritt zu nähern 
und dadurch den Staat in die Bahn des allmählichen Fort- 
schritts zu lenken. 

Diese gründliche Erörterung, die Turgot hier der Privi- 
legienfrage widmete, bedeutete natürlich weit mehr als 
eine Abwehr der schwächlichen Einwände Mirom^nik: sie 
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enthüllte dem König Turgots reformpolitisches Glaubens- 
bekenntnis und bildete zugleich eine wesentliche Erweite- 
rung des Programms, das er im August 1774 Ludwig XVI. 
bei der Übernahme seines Amtes entwickelt hatte. Dort 
hatte er fast ausschließlich die Notwendigkeit einer spar- 
samen Finanzverwaltung betont, hier dagegen deutete er 
seinem Herrn näher an, in welchen Bahnen eine gesunde 
Steuerpolitik sich zu bewegen habe. Für diese große Auf- 
gabe suchte er den Monarchen schon hier zu gewinnen, 
da er das Frondenedikt nur als Vorläufer eines umfassen- 
deren Steuerreformplanes betrachtete, den er in den nächsten 
Monaten vorzulegen hoffte : dadurch sollten, wie wir schon 
oben gehört haben, die beiden Zwanzigsten in eine Grund- 
steuer verwandelt und diese durch die vom König zu be- 
rufenden Munizipalitäten gleichmäßig verteilt werden. Mit 
Hilfe der neuen Versammlungen gedachte Turgot, wie er 
in den gegen den Siegelbewahrer gerichteten Bemerkungen 
andeutete, in Bälde noch eine andere wichtige Aufgabe 
zu erledigen: die schädlichste der indirekten Steuern, die 
berüchtigte Gabelle, sollte abgeschafft und durch eine 
direkte Abgabe ersetzt werden, die als Zuschlag zu der 
Grundsteuer erhoben worden wäre. 

Für die von Turgot ins Auge gefaßte Steuerreform 
trat auch sein Freund Malesherbes mit warmem Eifer ein 
in einem Gutachten, das er wahrscheinlich auf des Königs 
Geheiß in der Wegfrondenfrage abfaßte.^) Er weist hier 
sehr nachdrücklich auf die willkürliche Verteilung der Auf- 
lagen hin und empfiehlt dem Monarchen als einzig wirk- 
sames Mittel, um dieses Übel zu beseitigen, die Einführung 
von Munizipalitäten. In der Beurteilung der Privilegien- 
frage teilt Malesherbes durchaus Turgots Anschauungen. 
Er rät Ludwig dringend, den Widerspruch des Parlaments 
nicht zu beachten und das Frondenedikt durchzuführen. 



1) Ich habe die interessante Denkschrift Malesherbes' den Akten des 
Pariser Nationalarchivs entnommen und im Anhang hinten abgedruckt. 
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Der König befolgte diesen Rat: am 12. März 1776 
befahl er in einer Kissensitzung (lit de justice) dem Parlar 
ment die Eintragung der Turgotschen Edikte. Allein dies 
sollte leider der letzte Triumph der Freunde der Staats- 
reform sein. Denn wenige Wochen darauf trat im Mini- 
sterium eine scharfe Krisis ein, infolge welcher Malesherbes 
und Turgot aus dem Amte schieden und ihre Gegner den 
Widerruf des lit de justice erzielten. Wie haben wir uns 
diesen plötzlichen Umschlag in der Stimmung des jungen 
Monarchen zu erklären? 




Drittes Kapitel. 
Turgots Sturz.^) 

I. 

Der Sturz des großen Reformministers hat bei Zeit- 
genossen und Nachlebenden von jeher starke Teilnahme 
erweckt, und um das hochbedeutsame Ereignis zu erklären, 
hat man die verschiedensten Auslegungen beigebracht. 
Sehen wir hier ganz ab von den romanhaften Schilde- 
rungen, die der kritische Historiker ohne weiteres in das 
Reich der Fabel verweisen wird, so gibt es der Deutungs- 
versuche noch genug, mit denen er sich ernstlich zu be- 
fassen hat. 

Gar gern wird das persönliche Moment in den Vor- 
dergrund gerückt: Turgot wird als das Opfer des Hasses 
seiner Feinde, vor allem der Abneigung der jungen 



*) Vgl. meinen Aufsatz über Turgots Sturz in der Historischen Zeit- 
schrift Bd. 97, S. 473 — 537, der die kritischen Vorarbeiten zu unserm 
Kapitel enthalt. A. Wahls Gegenbemerkungen (Vorgeschichte der franzö- 
sischen Revolution II, 407 fif.) machen wohl kaum eine Entgegnung er- 
forderlich. Mit der Behauptung, daß meine Arbeit sich »nur gegen die 
Außenwerkcc seiner Darstellung (Vorgeschichte I, 252 ff.) wende, ver- 
zichtet er von vornherein auf eine gründliche Erörterung meiner Dar- 
legungen und begnügt sich, das eine und andere meiner Argumente unter 
Weglassung der wichtigsten herauszugreifen, und indem er so den Zu- 
sammenhang zerstört, eine Widerlegung zu versuchen. Ein solches Ver- 
fahren muß naturgemäß unfruchtbar bleiben. 

Ich hatte femer in dem oben angeführten Artikel angebliche Rand- 
bemerkungen Ludwigs XVI. zu Turgots Munizipalitäten-Entwurf im Gegen- 
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Königin und der Eifersucht des leitenden Ministers hingestellt. 
Wenn auch solche Beweggründe zweifellos mitgewirkt 
haben, so werden sie leicht überschätzt und oft übertrieben. 
Daß die Zeitgenossen den Fall eines bedeutenden Ministers 
vorwiegend aus persönlichen Anlässen herleiten, ist mensch- 
lich begreiflich; der Geschichtsschreiber aber darf über 
diesem Moment nicht das weit wichtigere sachliche ver- 
gessen, das die tieferen Wurzeln eines großen geschicht- 
lichen Ereignisses erst wahrhaft bloßlegt. Denn betrachtet 
man den Sturz Turgots unter einem weiteren Gesichts- 
winkel, gleichsam von höherer Warte, so wird man er- 



satz zu Wahl, der sie ohne Angabe von irgendwie stichhaltigen Grttnden 
fttr echt erklärte, als Fälschung Soulavies nachgewiesen. Wahl tritt mir 
jetzt mit der Behauptung entgegen: tDie eingehende Prüfung, die bei dem 
Versuch, überliefertes Material für gefälscht zu erklären, vorgenommen zu 
werden pflegt, hat G. anzustellen unterlassen. < Darauf ist zu erwidern, 
daß ich dieser eingehenden Prüfung nicht weniger als 20 Seiten meiner 
Abhandlung gewidmet habe, und daß es Wahl bisher nicht gelungen ist, 
auch nur eines meiner Argumente (die hier nicht wiederholt werden können) 
zu entkräften; auf meine Hauptgründe ist er mit keinem Wort eingegangen. 
Man hätte wenigstens erwarten dürfen, daß Wahl die Gründe, die seiner 
Meinung nach für die Echtheit der Randbemerkungen sich geltend machen 
lassen, uns nunmehr seinerseits in einer eingehenden Untersuchung vor- 
geführt hätte. Fällt doch nach wohlbekannten Grundsätzen der historischen 
Kritik nicht mir, sondern Wahl die Beweislast zu, da der Herausgeber der 
Randbemerkungen, Soulavie, wie auch Wahl nicht leugnen kann, ein be- 
rüchtigter Fälscher gewesen ist. Statt dessen erklärt W. : »Die positiven 
Gründe für die Echtheit der Randbemerkungen, wie ich sie, freilich 
knapp, zusammengefaßt habe, scheinen mir noch immer überzeugend. 
Näher ausführen will ich sie hier nicht. c Ich erinnere 
nur daran, daß sich unter diesen > überzeugenden < Gründen das 
Argument befindet, daß Soulavie behauptet, die Randbemerkungen »in 
Ludwigs eigner Hand gesehen und davon seine Abschrift genommene zu 
haben. Den Leser, der sich für diese Frage näher interessiert, möchte 
ich auf zweifellos echte Randbemerkungen Ludwigs XVI. hinweisen und 
bitten, diese mit dem Machwerk Soulavies zu vergleichen. Es sind Ein- 
würfe, die Ludwig XVI. gegen den Reformplan Calonnes erhebt Ich 
habe sie im Nationalarchiv aufgefunden und im Anhang (Nr. 4 Objections 
et r^ponses) veröffentlicht. 
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kennen, daß es sich hier um eine Staatskrisis ersten Ranges 
handelt, die nicht nur über das Schicksal des großen Re- 
formers, sondern über die Zukunft der Monarchie und 
Frankreichs entschieden hat. 

Es gilt nun, aus der verwirrenden Fülle der einzelnen 
Ursachen, welche diese wichtige Katastrophe herbeigeführt 
haben, diejenigen herauszulösen, die wirklich entscheidend 
gewirkt haben, und sie gegeneinander abzuwägen. Wir 
binnen mit dem Widerstand des Pariser Parlaments gegen 
Turgots Reformpolitik. Sehr häufig wird behauptet, daß 
es vornehmlich die Opposition dieser mächtigen Körper- 
schaft gewesen sei, die den Generalkontrolleur zu Fall 
gebracht habe. Ist das richtig, oder sind wir nicht vielmehr 
genötigt, diese Behauptung stark einzuschränken? 

Niemand wird leugnen wollen, daß der entschiedene 
Widerspruch, den das Parlament gegen Turgots Reform- 
edikte erhob, bei dem großen Ansehen, das dieser höchste 
Gerichtshof im politischen Leben Frankreichs genoß, von 
schwerwiegender Bedeutung war. Welchen tiefen Eindruck 
diese Opposition auch auf den jungen Monarchen hervor- 
brachte, ersieht man daraus, daß er von den Freunden und 
von den Widersachern der Edikte sich ausführliche Gut- 
achten erbat, um erst nach reiflicher Überlegung sich zu- 
gimsten Turgots zu entscheiden. Dann aber stellte er sich 
entschlossen auf die Seite seines Ministers. Trotz des 
wiederholten Widerspruchs des Parlaments erzwang er, 
wie wir schon erfahren haben, am 12. März 1776 die Ein- 
tragung der Edikte im lit de justice. Und nicht allein den 
Generalkontrolleur, sondern auch dessen Gesinnungsgenossen 
nahm er den Anfeindungen des Gerichtshofes gegenüber 
energisch in Schutz. Das bewies er bei folgendem Zwi- 
schenfall, der in derselben Zeit wie der Streit um die Edikte 
sich abspielte. 

Das Parlament hatte am 23. Februar auf die Anzeige 
des Prinzen Conti, der i er erter Gegner der Reform- 
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bestrebungen Turgots war, die Broschüre eines hohen Be- 
amten des Finanzministers namens Boncerf zur Verbren- 
nung durch den Henker verurteilt und ihren Verfasser zu 
einem hochnotpeinlichen Verhör vorgefordert. Boncerf 
war überzeugter Physiokrat. In seiner Broschüre, die von 
den Nachteilen der Feudalrechte handelte, hatte er nach- 
zuweisen gesucht, wie vorteilhaft die Ablösung derselben 
für die Landwirte sein würde, und daß ein solcher Akt 
nicht allein den Bauern, sondern auch den Grundherren 
Nutzen bringen würde. Der Ton, in dem die Schrift ge- 
halten war, hatte nichts Aufreizendes, sondern glich viel- 
mehr der akademischen Erörterung einer wissenschaftlichen 
Frage. Trotzdem glaubte das Parlament gegen den Ur- 
heber der Broschüre einschreiten zu müssen. Denn es 
wollte sich nicht die Gelegenheit entgehen lassen, um wie- 
derum auf die Gefahren nachdrücklich hinzuweisen, denen 
das Staatswesen durch die physiokratischen Lehrmeinungen 
ausgesetzt sei. Nach seiner Auffassung forderte Boncerfs 
Broschüre den Angriff auf das Privateigentum geradezu 
heraus und wiegelte die Bauern wider ihre Grundherren 
aufi). 

Es war offenbar, daß dieses Verdammungsurteil des 
Parlaments sich in der Hauptsache gegen Turgots Reform- 
politik richtete, und daß die Richter den Minister in einem 
seiner vornehmsten Beamten zu treffen suchten. Am 4. März 
kam Ludwig XVI. den Freunden der Reform zu Hilfe : er 
gebot dem Parlament, Boncerf außer Verfolgung zu setzen. 
Diesem Geheiß widersprachen die Richter. Allein der 
Monarch ließ sich dadurch nicht beirren und drang mit 
seinem Willen durch. 

So hatte Ludwig XVI. im März 1776 zu wiederholten 
Malen und sehr entschieden Turgot gegenüber den An- 
feindungen des Pariser Parlaments in Schutz genommen 

^) S. Remontrances du Parlement de Paris au XVIIIe sihcle III, 
356 ff. 
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und dem Gerichtshof deutlich gezeigt, daß sein Einspruch 
ihn nicht zu einer Änderung des Kurses vermögen würde. 
Wie kam es aber, daß der König wenige Wochen später 
seinem früheren Verhalten zum Trotz sich den Wünschen 
des Parlaments auf einmal geneigter zeigte? Daß diese 
plötzliche Sinneswandlung nicht vornehmlich auf die Oppo- 
sition des Gerichtshofes zurückzuführen ist, lehrt ein Blick auf 
das vorsichtig zurückhaltende Betragen, das die Parlamentsräte 
gerade in jenen kritischen Tagen beobachteten, wo Turgots 
Geschick sich entschied. Obwohl sie beschlossen hatten, 
ihren Widerstand auch nach dem lit de justice fortzusetzen, 
beeilten sie sich keineswegs damit, dem König neue Vor- 
stellungen zu überreichen, sondern warteten geduldig auf 
einen gelegeneren Zeitpunkt, wo sie hoffen durften, mit 
ihren Wünschen durchzudringen. Sie hatten wohl bereits 
erfahren, daß Turgots Stellung als erschüttert galt, und 
sagten sich als gewitzigte Politiker, daß eine unzeitig ver- 
schärfte Opposition den auf seine Autorität eifersüchtigen 
Monarchen vielleicht noch zugunsten des Finanzministers 
umstimmen würde. Sie verhielten sich daher ganz still 
und warteten den Ausgang der Krisis ab. Als sie endlich 
nach mehreren Monaten, am 19. Mai, gegen den lit de 
justice am 12. März remonstrierten, war ihr Gegner schon 
gefallen. Sie waren also nunmehr sicher, daß der König 
seinen Sinn inzwischen geändert hatte und ihren erneuten 
Vorstellungen gegen die Edikte mehr Gehör schenken 
würde als früher. Triumphierte das Parlament auch schließ- 
lich über Turgot, nachdem es kurz vorher ihm unterlegen 
war, so wird man diesen Umschwung nicht allein und auch 
nicht hauptsächlich dem beharrlichen Widerstand des Ge- 
richtshofes zuzuschreiben haben. Wenn der König endlich 
dem Drängen der Parlamentsräte nachgab und der physio- 
kratischen Reformpolitik entsagte, so geschah das in einem 
Augenblick, wo er den vornehmsten Träger des Reform- 
gedankens bereits hatte fallen lassen. Mag man immer- 
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hin zugeben, daß der Widerstand des Parlaments, zumal 
da er von der öffentlichen Meinung beifallig aufgenommen 
wurde, wahrscheinlich nicht ohne Einfluß auf den Monarchen 
geblieben ist, so hat man doch die für Ludwigs Umstim- 
mung entscheidenden Gründe auf einer andern Seite zu 
suchen. Wir fragen daher: wer hatte Turgot das Vertrauen 
seines Königs zu rauben vermocht, in dessen Besitz er sich 
so sicher wähnte gerade in den Wochen, in denen das 
Parlament seine Reformpolitik angriff? 

II. 
Vielen gilt Marie Antoinette als Hauptbeteiligte am 
Sturze Turgots ; inwieweit man ihr diese Schuld aufbürden 
darf, das ist die Frage, über die wir uns zunächst Klar- 
heit verschaffen müssen. Sie hängt auf das engste zu- 
sammen mit der weit umfassenderen Frage nach dem Grade 
des politischen Einflusses, den die Königin seit der Thron- 
besteigung ihres Gemahls auf die Geschicke* Frankreichs 
ausgeübt hat. Die Geschichtsforschung hat in den letzten 
dreißig Jahren der Tochter Maria Theresias geradezu die 
führende politische Rolle in ihrer neuen Heimat zuschreiben 
wollen, und einer der besten Kenner dieser Epoche ging 
so weit, daß er dem Abschnitt der französischen Geschichte, 
den man bisher als die Regierung Ludwigs XVI. zu be- 
zeichnen pflegte, sachlicher und treffender den Titel: Le 
r^gne de Marie Antoinette geben zu müssen glaubte. Den 
Beweis seiner These ist uns Flammermont leider schuldig 
geblieben : ein früher Tod hat ihn vorzeitig hinweggerafft, 
und nur einige trümmerhafte Vorstudien zeugen von den 
Verhältnissen des geplanten Baus, dessen Mauern vielleicht 
bald ins Wanken geraten wären. Kann es doch keinem 
Zweifel unterliegen, daß Flammermont den Einfluß, den 
Marie Antoinette, namentlich in den ersten zwölf Jahren 
der Regierung ihres Gemahls, auf die französische Politik 
ausübte, zu hoch eingeschätzt hat. Jedenfalls ist die RoUe, 
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welche die junge Königin in Versailles gespielt hat, in der 
Tat weit bescheidener gewesen, als man nach dem von 
Flammermont gewählten anspruchsvollen Titel vermuten 
sollte. 

Allerdings steuerten die österreichischen Staatsmänner, 
an der Spitze der Staatskanzler Fürst Kaunitz und der 
Botschafter in Paris Graf Mercy-Argenteau , auf ein regne 
de Marie Antoinette geradezu los, sobald Ludwig XVI. den 
Thron bestiegen hatte. Für das Wiener Kabinett hatte sich 
das Bündnis, das am i. Mai 1756 zwischen Österreich und 
Frankreich abgeschlossen worden war, höchst vorteilhaft 
erwiesen. Maria Theresia und Joseph IL legten daher 
auf seinen Fortbestand das allergrößte Gewicht. Die Heirat 
der jungen Erzherzogin mit dem Dauphin hatte die Allianz 
befestigen sollen. Nach dem Hinscheiden Ludwigs XV. 
kam nun alles darauf an, den jugendlichen Nachfolger, 
dessen leicht bestimmbaren Charakter man kannte, mög- 
lichst im Kielwasser der österreichischen Staatsinteressen 
zu halten. Und zu diesem Zwecke hoffte der Wiener Hof, 
der werktätigen Beihilfe Marie Antoinettes sich bedienen 
zu können. Wußte man doch, mit welcher aufrichtigen 
Zuneigung Ludwig XVI. an seiner schönen und lebens- 
frohen Gemahlin hing. Hauptaufgabe des österreichischen 
Gesandten in Paris also war es, die Königin so geschickt 
anzuleiten, daß sie eine einflußreiche politische Rolle spielte, 
ja daß sie nach dem glorreichen Vorbilde ihrer hochbe- 
gabten Mutter in Frankreich tatsächlich herrschte wie 
diese in den österreichischen Erblanden. 

In den ersten Zeiten hatte es den Anschein, als ob 
diese politischen Träume in Erfüllung gehen sollten. Mehr 
und mehr aber machte Graf Mercy die betrübliche Wahrneh- 
mung, daß seine hohe Schutzbefohlene eine recht ungelehrige 
und gar nicht lenksame Schülerin war. Obwohl es ihr 
leicht gewesen wäre, auf den schwachen Gemahl Einfluß 
zu üben, gebrauchte sie dieses Machtmittel keineswegs 

Glagau, Reformversuche. 7 
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in dem Sinne Mercys. Die Fragen der hohen Politik, der 
auswärtigen wie der innem, waren ihr im Grunde durchaus 
gleichgültig. Denn die staatsmännische Ader ihrer großen 
Mutter mangelte Marie Antoinette gänzlich, und für den 
Ernst des geschäftlichen Lebens war sie überhaupt nicht 
geschaffen. Im Kern ihres Wesens war sie eine harmlos 
heitere Frohnatur, die wie eine echte lebenslustige Wienerin 
in geselligen Scherzen und Vergnügungen schwelgen und 
in spaßigem Zeitvertreib ihre Tage vertändeln wollte. 

Übrigens verrechnete sich die Wiener Politik auch 
noch in einem andern wichtigen Punkte. Wenn Maria 
Theresia und Joseph II. geglaubt hatten, wie in früheren 
Zeiten auf die Haltung des Kabinetts von Versailles einen 
maßgebenden Einfluß auszuüben, so standen ihnen bittere 
Enttäuschungen bevor. Denn Ludwig XVI. und sein 
Minister des Auswärtigen Vergennes steuerten von vorn- 
herein einen Kurs, der von der Politik Ludwigs XV. ziem- 
lich erheblich abwich. Zwar gedachten sie an dem öster- 
reichischen Bündnis festzuhalten, wollten sich aber von 
Wien aus keineswegs ins Schlepptau nehmen lassen, son- 
dern durchaus selbständige Beschlüsse fassen. In allen 
wichtigen europäischen Fragen brachten sie daher aus- 
schließlich das französische Machtinteresse zur Geltung, 
ohne sich um die Einflüsterungen des Wiener Hofes zu 
kümmern. Ja, sie arbeiteten ganz zielbewußt, wo sie nur 
konnten, dem unruhigen Ehrgeiz Josephs II. entgegen und 
durchkreuzten durch eine geschickte diplomatische Ge- 
schäftsführung, die alles Lob verdient, seine verschiedenen 
Tausch- und Eroberungsprojekte. Das war eine sehr natür- 
liche Reaktion gegen die allzu kaiserfreundliche Politik der 
Vorjahre, die wegen ihrer eklatanten Mißerfolge im Sieben- 
jährigen Krieg und in der polnischen Frage schon in den 
letzten Zeiten Ludwigs XV. von angesehenen französischen 
Staatsmännern und Publizisten aufs heftigste befehdet wor- 
den war. 
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So eifrig Mercy auch bemüht war, das französische 
Kabinett im Sinne der kaiserlichen Wünsche zu bestimmen, 
er hatte nur wenig Erfolge aufzuweisen und wälzte die 
Verantwortung dafür oft auf die junge Königin ab. Sehr 
mit Unrecht. Denn wenn Marie Antoinette ihren Gemahl 
nicht für die Vorschläge ihres Bruders Joseph zu gewinnen 
vermochte, so lag das nicht an ihrem mangelnden guten 
Willen, sondern an dem hartnäckigen Widerstand, den 
Ludwig nach dem Rate seiner Minister den Wünschen der 
Wiener Politik entgegensetzte. Der französische König 
war vor seinem ehrgeizigen Schwager sehr auf der Hut 
und wollte sich nicht von ihm zur Unterstützung seiner 
weitausgreifenden Pläne einfangen lassen. 

Auf keinem Gebiete der staatsmännischen Tätigkeit 
hatte Ludwig XVI, ein so treffsicheres und selbständiges 
Urteil und so gute Kenntnisse wie gerade in der auswär- 
tigen Politik. Diesen Zweig sah er als seine eigenste 
Domäne an, und hier mochte er sich auch nicht von seiner 
Gemahlin dreinreden lassen, selbst wenn sie in den schwe- 
benden Fragen sich besser beschlagen gezeigt hätte, als 
sie es ungeachtet der Einflüsterungen ihres landsmänni- 
schen Ratgebers war. Mercy unterschätzte die Fähigkeiten 
des Königs: Ludwig XVI. war in den politischen Macht- 
fragen doch unterrichteter und selbständiger, als der öster- 
reichische Botschafter annahm. 

Zeigen diese Beobachtungen, wie wenig man dazu 
berechtigt ist, von einem rfegne de Marie Antoinette zu 
sprechen, so darf man auf der andern Seite nicht in den 
entgegengesetzten Fehler verfallen und im schärfsten Wider- 
spiel zu Flammermont behaupten wollen, die politische 
Rolle der Königin sei, bis zum Jahre 1787 wenigstens, 
gleich Null gewesen. Denn eine solche Darstellung wider- 
spricht gut bezeugten Tatsachen. War Marie Antoinette 
auch unfähig, verwickelte politische Kombinationen folge- 
richtig durchzudenken imd durchzuführen, so ist damit 
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nicht gesagt, daß ::üe wegen dieses Unvermögens in rich- 
tiger Selbsterkenntnis auf Ciettendmachung ihres persöo- 
liehen Einflusses vernichtet hatte. Keineswegs war das der 
Fall. Bot doch schon ihre iiächste l^mgebung aus eigen- 
nützigen Beweggründen olles auf, um das Machtbewußtscin 
und den Machtdurst der jungen Fürstin zu wecken und 
zu steigern. Kben Mercy war es, der hier eine recht ver- 
hängnisvolle Rolle spielte. Weil er selbst durch Vermitt- 
lung der Königin auf die französische Staatsleitung Einfluß 
zu gewinnen horile, versäumte er nichts, was die Stellui^ 
seiner Schutzbefohlenen in den Augen der Minister und 
der Hotleute zu überragendem Ansehen emporheben konnte. 
Er redete Marie Antoinettc ein, sie dürfe es nicht dulden, 
daß iriiondein Wechsel in den wichtiL;eren Staatsämtem 
ohne ihre /ustiminung o^ler Mitwirkung vollzogen werde. 
Vonichmlich rechnete er dabei auf iiie Besetzung des aus- 
wärtigen lV|>artcnicnis, eines Tostens, der nach dem Wunsch 
seines Hi>fes <ieh stets in den Händen eines Österreich 
freunillich gesonnenen Staatssekretärs betinden sollte. 

Allein auch die verschiedenen, den Hof beherrschenden 
Koterien suchten durch die Konigin auf die Staatsverwaltung 
einzuwirken, so insbesvmdere der große Anhang des Herzogs 
von Choiseul. Denn der frühere rremierminister Ludwigs XV. 
hatte trotz der ihm wohlbekannten Abneigung des Nach- 
folgers noch immer nicht die llotfnung aufgegeben, eines 
Tajj^es durch die Gunst der l'ochter der Maria Theresia 
die Staatsleitung wieder in seine Hand zu bekommen. Zu- 
nächst suchte er eine seiner Kreaturen ins Ministerium zu 
bringen, obwohl er wußte, daß sein Gegner, Graf Maurepas, 
seinen ganzen KintUil.^ aut bieten würde, um das zu ver- 
hüten. 

Aus .Anlaß der l'>nennung Malesherbes kam es zu 
heftigen Auseinanderset;£ungen zwischen der Königin und 
Maurepas. Jene hatte sich durch Choiseul dazu bewegen 
lassen, das Hausministenutn für einen .-\nhangcr des Herzogs 
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ZU erwirken. Maurepas aber hatte von dieser Intrige Wind 
bekommen und den König bereits für Malesherbes gewonnen. 
Über diesen Streich war Marie Antoinette höchst aufge- 
bracht. Sie ließ den Premierminister zu sich rufen und 
verlangte kategorisch die Ernennung des Kandidaten Choi- 
seuls. Als Maurepas trotzdem unter Hinweis auf die vom 
Könige bereits eingeleiteten Verhandlungen auf seiner 
früheren Wahl beharrte, zürnte ihm die Königin ernstlich. 

Sobald Malesherbes von den Schwierigkeiten, die seiner 
Berufung vorausgegangen, gehört hatte, wendete er sich 
an Mercy als denjenigen, dessen Rat bei Marie Antoinette 
das meiste galt. Er erklärte dem Gesandten, daß er den 
ihm angetragenen Posten unter keinen Umständen annehmen 
würde, wenn die Königin gegen seine Ernennung sei. Da 
Mercy die Haltung Marie Antoinettes in diesem Fall miß- 
billigte und für höchst bedenklich hielt, beschwichtigte er 
die Besorgnisse Malesherbes' und machte ihm guten Mut. 

Die junge Fürstin aber schmollte noch längere Zeit 
allen denen, die ihr in dieser Angelegenheit entgegen- 
getreten waren, nicht nur Maurepas und Turgot, sondern 
auch Mercy und ihrem Gemahl. Hatte dieser auch den 
Anträgen seiner Gemahlin hier widerstanden, so war das 
doch in so zaghaft ängstlicher Weise geschehen, daß 
Marie Antoinette dadurch nur zur Fortsetzung ihres Treibens 
ermutigt wurde. Ludwig war viel zu schwach, um ihr ein 
flir allemal und grundsätzlich solche ungehörige Ein- 
mischung in die wichtigsten Staatsgeschäfte zu untersagen. 
So etwas hätte er nicht gewagt. Hatte er doch eine wenig 
mannhafte Furcht vor ihren Zomesausbrüchen. 

m. 

Wie schwerwiegend der Einfluß der Königin sein 
konnte, wenn sie ihn aus irgend einer persönlichen Ver- 
anlassung mit Entschiedenheit geltend machte, zeigt uns 
die Affäre des Grafen Guines, die man in die engste Be- 



ÄinL-^r.e Zlz^n^i lie ir-:5ri<c.i= >-2i^tf;r=iin=tea störte. 
Snr ^nz»^ ^"ir 'ttshtj seiner i^x^cimfrer in London. 
'•V^xtjtr iitr rv^^liiirii .vir" ieü ir il> rrrrrus- Lebemann 
^»nr*«. "'.er. rcrne rfrr^^ "L-TTurscie Be&hx§cng be^ 
r*ci:cr-2s -- -1Z*:- mf ^sz^i!! s: "^crrtr^^nsr: Pesten An- 
\rjr-jclr. zx. -rT-eti^:. A-Ie:n :=- '-;i^± i=: ':r.zi -."cn Versailles 
rr.c ^-.üe Zij- — xriiriirir jicr^ir 5e Mirle Aatoinettc 

'<^x,7r,* *si zti dciT Kici:^- c^-e re?sere rjrrrreiiluag geben 

al-» c:^ Tsr.=a;rr-ri. da;, i«^ H-sn:*^ v^rc Ai^-iilloc sein Tod- 
rV.r.d TF^r. Leer, eieren *i:jci unc TTcrc-i^e c5e junge 
F-r-.t:- rr-:t -r.err.üclicher Leii^risciiafi -arel ae sich von 
;hm al* ly^-^rlz't schwer zt'icrLZ^: r-Li^bce. 

fjer K-or.i^ir. tz 'SetiaZet: hare der Mrristcr des Au5- 
-»ari^f^r. Vcr^cr.r.cs die Emerrur^ Gu-r.e< mm Botschafter 
in W^ndr.r. durchgesetzt, obwchl «eine K^!Ie^:en diese Wahl 
vMi vornh'tTein beanstandeten ' Er >oII:e es bald zu be- 
ffnifm h;iiben. Denn immer deutlicher zei^e sich, daß der 
S^,hutzlin$j der Könfr^in für den Londoner Posten ganz un- 
UyjWich war. Ihm -chienen die englischen Interessen mehr 
am Herzen zu liej^en al- die seines Hein^atlandes. Ja, er 
v:hnjtr; sich nicht, in offenbarem Widerspruch mit seinen 
In-.truktionen zu handeln und im Gegensatz zu dem Minister 
de«t Auswärtigen, seinem Vorgesetzten, auf eigene Faust 
Politik zu machen. Wahrend Vergennes in dem Kampf, 
(Irr zwiH<:hcn ICngland und seinen Niederlassungen in Nord- 
amerika ausgebrochen war, einer Parteinahme zugunsten 
(Irr Kolonien sich mehr und mehr geneigt zeigte, steuerte 
(iiiiurs auf ein Ziel los, das in der entgegengesetzten 
I<i(:i)tnii(^ lag: er erörterte in seinen Depeschen an den 

') Mrrcy nn KnitnitK, den 28. Sq)teinber 1774 (Wiener Archiv). 
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Minister den Gedanken einer französisch -englischen An- 
näherung, nach welchem man dem Erbfeinde noch zur 
Unterwerfung der aufsässigen Amerikaner Beihilfe leisten 
sollte. Auch als ihn Vergennes durch ein ironisch ge- 
haltenes Schreiben von solchen Hirngespinsten abbringen 
wollte, ließ er sich nicht darin beirren. Schließlich machte 
sich Guines durch einen wahren Schwabenstreich auf seinem 
Posten ganz unmöglich. Als ihn das Londoner Kabinett 
befragen ließ, welche Stellung sein Hof in einem Konflikt, 
der zwischen Spanien und Portugal ausgebrochen war, 
nehmen würde, gab er, ohne zu einer solchen Äußerung irgend- 
wie ermächtigt zu sein, die Versicherung ab, daß Frankreich 
Spanien keinen Beistand leisten würde, wenn England seiner- 
seits auch nicht für Portugal Partei ergreife. Sobald dem 
Kabinett in Madrid diese Erklärung Guines' zu Ohren ge- 
kommen war, beschwerte es sich bitter über dieses wenig 
bundesfreundliche Verhalten. Vergennes seinerseits konnte 
dem spanischen Botschafter in Versailles beteuern, daß 
Guines ohne jeden Auftrag gehandelt habe. Um aber 
dem König von Spanien eine Genugtuung zu geben, mußte 
der Minister den Gesandten, der sich seiner Aufgabe über- 
haupt nicht gewachsen gezeigt hatte, wohl oder übel ab- 
berufen. 

So gern Vergennes den wichtigen Londoner Posten in 
dieser kritischen Zeit einem fähigeren Kopf anvertraut hätte, 
so betroffen war er bei dem Gedanken, daß die zahlreichen 
Freunde Guines* die Königin abermals zu seinen Gunsten 
in Bewegung bringen würden. In seiner Besorgnis suchte 
er zunächst bei seinen Kollegen Deckung. Der ganze 
Ministerrat war über Guines' Betragen höchst aufgebracht 
und verurteilte es einhellig. Da aber jedermann wußte, 
daß der Gesandte gleichsam unter dem persönlichen Schutze 
Marie Antoinettes stand, wagte man vorerst noch keine 
endgültige Entscheidung zu treffen. Malesherbes übernahm 
den heiklen Auftrag, der Königin über Guines' Verhalten 
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Vorstellungen zu machen und sie davon zu überzeugen, 
daß das leichtfertige Benehmen des Grafen eine strenge 
Ahndung verdient habe.i) Marie Antoinette erklärte dem 
Minister, daß sie dem königlichen Dienste auf keinen Fall 
zuwiderhandeln wolle, welche Äußerung der Ministerrat 
als stillschweigende Billigung seiner Absichten auffaßte 
und woraufhin er dem König die Abberufung des schuldig 
befundenen Gesandten vorschlug. Diesem Antrag ent- 
sprach Ludwig XVI. Ende Januar 1776. 

Noch bevor aber Guines Ende Februar in Versailles 
anlangte, verwandten sich seine Freunde für ihn bei der 
Königin und stellten ihn als das unschuldige Opfer der 
Intriguen des Herzogs von Aiguillon hin. Für den Herzog 
von Choiseul und seinen Anhang bildete die Sache des 
Grafen eine günstige Gelegenheit, um Marie Antoinette 
gegen die Mehrzahl der Minister und namentlich gegen 
den Grafen Maurepas aufzubringen. War doch dieser 
leichtfertigen Gesellschaft jedes Mittel recht, wenn es nur 
geeignet war, ihren eigensüchtigen Absichten zu dienen 
und dem Gegner zu schaden. Kavaliere und Hofdamen 
gaben der jungen Fürstin eine solche Darstellung von dem 
Fall Guines, daß sie, von der Unschuld des Grafen über- 
zeugt, beim König sofort heftige Vorstellungen erhob. Sie 
ließ sich von ihrem Gemahl ausdrücklich versprechen, daß 
er für den Londoner Posten keinen andern Botschafter vor- 
läufig ernennen würde, bis Guines bei Hofe erschienen 
und seine Rechtfertigung wegen der ihm zur Last gelegten 
Beschuldigungen vorgebracht habe. 

Die Scenen, in denen Marie Antoinette ihren Gemahl, 
Vergennes und Maurepas wegen der Entlassung Guines' zur 



*) Mercy an Kaunitz, den 19. Januar 1776 (Wiener Ai'chiv). Die 
weitere Entwickelung des Falles Guines beruht hauptsächlich auf Mercys 
Depeschen vom 13. April und 16. Mai 1776, die ich, entgegen meiner 
früher geäußerten Absicht, aus Raummangel nicht im Anhang veröffent- 
lichen kann. 
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Rede stellt, haben einen geradezu lustspielhaften Beige- 
schmack. Erscheint doch hier der junge König in einer 
recht unköniglichen Rolle. Wie ein Knabe, der bei einer 
Missetat ertappt wird, läßt er sich von der Königin ver- 
hören. Obwohl er von der Notwendigkeit, Guines den 
Laufpaß zu geben und von dessen Verschulden fest über- 
zeugt ist, wagt er trotzdem das Ansinnen seiner Gemahlin 
nicht zurückzuweisen, dem unfähigen Gesandten eine Be- 
lohnung, die dieser doch nicht im mindesten verdient 
hatte, zu geben. Er selbst schlägt der Königin vor, um 
sie einigermaßen zu beschwichtigen, daß er Guines den 
höchsten Orden verleihen werde. Damit ist sie aber nicht 
zufrieden; sie verlangt die Erhebung ihres Schützlings in 
den Herzogstand. Ludwig fiig^ sich; ja, auf Geheiß seiner 
hohen Gattin weicht er noch mehr zurück: er erklärt sich 
dazu bereit, Guines die Verleihung der neuen Würde in 
einem königlichen Handschreiben selbst anzukündigen. Auf 
die ordentliche Fassung dieses Briefes legte Marie Antoi- 
nette den größten Wert. Sie fordert daher den Entwurf 
zu sehen und zerreißt ihn, als er ihr mißfallt, vor den 
Augen des Königs. Ein anderer Entwurf, den Maurepas 
verfaßt hat, findet vor ihr ebensowenig Gnade. Nunmehr 
macht sie kurzen Prozeß: sie fordert Ludwig auf, nach 
ihrem Diktat das Schreiben abzufassen. Der König ge- 
horcht. An der entscheidenden Stelle handelt es sich 
darum, die Verleihung der Herzogswürde an Guines zu be- 
gründen. Ludwig ist fiir den Passus: »pour rendre justice 
ä vos bonnes intentionsc; Marie Antoinette aber hält diese 
Ausdrucksweise für zweideutig und ändert die Phrase 
folgendermaßen ab: »pour rendre justice ä votre bonne 
conduitec. Und der schwachmütige Gemahl wagt auch jetzt 
nicht zu widersprechen, obwohl er durch diese Worte 
seine Minister und sein eigenes Verhalten mittelbar tadelt. 
Denn wenn der König in einem offenen Schreiben das 
Betragen Guines' rühmte und belohnte, so gab er ja zu, 
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daß die Anhänger des Gesandten diesen mit Recht ab 
unschuldiges Opfer seiner Gegner im Ministerium hinstellten. 

Wie schwer mußte diese oflfenbare Schwäche des 
Monarchen das königliche Aasehen schädigen! Guines 
machte natürlich sofort von der Erlaubnis, das Hand- 
schreiben Ludwigs XVI. bekannt zu geben, den aus- 
giebigsten Gebrauch. Überall im Publikum schüttelte man 
den Kopf über den in die Augen fallenden Widerspruch 
in dem Benehmen des Königs, der sowohl ihn wie sein 
Ministerium vor aller Welt bloßstellte. 

hl welchem Zusammenhange steht nun die Afiäre 
(fuincs mit Turgots Sturz? Sehr häufig liest man in 
jüngster Zeit die Behauptung, die Königin habe sich mit 
dem erlangten Triumph nicht begnügt und sei noch weiter 
gegangen : sie habe noch ein weiteres Sühnopfer gefordert 
und Turgots Entlassung beim Könige durchgesetzt, wefl 
sie ihn für einen der Anstifter der Abberufung Guines' 
hielt. Wie steht es mit dieser Behauptung? Ist daran 
etwas Wahres? 

Mercy berichtet allerdings, daß Marie Antoinette ge- 
rade in jener Zeit den König gegen den Generalkontrolleur 
unablässig angereizet« habe. Sie war Turgot niemals 
sonderlich gewogen, obwohl er sich redliche Mühe ge- 
geben hatte, den Wünschen der Königin möglichst ent- 
gegenzukommen. Allein mehrere Male hatte er sich ge- 
zwungen gesehen, ihre Absichten zu durchkreuzen, nament- 
lich als es sich um die Ernennung Malesherbes' handelte. 
Auch im I**alle Guines hatte er entschieden gegen ihren 
Schützling Partei ergriflen. Da nun überhaupt seine spar- 
same Verwaltung und seine Reformpläne die Hofgesellschaft 
tief verstimmten, werden die zahlreichen Gegner, die der 
Generalkontrollcur in diesen Kreisen hatte, kein Mittel un- 
versucht gelassen haben, um den Unwillen der Königin 
gegen ihn anzufachen. Mercy erzahlt, daß Marie Antoinette 
in den ersten Tagen des Mai 1776 so aufgebracht gegen 
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Turgot gewesen sei, daß sie vorgehabt habe, bei ihrem 
Gemahl den Antrag zu stellen, die Erhebung Guines' zum 
Herzog und die Entlassung des Finanzministers gleichzeitig 
erfolgen zu lassen. Indes gelang es den Vorstellungen des 
österreichischen Botschafters, sie von diesem Vorsatz schließ- 
lich wieder abzubringen. 

So ist es unrichtig, wenn man den Sturz Turgots 
einem unmittelbaren Eingreifen der Königin zuschreibt. 
Aber ebensowenig entspricht es dem wahren Sachverhalt, 
wenn man Marie Antoinette als ganz unbeteiligt an diesem 
Ereignis hinstellt. Jedenfalls hat sie, soviel in ihrer Macht 
lag, auf ihren Gemahl in einem dem Minister höchst un- 
günstigen Sinne eingewirkt, wie sie überhaupt ihren Un- 
mut über den Generalkontrolleur so wenig verhehlte, daß 
später derjenige, der am meisten zu Turgots Fall beitrug, 
nämlich Maurepas, der Königin gegenüber sich rühmen 
durfte , er hoffe ihr dadurch einen guten Dienst erwiesen 
zu haben. Wieviel Marie Antoinettes Meinung den leiten- 
den Staatsmännern galt, ersieht man aus der Ansicht des 
in diesem Punkte sehr urteilsfähigen Mercy, nach welcher 
der Premierminister vielleicht nicht gewagt hätte, gegen 
Turgot einzuschreiten, wenn er nicht sehr wohl gewußt 
hätte, damit im Sinne der jungen Fürstin zu handeln. 

Es kann also keinem Zweifel unterliegen, daß Marie 
Antoinette schon in den ersten zwölf Jahren der Regierung 
Ludwigs XVI. recht einflußreich war. Die Minister wußten 
nur zu genau, wieviel sie bei ihrem schwachen Gemahl 
galt. Jedermann bemühte sich daher um ihre Gunst und 
fürchtete ihre Ungnade. Manchem erschien ihre Zustim- 
mung wichtiger als der Beifall des Königs. Alle Reform- 
minister von Turgot und Malesherbes an bis zu Lomenie 
de Brienne herunter haben die junge Fürstin ihren Ab- 
sichten geneigt zu machen gesucht. Eigentlich regiert 
aber hat Marie Antoinette nicht. Denn um einen gleich- 
mäßigen Einfluß in einer bestimmten Richtung auszuüben, 
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dazu fehlten ihr die erforderlichen Kenntnisse und ein auf 
ein höheres Ziel gerichteter großer Wille. In der Regd 
waren es nur kleinliche persönliche Beweggründe, die sie 
mit rauher, ungestümer Hand in das feine Räderwerk des 
Staatsorganismus greifen ließen, ohne daß sie vorher über 
die Berechtigung ihrer Einmischung ernstere Überi^rungen 
angestellt hätte. Weil sie sich aber ganz der Laune und 
dem Zufall überließ, so mußte ihr Einfluß fast in allen 
Fällen unheilvoll wirken und von den Ministem höchst un- 
bequem empfunden werden. Denn sie brachte in die Poli- 
tik ein völlig unberechenbares, unruhiges Moment hinein, 
woran allerdings die französischen Staatsmänner von jeher 
gewöhnt waren: in dieser Hinsicht trat Marie Antoinette 
in die Fußtapfen der früheren Maitressen. 

IV. 
Der Widerstand, den das Pariser Parlament der Re- 
formpolitik Turgots entgegensetzte, und die Abneigung, 
welche die Königin gegen den Generalkontrolleur empfand, 
mögen dazu beigetragen haben, um seine Stellung zu er- 
schüttern, keineswegs aber sind diese beiden Momente filr 
seinen Sturz von ausschlaggebender Bedeutung gewesen. 
Viel entscheidender für Turgots Schicksal war die sich 
mehr und mehr vertiefende Kluft, die seine politische An- 
schauungsweise von derjenigen des leitenden Ministers 
trennte. Dieser Gegensalz verschärfte sich im Laufe des 
April 1776 so sehr, daß es zwischen Maurepas und Turgot 
zu einem unvcrhüllten Kampf um die Macht im Ministerium 
kam, in welchem der junge König notgedrungen das Amt 
des Schiedsrichters übernehmen mußte. Den Zeitgenossen 
und namentlich den Freunden des Finanzministers erschien 
die persönliche Seite seines Konfliktes mit dem leitenden 
Minister fast als die allein wesentliche. Mag immerhin ein 
schlecht verhehltes Gefühl mißtrauischer Eifersucht, das 
Maurepas seit dem Mehlkrieg gegenüber dem zu unab- 
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hängigem Einfluß gelangten Kollegen peinigte, sein Vor- 
haben mitbestimmt haben, vor allem waren es doch ernste 
sachliche Bedenken, die in ihm den Entschluß reifen ließen, 
den Generalkontrolleur zum Rücktritt zu zwingen. 

Wir haben schon früher betont, daß Maurepas ein 
geradezu typischer Vertreter der hergebrachten höfi- 
schen Staatskunst war, der als solcher nicht darauf aus- 
ging, durch umfassende Reformen das alte Staatswesen 
umzubilden, sondern sich damit begnügen wollte, die Mon- 
archie der guten glorreichen Zeit wiederherzustellen. Verab- 
scheute er auch die skandalöse Mißregierung, wie sie unter 
dem vorigen Regime geübt worden war, so dachte er doch 
nicht an einen grundsätzlichen Systemwechsel und eine 
volbländige Erneuerung der Staatsverwaltung, wie sie von 
den Physiokraten und den Philosophen ins Auge gefaßt 
wurde. Im Gegensatz zu diesen Revolutionären war der 
hochbetagte konziliante Herr eine durchaus konservativ 
gerichtete Natur. Wenn er trotzdem Turgot ins Ministe- 
rium berufen und damit den Neuerem ein Zugeständnis 
gemacht hatte, so war das einzig und allein aus dem 
Grunde geschehen, um dieser einflußreichen Gruppe von 
Literaten, die fast in allen Salons der Hauptstadt herrschte, 
liebenswürdiges Entgegenkommen zu zeigen und sich ihre 
Sympathien zu gewinnen. Er wollte mit dem modernen 
Neuerungsgeist kokettieren, ohne sich von ihm ernstlich 
ergreifen oder gar unterjochen zu lassen. Nicht im min- 
desten ahnte er, daß ein so unbeholfener Kollege, wie 
Turgot war, ihm gefährlich werden, seine Person in Schatten 
stellen und den vorwaltenden Einfluß im Kabinett an sich 
reißen könnte. Allein als lebensgewandter Hofmann fand 
er sich rasch in die veränderte Lage: er machte gute 
Miene zum bösen Spiel und trat den Reformern zunächst 
nicht in den Weg. Sobald er aber die Wahrnehmung machte, 
daß Turgots Tätigkeit alle einflußreichen Kreise gegen sich 
aufbrachte, daß die Schar seiner Gegner, die voll unruhiger 
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Besorgnis jedes neue Reformedikt erwarteten, mit jedem 
Tage wuchs, daß sich zu ihr die höchsten Würdenträger 
bei Hofe und die Prinzen von Geblüt, ja selbst die Brüder 
des Königs gesellten und den Generalkontrolleur einen 
staatsgefährlichen Neuerer schalten, der sich nicht scheue, 
an den Grundfesten der alten Reichs Verfassung zu rühren, 
da war für Maurepas der lang ersehnte Augenblick herbei- 
gekommen, wo er sich von dem unbequemen Kollegen 
lossagen konnte, indem er sich dadurch gleichzeitig öffent- 
lichen Dank erwarb. 

Schon aus Selbsterhaltungstrieb glaubte Maurepas mög- 
lichst rechtzeitig seine Hand von dem unbeliebten General- 
kontrolleur abziehen zu müssen. Sorgfaltig hatte er auf 
die Zeichen der Zeit gemerkt, die ihm den nahen Fall 
Turgots ankündeten. Von dem Sturm, der sich gegen 
diesen von allen Seiten erhob, durfte er sich nicht über- 
raschen lassen. Nahm er doch wahr, daß die Parteigänger 
des Herzogs von Choiseul seit geraumer Zeit mit Hoch- 
druck den Freunden der Reform entgegenarbeiteten und 
sich, auf Marie Antoinettes Gunst gestützt, auf das 
Ministerium Hoffnung machten. Um ihnen den Rang ab- 
zulaufen, kritisierte und bespöttelte auch Maurepas Turgots 
Edikte und ließ deutlich durchblicken, wie unzufrieden er 
mit der Reformpolitik des Generalkontrolleurs sei und wie 
er nur auf eine Gelegenheit warte, um sie energisch zu 
durchkreuzen. 

Eine solche Gelegenheit sollte sich dem leitenden 
Minister bald bieten, und er säumte nicht, sie sofort zu er- 
greifen und sich dadurch die einflußreichen Mitglieder der 
Hofgesellschaft aufs tiefste zu verpflichten. Es handelte 
sich um die wichtige Frage, ob man zu der von Turgot 
gleich bei Übernahme des Finanzministeriums angeregten 
Reform der Mißverwaltung, die im königlichen Haushalte 
herrschte, schreiten, oder ob man die dort tief eingewurzelten 
Übelstände fortbestehen lassen sollte. Das war eine An- 
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gelegenheit, die mit den physiokratischen Doktrinen in 
keinem Zusammenhange stand, aber gerade darum für die 
Reformfähigkeit des alten Regime ein guter Prüfstein war. 
Kam es doch hier nicht darauf an, sich über ein ver- 
wickeltes wirtschaftspolitisches Problem, wie die Freiheit 
des Getreidehandels oder die Aufhebung der Zunftver- 
fassung, schlüssig zu machen, sondern es galt allein die 
Frage, ob die Regierung in einem wichtigen Zweige der 
königlichen Verwaltung wirklich Ordnung schaffen wollte, 
und ob sie Energie und Kraft genug besaß, um dieses 
schwierige Werk allen Widerständen zum Trotz glücklich zu 
vollenden. 

In diesem Falle wäre man auch einem Ziele bedeutend 
näher gekommen, das Turgot seiner Finanzpolitik von vorn- 
herein gesteckt hatte, nämlich der Herstellung des Gleich- 
gewichts im Staatshaushalt. Ließen sich doch in keinem 
Zweige der Verwaltung zweckmäßiger Ersparnisse einfuhren 
wie im königlichen Hofhalt, der jährlich nicht weniger als 
36 Millionen verschlang. An keiner Stelle aber konnte 
man die notwendigen Abstriche schwerer durchsetzen wie 
gerade hier, wo die einflußreiche höfische Aristokratie noch 
stets die bestehenden Mißbräuche, die ihre hauptsächlichste 
Einnahmequelle bildeten, mit ihrem Leibe gedeckt und 
über reformeifrige Minister schließlich triumphiert hatte. 
Turgot selbst hatte es ja vorausgesehen und vorausgesagt, 
daß gerade die Reform des königlichen Hauses für ihn die 
gefährlichste Klippe bilden würde. 

Wie froh war er gewesen, als er im Laufe des Som- 
mers des Jahres 1775 die Berufung seines Freundes Males- 
herbes zum Minister des königlichen Hauses durchgesetzt 
hatte. Mit seiner Unterstützung hoffte er, die geplante 
Reform leicht ins Werk zu setzen. Aber nur ein rück- 
sichtsloser, unerbittlicher Draufgänger hätte in dem verrot- 
teten Departement gründlichen Wandel schaffen können. 
Daß Malesherbes nicht aus so hartem Holze geschnitzt, 
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daß er zu nachgiebig, zu ängstlich war, um die ihm über- 
tragene Rolle durchzufuhren, daß Turgot sich, wie er bald 
einsehen mußte, in dem Freunde getäuscht hatte, haben 
wir schon früher hervorgehoben. Nur mit größtem Wider- 
streben hatte er das dornenvolle Amt übernommen. Bald 
wurde ihm die Bürde leid, und er suchte sie auf gute Art 
los zu werden. Denn er fürchtete sich davor, sich mit 
der ganzen einflußreichen Holwelt zu verfeinden, wenn er 
daran ging, die tief eingewurzelten Schmarotzerpflanzen 
auszujäten. 

Granz mutlos aber wurde Malesherbes durch die Be- 
obachtung, daß der leitende Minister von der Reform des 
königlichen Hofhalts nichts wissen wollte und sich alle 
Mühe gab, die sich dahin richtenden Anstrengungen des 
Generalkontrolleurs zu durchkreuzen. Maurepas' Leitspnich 
lautete: Leben und leben lassen. Als vorsichtiger Höfling 
wußte er nur zu gut, was es heißen wollte, wenn er bei 
der ohnehin schon herrschenden Unzufriedenheit die Schar 
seiner Gegner noch um die Favoriten des Königspaares 
vermehrte; und als unbedenklicher Opportunist hatte er 
sogleich eine sein Verhalten beschönigende Rechtfertigung 
zur Hand: auch er gab vor, sich ökonomische Überzeu- 
gungen gebildet zu haben, nach welchen die von Turgot 
anempfohlene Sparsamkeit in den königlichen Ausgaben 
eher schädlich als nutzbringend hätte wirken müssen. Im 
Gegenteil, ein Hof, der viel verbrauchte, war seiner An- 
sicht nach für die Hebung von Handel und Wandel höchst 
vorteilhaft, während plötzliche Einschränkungen den Manu- 
fakturen sehr verderblich sein konnten. 

Malesherbes erfüllte sich mehr und mehr mit der 
Überzeugung, daß bei der reformfeindlichen Gesinnimg des 
Premierministers seine und seines Freundes Anstrengungen, 
eine Besserung in den bestehenden Verhältnissen herbei- 
zuführen, recht aussichtslos seien. Er entschloß sich daher 
zum Rücktritt. Turgot aber war hartnäckiger und zäher; 
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durch beharrlichen Widerstand hofifte er auch gegen Mau- 
repas' Willen beim König die Reform des königlichen Hof- 
halts durchzusetzen. Alles kam bei ihm darauf an, an 
Stelle von Malesherbes einen geeigneten Nachfolger zu 
finden, der nicht nur gute Vorsätze hatte, sondern auch 
einen furchtlosen Charakter, um das ins Auge genommene 
Ziel nachdrücklich zu verfolgen. Seine Wahl fiel auf einen 
alten Jugendfreund, den Abbe de V^r>% der ihm verspro- 
chen hatte, daß er sich anheischig machen wollte, zum 
mindesten zehn Millionen jährlich am königlichen Hofhält 
zu ersparen. 

Allein weder Maurepas noch die Königin waren dieser 
Kandidatur geneigt. Der leitende Minister wollte einem 
Heißsporn wie Yery einen so heiklen Posten nimmermehr 
übertragen. Vielmehr empfahl er dem König einen An- 
wärter, der, wie er voraussah, niemals Turgots Beifall haben 
konnte, den Finanzintendanten Amelot, einen unbedeuten- 
den Mann, der als gefügiges Werkzeug in Maurepas' Hand 
sich niemals zu den Reformen im königlichen Hofhalt, die 
der Generalkontrolleur forderte, verstehen würde. 

Diese Kandidatur führte den gänzlichen Zerfall Turgots 
mit Maurepas herbei. Mußte doch jener, falls Amelots 
Ernennung wirklich erfolgte, an dem Gelingen der finan- 
ziellen Reform, die auf Ersparnisse gestellt war, verzweifeln. 
Es handelte sich für ihn um Sein oder Nichtsein, um seine 
Ehre als Minister, um die Wohlfahrt des Königs und des 
Vaterlandes. Er war daher entschlossen, alles dafür ein- 
zusetzen, um einen reformfreundlichen Minister an Males- 
herbes' Stelle zu bringen. Durfte er nicht dabei auf den 
Beistand des Monarchen rechnen, der ihm, als er sein Amt 
übernahm, gerade in diesem Punkte seine Unterstützung 
feierlich verheißen hatte .^ 

Leider sollte Turgots Zuversicht getäuscht werden. 
Denn gerade in jenen Tagen trat eine Wendung zu seinen 
Ungunsten ein : das Vertrauen, das der junge König bisher 

Glagau, ReformverAuchc. 8 
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in ihn gesetzt hatte, war, ohne daß es der Generalkontrol- 
leur vielleicht ahnte, stark erschüttert worden. Wie war 
das gekommen? 

V. 

X'^on vornherein hatte Turgot seiner ministeriellen Stel- 
lung den Charakter eines engen persönlichen Vertrauens- 
verhältnisses zum König zu geben gesucht. Denn nur in 
dem Falle glaubte er ersprießlich wirken zu können, wenn 
er sich mit dem jungen Monarchen in bezug auf seine 
Reformabsichten in voller herzlicher Übereinstimmung wußte. 
Und Ludwig XVI. seinerseits hatte vom ersten Augenblick 
an aufrichtiges Zutrauen zu dem reifen Manne gefaßt, 
durch dessen geraden, unerschrockenen Sinn und ehrliche 
Begeisterung er stark angezogen \vurde. Dieses GefUhl 
sympathischer Zuneigung sahen wir beim König seinen 
Höhepunkt erreichen, als Turgot während der Brottumulte 
inmitten der allgemeinen Verwirrung, in der die ganze 
Umgebung des Monarchen den Kopf verloren hatte, mit 
kaltblütigem Mut und bewunderungswürdiger Umsicht den 
Aufstand im Keim erstickte. Leider war Turgot nicht der 
Mann danach, um diese günstige Lage für seine hoch- 
gesteckten Ziele irgendwie auszunutzen und den König zu 
veranlassen, das Ministerium mit überzeugten Anhängern 
der Staatsreform zu besetzen. Vielmehr schonte er in 
großherzigem Edelmut den bisherigen Leiter des Kabinetts, 
obwohl er sich von dessen Gesinnung nur wenig Gutes 
für eine energische Förderung seiner Reformpläne ver- 
sprechen durfte. Diesen Fehler sollte er bitter zu bereuen 
haben. 

Denn sobald Maurepas sich wieder sicher im Sattel 
fühlte, wußte er sich zwischen den König und Turgot zu 
drängen und beide einander allmählich zu entfremden. Aber 
trotz dieser Abkühlung war das Vertrauen des Monarchen 
zu seinem Generalkontrolleur noch im März 1776 stark ge- 
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nug, daß er ihm, allerdings erst nach einigem Schwanken, 
gegenüber dem Parlament seinen Beistand lieh. Welchen 
Einflüssen aber haben wir den jähen Umschwung zuzu- 
schreiben, der wenige Wochen später in der Stimmung 
Ludwigs XVI. eintrat und zur Entlassung Turgots mit allen 
Anzeichen der Ungnade führte? 

Der Versuch, diese plötzliche Wandlung allein aus den 
Verhältnissen der inneren politischen Lage zu erklären, er- 
weist sich, wenn wir unsem Blick schärfen, als unzureichend. 
Auch das bitterböse Schreiben, das der Minister am 30. April 
an den König richtete, ist nicht für Turgots Schicksal aus- 
schlaggebend gewesen. Wurde es doch erst durch die 
sehr gerechtfertigte Besorgnis veranlaßt — wir kommen 
weiter unten darauf noch zurück — daß Ludwig XVL be- 
reits im Begriff sei, sich von dem Verfasser zurückzuziehen 
und seine Reformpolitik nicht mehr zu unterstützen. Nein, 
die ersten sicheren Anzeichen dafür, daß der König sich 
von Turgot abwenden wollte, reichen weiter zurück. Wenn 
auch nicht zu leugnen ist, daß der ungeschickte Brief des 
Generalkontrolleurs Ludwig in dem Entschluß, sich von 
jenem zu trennen, noch bestärkt hat, so ist durch ihn der 
Stein des Unheils nicht erst ins Rollen gebracht, sondern 
in seinem Falle nur beschleunigt worden. 

Die tiefere Ursache des Bruchs liegt höchst wahr- 
scheinlich auf einem Gebiete, wo sie bisher nur sehr wenige 
gemutmaßt haben, nämlich in einer sehr tiefgehenden Mei- 
nungsverschiedenheit, die sich Anfang April 1776 zwischen 
Turgot und dem Minister des Auswärtigen Vergennes über 
die hochwichtige Frage erhoben hatte, ob Frankreich die 
Auflehnung der amerikanischen Kolonisten gegen England 
unter der Hand begünstigen sollte.^) Turgot verneinte im 



^) Hauptquelle für die folgende Erörterung bildet die wichtige Akten- 
pnblikation von H. Doniol, Histoire de la participation de la France k 
r^blissement des I£tats-Unis d'Am^rique, Paris 1886 ff.; femer Turgots 
Drnkichrift in den (Euvres II, 551—585. 
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scharfen Gegensatz zu dem Gutachten seines Kollegen diese 
Frage auf das entschiedenste, weil er um jeden Preis seinem 
Vaterland ernste kriegerische Verwicklungen erspart wissen 
wollte in einem Augenblick, wo es seiner Ansicht nach 
keine dringendere Aufgabe für den Monarchen geben konnte 
als die beharrliche Fortführung der kaum begonnenen Staats- 
reform. Ludwig XVI. aber ließ sich durch die schwer- 
wiegenden Bedenken des Generalkontrolleurs nicht über- 
zeugen und stellte sich mit den übrigen Ministem auf Ver- 
gennes* Seite. Wir werden daher den eigentlichen Anlaß 
der Entfremdung zwischen dem König und Turgot nicht 
so sehr auf dem Gebiete der inneren Politik zu suchen 
haben, sondern vielmehr in der großen Wendung der fran- 
zösischen Machtpolitik, die sich während des März und 
April 1776 schon deutlich ankündigte: eben damals trat 
der Krieg gegen England an der Seite der amerikanischen 
Kolonien in Sicht, und dieses Ereignis wirkte nachdrück- 
lich auf die Gestaltung der inneren Verhältnisse zurück. 
Um es seiner hohen Bedeutung entsprechend zu würdigen, 
mag uns erlaubt sein, daß wir etwas weiter ausholen und 
die Gründe und Gegengründe, die von der Kriegspartei 
und den Friedensfreunden geltend gemacht wurden, hier 
etwas eingehender betrachten. 

Neben der Staatsreform hatte der junge Herrscher, 
der vor kurzem erst die Regierung angetreten hatte, noch 
eine wichtige Aufgabe zu lösen, eine Aufgabe, deren Be- 
wältigung der öffentlichen Meinung weit dringlicher er- 
schien als jede andere, nämlich die Herstellung des poli- 
tischen Ansehens seines Staates. Die Schmach des Pariser 
Friedens, durch den Frankreich im Jahre 1763 seine wich- 
tigsten Kolonien in Afrika, Indien und Nordamerika an 
England verlor, hatte es zu einer Macht zweiten Ranges 
herabgedrückt. Das Kabinett von Versailles, ehedem der 
Mittelpunkt des politischen Europas, wurde in der Folge 
beiseite geschoben und bei wichtigen Entscheidungen im 
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europäischen Konzert nicht mehr befragt. Die Ostmächte 
wagten es, einen wichtigen Bundesgenossen Ludwigs XV., 
den König von Polen, zu berauben, ohne sich um die Pro- 
teste der französischen Regierung irgendwie zu kümmern. 

Niemand empfand diese politische Ohnmacht des 
Vaterlandes schmerzlicher als der Mann, dem Ludwig XVL 
die Leitung »der auswärtigen Geschäfte übertragen hatte, 
Graf Vergennes, ein geschmeidiger, behutsamer, sehr ge- 
wiegter Diplomat, der unter der Maske, als sei es sein 
einziges Geschäft, Frankreich den Frieden zu erhalten, 
begierig nach dem Augenblick ausspähte, wo er an dem 
Erbfeind, dem hochmütigen Albion, den Schimpf des Pa- 
riser Friedens rächen konnte. 

Dieser Augenblick schien gekommen, als der Streit, 
der sich zwischen den amerikanischen Kolonien und dem 
Mutterlande erhoben hatte, immer unversöhnlicher wurde 
und schließlich Englands Kräfte vollkommen in Anspruch 
nahm. Allein Vergennes sah ein, daß er zunächst nicht 
daran denken durfte, Frankreich in diesen Kampf unmittel- 
bar eingreifen zu lassen, da seine Finanzen zerrüttet und 
seine Marine in einem geradezu trostlosen Zustand der 
Vernachlässigung war. Auch wagte er nicht gegen Eng- 
land vorzugehen, ohne der Beihilfe Spaniens sicher zu sein. 

Wie schwer jedoch dem Minister diese notgedrungene 
Zurückhaltung wurde, wie ernstlich besorgt er war, Frank- 
reich könnte die außerordentlich günstige Gelegenheit, den 
Erbfeind zu demütigen, verstreichen lassen, ersieht man 
deutlich aus einer R^flexions betitelten Denkschrift, die er 
Ende Dezember 1775 entwarf und wahrscheinlich Maurepas 
und dem König vertraulich mitteilte. Hier tritt Vergennes 
unumwunden für die Unterstützung der Amerikaner, ja für 
den Krieg gegen England ein. Denn würde Frankreich 
die Kolonien nicht unterstützen, so würden sie wahrschein- 
lich unterliegen. Frankreichs Untätigkeit aber käme dem 
Erbfeind sehr zustatten , dem Erbfeind , den man auf alle 
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Weise schwächen müßte. Die Erhaltung des Friedens hält 
Vergennes unter allen Umständen für ausgeschlossen, ob 
man den Amerikanern helfen würde oder nicht. Denn 
gelingt es den Amerikanern, die Unabhängigkeit zu er- 
langen, so wird England sich durch die Eroberung der 
französischen und spanischen Kolonien zu entschädigen 
suchen, unter dem Vorwande, die Franzosem hätten den 
Amerikanern Hilfe geleistet. Aber auch wenn die Eng- 
länder die Aufständischen unterwerfen , wird es wahr- 
scheinlich über Frankreich hergehen. So werde man auf 
alle Fälle Krieg mit England haben und müsse darum 
bei Zeiten rüsten, um ihn erfolgreich zu bestehen. Das 
zweckmäßigste Mittel dazu würde die Herbeiführung einer 
Verständigung mit den Amerikanern sein, um im Notfälle 
mit ihnen gemeinsame Sache zu machen. 

Diese Denkschrift enthält das kriegerische Programm des 
Ministers des Auswärtigen, an dessen Verwirklichung er mit 
zäher Energie in den nächsten Jahren gearbeitet hat, indem 
er alle Hindemisse, die sich seinem Lieblingsgedanken in 
den Weg stellten, nach und nach hinwegzuschieben oder zu 
umgehen wußte. Der erste, der Vergennes entschlossen 
entgegentrat und den er zu besiegen hatte, war Turgot. 

Anfang März 1776 übersandte Vergennes dem König 
eine ausführliche Denkschrift, in der er die Haltung, die 
Frankreich und Spanien im Angesicht des englisch-ameri- 
kanischen Krieges zu beobachten hätten, eingehend er- 
örterte. Diese Denkschrift, die den schlichten Titel Con- 
siderations führte, sollte der Monarch, falls er sie der 
Beachtung würdig finde, denjenigen Ministern abschriftlich 
zugehen lassen, die er zu einer gemeinsamen Beratung 
über die amerikanische Frage vor sich zu bescheiden ge- 
dächte, um von ihnen vorher schriftlich ihre Ansicht zu hören. 

So maßvoll Vergennes' Sprache in diesen »Erwä- 
gungen« im Vergleich mit den Ausfuhrungen der R^flexions 
auch auf den ersten Blick erscheint, man wird sich nicht 
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darüber täuschen lassen: das Ziel, das der Minister ver- 
folgte, war im wesentlichen das gleiche; er wollte den un- 
schlüssig zaudernden König in den Kampf mit England 
hineinreißen. Auch hier stellte er die Möglichkeit, den 
Frieden zu erhalten, als im höchsten Grade ungewiß, den 
Krieg als den wahrscheinlichsten und vorteilhaftesten Aus- 
weg hin. Er schilt die »maßlose Friedenslieben, die nur 
dazu angetan sei, England noch anmaßender und dreister, 
als es schon sei, in seinen Forderungen zu machen. In 
den lockendsten Farben malt er die Vorteile aus, die den 
Königen von Frankreich und von Spanien ein kriegerischer 
Entschluß bieten würde. Die Vorsehung habe den gegen- 
wärtigen Zeitpunkt zur Erniedrigung Englands deutlich be- 
zeichnet und es mit Blindheit geschlagen, um es um so 
sicherer zu verderben. Nunmehr sei der Tag der Rache 
angebrochen, wo man an diesem hochmütigen Volk für 
seine früheren Frevel Vergeltung üben müsse. Jetzt dürfe 
man kein Mittel versäumen, um den Amerikanern über 
ihre Gegner Vorteile zu verschaffen, um schließlich, wenn 
beide Teile erschöpft seien, selbst in den Kampf einzu- 
greifen und einige entscheidende Schläge zu führen, die 
England zu einer Macht zweiten Ranges herabdrücken und 
seiner Seeherrschaft berauben würden. 

Allein Vergennes sieht ein, daß die verbündeten Mon- 
archen zur Vollführung dieses Programms noch nicht ge- 
rüstet und auch zu aufrichtige Friedensfreunde sind. Trotz- 
dem dürfen sie nicht die Hände in den Schoß legen. Ist 
doch der Augenblick zum Handeln gekommen. Der Mini- 
ster schlägt daher zwei Maßnahmen vor, die sie über die 
Linie der bisher strikt eingehaltenen Neutralität hinaus- 
führen sollen, einmal die geheime Unterstützung der Ameri- 
kaner vornehmlich durch Geldmittel, dann die Verstärkung 
und teilweise Mobilisierung der Flotte. 

Am 12. März 1776 sandte Vergennes auf Geheiß Lud- 
wigs XVI. seinen Kollegen Maurepas, Sartine, St. Germain 
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und Turgot je eine Abschrift der Considerations mit dem 
Ersuchen, sobald als irgend möglich — denn der König 
von Spanien warte auf die Entschließungen seines Bundes- 
genossen — dem König ihr Gutachten zuzustellen. 

Des Kriegsministers und des Marineministers war Ver- 
gennes sicher. St. Germain pflichtete schon am 15. März 
in einer kurzen Note dem Inhalt der Considerations bei. 
Ähnlich wird Sartines Antwort gelautet haben. Sie ist uns 
nicht überliefert, wir wissen aber, daß er ein aufrichtiger 
Anhänger der Politik Vergennes' war. 

Sehr viel kam auf die Meinung des Leiters des Ka- 
binetts an. Maurepas pflichtete in den wesentlichen Punkten 
den Ausführungen Vergennes' bei. Auch er betonte, daß 
es noch niemals eine so günstige politische Lage wie die 
gegenwärtige gegeben habe, wo namentlich die gedrückte 
finanzielle Verfassung Englands zu einem Angriff einlade. 
Seien doch außerdem die Verhältnisse in Europa so be- 
schaffen, daß es dem Gegner nicht glücken würde, sein 
beliebtes Mittel, eine Macht des Festlandes gegen F*rank- 
reich auszuspielen, mit Erfolg anzuwenden. Ja, Maurepas 
würde sogar den Angriffskrieg empfehlen, wenn die fran- 
zösischen Finanzen das erlauben würden, was leider nicht 
der Fall sei. 

Während seine Kollegen sich der Weisung Vergennes' 
gemäß mit ihren Antworten beeilten, zögerte Turgot und 
ließ Woche auf Woche verstreichen. Ludwig begann schon, 
wie wir von Mercy erfahren, seine Ungeduld zu äußern 
und ungnädig zu werden. Endlich, nach vier Wochen, am 
6. April, übergab der Finanzminister ein Schriftstück, das sich 
schon durch seinen unverhältnismäßig großen, fast buch- 
artigen Umfang von den kurzen Äußerungen seiner Kol- 
legen unterschied. Er wollte eben die durchaus abweichende 
Auffassung, die er von der Behandlung der amerikanischen 
Frage hatte, möglichst eingehend und überzeugend be- 
gründen. 
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Während Vergennes den Krieg mit England beinahe 
für unvermeidlich hält, erscheint Turgot ein solches Ereignis 
fast ausgeschlossen. Denn gelänge es England, die Kolo- 
nien nach einem jahrelangen, höchst anstrengenden Kampfe 
endlich zu unterwerfen, so würde es den Sieg teuer genug 
erkaufen und sich dabei vollständig erschöpfen. An andere 
Unternehmungen, wie an die Eroberung der spanischen 
und französischen Besitzungen, würde es daher vorläufig 
nicht denken können, zumal da es mit der Wiederholung 
der Aufstands versuche zu rechnen und dieser durch Unter- 
haltung starker Besatzungen vorzubeugen haben würde. 
Aber auch im Fall des Unterliegens glaubt er, daß Eng- 
land außerstande sein würde, Frankreich und Spanien zu 
bekriegen, weil es seine Machtmittel im Kampf mit den 
Kolonien verbraucht haben würde. 

Hatte Vergennes vornehmlich hervorgehoben, wie über- 
aus günstig es für Frankreich sein würde, die bedrängte 
Lage des Nachbarn zur Vergeltung an ihm für früher er- 
littene Unbilden auszunutzen, so warnt Turgot auf das ein- 
dringUchste vor einem Angriff auf England. Denn würde 
ein solcher Überfall dem englischen Ministerium nicht viel- 
leicht die höchst willkommene Gelegenheit bieten, von 
seinen Forderungen gegenüber den Aufständischen abzu- 
lassen, ihnen annehmbare Bedingungen zu gewähren und 
sie zu versöhnen? Und würden anderseits die Kolonien, 
die durch Bande der Blutsverwandtschaft mit dem Mutter- 
lande verknüpft seien, sich nicht an die Pflichten, die ihnen 
dieses Verhältnis auferlege, erinnern und dem bedrohten Eng- 
land zu Hilfe eilen wollen.^ 

Turgot glaubt also weder an die Kriegsgefahr noch 
an einen möglichen Nutzen, den Frankreich aus einem 
Überfall des bedrängten Gegners ziehen würde. Er ist 
vielmehr der Meinung, daß der König keinen bessern Ge- 
brauch von der Verlegenheit des Nachbarn machen könnte, 
als wenn er die Friedenszeit zur Vornahme dringender und 
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umfassender Reformen im eigenen Staate verwende. Als 
die dringlichste Aufgabe erscheint ihm die Herstellung ge- 
ordneter Finanzverhältnisse durch allmähliche Beseitigung 
des jährlichen Fehlbetrags. Überschritten doch trotz der 
Ersparnisse und Verbesserungen die Ausgaben die Ein- 
nahmen noch immer um 20 Millionen. Auf dem einge- 
schlagenen Wege müsse man unbeirrt und standhaft weiter- 
schreiten und alle überflüssigen Ausgaben streichen. Aber 
neben der Ordnung des Staatshaushaltes gebe es noch 
andere bedeutende Aufgaben, wie die Herstellung des 
Heeres und der Marine, die der König beim Antritt der 
Regierung in einem schier unglaublich vernachlässigten Zu- 
stande vorgefunden habe. 

Aus dem ihn überall leitenden Gesichtspunkt der not- 
wendigen Reformarbeit in den meisten Gebieten der Staats- 
verwaltung bezeichnet Turgot einen etwaigen Krieg fiir das 
größte Unheil, das Frankreich gegenwärtig treffen könnte, 
da er für lange Zeit, ja vielleicht für immer, die Beseitigung 
der eingerissenen Mißbräuche verhindern würde. Um seine 
Kräfte mit dem Erbfeind erfolgreich messen zu können, 
dazu muß der Staat erst innerlich erstarken. Heute ist er 
noch nicht reif zur Erfüllung einer solchen Aufgabe. »Viel- 
mehr würden wir Gefahr laufen, unsere Schwäche zu ver- 
ewigen, wenn wir von unsern Kräften einen vorzeitigen 
Gebrauch machen würden.« 

Weil Frankreich triftige Gründe hat, einem Kriege 
möglichst aus dem Wege zu gehen, so muß es auch in 
der Wahl der Vorsichtsmaßregeln, die es vor einem nach 
Turgots Ansicht nicht zu besorgenden Überfall von seiten 
Englands trifft, äußerst behutsam zu Werke gehen: man 
darf den Gegner nicht durch umfassende Rüstungen stutzig 
und argwöhnisch machen; man muß sich hüten, ihn zum 
Kampf herauszufordern. Darum verwirft der Finanzminister 
die von Vergennes vorgeschlagenen Rüstungen als zu be- 
drohlich und Aufsehen erregend. Er widerrät es, nach 
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den französischen Kolonien Truppenverstärkungen und ein 
Geschwader zu senden, einmal weil diese Maßnahmen un- 
geheure Kosten verursachen und den jährlichen Fehlbetrag 
erhöhen, zum andern weil sie von seiten Englands stärkere 
Rüstungen und schließlich den Ausbruch des Krieges her- 
vorrufen würden. Turgot tritt wohl für eine Hebung der 
Seestreitkräfte und für die Ausrüstung von zwei Geschwa- 
dern in Brest und Toulon ein, schärft aber ausdrücklich 
ein, daß diese Vorbereitungen möglichst unauffällig ge- 
troffen werden sollten, und daß man nur dann offen rüsten 
dürfe, wenn wirklich Gefahr im Verzuge sei. 

Wie gegen die vorzeitige kostspielige Mobilisierung 
der Flotte wendet sich Turgot mit Entschiedenheit gegen 
den andern Vorschlag Vergennes', der Frankreich über die 
Linie der strikt eingehaltenen Neutralität hinausführen und 
vermutlich in Kriegsgefahr bringen würde, gegen die Unter- 
stützung der Aufständischen mit französischem Geld. Ein 
solcher Schritt, geschähe er auch noch so heimlich, würde 
sich kaum verbergen lassen, und wenn er ruchbar würde, 
gerechtfertigte Beschwerden der Engländer zur Folge haben. 

Man sieht leicht ein: wie Turgot von ganz andern 
Voraussetzungen ausging als Vergennes, wie er die politische 
Lage grundverschieden von dem Minister des Auswärtigen 
beurteilte, so mußten auch die Maßnahmen, die er empfahl, 
vollständig abweichen. Unvermittelt klafften die Wider- 
sprüche zwischen den Gutachten der beiden Minister, weil 
der eine, seinem Ressort entsprechend, nur für die Ent- 
faltung der äußern Machtmittel des Staates Sinn zeigte und 
die innern Schwierigkeiten unberücksichtigt ließ, während 
wiederum der andere diese allein im Auge behielt und 
forderte, daß die auswärtige Politik ihnen Rechnung zu 
tragen, sich ihnen unterzuordnen habe. 

Daß auch Turgot weit übers Ziel hinausschoß, lassen 
die Ausführungen erkennen, die er der Kolonialpolitik über- 
haupt widmete. Er ging hier, ganz durchdrungen von 
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physiokratischen Anschauungen, so weit, den Wert kolonialen 
Besitzes für Frankreich zu leugnen. Brächten doch die 
Niederlassungen dem Staat nicht nur keinen irgendwie 
nennenswerten Gewinn, sonc^ern auch keinen wirklichen 
Machtzuwachs. Vielmehr sei man oft gezwuhgto gewesen, 
um sie im Kriege zu behaupten, seine Streitkräfte zu teilen 
und zu verzetteln. Ja, nach Turgots Ansicht wäre es am 
besten, wenn Frankreich seinen Kolonien die Freiheit 
schenkte und sie unter eigener Verwaltung ließe, zumal 
er den Zeitpunkt voraussieht, wo sie sich, wie jetzt die 
Nordamerikaner vom Mutterlande losreißen würden. 

So stellt sich uns Turgots Denkschrift als ein beredter 
Protest gegen die kriegslustige Vergeltungspolitik Vergennes* 
dar, als ein energischer Versuch, die erwachende nationale 
Leidenschaft gegen England zugunsten der Fortsetzung der 
Reformarbeit im Keime zu ersticken. Mit klarem Bewußt- 
sein erblickte Turgot die der Monarchie drohende Gefahr, 
wenn Frankreich sich in einen kostspieligen auswärtigen 
Krieg stürzte, bevor es das morsche Gebäude seiner über- 
lebten Verwaltung auf neue Grundlagen gestellt und sich 
dadurch sichere finanzielle Hilfsquellen verschafft hätte. 

VI. 

Ludwig XVL .stand im April 1776 am Scheidewege. 
Welchem der beiden Minister sollte er beipflichten, dem 
Generalkontrolleur, der ihn beschwor, bei dem in Angriff 
genommenen Werk der Staatsreform auszuharren, oder dem 
Minister des Auswärtigen, der ihm die lockende Aussiebt 
wies, die Scharte des Pariser Friedens auszuwetzen und 
den Erbfeind unter Wahrnehmung einer überaus günstigen 
Lage, wie sie vielleicht niemals wiederkehren würde, zu 
demütigen? 

Der König trat, wie schon oben angedeutet wurde, 
auf die Seite Vergennes', und wenn man alles erwägt, wird 
man sich über diesen Entschluß nicht wundern können. 
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Denn wie lebhaft mußten auf die Einbildungskraft des 
jungen Monarchen die ehrgeizigen Zukunftsträume wirken, die 
ihm Vergennes in dem nahen Triumph Frankreichs über das 
hochmütige Albion ausmalte, und die oft wiederholte eindring- 
liche Mahnung, den einzig günstigen Moment ja nicht zu ver- 
säumen, wo man den Nebenbuhler für die Frankreich im 
Jahre 1763 angetane Schmach züchtigen und das tief ge- 
sunkene Ansehen des bourbonischen Hauses wiederher- 
stellen könnte I Das war auch ein Programm, das des ein- 
mütigen Beifalls aller Stände der Nation sicher war, während 
Turgots Pläne nur von einer kleinen Minderheit, von den 
Philosophen und ihrem Anhang gebilligt wurden. 

Aber nicht nur Ludwigs Herzen, sondern auch seinem 
Intellekt lagen Vergennes' Absichten näher. Man hat mit 
Recht darauf hingewiesen 1), daß Ludwig XVI. weit mehr 
Kenntnisse und ein besseres Verständnis für die Erfassung 
der auswärtigen Angelegenheiten hatte als für die höchst 
verwickelten Probleme der inneren Reform. Die äußere Po- 
litik hatten seine Vorfahren stets als ihr eigentliches Feld be- 
trachtet. Das ging sie unmittelbar an. Handelte es sich 
doch hier um die Interessen und den Ruhm ihrer Dynastie. 
Diesem Familienherkommen blieb auch Ludwig XVI. treu. 
Gerade die Akten, die uns über die Vorgeschichte der 
Teilnahme Frankreichs an dem amerikanischen Freiheits- 
kampfe unterrichten, zeigen, wie der junge König mit leb- 
haftem Eifer den Verhandlungen oft bis in die Einzelheiten 
folgt, und wie er einmal in der entscheidenden Stunde 
den Ausschlag gibt und seine zaudernden Minister zum 
Entschluß mit fortreißt. 

Alle diese Momente wirkten schließlich zusammen und 
trieben Ludwig auf Vergennes* Seite. Am 22. April wurde 
ein Ministerrat abgehalten, der über die Haltung Frankreichs 
in der amerikanischen Frage sich schlüssig machen sollte. 

'^ Albert Sorel, L'Europe et la Revolution frangaise I, 299. 
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Zu dieser Beratung zog der König Turgot nicht hinzu, 
eine Unterlassung, die schon von den Zeitgenossen als 
ein sicheres Anzeichen dafür, daß der Monarch den Finanz- 
minister fallen lassen wollte, gedeutet wurde. Alle übrigen 
Gutachter waren dagegen berufen worden, neben Vergennes 
Maurepas, St. Germain und Sartine. Hier wurde nun ganz 
im Sinne der Consid^rations der Beschluß gefaßt, zwei 
stattliche Geschwader in den Häfen von Toulon und Brest 
unverzüglich auszurüsten. Und Anfang Mai gab der König 
die bisher beobachtete Neutralität gegenüber den Ameri- 
kanern auf, indem er durch Vergennes ihnen die erste ge- 
heime Geldunterstützung anweisen ließ. Wenn diese beiden 
Beschlüsse auch noch nicht den Krieg bedeuteten, so iiihlte 
man sich doch in Versailles am Vorabend des Entschei- 
dungskampfes und des offenen Bündnisses mit den ameri- 
kanischen Kolonien gegen England. Wie gefährdet und 
unsicher dem Minister des Äußern die Fortdauer des Fric- 
denszustandes hinfort erschien, wie sehr er mit der Tat- 
sache des nahen Ausbruches eines Konfliktes rechnete, 
ersieht man aus einem Schreiben, das er am 3. Mai 1776 
an den leitenden Minister in Spanien, den Marquis Grimaldi, 
richtete, wo es heißt: »Unser Friedenszustand mit Eng- 
land ist recht unsicher: er gleicht einem unter einer trü- 
gerischen Aschenschicht verborgenen Feuer, dessen Aus- 
bruch erfolgen kann gerade in dem Augenblick, wo beide 
Teile am wenigsten darauf gefaßt sind.c 

Der Umschwung, der Ende April 1776 in der Rich- 
tung der äußeren Politik vollzogen wurde, wirkte natur- 
gemäß sehr bald auch auf die innern Angelegenheiten ein. 
Das sollte Turgot sofort zu spüren bekommen. Wir haben 
oben erörtert, aus welchen Gründen sich zwischen dem 
Generalkontrolleur und dem leitenden Minister über die 
Besetzung des Hausministerpostens ein schwerer Konflikt 
erhoben hatte, und wie für jenen alles darauf ankam, einen 
reformfreundlichen Mann an diesen Platz zu bringen, wollte 
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er nicht an der Möglichkeit, das Gleichgewicht in den Fi- 
nanzen herzustellen, überhaupt verzweifeln. Turgot er- 
wartete mit Bestimmtheit, daß der König im Einklang mit 
seinem frühem Versprechen ihn nicht in Stich lassen 
würde. Wie war er aber erstaunt, als Ludwig XVI. allen 
seinen Vorstellungen zum Trotz sich auf Maurepas* Seite 
stellte und dadurch zeigte, daß er nicht mehr geneigt sei, 
die Reformpolitik des Finanzministers zu unterstützen. 

Warum der König sich so entschied, können wir bei 
unserm sehr lückenhaften Quellenmaterial nicht mit voller 
Bestimmtheit sagen. Wir dürfen es aber wohl als höchst 
wahrscheinlich ansehen, daß der Umschwung, der sich in 
der Seele Ludwigs zu Turgots Ungunsten in jenen Wochen 
vollzog, wenigstens mittelbar mit der amerikanischen Frage 
aufs engste zusammenhing. Denn hierbei mochte in dem 
Monarchen der erste ernstliche Zweifel an der politischen 
Urteilsfähigkeit Turgots aufgetaucht sein. Daß dieser im 
Widerspruch mit seinen Kollegen ungeachtet der überaus 
günstigen Weltlage zur Aufrechterhaltung des Friedens um 
jeden Preis geraten und die Schonung des Erbfeindes 
empfohlen hatte, scheint dem Könige ebensowenig ein- 
geleuchtet zu haben, wie die sehr befremdlichen kolonial- 
politischen Anschauungen, die der Finanzminister in seinem 
Gutachten entwickelt hatte. Jedenfalls zeigt uns die Tat- 
sache, daß Ludwig Turgot zu der wichtigen Beratung, die 
am 22. April im Conseil stattfand, nicht einmal hinzuzog, 
zur Genüge, wie wenig erbaut er von den Ausführungen 
des Generalkontrolleurs war und welchen geringen Wert 
er noch auf seine Ratschläge legte. Wie leicht wird es 
nunmehr Turgots einflußreichen Gegnern, den Maurepas 
und Vergennes, gefallen sein, ihn dem Könige auf 
Grund verschiedener Äußerungen, die er in seiner Denk- 
schrift über die amerikanische Frage niedergelegt hatte, 
als weltfremden Utopisten hinzustellen, der in seiner 
blinden Vorliebe zu dem physiokratischen System für 
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die 'Wirklichkeiten der innem und äußern Politik keine 
Augen habe. 

Sicher darf man annehmen, daß Ludwigs Vertrauen 
zu dem Generalkontrolleur durch dessen Votum gegen Vcr- 
gennes' kriegslustige Politik einen starken Stoß erlitten hatte. 
Ist es daher zu verwundem, wenn der König nun auch an 
der Zuverlässigkeit der Ratschläge zu zweifeln begann, die 
ihm Turgot in den innern Angelegenheiten gegeben hatte 
oder hinfort zu geben versuchte ? Ein schwacher Charakter 
wie Ludwig XVI. war leicht durch hartnäckigen Widerstand 
mürbe zu machen. Die sich häufenden Konflikte, die 
Turgots Reformen hervorriefen, hatten schon seit einiger 
Zeit des Königs Energie sichtlich ermattet. Täglich sah 
er sich von der sich stetig mehrenden Schar der Gegner 
des Generalkontrolleurs umlagert, die ihn inständig be- 
schwor, sich von diesem gefährlichen Revolutionär abzu- 
wenden, und unablässig setzte dem Monarchen seine nächste 
Umgebung in diesem Sinne zu; bald war es die Königin, 
bald seine Brüder, bald irgendein Minister, die kamen, um sich 
über diese oder jene Maßnahme des Finanzministers zu be- 
schweren und vor seinen weiteren Plänen zu warnen. Nur 
eine Willensstärke und von Turgots Reformpolitik aufrichtig 
überzeugte Natur hätte alle diese Widerstände immer wieder 
von sich abgeschüttelt und ihnen zum Trotz am eingeschla- 
genen Kurse festgehalten, nicht aber ein so schwachmütiger 
und unerfahrener Jüngling wie Ludwig XVI., der die Struk- 
tur des innern Organismus seines Staatswesens kaum kannte 
und folglich auch für dessci Reformbedürfnis kein tieferes 
Verständnis haben konnte. In der ihn umbrandenden Sturm- 
flut der verschiedenen miteinander ringenden Meinungen 
schwankte er geraume Zeit hin und her, bis er sich, der 
Unruhe müde, welche Turgots Maßnahmen hervorriefen, 
beim ersten Zweifel an dessen politischer Fähigkeit dem 
Opportunismus seines alten Mentors Maurepas ergab und 
den Reformminister als lästigen Friedensstörer fallen ließ. 
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Zunächst mochte Turgot an eine so plötzliche Sinnes- 
änderung des Monarchen nicht glauben. Er bestürmte ihn 
daher in Briefen, in denen er die bedrängte Lage schil- 
derte, in welche er durch den Widerstand seiner Gegner 
geraten sei, wie er sich nur dann in seiner bedrohten 
Stellung werde halten können, wenn ihm der König ent- 
schieden beistehen würde. Seine Vorstellungen fielen nicht 
auf fruchtbaren Boden. Bei einer Begegnung, die Ludwig 
am 28. April mit dem GcneralkontroUeur hatte, behandelte 
er ihn sehr ungnädig. Mit keinem Wort ging er auf den 
Inhalt der Briefe ein, sondern beobachtete eisiges Schweigen. 

Nach dieser bittern Erfahrung beschloß Turgot noch 
einen letzten äußersten Versuch zu wagen, um den jungen 
Monarchen bei der Sache der Reform zu erhalten. Am 
30. April richtete er an Ludwig ein ausführliches Schreiben, 
das auf einen sehr gereizten Ton gestimmt war. Darin 
überschüttete er den König mit den bittersten Vorwürfen 
wegen der Gleichgültigkeit, die er seinen Ratschlägen gegen- 
über an den Tag lege, und der Willfährigkeit, die er seinen 
Gegnern zeige. Durchdrungen von dem hohen Wert seiner 
Dienste und in schlecht verhehltem Tugendstolz, vergaß 
Turgot die dem König geschuldete Ehrerbietung. In über- 
legenem Tone kanzelte er ihn wie einen Schulbuben ab. 

Vielleicht hoffte er, durch rückhaltlose Wahrhaftigkeit 
und nachdrückliche Entschiedenheit den schwachen Willen 
des schüchternen Jünglings, der sich seinem Einfluß ent- 
ziehen wollte, noch einmal zu meistern. Das Gegenteil 
der beabsichtigten Wirkung trat aber ein. Er entfremdete 
sich vollständig den argwöhnischen König, der nichts mehr 
fürchtete, als in die Abhängigkeit eines allmächtigen Mi- 
nisters zu geraten. In diesem Mißtrauen hatte Maurepas 
Ludwig noch bestärkt. Schon oft hatte jener über Turgots 
despotische Neigungen sich beschwert. Jetzt schienen die 
Briefe des Finanzministers, die der König Maurepas zur 
Begutachtung vorlegte, augenfällig zu beweisen, wie ge- 

Gla^au, Rcformvcrsuchc. 9 
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rechtfertigt solche Anklage war. Hatte Ludwig schon 
vorher keine Neigung, nach den Wünschen des General- 
kontrolleurs den Hausministerposten zu besetzen, so ver- 
mochte ihn der gebieterische Ton, in dem Turgot die 
Ernennung Vörys in seinem letzten Briefe gefordert hatte, 
nicht umzustimmen. 

Bald erfuhr Turgot, daß die Ernennung Amelots, der 
Kreatur des Premierministers, beschlossene Sache sei. Dem 
Generalkontrolleur blieb nun nichts übrig, als zu gehen 
und Maurepas triumphieren zu lassen. Nur wollte er vor 
seinem Rücktritt für die Sache der Reform des königlichen 
Hauses noch eine Lanze brechen. »Ich brauche nur noch 
wenige Tage,« meldete er seinem Freunde, dem Ahh6 
V^ry, »um dem König den Reformplan für seinen Hofhalt 
zu unterbreiten. Sicherlich wird er nicht angenommen 
werden, und ich werde meine Freiheit fordern.« Aber zu 
der Vorlegung dieses Reformplanes ließ ihn Maurepas nicht 
kommen. Wahrscheinlich hatte er davon Wind erhalten 
und überlegt, wie bedenklich es wäre, wenn der General- 
kontroUeur seinen Rücktritt mit dem Widerstand, dem 
seine Ersparnisabsichten begegnet seien, rechtfertigen würde. 
Er stellte daher dem König vor, es sei besser, den Finanz- 
minister zu entlassen, als zu warten, bis er seinen Abschied 
fordere. Am 12. Mai ließ Ludwig XVI. Turgot sein Porte- 
feuille abnehmen. 

Überblickt man den Verlauf der Krisis, die mit dem 
Fall Turgots ihren Abschluß fand, so bildet das ent- 
scheidende Moment in ihr das Auftauchen der ameri- 
kanischen Frage. Die lockende Aussicht, an dem Erbfeind 
für bitter empfundene Demütigung bei g^stiger Gelegenheit 
Vergeltung zu üben und den Ruhm der französischen 
Waffen wiederherzustellen, drängte bei der Mehrzahl der 
Minister und schließlich bei dem jungen König jede andere 
Erwägung zurück. Umsonst versuchte Turgot sich dieser 
Entwickelung entgegenzustemmen, indem er darauf hinwies. 
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daß durch einen Krieg das Werk der Staatsreform unter- 
brochen werden würde. Eine solche Warnung vermochte 
weder auf den leitenden Minister noch auf den Monarchen 
irgendwelchen Eindruck zu machen. 

Graf Maurepas hatte von vornherein nur widerwillig 
die Reformmaßnahmen des Generalkontrolleurs geduldet. Je 
lauter der Chorus der Anhänger der bestehenden Ver- 
hältnisse gegen Turgots Neuerungen Einspruch erhob, um 
so sehnlicher wünschte Maurepas die Entfernung des Finanz- 
ministers. Sobald dieser die Überzeugung gewann, daß 
der König den Einflüsterungen des Premierministers Gehör 
gab und ihn ungeachtet früherer Zusagen in Stich ließ, 
war auch er zum Rücktritt entschlossen. Sah er doch die 
drei Grundpfeiler seines finanziellen Programms wanken. 
Denn an eine Herstellung des Gleichgewichtes im Budget 
durch Ersparnisse war nicht zu denken, wenn man eine so 
dringliche Maßregel, wie die Heilung der Mißwirtschaft im 
königlichen Hause war, zu hintertreiben wußte. Ebenso- 
wenig durfte man auf Anleihen und neue Auflagen ver- 
zichten, wenn man in einen kostspieligen Krieg sich be- 
gab. Schon die in Aussicht genommene Mobilisierung 
eines großen Teils der Flotte machte im Marinedepartement, 
wie der Generalkontrolleur besorgt hatte, große Mehraus- 
gaben erforderlich, die nur durch Aufnahme von Anleihen 
oder durch eine Erhöhung der Steuerlast gedeckt werden 
konnten. 

So fiel Turgot und mit ihm der Gedanke der Staats- 
reform. Die konservative Richtung, die für Beibehaltung 
der Mißbräuche war, triumphierte. Die Zukunft aber sollte 
Turgot bald rechtfertigen. Wie er es vorausgeahnt und 
vorausgesagt hatte, steuerte man in der wilden Jagd auf 
den englischen Nebenbuhler blind ins Verderben hinein. 
Aus dem langjährigen Kampfe, in dem man mageren Lor- 
beer und geringen territorialen Erwerb einheimste, ging 
Frankreich mit einer ungeheuren Schuldenlast hervor, die 

9* 
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die Berufung der Notabein und den Ausbruch der Revo- 
lution zur Folge hatte. 

Im April 1776, als Vergennes über Turgot siegte, ist 
über Frankreichs Schicksal recht eigentlich das Los ge- 
worfen worden. Der Absolutismus erkannte die Mission 
Turgots nicht an und zeigte damit, daß er fiir die dringendste 
Forderung des Tages, die in der Schöpfung einer geord- 
neten Staatsverwaltung gipfelte, kein Verständnis hatte. 
Vielmehr fiel er in die alten Fehler zurück, indem er, unbe- 
kümmert um die innem Schäden, dem Hang zur Macht- 
politik und verschwenderischen Prachtliebe wieder frönte. 
Er hatte also nicht die Kraft, die ihm die Physiokraten 
und Turgot zuschrieben, sich den modernen Bedürfnissen 
anzupassen und zu reformieren. Nur eine gewaltsame Re- 
volution sollte dem Gedanken der Staatsreform zum Siege 
verhelfen. 
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Neckers Reformpolitik. 

I. 
Mit der Sache der physiokratischen Staatsreform schien 
es nach dem Sturze Turgots endgültig vorbei zu sein. In ^ 
scharfer Reaktion wandte sich die Regierung gegen die •' 
Ökonomisten und ihre revolutionären Lehren. Das Parla- 
ment dagegen triumphierte: die beiden hauptsächlichen 
Edikte des gefallenen Generalkontrölleurs, denen der Wider- 
stand des Gerichtshofes vornehmlich gegolten hatte, wurden 
aufgehoben. In der Einleitung der königlichen Erklärung, 
die das Frondengesetz abschaffte, berief sich Ludwig XVI. 
ausdrücklich auf die Vorstellungen des Parlaments, die ihm 
über die Mängel der einzuführenden Wegesteuer die Augen 
geöffnet hätten. Und bei der Wiederherstellung der Pariser 
Zünfte nahm man einige Verbesserungen vor, welche die 
Parlamentsräte empfohlen hatten. Die Physiokraten aber 
wurden wie eine geschlagene Armee zersprengt: ihre 
wöchentlichen Zusammenkünfte wurden verboten. Die Zen- 
soren erhielten von der Regierung strenge Vorschrift, nichts 
mehr zum Druck zuzulassen, was auf Turgot und dessen 
Grundsätze sich beziehe.^) Kurz, man zerbrach feierlich 

^) S. den von A. Oncken (Geschichte der Nationalökonomie T, 472 f.) 
mitgeteilten Brief Du Ponts an den Grafen von SchefTer vom 8. Sep- 
tember 1779. 
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die Grötzen, die man früher angebetet hatte, und tat alles, 
um die Inhaber der Privilegien, die sich durch die Physio- 
kraten bedroht gefühlt hatten, zu beruhigen und davon zu 
überzeugen, daß das rote Gespenst der revolutionären Re- 
form auf Nimmerwiedersehen aus dem Schoß des Mini- 
steriums verbannt sei. 

Vor allem sorgte Maurepas dafür, daß die Nachfolger 
Malesherbes* und Turgots nicht in den Verdacht der Neue- 
rungssucht kommen konnten. In frivolem Spott sagte er 
von dem Hausminister Amelot : »Man wird mir wenigstens 
nicht den Vorwurf machen können, daß ich ihn wegen 
seines Geistes erwählt habe.« Zum Generalkontrolleur aber 
erkor er in dem Intendanten Clugny einen genußfrohen 
Lebemann, der so recht das Gegenbild des sittenstrengen 
geistvollen Vorgängers war und unter dessen grundsatzloser 
Verwaltung die alte Mißwirtschaft im Finanzministerium 
wieder einriß. 

Allein Maurepas mußte bald erkennen, daß ein so 
wichtiger Posten wie die Generalkontrolle nicht von einem 
unfähigen Kopf versehen werden konnte. Dazu waren die 
Zeitläufte zu ernst. Der wachsende jährliche Fehlbetrag 
im Budget und der drohende Krieg mit England erfor- 
derten einen tüchtigen Finanzmann, dessen Name schon 
den maßgebenden Börsenkreisen Vertrauen einflößte. 
Clugny starb im Oktober 1776 gerade zur rechten Zeit, 
als Maurepas schon Necker zu seinem Nachfolger aus- 
ersehen hatte. 

Das war eine Aufsehen erregende Ernennung I Ein 
Fremdling und Ketzer, ein Laie, der nicht wie seine Vor- 
gänger in die französische Verwaltung eingeweiht war, sollte 
hinfort mit der Leitung der französischen Staatsfinanzen 
betraut werden. Allerdings mußte Necker es sich gefallen 
lassen, daß ein Strohmann statt seiner den Titel General- 
kontrolleur führte, während er sich mit der bescheidenen 
Bezeichnung eines Schatzdirektors zu begnügen hatte. 
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Widersprach es doch dem Herkommen, daß der alier- 
christlichste König einen Protestanten zu seinem Minister 
machte. Immerhin war es für das alte Regime ein kühner 
Schritt, daß man der Tradition zuwider einem früheren 
Bankier die staatliche Finanzverwaltung übertrug. 

Bei dieser merkwürdigen Wahl leitete Maurepas vor 
allem ein Wunsch: er brauchte an der Spitze der General- 
kontrolle einen Finanzkünstler, der ihm in die leeren Kassen 
Geld zauberte und durch den guten Klang seines Namens 
die Staatsgläubiger beruhigte. Daß Necker gleich Turgot 
nach der Palme des Staatsreformers greifen würde, ahnte 
er nicht im mindesten. Ja, er durfte das für ausgeschlossen 
halten. Hatte sich doch Necker als ein sehr entschiedener 
Gegner der Ökonomisten literarisch wiederholt betätigt 
und ihren radikalen Anschauungen seine maßvolle Gesinnung 
entgegengesetzt. Eben deswegen dachte Maurepas, Turgot 
noch nachträglich durch die Ernennung seines alten Wider- 
sachers einen Possen zu spielen: »Maurepas hat sich,« wie 
Mercy uns berichtet,^) »nicht enthalten können, verschiedenen 
Personen mit merklicher innerlicher Zufriedenheit zu be- 
merken, daß Turgot bei Vernehmung der Auswahl Neckers 
sehr sauer ausgesehen haben werde.« Daß der alte Fuchs 
seinen Mann nicht durchschaute, sollte die Zukunft lehren. 
Denn es zeigte sich bald, daß Necker keineswegs gesonnen I 
war, sich mit der Rolle zu begnügen, die ihm Maurepas I 
zugewiesen hatte: er wollte nicht nur den Staatssäckel ; 
füllen, sondern sich auch als Reformer betätigen, freilich 
in einem ganz andern Sinn und in anderer Richtung als 
Turgot. 

In scharfem Gegensatz zu den physiokratischen Lehr- 
meinungen, welche in leidenschaftlichem Radikalismus die 
alte Staatsordnung verdammten, um an ihre Stelle ein 
vollständig neues Gebäude zu setzen, .stellte sich Necker 

') Mercy an Kaunitz, den 15. November 1776 (Wiener Archiv). 
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/mit beiden Füßen auf den Boden der bestehenden Ver- 
/ hältnisse. Seiner Ansicht nach kam es nicht darauf an, 
den Organismus der französischen Verwaltung oder Ver- 
fassung umzustürzen, sondern ihn vielmehr durch geschickt 
' angebrachte Reformen auszubessern und wiederum leistungs- 
fähig zu machen. Er war daher weit entfernt davon, die 
Daseinsberechtigung der Korporationen in Frage zu stellen 
und ihre Privilegien zu bekämpfen, wie er auch nicht an 
den Grundlagen der hergebrachten Steuerverfassung zu 
rühren wagte. Und während die Ökonomisten in der 
I mangelnden Einheitlichkeit das Hauptübel des alten Staats- 
: Wesens erblickten, erklärte Necker es für eitel Torheit, 
wenn man ein so verwickeltes Gebilde wie die französische 
Reichsverwaltung nach einförmigen, allgemeinen Grund- 
sätzen zurechtschneiden wollte. Statt wie die Jünger 
Quesnays ein System und abstrakte Prinzipien aufzustellen 
und im luftigen Reiche der Phantasie eine Neuschöpfung 
zu planen, sei es Aufgabe eines besonnenen Staatsmannes, 
sich den gegebenen Verhältnissen anzupassen und nur er- 
reichbare Ziele zu verfolgen. Mit vielem Glück polemisierte 
er gegen die Übertreibungen der physiokratischen Schule 
wie gegen den impot unique und die Absicht, den schranken- 
losen Freihandel einzurichten. 

Diese maßvolle Sprache sowie Neckers behutsames, 
nach Möglichkeit jede Härte vermeidendes Vorgehen er- 
weckte Vertrauen. Seine dem Anschein nach durchaus 
konservative Gesinnung schien namentlich den Privilegierten 
dafür zu bürgen, daß sie von einem solchen Reformer 
keine unangenehmen Überraschungen wie den Verlust 
ihrer Vorrechte zu besorgen hätten. Auch suchte der 
Schatzdirektor die Mißbräuche dort auf, wo sie nach der 
Ansicht der oberen Stände vornehmlich in Blüte standen, 
nämlich im Schöße der absolutistischen Staatsverwaltung. 
Wie oft hatten die Parlamente die Rücksichtslosigkeit der 
fiskalischen Beamten gerügt, wie häufig über die verschwen- 
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derische Finanzvervvaltung^, namentlich über den üppigen 
Hofhalt und das Gnadenunwesen, Beschwerde geführt ; wie 
scharf hatten sie das Willkürregiment der subalternen Pro- 
vinzialbeamten gegeißelt I Mit Necker schien nun ein 
Minister ans Ruder gekommen zu sein, der gerade auf 
diese Mißstände sein Augenmerk richten wollte. 

Die politischen Ziele, die Necker verfolgte, waren 
grundverschieden von denen Turgots. Diesem waren die \ 
Traditionen des französischen Beamtentums in Fleisch und ] 
Blut übergegangen, und er suchte in ihrem Sinne fortzu- j 
wirken; d. h. er wollte den Einfluß der Korporationen | 
überall weiter zurückdrängen, die ständischen Gegensätze \ 
möglichst ausgleichen und die Macht der Krone noch er- 
höhen. Dagegen war Necker als Fremdling mit der fran- 
zösischen Staatsverwaltung nur wenig vertraut, und so 
fleißig er auch ihren verwickelten Bau studierte, so drang 
er doch in ihren Geist nicht recht ein. Dem Sohne der j 
freien Stadtrepublik Genf blieb das Wesen des absolutisti- I 
sehen Staats, den er nicht liebte, gänzlich fremd. Freilich ' 
wagte er kaum, solche Empfindungen zu äußern ; vielmehr 
gab er sich stets den Anschein, als sei es ihm nur darum 
zu tun, die königliche Autorität zu wahren. Völlig fem 
aber lag ihm der physiokratische Gedanke, den Absolutis- 
mus noch weiter zu verstärken und die Gewalt des Mon- 
archen auf Kosten der Stände auszudehnen. 

Im Gegenteil, Necker neigte sich mehr und mehr 
Tendenzen zu, die darauf ausgingen, das ständische Ele- 
ment im französischen Staatsleben wiederum zur Geltung 
zu bringen und den in der alten Verfassung schlummernden 
Dualismus zu regerem Leben zu erwecken. Denn je tiefer 
er sich in die Frage versenkte, aus welchen Gründen die 
Ausrottung der im französischen Finanzwesen herrschenden 
Mißbräuche fast unmöglich schien, um so mehr drängte 
sich ihm die Überzeugung auf, daß der Absolutismus wohl 
niemals dazu imstande sein würde, sich aus eigener Kraft 
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durch eine Art Selbstbesinnung auf die ihm obliegenden 
Pflichten, wie die Physiokraten hofften, zu reformieren. 
Wie sollte man ihm aber helfen? 

Neckers Blicke hingen voll Bewunderung an dem 
freien England. Wenige Monate vor seiner Ernennung 
hatte er das Nachbarland bereist und dort wahrgenommen, 
daß die eigentliche Hauptstütze des großartigen englischen 
Kreditsystems die parlamentarischen Einrichtungen bildeten. 
Er hatte dann die streng geordneten Finanzverhältnisse 
Englands mit den französischen verglichen, die starke Über- 
legenheit jener festgestellt und war dabei zu der Erkenntnis 
gekommen, daß ein gesicherter und blühender Finanzzustand 
eigentlich nur in einem konstitutionellen Staate möglich 
sei, wo die Regierung über die Verwaltung der öffent- 
lichen Einnahmen der Volksvertretung genaue Rechenschaft 
abzulegen habe. 

Natürlich durfte Necker nicht daran denken, das eng- 
lische Vorbild zur Nacheiferung in Frankreich zu empfehlen. 
So sehr er sich aber auch zunächst hütete, seine Vorliebe 
für die englischen Staatseinrichtungen zu verraten, so ist 
doch nicht zu leugnen, daß diese Sympathie sehr bald 
einen deutlich bemerkbaren Einfluß auf den Charakter 
seiner Reformpolitik ausgeübt hat. Ohne daß Necker es 
sich wohl selbst von vornherein offen eingestand, arbeitete 
er immer mehr darauf hin, für die mangelnden konstitu- 
tionellen Kautelen in Frankreich wenigstens einen schwachen 
Ersatz zu schaffen. Einen solchen hoffle er in der Ein- 
richtung von Provinzialverwaltungen und in der Veröffent- 
lichung des staatlichen Budgets zu finden. Bei diesen 
Institutionen kam es ihm vor allem darauf an, das franzö- 
sische Volk zu lebhafterer Teilnahme an den Staatsange- 
legenheiten anzufeuern. Wünschte er doch namentlich die 
Finanzverwaltung möglichst unter die Kontrolle der öffent- 
lichen Meinung zu stellen, um an ihr zur Beseitigung der 
argen Mißbräuche eine hilfreiche Stütze zu finden. 
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Niemand hat so schonungslos wie Necker das Grund- 
übel, an dem der altersschwache Absolutismus in Frank- 
reich litt, vor den Blicken der ganzen Welt bloßgestellt, 
indem er das dem Hofe von jeher mangelnde Verantwort- 
lichkeitsgefuhl als die letzte Ursache der herrschenden 
Mißwirtschaft ausgab. Genüge doch, sagt Necker, nur ein 
Federstrich des Monarchen, um die staatlichen Kassen zur 
Einstellung der Zahlungen zu veranlassen oder den Zinsfuß 
der Staatspapiere willkürlich herabzusetzen. Selbst die 
Parlamente brauchten von solchen Verfügungen, die nichts 
anders als den Staatsbankrott bedeuteten, keine Notiz zu 
nehmen. Ja, wie oft hätten diese Gerichtshöfe schweigend 
zugesehen, wenn die Regierung Finanzoperationen vorge- 
nommen hätte, welche die Staatsgläubiger empfindlich 
schädigten. Wie dürfe man also zu einer so willkürlichen 
Schatzverwaltung überhaupt Vertrauen fassen, wo man 
nicht wisse, ob nicht der König oder seine Minister, 
wenn es ihnen passe, fiir gut fänden, sich über die 
eingegangenen Verpflichtungen eines Tages hinwegzu- 
setzen und feierliche Versprechungen leichten Mutes zu 
brechen 1 Wie könnte sich unter solchen Verhältnissen 
überhaupt ein gesundes staatliches Kreditsystem ent- 
wickeln.^ Böte denn selbst ein rechtschaffener Monarch 
und ein gewissenhafter Finanzminister eine auf die Dauer 
genügende Bürgschaft? 

Das war sicherlich eine Fragestellung, die in das Herz 
der absolutistischen Staatsverfassung zielte. Ohne daß 
Necker eine konstitutionelle Forderung ausdrücklich zu for- 
mulieren wagte, war der Sinn seiner Betrachtungen doch 
jedermann einleuchtend; man konnte ihn in deutlicher 
Schrift zwischen den Zeilen lesen; er lautete: nur Ver- 
fassungseinrichtungen, welche die Machtbefugnis des abso- 
luten Herrschers einschränken, sind geeignet, den Staats- 
gläubiger vor willkürlicher Beraubung seitens der Regierung 
wirksam zu schützen. 
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Ein Reformer, der wie Necker von der Unverbesser- 
lichkeit der absolutistischen Staatsverwaltung so innig über- 
zeugt war, mußte schließlich in eine Bahn einlenken, die 
derjenigen völlig entgegengesetzt war, welche Turgot und 
die Physiokraten beschritten hatten. Während diese die 
Korporationen als lästige Gegengewichte der königlichen 
Gewalt empfanden und daher zu beseitigen trachteten, er- 
blickte Necker in ihnen sehr willkommene Helfer bei dem 
schwierigen Werke der Staatsreform. Gerade von einer 
Wiederbelebung des ständischen Einflusses erwartete er 
für die Wiedergeburt des französischen Staatswesens den 
schönsten Erfolg. Nach seiner Absicht sollten daher Adel 
und Klerus, die im Laufe der letzten Jahrhunderte dem 
politischen Leben mehr und mehr entfremdet worden waren, 
zur Mitwirkung an den staatlichen Aufgaben, wenn auch 
in einem sehr beschränkten Umfange, wieder herangezogen 
werden. 

Wie sehr schmeichelte ein solcher Plan lange ge- 
hegten Wünschen der beiden oberen Stände ! Man begreift 
daher den sich mehr und mehr steigernden Beifall, der 
Neckers Reformpolitik gerade in diesen Kreisen gezollt 
wurde, je mehr sie inne wurden, daß der Schatzdirektor 
im schärfsten Gegensatz zu den Begünstigern des Despo- 
tismus auf physiokratischer Seite das Problem der Wieder- 
geburt Frankreichs in ihrem Sinne zu lösen suchte. Frag- 
lich war freilich, ob die Krone und ihre Ratgeber den 
Fremdling noch lange in ihrer Mitte dulden würden, so- 
bald sie gewahrten, daß seine Reformmaßregeln die Macht- 
stellung des Königtums ernstlich zu gefährden drohten. 

II. 

Wir haben im vorigen Abschnitt den allgemeinen 

Charakter der Neckerschen Reformpolitik kurz skizziert und 

wenden uns nunmehr ihren hauptsächlichen Ergebnissen 

zu. Man pflegt heute in schroff"em Gegensatz zu dem 
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günstigen Urteil der Zeitgenossen Neckers den positiven 
Ertrag seiner Reformarbeit sehr niedrig anzuschlagen. Das 
ist ein Urteil, dem man im allgemeinen zustimmen wird; 
aber unbillig wäre es, wollte man die Schuld an diesem 
geringen Erfolg lediglich dem Schatzdirektor aufbürden. 
Darf man doch nicht vergessen, daß seine Tätigkeit von vorn- 
herein stark eingeengt wurde von höchst widerwärtigen 
Verhältnissen und darum nicht zu freier Entfaltung kommen 
konnte. 

Das bedeutendste Hemmnis bildete die Teilnahme 
Frankreichs an dem Befreiungskampf der nordamerikanischen 
Siedelungen. Kriegszeiten sind zur Vornahme umfassender 
Reformen an der innern Staatsverwaltung naturgemäß un- 
geeignet, ganz besonders aber wenn es sich um denjenigen 
Zweig handelt, der die gesamten Einnahmen aufzubringen 
hat, um die Finanz- und Steuerverwaltung. Denn wie leicht 
hätte eine durchgreifende Umbildung in der Erhebungsform 
der Auflagen einen nicht im voraus zu berechnenden 
größeren Einnahmeausfall im Gefolge haben können, und 
in welcher Weise hätte der Finanzminister für die Deckung 
desselben sorgen sollen, wo ihm schon das Defizit, das 
durch die Aufwendungen für die Flottenrüstungen reißend 
schnell anwuchs, die größten Schwierigkeiten verursachte? 
Turgot hatte eben ganz richtig prophezeit, als er für den 
Fall des Krieges das allmähliche Stocken der Reformarbeit 
voraussagte. 

Nicht weniger hemmend wie die auswärtige Lage 
wirkte auf Neckers Tätigkeit die reformfeindliche Stimmung 
ein, die sich seit Turgots Fall der einflußreichen Kreise 
der Nation und namentlich des Hofes und des Ministeriums 
bemächtigt hatte. Gerade die angesehensten Mitglieder 
des Kabinetts Maurepas, Vergennes und Mirom^nil waren 
entschiedene Gegner des Gedankens der Staatsreform. 
Der Premierminister gedachte mit Unbehagen der unruhe- 
vollen Stunden, die ihm Turgots Edikte bereitet hatten. 
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Um keinen Preis wäre jetzt seine Billigung für eine Reform- 
arbeit in größerem Stil zu erhalten gewesen. Necker hat 
später mit vollem Recht auf den starken passiven Wider- 
stand hinweisen dürfen, der seinen Reformbestrebungen 
von Maurepas entgegengesetzt wurde.^) Nur seinen wieder- 
holten Vorstellungen glückte es bisweilen, den alten Höfling 
seinen Projekten günstig zu stimmen, meist allerdings ohne 
ihn von der Notwendigkeit der geplanten Maßnahme wirk- 
lich zu überzeugen. Denn wenn Maurepas schließlich nach- 
gab, so pflegte er sein Jawort als einen persönlichen Huld- 
beweis zu betrachten, der den Finanzminister für die Be- 
schaffung neuer Geldmittel belohnen sollte. Neckers Lage 
glich also in vieler Beziehung derjenigen Turgots; ja sie 
war noch unsicherer, da er unter seinen Kollegen völlig 
vereinsamt war und nicht einmal Zutritt zu den Sitzungen 
des Staatsrates hatte. Auch er fühlte täglich das Damokles- 
schwert der Entlassung über seinem Haupte schweben, 
eine Gefahr, die mehr und mehr wuchs, da seine Erspar- 
nisabsichten das Mißfallen sehr einflußreicher Herren er- 
regten, deren Wünschen er im Interesse des Staatssäckels 
sich versagte. 

Berücksichtigt man die vielen Schwierigkeiten, die 
Necker in seiner Reformtätigkeit zu überwinden hatte, so 
wird man mit unbilligen Vorwürfen zurückhalten und nicht 
einen idealen Maßstab an sein Werk legen wollen. Das 
Unzureichende, Bruchstückhafte, das seiner Arbeit anhing, 
hat er selbst oft genug bitter empfunden, und wenn er 
manchmal seine weise Selbstbeherrschung bezüglich des 
begrenzten Umfangs seiner Reformvorschläge rühmt, so hat 
man den Eindruck, daß er aus der Not eine Tugend macht. 
Jedenfalls konnte in jenen Tagen nur ein so behutsamer 
und bescheidener Reformer, wie Necker war, das schwache 
Flämmlein des Reformgedankens in der französischen 



*) Sur radministration de M. Necker (1791) S. 14 ff. 
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Staatsverwaltung vor gänzlichem Verlöschen bewahren. In 
dem Moment, wo er das Feuerlein zu hellem Auflodern 
anzublasen suchte, sollte auch seine Stunde geschlagen 
haben. 

Im folgenden wollen wir, ohne die mancherlei kleinen 
Teilreformen Neckers zu berücksichtigen, nur in Kürze 
die Gipfel seiner Tätigkeit berühren, um uns von ihrem 
Charakter ein möglichst anschauliches Bild zu machen. 
Auch seine hauptsächlichste Arbeit galt den Mißständen, 
die im Steuerwesen herrschten. Im Grunde beurteilte 
Necker die Schäden desselben ähnlich wie die Physiokraten ; 
aber in der Taktik unterschied er sich sehr wesentlich von 
ihnen. Während die Anhänger Quesnays der Meinung 
waren, daß die mannigfaltigen Privilegien, welche Korpo- 
rationen und einzelne bezüglich der Auflagen genossen, 
eine einheitliche Behandlung der Steuerpolitik erschwerten, 
ja unmöglich machten und schon aus diesem Grunde ihre 
Abschaffung verlangten, stellte Necker sich auf den ent- 
gegengesetzten Standpunkt: aus dem zähen und erfolg- 
reichen Widerstand, den die Inhaber der Steuerprivilegien 
bisher allen Gesetzen entgegengestellt hatten, die aus all- 
gemeinen Gesichtspunkten eine Auflage regeln und jede 
Ausnahme von vornherein ausschließen wollten, zog er 
die Lehre, daß ein französischer Finanzminister auf die 
Anwendung allgemeiner Grundsätze, wenigstens in betreff 
der direkten Steuern, verzichten müsse, weil sie sich noch 
stets als undurchführbar erwiesen hätten. Er durfte sich 
dabei auf Beispiele der jüngsten Vergangenheit berufen, 
wo die Regierung mit großem Pomp ein allgemeines Re- 
formgesetz angekündigt, dessen Durchführung aber gegen- 
über dem entschiedenen Widerstände der bevorrechteten 
Stände schließlich aufgegeben hatte. 

Eine Steuerpolitik, die infolge dieser Erfahrung vor 
den Inhabern der Privilegien die Waffen streckte, konnte 
naturgemäß einen hohem Flug nicht nehmen und das 
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Grundübel, an dem die französische Steuerverfassung krankte, 
nämlich die ungerechte Verteilung der Lasten, nicht aus- 
rotten. Necker hielt es für geratener, die Lösung dieser 
brennenden Frage auf unbestimmte Zeit zu vertagen. Er 
tröstete sich mit der Hoffnung, daß die nach und nach 
einzurichtenden Provinzialversammlungen die Aufgabe in 
die Hand nehmen und mit besserm Erfolge als die Zentral- 
verwaltung vorwärts bringen würden. 

Necker unterließ also jeden Angriff auf die Steuer- 
privil^en und war vielmehr darauf bedacht, die Aus- 
wüchse fiskalischer Willkür, die der Pariser Steuerhof oft 
genug an der königlichen Verwaltung gerügt hattet), mög- 
lichst einzudämmen. Durch mehrere zweckentsprechende 
Gesetze suchte er hier Abhilfe zu schaffen. 

In diesem Sinne erließ Ludwig XVI. Anfang No- 
vember 1777 auf Neckers Antrag einen Staatsratsbeschluß, 
durch den die Erhebung des Zwanzigsten neu geregelt 
wurde. Im November 1771 hatte der Generalkontrolleur 
Terray eine Durchsicht der Steuerrollen des Vingtiteie an- 
geordnet, allerdings entgegen einem Versprechen, das die 
Krone einige Jahre vorher dem Parlament gemacht hatte, 
wonach die Steuerrollen unverändert bleiben sollten. Auf 
die Fortsetzung der Revision zu verzichten, wie der Pa- 
riser Steuerhof forderte, konnte Necker mit Recht sich 
nicht entschließen. Denn die Nachprüfung der Steuer- 
rollen hatte eine sehr wesentliche Erhöhung des Steuer- 
ertrages ergeben, der, wo sie durchgeführt wurde, fast um 
die Hälfte gestiegen war. Auch wäre es ungerecht ge- 
wesen, in dieser Revision einzuhalten, wo eine große An- 
zahl von Steuerzahlern infolge derselben zu erhöhten Lei- 



') \^gl. hierzu die interessante Sammlung der Vorstellungen des 
Pariser Steuerhofes : Memoires pour serrir a I'histoire du droit public de 
la France en matieres d'impots ou Kecueil de ce qui s'est passö de plus 
interessant ä la Cour des Aides depuis 1756 jusqu'au mob de Juin 1775, 
Brtlssel 1779. 




Neckers Reformpolitik. iac 

stungen herangezogen worden war. Wie schwerfällig der 
Verwaltungsapparat des alten Regime arbeitete, ersieht 
man aus einer Mitteilung Calonnes an die Notabelnversamm- 
lung, nach der bis zum Jahre 1782, also zehn Jahre nach 
der Anordnung der Revision von 22 500 Gemeinden erst 
4900 durchgesehen waren. 

Necker entschloß sich dazu, einen Mittelweg zu be-\ 
schreiten. £r beharrte zwar auf der Fortsetzung der Re-' 
Vision , setzte aber einige einschränkende Regeln fest , die \ 
die Steuerzahler vor etwaigen Übergriffen der Beamten 
und vor fiskalischen Bedrückungen sichern sollten. Es | 
wurde bestimmt, daß hinfort die Verifikationen, wo sie ein- 
mal stattgehabt hätten, nicht vor Ablauf von zwanzig Jahren 
wieder erneuert werden dürften, ferner daß sie, wo sie 
vorgenommen würden, sich nicht auf einzelne Steuerzahler, 
sondern auf die Gesamtheit des Kirchspiels zu erstrecken 
hätten. Durch diese Maßnahmen wurde Schikanen vor- 
gebeugt, welche die fiskalischen Beamten bisweilen an ein- 
zelnen Steuerpflichtigen verübt hatten. 

Auch erleichterte Necker denjenigen, die sich durch 
die Feststellungen des Fiskus geschädigt glaubten, die 
Möglichkeit, Einspruch zu erheben. Sie durften, was ihnen 
bisher verwehrt war, Einsicht nehmen in die Steuerrollen, 
die sie betrafen, und ihre Anträge auf Herabsetzung des 
Steuerbetrages drei angesehenen, von der Gemeinde zu 
diesem Zwecke erwählten Grundbesitzern zur Begutachtung 
unterbreiten. Necker rühmt diesen Einrichtungen nach, 
daß sie einen sehr wesentlichen Rückgang der Reklama- 
tionen zur Folge gehabt hätten.^) 

Ähnlich wie beim Zwanzigsten verfuhr Necker bei der 
Taille. Er ließ auch hier das Wesen dieser außerordent- 
lich drückenden Steuer unverändert, suchte aber doch ihre 
Härten einigermaßen dadurch zu mildern, daß er dem 



^) S. Administration des finances de la France I, 346. 

Glagau, Reformversuche. lO 
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rücksichtslos fortschreitenden Fiskalismus einen wirksamen 
Riegel vorschob. Bisher hatte es im Belieben des könig- 
lichen Staatsrats gestanden, die Taille nach dem jewcil^en 
Bedürfnis durch einen einfachen Beschluß zu erhöhen, und 
so war diese ungleichmäßig verteilte Steuer von Jahrzehnt 
zu Jahrzehnt angewachsen, wovon vor allem der kleine 
Landwirt aufs schwerste betroffen wurde. Auf Neckers 
Antrag knüpfte der König eine Erhöhung der Taille in 
Zukunft an die vorher einzuholende Zustimmung des Par- 
laments. Nicht durch einen bloßen Staatsratsbeschluß, 
sondern nur durch ein von dem höchsten Gerichtshof ein- 
zutragendes Edikt durfte in Zukunft der Betrag der Steuer 
emporgeschraubt werden. 

Diese königliche Erklärung vom 13. Februar 1780 
rief nicht nur in den Kreisen der Steuerzahler, sondern 
auch bei den bevorrechteten Ständen hohe Befriedigung 
hervor. Entsprach sie doch Wünschen, die namentlich 
von den Parlamenten in den letzten Jahren häufig genug 
geäußert worden waren. Denn wie oft schon hatten diese 
darüber Beschwerde geführt, daß die Krone ganz will- 
kürlich, im Widerspruch mit ihnen oder ohne sie über- 
haupt zu befragen, neue Steuern eingeführt oder Erhö- 
hungen der schon bestehenden vorgenommen hatte. Durfte 
man der königlichen Erklärung Glauben schenken, so ver- 
zichtete der Monarch iiir die Zukunft auf dieses ungesetz- 
liche Verfahren, indem er die Finanzedikte überhaupt der 
Zustimmung des Parlaments zu unterbreiten versprach. 

Alles das zeigt, daß Necker auf den Beifall der Ma- 
gistratur hohen Wert legte und seine Finanzpolitik nach 
ihren Wünschen einzurichten suchte. Vor allem empfahl 
er sich dadurch sowohl dem Parlament wie der öffentlichen 
Meinung, daß er bei jeder Gelegenheit, namentlich den 
Höflingen gegenüber, den sparsamen Haushalter herauskehrte 
und die Gewinne der Hochfinanz nach Möglichkeit beschnitt. 
Im Januar 1780 bot sich ihm eine willkommene Gelegen- 
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heit dazu, ak der Vertrag abgelaufen war, den die General- 
steuerpächter auf die Dauer von sechs Jahren mit der 
Krone abzuschließen pflegten. Da setzte Necker die 2^ahl 
der Steuerpächter von 60 auf 40 herab und schränkte na- 
mentlich die ihnen zufließenden Überschüsse erheblich ein, 
wodurch sich die Einnahmen der Staatskasse nicht un- 
wesentlich erhöhten. 

Auch die im königlichen Hofhalt herrschenden Miß- \ 
stände suchte Necker, wenn nicht gänzlich zu beseitigen, 
so doch zu vermindern. Freilich ging er hier mit äußerster " 
Behutsamkeit zu Werke, um auf diesem schlüpfrigen Boden 
nicht wie sein kühner Vorgänger zu straucheln. Als er 
im Dezember 1776 sich zu einem Eingriff entschloß, be- 
gnügte er sich zunächst damit, in das unklare und unordent- 
liche Rechnungswesen einen ger^elten Gang zu bringen. 
So sorgte er z. B. dafür, daß die Lieferanten sofort bar 
bezahlt wurden und hinfort nicht mehr für ihr langes 
Warten durch unmäßige Aufschläge sich entschädigen 
durften. Ferner drang er auf Einschränkung der kost- 
spieligen Reisen des Königs und nicht zuletzt auf eine 
sparsamere Gewährung von Gnadengeschenken und Pen- 
sionen. Erst in den Jahren 1779 und 1780 schritt er zu 
einer Unterdrückung zahlreicher überflüssiger Hofamter; 
aber sehr bezeichnend sind die engen Grenzen, in denen 
er sich bei der Ausmerzung hielt: seine Reform richtete 
sich nur gegen die Inhaber subalterner Küchen- und Diener- 
stellen, wohlweislich aber verschonte sie gerade die obem 
Hofchargen; nicht etwa aus Kleinmut oder übertriebener 
Vorsicht, sondern weil er sich von Ludwig XVI. und von 
Maurepas im Stich gelassen sah, als er die Einziehung 
mehrerer großer Hofämter aus Ersparnisrücksichten for- 
derte i). 

^) Necker beklagte sich wiederholt bei Mercy über den Widerstand, 
den Maarepas seinen Erspamisplänen leiste. Mercy an Kannitz, den 
19. September 1778 und den 16. August 1780 (Wiener Archiv). 
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Grundsätzlich wichtiger aber als alle diese Reformen 
und Reformanläufe war der Versuch Neckers, dem Orga- 
nismus der französischen Staatsverwaltung einen neuen Be- 
standteil einzufügen und dadurch den Charakter des alten 
Regime recht wesentlich zu verändern. 

III. 

Im Mai 1778 überreichte Necker Ludwig XVI. eine 
längere Denkschrift, in welcher er die Einführung von Pro- 
vinzial Verwaltungen empfahl. Auf den ersten Blick hat es 
den Anschein, als hätte der Schatzdirektor damit den 
Munizipalitätenplan Turgots verwirklichen wollen; sollten 
doch den Versammlungen Neckers die gleichen Aufgaben 
übertragen werden wie den Munizipalitäten, nämlich neben 
der Sorge für den Wegebau und die Armenpflege haupt- 
sächlich die Verteilung und Erhebung der Steuern. Sieht 
man aber schärfer zu, so bemerkt man, daß Necker bei 
der Gestaltung der Selbstverwaltung sich von ganz andern 
Grundsätzen hat leiten lassen als die Physiokraten, und daß 
sein großer Vorgänger zu dem unmutigen Ausruf berech- 
tigt war, die Provinzialversammlungen des Genfers glichen 
seinen Munizipalitäten so wenig wie eine Windmühle dem 
Monde. 

Diese Verschiedenheit in der Erfassung des Munizipali- 
tätenproblems ergab sich naturgemäß aus den gegensätz- 
lichen politischen Anschauungen der beiden Staatsmänner, 
auf die wir schon oben hingewiesen haben. Wenn Turgot 
weitere Kreise des Volkes zur politischen Mitarbeit hatte 
berufen wollen, so gedachte er dadurch die Macht der 
Krone oder ihrer ausführenden Organe nicht im mindesten 
zu schwächen. Ganz im Gegenteil, er hoffte auf diesem 
Wege das königliche Ansehen zu heben und den lockeren 
Zusammenhang der Staatsverwaltung zu verstärken. Wie 
fem lag ihm die Absicht, durch Einführung der Munizipali- 
täten etwa die politischen Ansprüche des Adels zu er- 
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muntern! Das Wiederaufleben irgendwelcher aristokrati- 
scher Strebungen sollte vielmehr gerade durch die neue, 
den alten Landständen scharf widersprechende Gestaltung 
der Selbstverwaltungsorgane möglichst verhindert werden; 
wesentlich aus diesem Grunde wurde von der herkömm- 
lichen ständischen Gliederung abgesehen und die Versamm- 
lungen aus Grundbesitzern schlechthin gebildet, gleichgültig, 
welchem Stande sie angehörten. 

Necker dagegen lehnte sich bei seiner Schöpfung in 
entschiedenem Gegensatz zu den Plänen der Physiokraten, 
die ihm wohl nicht unbekannt geblieben waren, sehr eng 
an das Vorbild der Pays d'6tats an, wobei er sich aller- 
dings dem König gegenüber ausdrücklich dafUr verbürgte, 
daß seine Provinzialverwaltungen der Regierung stets ge- 
horchen und sich nicht durch das Beispiel der Landstände 
zum Widerstand gegen die Krone verführen lassen würden. 
Trotzdem ist nicht zu leugnen, daß Neckers Versammlungen 
in vieler Beziehung denjenigen ähneln, die F6n61on im 
Jahre 171 1 bei Aufstellung seines Verwaltungsplanes im 
ganzen Reich hatte einführen wollen. Der Erzbischof von 
Cambrai und später der Marquis Mirabeau, der bekannte 
Verfasser des Ami des hommes, hatten die Einrichtungen 
der Ständeversammlung des Languedoc als mustergültig 
empfohlen. Diesen Anregungen folgend^) formte Necker 
seine Provinzialverwaltungen, so daß sie wie in jener Land- 
schaft zwar in drei Stände zerfielen, die Zahl der Mit- 
glieder des dritten Standes aber derjenigen von Adel und 
Klerus gleich war; auch stimmte man nicht nach Kurien, 
sondern nach Köpfen ab. Das alte feudale Schema war 
allerdings beibehalten, immerhin jedoch nicht unwesentlich 
gemildert worden. Dem Klerus mußte es schmeichelhaft 



1) H. Ripert (Le Marquis de Mirabeau, ses th^ories politiques et 
^conomiques, Paris 1901, These) Alhrt S. 438 f. den Nachweis, daß Necken 
Denkschrift über die Provinzialverwaltungen sich bisweilen wörtlich an 
Mirabeaus bekannte Broschüre über die Provjnzialversammlungen anlehnt. 
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sein, daß der Protestant Necker den Vorsitz in den Ver- 
sammlungen, übrigens auch dem Vorbilde des Languedoc 
entsprechend, einem Bischof übertragen wissen wollte. 

Während wir oben sahen, wie ängstlich die Phj^io- 
kraten sich hüteten, das zentralistische Prinzip der könig- 
lichen Verwaltung durch die Munizipalitäten zu untergraben, 
ging Necker dagegen im Einklang mit seiner politischen 
Denkweise von vornherein von einem dualistischen Gnmd- 
gedanken aus. Nicht so sehr auf eine Ergänzung, sondern 
vielmehr auf eine Zerlegung der Regierungsgewalt kam es 
ihm an: der hauptsächliche Vertreter derselben in der 
Provinz, der Intendant, sollte in seiner Allmacht geschwächt 
und ein Teil seiner wichtigsten Befugnisse den neugebil- 
deten Verwaltungen übertragen werden. Wir wissen nicht 
genau, in welcher Weise Turgot das Verhältnis zwischen 
Intendanten und Munizipalitäten geregelt hätte, da der uns 
vorliegende Entwurf Du Ponts an dieser Stelle eine klaf- 
fende Lücke aufweist. Sicherlich aber darf man behaupten, 
daß Turgot nicht in das harte Verdammungsurteil einge- 
stimmt hätte, das sein Nachfolger über die Tätigkeit der 
Intendanten fällte. 

Die herbe Kritik, die Necker an der Willkürherrschaft 
der Intendanten und ihrer Unterbeamten, der Subdele- 
gierten, übte, war ja keineswegs neu; sie war geradezu 
herkömmlich in den Kreisen des Landadels, der mit einem 
Gemisch von Haß und Verachtung auf diese Werkzeuge 
des Despotismus herabsah, die allmählich den Einfluß der 
eingesessenen vornehmen Familien ganz vernichtet hatten. 
Und so oft der Adel die Herstellung seiner alten Macht- 
stellung angestrebt hatte, war von ihm die Abschaffung der 
Intendanten gefordert worden. Bei der junkerlichen Fronde 
also durfte Necker auf dankbare Zustimmung rechnen, als 
er sich anheischig machte, die Befugnisse der Provinzial- 
beamten einzuschränken. Denn dieses Ziel hatte er bei 
der Einrichtung der Selbstverwaltung vornehmlich ins Auge 
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gefaßt: sie sollte hinfort ein wirksames Gegengewicht gegen- 
über der Willkür der Intendanten bilden und diese im 
Zaum halten und überwachen. Dem Landadel sollte da- 
durch ein nicht unerheblicher Einfluß auf die Leitung der 
öffentiichen Angelegenheiten wenigstens im Bereich seiner 
Provinz zurückgegeben werden. Die Teilnahme an den 
Verhandlungen in den vom Könige ins Leben gerufenen 
Verwaltungen sollte — so wollte es Necker — ihn politisch 
schulen und nach und nach auch zur Lösung höherer 
politischer Aufgaben geschickt machen. Der Schatzdirektor 
mochte dabei an das Vorbild des englischen Adels denken, 
dessen hohes Ansehen sich ja vorwiegend auf seine her- 
vorragenden Leistungen in der heimatlichen Selbstverwal- 
tung gründete. 

Das Mißtrauen, das Necker den Intendanten entgegen- 
brachte, sowie das von ihm empfohlene Gegengift hätten 
wohl niemals den Beifall eines so überzeugten Anhängers 
des Absolutismus, wie Turgot war, gefunden. Hatte er 
doch selbst diesem Amt lange Zeit rühmlich vorgestanden 
und manchen hochgeschätzten Kollegen kennen gelernt, 
der sich, wie er, redlich um das Wohl der ihm anvertrauten 
Provinz bemühte. Nicht in der Allmacht und Willkür der 
Intendanten erblickte er den Mangel der Institution, sondern 
in der ihnen fehlenden Unterstützung, deren sie zur Be- 
wältigung so umfassender Aufgaben wie der Steuerreform 
dringend bedurft hätten. Darum hätte er die Machtbefugnis 
dieser Beamten nicht gemindert und ihnen die Munizipali- 
täten wahrscheinlich streng untergeordnet. 

Dagegen ließ Necker sich von dem Bestreben leiten, 
seinen Provinzialverwaltungen eine möglichst unabhängige 
Stellung gegenüber dem Intendanten zu sichern. Nament- 
lich die Commission interm^diaire, ein ständiger Ausschuß 
der Provinzial Verwaltung, war sehr einflußreich. Er hatte 
darüber zu wachen, daß die Beschlüsse der Versammlungen 
durchgeführt wurden und durfte wie diese, unmittelbar über 
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den Kopf des Intendanten hinweg, mit dem Minister ver- 
kehren. Bald gewöhnten sich die Bewohner der Provinz 
daran, sich vornehmlich an diesen Ausschuß um Rat und 
mit Bittgesuchen und Beschwerden zu wenden. Kein Wun- 
der also, wenn sich der Intendant durch diese neue Be- 
hörde in den Schatten gedrängt fühlte und es zu Reibungen 
und Kompetenzkonflikten zwischen den beiden Organen 
der Provinzialverwaltung kam.^) 

Es hat gewiß nicht in Neckers Absicht gelegen, die 
absolutistische Staatsverwaltung planmäßig durch die Ein- 
führung der Provinzialversammlungen zu zersetzen oder zu 
lähmen. Aber ein gewisser Antagonismus zwischen dem 
Intendanten und der neuen Institution war doch von ihm 
gleichsam als notwendiges Lebensprinzip vorausgesetzt 
worden; die beiden Organe sollten sich zum mindesten 
das Gleichgewicht halten, wobei zweifellos die Selbstverwal- 
tung die vornehmste Sympathie des Ministers genoß. Es 

>) Im Pariser NationaUrchive (H. 1 600/1 601) befindet sich eine 
interessante Korrespondenz, die zum Teil von dem Intendanten der g^n^ 
ralit6 de Montauban (Haute Guyenne) M. de Trimond, zum Teil von dem 
Vorsitzenden der Provinzlalversammlung, dem Bischof von Rodez, Seignelay 
de Colbert, mit dem Generalkontrolleur geführt wird. Aus ihr ersieht 
man deutlich, wieviele Schwierigkeiten namentlich in den Beziehungen 
zwischen dem Intendanten und der commission interm^diaire entstanden 
sind. Der Intendant klagt darüber, daß sich der Ausschuß ungehOriger- 
weise in die Angelegenheiten seiner Verwaltung einmische, deren Ent- 
scheidung ihm allein seiner Meinung nach zustehe. In einem Briefe des 
Intendanten vom S.September 1784 an den Generalkontrolleur heißt es: 
>Vous n'avez pas d'id^e du travail penible et dögoutant dont je suis 
accable ici ; tout y est difficile et d^goutant par rapport k cette Commission ; 
les moindres objets prösentent des difficult6s de comp^tence. On peut 
m'assimiler a quelqu'un qui aurait un proc^s intcrminable en r^glement 
de juger.c Vgl. auch Leonce de Lavergne, Les assembl6es provindales 
sous Louis XVI, Paris 1864, S. 84 ff. Lavergne ist aber im Irrtum, 
wenn er glaubt, daß die Beziehungen zwischen Intendant und Provinzial- 
Versammlung gerade im Jahre 1784 im Vergleich mit den früheren Jahren 
in vollster Harmonie verlaufen seien (S. gi). Die oben angeführten Akten, 
die Lavergne nicht gekannt hat, beweisen das Gegenteil. 
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hat fast den Anschein, als hätte Necker, da er sein kon- 
stitutionelles Ideal im Mittelpunkt der Reichsverwaltung 
nicht verwirklichen konnte, nunmehr in den Provinzen parla- 
mentarische Organismen einfuhren wollen, um wenigstens 
dort den Despotismus in Schranken zu halten. Auch könnte 
man aus der Begünstigung, die er den feudalen Elementen 
angedeihen ließ, vielleicht den Schluß ziehen, daß er diesen 
die Lösung der Reformaufgaben eher zutraute als der 
Krone. Übersah er dabei aber nicht, wie bedenklich es sein 
mochte, die allzeit frondelustige Aristokratie durch zu weit- 
gehende Zugeständnisse erstarken zu lassen? War nicht 
zu befürchten, daß die Edelleute die Provinzialverwaltungen 
etwa dazu mißbrauchten, um auf die Krone in Zeiten der 
Bedrängnis einen Druck auszuüben und sie zur Wieder- 
herstellung der ständischen Freiheiten und namentlich der 
Gcneralstände zu zwingen? 

IV. 

In den Reihen der hohen französischen Beamtenschaft 
wurde man sehr bald auf die Gefahren aufmerksam, die 
dem absolutistischen Staatsgedanken von einer weiteren 
Verbreitung der neuen Provinzialverwaltungen drohten. 
Necker hatte sich zunächst mit einem sehr bescheidenen 
Anfang begnügt: in den Jahren 1778 und 1779 hatte er 
in den Provinzen Berri und Haute Guyenne die Selbst- 
verwaltung eingeführt. Als er im März des Jahres 1780 
in einer dritten Provinz, im Bourbonnais, fortfahren wollte, 
stieß er hier bei dem Intendanten auf entschiedenen Wider- 
stand, den er wohl zu überwinden vermocht hätte, wenn 
nicht vor allem im Schöße des Staatsrats sich entschlossene 
und einflußreiche Gegner der Neuerung eifrig geregt 
hätten. 

Über die näheren Umstände dieses höchst spannenden 
Konfliktes sind wir leider nur ungenügend unterrichtet. 
Immerhin tritt uns aus der bruchstückhaften Überlieferung 
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der sachliche Kern der Meinungsverschiedenheiten, die sich 
im Staatsrat über den Wert und die politische Tragweite 
der Neckerschen Provinzialverwaltungen erhoben hatten, 
in voller Klarheit entgegen. 

Im Aaschluß an den Erlaß, durch den Ende März 
1780 die Einrichtung einer dritten Provinzialverwaltung im 
Bourbonnais genehmigt wurde, setzte ein Mitglied des 
Staatsrats — wir erfahren seinen Namen nicht — eine 
längere Denkschrift auf, in welcher die Frage erörtert wurde, 
ob es zweckmäßig sei, die Selbstverwaltung in der von 
Necker vorgeschlagenen Form noch in andern Landschaften 
einzuführen.^) Schon in der Einleitung deutet der Ver- 
fasser an, daß er einen Mittelweg einschlagen möchte, auf 
dem sich einerseits die früheren Mißstände, die zu der 
Einführung der Provinzialverwaltungen den Anlaß gegeben 
hätten, vermeiden lassen würden, anderseits aber auch die 
Gefahren, die die neue Einrichtung für die unumschränkte 
Königsherrschaft in sich berge. 

Diese Gefahren würden sich freilich erst dann zeigen, 
wenn die Provinzialverwaltungen über das ganze Reich 
hin verbreitet sein würden. In diesem Fall aber würde 
man bald erfahren, was für einen machtvollen Organismus 
man geschaffen habe. Denn zweifellos würden diese Ver- 
waltungen, da sie in allen Landschaften auf einheitlicher 
Grundlage sich aufbauten, allmählich miteinander Fühlung 
gewinnen und in dem Bewußtsein, daß sie die gleichen 
Interessen zu vertreten hätten, ein reges Gemeingefiihl ent- 
wickeln. Wahrscheinlich würden sie viel einflußreicher 
werden als die Pays d'fetats jemals gewesen seien, da 



^) Die Denkschrift befindet sich im Pariser Nationalarchiv (K 680 
Nr. I bis) unter dem Titel > Memoire sur Tadminburation provinciale«. Sie 
ist an Necker selbst gerichtet und für die Kenntnis der Zustände, die in 
der Verwaltung des alten Regime herrschten, außerordentlich lehrreich. 
Ich bedaure lebhaft, daß ich sie aus Raummangel nicht in den Anhang 
aufnehmen durfte. 
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diese bei ihrer geringen Verbreitung und verschiedenartigen 
Verfassung notwendig vereinzelt bleiben müßten. Es würde 
daher schier unmöglich sein, die neuen Provinzialverwal- 
tungen, falls sie unbequem würden und sich gegenüber 
der Krone Übergriffe erlaubten, etwa wie ehedem die 
Landstände wieder aufzuheben. 

Man sollte sich nicht, warnt der Verfasser, über die 
von ihnen drohende Gefahr hinwegtäuschen lassen durch 
den Umstand, daß die Verwaltungen nicht das Steuer- 
bewilligungsrecht hätten. Das sei nur ein nebensächliches 
Moment; weit wichtiger aber sei es, daß sie den wesent- 
lichsten Verwaltungszweig, das direkte Steuerwesen, in ihren 
Händen hätten, daß alle fiskalischen Beamten von ihnen 
abhingen, daß sie nicht nur die Auflagen zu verteilen und 
zu erheben, sondern auch über die Gnadenbewilligungen 
und Hilfsgelder jeder Art zu verfügen hätten, ohne jemals 
bei einer dieser Operationen der Mitwirkung des Inten- 
danten zu bedürfen. Könnten die Verwaltungen nicht 
einmal in Zeiten der Bedrängnis sich ihres Übergewichts 
bewuLSt werden und sich der Krone gegenüber weigern, 
die Steuern einzutreiben, unter dem Vorgeben, daß sie zu 
drückend seien? 

Ja, diese Provinzialverwaltungen würden vielleicht mit 
der Zeit sogar mächtiger werden als die früheren General- 
stände. Denn würden sie sich erst befestigt haben und jede 
einzelne ihren Sachwalter (Syndikus) nach Paris senden, so 
brauchten sie nur einen Schritt weiterzugehen, indem sie 
sich zu einer Vereinigung in der Hauptstadt zusammen- 
schlössen, und der Nationalrat wäre fertig. Wie überl^cn 
aber würde diese neue Institution den Generalständen da- 
durch sein, daß sie einen wichtigen Teil der Verwaltung 
in jeder Provinz unter sich hätte I Ein solche Zwiespältig- 
keit der Regierungsgewalt aber wäre gerade im gegen- 
wärtigen Zeitpunkte äußerst bedenklich» wo eine Zersplitte- 
rung der Kräfte im Innern die politische Machtentfaltung 
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Frankreichs gegenüber den erstarkten benachbarten Groß- 
mächten hemmen könnte. 

Wir übergehen die weiteren Argumente, die der Staats- 
rat gegen die Neckerschen Provinzialversammlungen ins 
Feld führt. Der Grundgedanke, der seine Ausführungen 
beherrscht, ist durchaus einleuchtend : die neue Einrichtung, 
wie sie der Finanzminister aufgebaut hat, widerspricht 
seiner Meinung nach durchaus dem Geiste der absolu- 
tistischen Verfassung. Denn statt die Krone in den Re- 
gierungsgeschäften zu unterstützen, würde sie voraussicht- 
lich sie lähmen und ihrer Machtfülle berauben. Dabei ist 
der Verfasser der Denkschrift keineswegs ein verblendeter 
Reaktionär. Vielmehr erkennt auch er die dringende Re- 
formbedürftigkeit der Provinzialverwaltung an und ist der 
Ansicht, daß ein Zwischenglied zwischen den Intendanten 
und den Einwohnern der Provinzen notwendig geschaffen 
werden müsse, nur sollte es so geartet sein, daß es weder 
dem Ansehen des Monarchen noch seiner Beamten irgend- 
welchen Eintrag tun könnte. Um aber diese Grundbedin- 
gung zu erfüllen, müßte es sich in den Organismus des 
absolutistischen Staatswesens geschmeidig einfügen lassen, 
ohne im mindesten dessen Räderwerk zu stören oder gar 
zu zerbrechen. Necker sollte daher auf seine Provinzial- 
verwaltungen verzichten und dafür dem Intendanten einen 
frei gewählten Verwaltungsausschuß an die Seite setzen, 
dem der Beamte alle wichtigen Maßnahmen vorzulegen 
hätte, um darüber seinen Rat einzuholen. Dieser Ausschuß 
dürfe aber nicht dazu berechtigt sein, in die Verwaltung 
selbsttätig einzugreifen oder gar die Ausführung der Be- 
fehle des Intendanten zu hindern. 

Der Inhalt dieser Denkschrift, der so entschieden an 
Neckers Einrichtungen Kritik übte, wird sicherlich seinen 
Beifall nicht gefunden haben. Lief er doch dem politischen 
Grundgedanken, von dem sein Werk beherrscht wurde, 
schnurstracks zuwider. Der Finanzminister war eben von 
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der Überzeugung durchdrungen, daß die Provinzialver- 
waltung nur dann leistungsfähig sein würde, wenn sie dem 
Intendanten gegenüber sich eines reichlichen Maßes von 
Selbständigkeit erfreuen und an den Aufgaben der 
Regierung tätigen Anteil nehmen, wenn sie also im 
eigentlichen Sinn des Wortes Selbstverwaltung sein würde. 
In seinen Augen hätte ein beratender Ausschuß wie 
er in der Denkschrift vorgeschlagen wurde, nur ein 
Schattendasein geführt: hätte er doch nimmermehr dem 
Intendanten und seinen Beamten das Gleichgewicht halten 
können. 

Allein sein zähes Festhalten an der von ihm gefun- 
denen Form der Provinzialverwaltung sollte Necker nicht 
frommen. Im Schöße des Ministeriums und des Staats- 
rates scheinen seine Gegner mehr und mehr die Oberhand 
gewonnen zu haben; zu diesen gesellte sich bald auch 
der Widerstand der Parlamente, die durch die Provinzial- 
verwaltungen ihren politischen Einfluß zu verlieren fürch- 
teten und deshalb ihrer weiteren Verbreitung sich entgegen- 
stemmten. Wir werden unten sehen, daß die empfindliche 
Niederlage, die Necker in der Frage der Reform der Pro- 
vinzialverwaltung erlitt, wahrscheinlich seinen Rücktritt be- 
schleunigte. 

Besonders aber nach seiner Verabschiedung setzte die 
Reaktion gegen die von Necker eingeschlagene Richtung 
sich mit aller Entschiedenheit durch. Da wagte sich der 
Widerspruch gegen eine Ausdehnung seiner Verwaltungen 
auf andere Provinzen unverhüllter als früher hervor. Weil 
diese Dinge aufs innigste mit dem eben erörterten Thema 
zusammenhängen, sei es uns erlaubt, sie gleich hier an- 
zubringen, obwohl sie in eine spätere Zeit gehören. 

Auch in diesem Falle sind wir auf eine sehr fragmen- 
tarische Überlieferung angewiesen. Vermutlich kurze Zeit 
nach Neckers Rücktritt ward ein interessantes schriftliches 
Zwiegespräch zwischen einem Gegner und einem Anhänger 
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seiner Provinzialverwaltungen im Staatsrat gepflogen, i) 
Während der Freund des Schatzdirektors darauf anträgt, 
daß der Nachfolger Neckers in dessen Sinn die begonnene 
Einrichtung weiter ausbauen sollte, vertritt der andere eine 
entgegengesetzte Auffassung, die er etwa in folgender 
Weise begründet. Er erinnert daran, daß die Krone ihr 
Dichten und Trachten stets darauf gerichtet habe, gerade 
die Steuerverwaltung als den wichtigsten Zweig des Re- 
gierungsorganismus in den Händen ihrer eigenen Beamten 
zu behalten. Wie dürfe man also den Provinzialverwal- 
tungen die Ausübung eines so bedeutsamen Regals an- 
vertrauen, ohne das königliche Ansehen erheblich zu min- 
dern? Ebenso energisch spricht er sich gegen die von 
Necker befürwortete Verdoppelung des dritten Standes aus; 
sei sie doch nur geeignet, das seit Alters her bestehende 
Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Standen zu 
stören. Die schwersten Besorgnisse aber ruft bei ihm die 
Gefahr hervor, die in einer Verstärkung des Machtgefühls 
der adligen Fronde für das Königtum liegen könnte. Denn 
gerade das Landjunkertum würde in der Bildung der neuen 
Provinzialverwaltung einen bequemen Hebel erblicken, um 
seinen früheren politischen Einfluß wiederherzustellen. 

Für diese Behauptung weiß der Beamte einen schla- 
genden Beleg beizubringen. Er erinnert an das Verhalten 
eines Marquis von Rochedragon in jüngster Zeit, der seinen 
Standesgenossen in der Landschaft Marche es verwiesen 
habe, gegen ihre Vereinigung mit der l^ndschaft Bour- 
bonnais zu einer Provinzialversammlung zu protestieren, 
und zwar mit der bezeichneten Bemerkung: man möge 
doch die Regierung vorläufig ruhig gewähren lassen und 
sie nicht durch unzeitgemäßen Widerspruch von der 
Schöpfung einer Provinzialversammlung abbringen, möge 
diese beschaffen sein wie sie wolle. Denn zunächst handle 



*) Das in Frage kommende Schriftstück befindet sich im Pariser 
Nationalarchiv (H. 1600) unter der Aufschrift >R6flexions<. 
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es sich darum, daß der Adel seinen ehemaligen Einfluß, 
den er eingebüßt habe, wiedergewinne. Habe man aber 
einmal festen Boden unter den Füßen gewonnen, so würde 
sich schon eine passende Gelegenheit finden, um die neuen 
Organisationen den Wünschen der Aristokratie entsprechend 
umzuformen. 

Solche Erfahrungen, fährt der Widersacher Neckers 
fort, mahnten zu äußerster Vorsicht, und es würde daher 
nicht geraten sein, die Neckerschen Verwaltungen auf an- 
dere Provinzen auszudehnen, so lange man nicht ihre Vor- 
teile oder Nachteile genügend erprobt habe. Würde man 
sich doch sonst der Gefahr aussetzen, daß die Provinzial- 
versammlungen sich zum Widerstand gegen die Krone zu- 
sammenschlössen und die Rolle des englischen Unterhauses 
zu spielen suchten. 

Die Haltung der französischen Regierung in der 
Neckers Entlassung folgenden Zeit lehrt uns, daß diese 
und ähnliche Warnungen auf fruchtbaren Boden fielen. Am 
29. Juli 1781 wurde ein Beschluß des Staatsrates erlassen, 
durch den die Wirksamkeit der Provinzialverwaltung des 
Bourbonnais auf unbestimmte Zeit vertagt wurde, mit der 
Begründung, daß dem Könige »verschiedene Umstände 
noch nicht erlaubt hätten, sich über die Vollmachten ihrer 
Mitglieder oder die Form ihrer Versammlungen schlüssig 
zu machen.« 1) Dieses Dekret kam einer Aufhebung des 
im vorigen Jahre gefaßten Beschlusses gleich: das Mini- 
sterium verzichtete damit auf die Einrichtung einer dritten 
Provinzialverwaltung. Allerdings gewährte der Staatsrats- 
beschluß vom Juli 1781 dem Bourbonnais eine kleine Ent- 
schädigung, aber nur zum Scheine. Denn selbst diese 
Verheißung wurde nachher nicht eingelöst. Immerhin ist 
es interessant, bei ihr ein wenig zu verweilen, da sie für 
die veränderte Richtung, die die Regierung nunmehr ein- 
geschlagen hatte, höchst charakteristisch ist. 

») S. Necker, CEuvres III, 396 ff. 
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Um die Einwohner der Provinz Bourbonnais, heißt es 
in dem Dekret vom Juli 1781, nicht der früher in Aus- 
sicht gestellten Wohltat zu berauben, die in der Errichtung 
einer Provinzialverwaltung für sie gelten hätte, wollte der 
König die Provinzialversammlung ermächtigen, Syndici zu 
ernennen, die der Veranlagung der Steuern beiwohnen 
dürften, und zwar sollten ihrer neun gewählt werden, wo- 
von je drei jedem der Stände angehören würden. Ist es 
schon bemerkenswert, daß in diesem Falle die von Necker 
vorgenommene Verdoppelung des dritten Standes unter- 
bleibt, so ist vor allem die hinzugefügte Weisung bezeich- 
nend, nicht nach Köpfen, sondern nach Ständen in der 
Versammlung der Syndici abzustimmen. 

Merkwürdig ist die Kritik, die Necker später an dieser 
Verordnung übte, i) Er macht mit vollem Recht darauf 
aufmerksam, wie bedeutungslos und nichtig die Rolle dieser 
Syndici gewesen wäre, namentlich deswegen, weil sie sich 
gar nicht über die Steuerkraft der einzelnen Gemeinden 
hätten unterrichten können. Denn solche Kenntnisse seien 
nur dann zu erwerben, wenn man während des ganzen 
Jahres in engster Fühlung mit der Verwaltung lebe, wie 
das bei den Mitgliedern des aus dem Schöße der Pro- 
vinzialverwaltung gewählten Ausschusses der Fall gewesen 
wäre. Jene Syndici aber könnten sich niemals eine selb- 
ständige Meinung bilden, da ihnen dazu die nötigen Unter- 
lagen fehlten; infolgedessen würden sie sich von dem er- 
fahreneren Intendanten unterjochen lassen und zu einer 
durchaus passiven Rolle verurteilt sein. Sie würden also 
für das Wohl ihrer Provinz nicht im mindesten ersprießlich 
wirken können und daher besser gar nicht berufen werden, 
was, wie schon oben angedeutet wurde, in der Tat von 
der Regierung überhaupt unterlassen wurde. 

Selbst die beiden Provinzialverwaltungen von Bern und 
Haute-Guyenne, die man, weil sie nun einmal Bestand ge- 

^S^* oben S. 159 Anmerkung i a. a. O. 
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Wonnen hatten, nicht wieder aufzuheben wagte, sollten unter 
dem widrigen Winde zu leiden haben, der gegen Neckers 
Einrichtungen im Staatsrate wehte. Man hatte hier die 
Überzeugung gewonnen, daß die Verwaltungen, und ins- 
besondere die Commission interm^diaire einen übermäch- 
tigen Einfluß sich angemaßt hätten und zwar auf Kosten 
der Intendanten, die von ihnen ganz in den Schatten ge- 
drängt worden seien. Daher wurden im September 1782 
und im August 1783 für die beiden Versammlungen neue 
Geschäftsordnungen erlassen, die das Ansehen der Inten- 
danten wiederherstellen sollten 1). Diese Reglements wirkten 
aber so unheilvoll, daß die Wirksamkeit der Verwaltungen 
sehr erheblich gestört wurde. Calonne, der den Provinzial- 
versammlungen günstiger gesinnt war als seine Amtsvor- 
gänger^), hob sie daher wieder auf und ersetzte sie im 
März und Juni des Jahres 1785 durch neue Verordnungen, 
die zwischen denen Neckers und denen seiner Nachfolger 
die Mitte hielten, indem sie den Ansprüchen sowohl der 
Verwaltungen wie der Intendanten Gerechtigkeit wider- 
fahren ließen^). 



*) Diese Reglements befinden sich im Nationalarchiv (H. 1 600/0 1). 

') Das entgegenkommende Verhalten, das ihnen der Generalkontrol- 
leur bezeigte, wird von den Syndici der Provinzialversammlung von Haute 
Guyenne in ihrem Berichte vom 17. November 1784 über die Tätigkeit 
des Ausschusses dankbar anerkannt: >M. de Calonne s'est pr£t6 avec un 
empressement digne du zele que vous lui connaissez pour le bien public, 
a lever tous les obstacles qui pouvaient embarrasser la marche de votre 
commission intermödiaire et nuire k l'action qui lui est n^cessaire pour 
faire le bien ; il a donn6 sur toutes les dispositions de votre r^glement 
dont on aurait pu se servir pour alterer votre Constitution, les d^cisions 
les plus satisfaisantes.« Proc^s- verbal des s6ances de Tassembl^e provin- 
ciale de Haute Guyenne 1784, Biblioth^que Nationale, Lk" Nr. 24, 
S. 13 u. 21. 

') Über diese Entwickelung unterrichtet uns ein Schreiben, das sich 
im Nationalarchiv in den Akten Über die Provinzialverwaltungen (H. 1600/01) 
findet (Ver&sser und Datum unbekannt): >. . . Depuis Vötablissement des 
administrations provinciales du Berry et de Haute Guyenne, les reglements 

Glagau, Reform versuche. II 
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V. 

Der entschiedene Widerstand, dem Neckers Absicht, 
seine Provinzialverwaltungen auszudehnen, begegnete, läßt 
erkennen, daß seine Stellung bereits im Laufe des Jahres 
1780 erschüttert war; allein der Finanzdirektor wiegte sich 
damals noch in der Hoffnung, daß es seiner Beharrlich- 
keit schließlich gelingen würde, die Schwierigkeiten zu 
überwinden, die sich seiner Reformpolitik entgegentürmten. 
Schmeichelte er sich doch mit dem Gedanken, daß er 
namentlich wegen seiner finanziellen Leistungen der Krone 
unentbehrlich sei, zumal in diesen kriegerischen Zeitläuften, 
wo der Kampf gegen England Unsummen verschlang, die 
selbst ein so gewiegter und angesehener Finanzmann, wie 
er war, nur mit äußerster Mühe auftreiben konnte. Um 
nun den wankenden Kredit und seine eigene Stellung zu 
festigen, tat Necker im Februar 1781 einen außerordent- 
lichen Schritt, durch den er sich mit der in Frankreich 
herkömmlichen Verwaltungspraxis in scharfen Widerspruch 
setzte : er veröffentlichte einen Rechenschaftsbericht, in dem 
er über den Zustand der französischen Staatsfinanzen ein- 
gehende Auskunft gab. 

In einem Staatswesen, wo man bisher das Geheimnis 
des Budgets ängstlich gehütet hatte, bedeutete diese Maß- 
nahme eine revolutionäre Neuerung, die von um so grö- 
ßerer Tragweite war, als sie nach Neckers Ankündigung 



des 8 septembre 1782 et 23 aoüt 1783 qui avaient eu pour objet de 
donner plus d'influence k MM. les intendants avaient tellement confondu 
les pouvoirs que ces administrations ötaient entidrement döcompos^s, qnand 
M. de Calonne est parvenu au minist^re. 

Mais deux autres r^gleroents des 10 mars et 6 juin 1785 ont r^tabli 
l'oxdre et rempli l'objet du gouvernement, en modifiant ces Etablissements, 
mais Sans leur rien 6ter de leur activitö; et M. le contr61eur gen^ral sait 
que les reglements qui ont occasionnE un travail consid^rable, exig6 beaa- 
coup de Conferences, satisfait les administrations provinciales et maintenn 
l'influence de M. M. les intendants, ont 6t6 prEparös et r^ig6s sous ses 
yeux par M. de Vergennes.« 
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ZU einer ständigen Einrichtung werden sollte. Auch sie 
entsprang, wie die Schöpfung der Provinzialverwaltungen, 
dem Leitgedanken der Reformpolitik des Schatzdirektors, 
nach welchem die absolutistische Staatsverwaltung durch 
Institutionen gestützt werden sollte, die sie in engere Füh- 
lung mit den einflußreicheren Volksschichten brachten, um 
ihr dadurch mehr Stetigkeit und einen besseren Halt wie 
bisher gegenüber despotischer Laune oder ministerieller 
Willkür zu geben. Wie die Verwaltung der Intendanten 
der Aufsicht von Provinzialversammlungen unterstellt wurde, 
so sollte auch die Leitung der Staatsfinanzen das Licht 
der Öffentlichkeit nicht zu scheuen brauchen. Fast hatte 
es den Anschein, als handelte es sich bereits um eine 
Vorstufe in der Entwickelung Franicreichs zum parlamen- 
tarischen Verfassungsstaat, zumal da Necker sich ausdrück- 
lich auf England als das leuchtende Vorbild berief. 

Wenn der König und sein Premierminister Maurepas, 
den man sicherlich nicht neuerungssüchtig schelten darf, 
eine so außerordentliche, allgemeines Aufsehen erregende 
Maßnahme, wie die Drucklegung des Neckerschen Compte 
rendu guthießen, so geschah das höchst wahrscheinlich aus 
dem Grunde, daß der Finanzminister diesen Schritt als ein 
vorzügliches Auskunftsmittel empfohlen hatte, wodurch man 
in die leeren Staatskassen wieder reichlich Geld zaubern 
konnte. Denn bekanntlich entwarf Necker in seinem Be- 
richt ein glänzendes Bild von dem angeblich blühenden 
Zustande, in den die französischen Finanzen dank seiner Be- 
mühungen gekommen seien. Hätte man seinen Angaben 
Glauben schenken dürfen, so wäre es ihm nicht nur ge- 
lungen, das große jährliche Defizit zu tilgen und die un- 
geheuren Ausgaben, die der amerikanische Befreiungskrieg 
verursachte, zu decken, sondern noch Überschüsse zu er- 
zielen. Voll stolzer Genugtuung wies er auf dieses über- 
raschende Ergebnis mit den Worten hin : »Ich wage gewiß 
nicht zuviel, wenn ich Euer Majestät die Versicherung ab- 
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gebe, daß es gewiß in Europa keinen Souverän gibt, der 
ein ähnliches Verhältnis zwischen seinen Einnahmen und 
seinen gewöhnlichen Ausgaben vorlegen könnte, und na- 
mentlich fehlt viel daran, daß der Finanzstand Englands 
in dieser Hinsicht den Vergleich aushalten könnte, t 

Daß diese rosenfarbene DarsteUung der Wirklichkeit 
keinesfalls entsprach, daß das Defizit nicht nur nicht be- 
seitigt, sondern sogar infolge der hohen Kriegsanleihen 
noch bedeutend gewachsen war, ist heute eine sicher fest- 
stehende Tatsache. Man weiß, daß Necker das vermeint- 
liche Gleichgewicht zwischen den Einnahmen und Aus- 
gaben lediglich durch einen vielleicht von ihm für erlaubt 
gehaltenen Kunstgriff erzielte: er legte nämlich seinem 
Bericht nicht das Budget eines bestimmten Jahres zugrunde, 
sondern das nur in der Idee, aber nicht in der Wirklich- 
keit bestehende Budget eines sog. Normaljahres, d. h. 
eines Friedensjahres, in welchem das Gleichgewicht z>\'i- 
schen Einnahmen und Ausgaben nicht durch die Kriegs- 
lasten verschoben wurde. So brachte er die hohen Zins- 
summen, welche die durch gewaltige Anleihen in den 
letzten Jahren angeschwollene Staatsschuld jährlich ver- 
schlang, überhaupt nicht in Anrechnung. 

Dieses Gaukelspiel, durch das Necker sich selbst und 
seine Zeitgenossen über die wahre Lage der französischen 
Finanzen hinwegtäuschte, sollte sich in der Folge als höchst 
verhängnisvoll erweisen. Denn jedermann durchdrang sich 
bei der Lektüre des Rechenschaftsberichtes mit der festen 
Überzeugung, daß infolge der glücklichen Operationen und 
der sparsamen Verwaltung des Schatzdirektors der Finanz- 
zustand ein geradezu glänzender geworden sei. Ab dann 
wenige Jahre später ein so leichtfertiger Generalkontrolleur 
wie Calonne den Irrtum Neckers aufzudecken und das 
Trugbild, das sein Vorgänger geschaffen hatte, zu zerstören 
suchte, fand er bei den Notabein und in der öffentlichen 
Meinung keinen Glauben. Man vertraute vielmehr den 
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Behauptungen des untadligen Necker, der die Richtigkeit 
von Calonnes Angaben entschieden bestritt und dessen 
verschwenderischer Wirtschaft allein das Verschulden an 
dem Ursprung des riesenhaften Fehlbetrags zuschob. 

Heute dagegen urteilt man über Neckers Finanzpolitik 
außerordentlich abfällig. Man ist gründlich mit ihm ins 
Gericht gegangen und hat dabei offenbar über die Schnur 
gehauen, was ja stets zu geschehen pflegt, wenn es gilt, 
einer historischen Persönlichkeit den Ruhmeskranz zu zer- 
pflücken, den ihr eine Schar kritikloser Bewunderer un- 
verdienterweise aufs Haupt gedrückt hat. Soviel steht aber 
sicherlich fest, der Finanzdirektor durfte nicht den Anspruch 
erheben, daß seine Verwaltung in finanztechnischer Be- 
ziehung eine neue Ära eingeleitet, und daß er den fran- 
zösischen Staatshaushalt auf neue sichere Grundlagen ge- 
stellt habe. Im Gegenteil, er ist vielmehr in den aus- 
getretenen Pfaden seiner Vorgänger gewandelt, und seine 
Anleihen sind keine Wunderwerke, sondern recht teuer 
und unzweckmäßig gewesen. Und da er in keiner Weise 
durch Erschließung neuer ergiebiger Einnahmequellen für 
die Deckung derselben sorgte, weil er sich bei der un- 
gerechten Verteilung der Auflagen vor einer weiteren Er- 
höhung der Steuern aus Rücksicht auf das beklagenswerte 
Los des kleinen Landwirts scheute, so mußte das Defizit 
weiterwachsen und die Lage der französischen Staatsfinanzen 
immer trostloser werden. 

Wurde doch Necker selbst in den letzten Monaten 
seines Ministeriums oft genug von dem Gefühl gepeinigt, 
daß es um den königlichen Schatz sehr schlimm stünde, 
und daß der Kredit des Staates unter der immer wuchtiger 
drückenden Last der Anleihen schließlich zusammenbrechen 
müßte, wenn nicht in Bälde der kostspielige Krieg aufhören 
würde. Er bangte um den Augenblick, wo auch sein 
Kredit erschöpft und der Bankrott unvermeidlich sein 
würde. Dieser Gewissenswurm lauerte hinter der glänzenden 
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Außenseite, die sein Rechenschaftsbericht dem hann- 
losen Beschauer bot. Immer fester fühlte Necker sich von 
der Sorge um die nächste Zukunft umklammert. Darum 
lag er den Ministern, und namentlich dem Leiter der 
auswärtigen Geschäfte, dem Grafen Vergennes, fast täg- 
lich mit dem Gesuch um baldigen Friedensschluß in den 
Ohren.i) 

Und in seinem Rechenschaftsbericht machte er öffent- 
lich Propaganda für die unabweisbare Notwendigkeit eines 
raschen Friedensschlusses. Wie Turgot im April 1776 in 
seiner der amerikanischen Frage gewidmeten Denkschrift, 
wies Necker hier auf die großen und höchst dringenden 
Aufgaben hin, die der Staat auf dem Gebiet der inneren 
Reformpolitik zu lösen habe, vor allem auf die Notwendig- 
keit einer gründlichen Verbesserung des Steuer- und Finanz- 
wesens, die während des herrschenden Kriegszustandes 
unmöglich vorgenommen werden könnte. Er deutete an, 
daß er schon seit längerer Zeit eine Reihe von Reform- 
projekten bereit halte, welche die Vereinheitlichung der 
Gabelle, eine bessere Verteilung der Taille, die Aufhebung 
der Binnenzölle und die Vereinfachung des staatlichen 
Rechnungswesens beträfen. »Die Ausführung dieser glück- 
verheißenden Pläne wäre sehr leicht gewesen, wenn so viele 
Ersparnisse und Verbesserungen nicht durch die unver- 
meidlichen Kriegsausgaben verschlungen worden wären ; 
das ist stets und in jedem Augenblick meine trübe Be- 
trachtung. Es gibt keine Eroberung, kein Bündnis, das 
Eurer Majestät soviel wert sein könnte wie die Vorteile, die 
Sie eines Tages aus der Entwicklung Ihrer eigenen Kräfte 
werden ziehen können. Der Aufschwung des Ackerbaus 
und der Industrie durch die gute Verteilung der Steuern» 
sowie der Aufschwung des Kredits durch die verständige 
Verwaltung der Finanzen, das ist alles, was der Macht 



^) Mercy an Kaunitz, den 21. Januar 1781, Wiener Archiv. 
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eines Königreiches fehlt, das 24 Millionen Seelen und zwei 
Milliarden bares Geld enthält.« 

Diese Worte bedeuteten eine unverblümte Absage an 
die kriegerische Politik, und es gewann fast den Anschein, 
als suchte der Schatzdirektor den baldigen Friedensschluß 
zu erzwingen, um die Staatsreform fortfuhren zu können. 
Dieses ungeduldige Drängen Neckers zum Frieden verdroß 
Vergennes höchlichst. Er beschwerte sich darüber bei 
Mercy eines Tages, wobei er die Beteuerung aussprach, 
daß auch er den Frieden herbeisehne, ihn aber nicht um 
jeden Preis, sondern nur unter ehrenvollen Bedingungen 
abschließen dürfe. Auch drückte er dem Botschafter den 
Argwohn aus, daß der Generaldirektor ihm wenig gewogen 
sei und gegen ihn arbeite. Über Neckers Leistungen 
äußerte er sich sehr geringschätzig : seine Finanzoperationen 
wolle er nicht anfechten, aber in allen übrigen Teilen der 
Verwaltung sei er kurzsichtig und unwissend.i) Wenn ein 
sonst so zurückhaltender und vorsichtiger Mann wie Ver- 
gennes sich so rücksichtslos offen und absprechend über 
die Talente des Schatzdirektors einem fremden Gesandten 
gegenüber äußerte, so war das ein sicheres Anzeichen da- 
für, daß man auf seine Dienste nicht mehr großen Wert 
legte. Und auch Maurepas dachte über Necker nicht 
günstiger wie Vergennes. So waren die beiden einfluß- 
reichsten Mitglieder des Kabinetts seine Gegner. Sie lauerten 
nur auf den Augenblick, wo sie den unbequemen Reform- 
politiker mit guter Art los werden konnten. Eine solche 
Gelegenheit sollte sich ihnen bald bieten. 

VI. 
Die I^ge Neckers im Anfang des Jahres 178 1 glich 
in mancher Beziehung derjenigen Turgots vor seinem Sturz. 
Wiederum fühlte sich der hauptsächliche Träger des Ge- 



') Mercy an Kaunitz, den 21. Januar 1781. 
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dankens der Staatsreform im Kabinett mit seinen Anschau- 
ungen vereinsamt und sah sich von seinen Kollegen ange- 
feindet. Auch diesmal spielten die auswärtigen Angelegen- 
heiten eine bedeutsame Rolle. Wie ehedem Turgot so 
zeigte sich auch Necker als ein erklärter Gegner der 
kriegerischen Verwickelung. Für Vergennes' Machtpolitik 
hatte er noch weniger Sinn wie einst der physiokratisch 
angehauchte Generalkontrolleur. Wäre es nach seinem 
Wunsche gegangen, so hätte der König unverzüglich mit 
England Frieden schließen müssen, um sich sofort an die 
Ausführung der dringendsten Reformaufgaben zu begeben. 
Wie Turgot wurde auch Necker von seinen Kollegen revo- 
lutionärer Neuerungssucht geziehen. Die Maurepas, Ver- 
gennes und Mirom^nil hielten seine Reformpolitik für höchst 
bedenklich und für den Fortbestand des Absolutismus sehr 
bedrohlich. 

Im Laufe des April 1781 machte Necker selbst mehr 
und mehr die Wahrnehmung, daß seine Stellung erschüttert 
sei. Es waren mehrere Vorfälle eingetreten, die ihm viel 
Verdruß bereiteten. Die Glaubwürdigkeit seines Rechen- 
schaftsberichtes wurde schon damals in Pamphleten viel- 
fach angefochten. Namentlich in einem Falle hätte er ge- 
wünscht, daß man den Urheber einer solchen Broschüre, 
den man sehr wohl kannte — es handelte sich um den 
Schatzmeister des Grafen Artois — zur Rechenschaft ge- 
zogen hätte. Graf Maurepas ließ jedoch den Gegnern des 
Generaldirektors kein Haar krümmen. Im Gr^enteil, er 
schien sie heimlich zu begünstigen und weidete sich heim- 
lich mit unverhohlener Schadenfreude an der Empfindlich- 
keit Neckers. Er selbst spottete boshaft über den Compte 
rendu und nannte ihn ein Märchen, wie er einst, als Turgots 
Stellung unsicher wurde, über dessen Eldikte gespottet 
hatte. 

Große Verlegenheit verursachte damals dem Finanz- 
direktor ein grober Vertrauensbruch, den ein Beamter des 
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Grafen von der Provence sich ihm gegenüber hatte zu- 
schulden kommen lassen. Auf den Wunsch von Monsieur 
hatte Necker dem Prinzen früher einmal seine Denkschrift 
über die Provinzialverwaltungen zur Kenntnisnahme mitge- 
teilt, bei welcher Gelegenheit ein Angestellter des Grafen 
heimlich eine Abschrift angefertigt hatte, die er verviel- 
fältigte und in den ersten Monaten des Jahres 1781 hinter 
dem Rücken des Verfassers mehreren Mitgliedern des 
Pariser Parlaments zugehen ließ, in keiner andern Absicht, 
als um den Schatzdirektor mit dem angesehenen Gerichtshof 
zu verfeinden. Hatte doch Necker in jener Denkschrift 
dem Könige gegenüber im tiefsten Vertrauen den Eigennutz 
und die Herrschsucht der -Parlamente scharf getadelt und 
seine Provinzialverwaltungen als höchst wirksame Gegen- 
gewichte gegen die frondelustigen übermütigen Richter ge- 
priesen. Dieser scharfe Ausfall mußte natürlich die Be- 
ziehungen zwischen den Parlamenten und dem Finanz- 
direktor, die bisher recht freundliche gewesen waren, 
empfindlich stören und zu gegenseitiger Entfremdung führen. 
Ob der Unfriedenstifter bei der Preisgabe der Denkschrift 
in höherem Auftrage handelte, ist nicht mit Sicherheit 
festzustellen, aber als höchst wahrscheinlich anzunehmen. 
Necker ersah aus diesem Vorfall deutlich, wie emsig seine 
Gegner auf seinen Sturz hinarbeiteten. 

Diese mannigfachen Verdrießlichkeiten nahm der Schatz- 
direktor sich sehr zu Herzen. Es erschien ihm mehr und 
mehr als zweifelhaft, ob er unter solchen Umständen auf 
seinem schwierigen Posten noch länger verbleiben sollte. 
Lieber wollte er rechtzeitig und freiwillig aus dem Spiele 
scheiden, als vielleicht in einiger Zeit zum Rücktritt sich 
zwingen lassen. Er entschloß sich daher im Mai 1781 
dazu, dem Könige die Vertrauensfrage zu stellen, wahr- 
scheinlich in der geheimen Hoffnung, daß man ihn nicht 
gehen lassen, sondern um jeden Preis zu halten suchen 
würde. Bevor er sich aber an den Monarchen selbst 
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wendete, wünschte er den leitenden Minister zu sondieren,, 
um seine eigentliche Gesinnung zu erforschen.^) 

Er begab sich daher zu Maurepas und trug ihm eine 
längere Denkschrift vor, die für den König bestimmt war, 
über deren Inhalt er aber vorher die Meinung des Pre- 
mierministers hören wollte, um zu erfahren, ob dieser ge- 
neigt sei, die von ihm gestellten Anträge zu unterstützen. 
In längerem Vortrage führte er aus, wie es ihm unmöglich 
sei, nach dem heftigen Stoß, den sein Ansehen durch die 
letzten Ereignisse erlitten hätte — er spielte damit auf die 
Angriffe an, die sein Rechenschaftsbericht erfahren hatte 
— sein Amt fernerhin mit gutem Nutzen zu verwalten, 
es sei denn, daß der König durch ein deutliches öffent- 
liches Merkmal seiner Gunst den gesunkenen Kredit seTnes 
Finanzministers wieder heben würde. Necker machte 
mehrere Vorschläge, die diesem Zwecke dienen sollten, 
wie z. B. seine Aufnahme in den engeren königlichen Rat, 
das sog. Conseil d'En Haut. Maurepas aber lehnte dieses 
Ersuchen kurz und bündig ab mit dem Hinweis auf das 
angebliche öffentliche Vorurteil, das sich gegen eine solche 
Bevorzugung eines Protestanten erklären würde. Mit kühlem 
Ernst befragte er Necker, ob er auf seiner Forderung un- 
abänderlich beharren würde. Dieser entgegnete bescheiden, 
daß ihm auch jedes andere Mittel recht sein würde, wenn 
es nur geeignet sei, sein Ansehen wiederherzustellen. 2) 



*) Für Neckers Rücktritt sind besonders interessant die beiden De- 
peschen Mercys an Kaunitz vom 21. April und 31. Mai 1781. (Wiener 
Archiv.) 

*) Necker nannte dem Premierminister auch als ein geeignetes Mittel, 
sein Ansehen wiederherzustellen, die endgültige Einführung einer dritten 
Provinzialverwaltung im Bourbonnais, wo der Intendant und das Pariser 
Parlament, zu dessen Sprengel jene Landschaft gehörte, die von dem 
Finanzminister geplante Einrichtung durch ihren entschiedenen Widerstand 
bisher verhindert hatten. Maurepas aber war nicht geneigt, Neckers 
Wunsch zu erfüllen und die Widerstrebenden zum Gehorsam zu zwingen, 
woraus man ersieht, daß der König sowohl wie der leitende Minister eine 
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Maurepas heuchelte zunächst eine entgegenkommende Hal- 
tung und nannte einige Gunstbeweise, die der König 
Necker vielleicht gewähren könnte wie z. B. die sog. 
Grandes Entr^es bei Hofe, Zugleich aber zeigte er durch 
die beigefügte Kritik, in der er die Bedeutung dieses Vor- 
zugs möglichst herabsetzte, daß eine solche Auszeichnung 
nicht den von Necker gewünschten Erfolg haben würde. 
Kurz, Necker mußte aus der ganzen Haltung des Premiers 
entnehmen, daß dieser seinen Anträgen sehr wenig wohl- 
wollend gegenüberstand, daß Maurepas, anstatt ihm seinen 
Beistand zu verheißen, vielmehr in seiner überlegenen 
spöttischen Art zu verstehen gab^ wie wenig Wert er auf 
die Dienste des Finanzministers legte. 

Trotzdem wagte Necker noch beim König einen Ver- 
such, der indes gänzlich fehlschlug. Der Minister ersah 
aus der Aufnahme, die seine Anträge fanden, daß Lud- 
wig XVI. ebenso wie Maurepas seinen Abgang wünschten. 
Er sandte daher noch am gleichen Abend sein Entlassungs- 
gesuch ab, und am 20. Mai wurde ihm der schlichte Ab- 
schied bewilligt, ohne das geringste Zeichen des Bedauerns 
oder der Erkenntlichkeit, also in Ungnaden. 

Necker hat später sein Verhalten in dieser Frage 
nachträglich bedauert und die Vermutung ausgesprochen, 
daß er wohl noch lange Jahre im Amte geblieben wäre, 
wenn er damals weniger Empfindlichkeit gezeigt und ge- 
duldig und kaltblütig über die Angriffe seiner Gegner hin- 
weggesehen hätte. Diesem Urteil würde man zustimmen 
können, wenn den Finanzdirektor nur unbedeutende Diffe- 
renzen von seinen Kollegen getrennt und nicht vielmehr 
ein tiefgreifender Gegensatz sich herausgebildet hätte in 
derjenigen Angelegenheit, die Necker als die wichtigste 



weitere Ausdehnung der Provinzial Verwaltungen fttr bedenklich hielten. 
Vgl. auch die Bemerkungen, welche Calonne in seinen im Anhang (Nr. 4 
und Nr. 5) abgedruckten Denkschriften macht bezüglich der Mängel, die 
den Neckerschen Provinzialverwaltungen anhafteten. 
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erscheinen mußte, in der Frage der Fortfuhrung der Staats- 
reform. Mochte es auch unklug sein, wenn er durch das 
geforderte Vertrauensvotum seinen Widersachern eine Hand- 
habe zu seinem Sturz bot, so konnte Necker doch aus 
der Begierde, mit welcher Maurepas nach dieser Handhabe 
griff, deutlich ersehen, wie der Premierminister nur auf 
einen schicklichen Vorwand lauerte, um den Schatzdirektor 
aus dem Kabinett zu entfernen. Es wäre jenem ein leichtes 
gewesen, Necker durch einen kleinen Gunstbeweis zu be- 
ruhigen und von seinen Rücktrittsgedanken wieder abzu- 
bringen; Maurepas aber schien es darauf abgesehen zu 
haben, den seinen Beistand nachsuchenden Kollegen durch 
versteckten Hohn und gleichgültige Kälte zu kränken. 

Aus dieser Haltung des Premiers zog Necker damals 
den folgerichtigen Schluß, daß man seiner überdrüssig sei 
und auf sein Rücktrittsgesuch warte. Und wie beim Sturze 
Turgots, so erscheinen auch bei der Entlassung des zweiten 
Reform ministers dem Historiker die sachlichen Momente, 
die dieses Ereignis herbeiführten, weit interessanter und 
erheblicher als die persönlichen Begleitumstände, die von 
den Zeitgenossen hier wie dort geflissentlich in den Vorder- 
grund gerückt wurden. Wie Turgots Freunde vornehmlich 
der Eifersucht Maurepas' die Hauptschuld an der Klatastrophe 
des Generalkontrolleurs zuschrieben, so machten auch 
Neckers Bewunderer die mißgünstige Gesinnung des leiten- 
den Ministers für den Rücktritt des Schatzdirektors verant- 
wortlich. Allein auch hier sind weniger die persönlichen 
Gefühle des greisen Mentors Ludwigs XVI. ausschlaggebend 
gewesen als diej Überzeugung, die sich mehr und mehr 
der einflußreichen Staatsmänner in der Umgebung des Königs 
bemächtigte, daß es höchst bedenklich sein würde, in der 
von Necker eingeschlagenen Reformpolitik fortzufahren. 

Wir haben ja erfahren, welch' gewichtigen Zweifehl 
der Wunsch des Schatzdirektors, die Einrichtung seiner 
Provinzialverwaltungen auch andern Landschaften zugute 
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kommen zu lassen, im Schöße des Staatsrates begegnete. 
Schließlich vermochte Necker nicht den Widerstand zu 
überwinden, den ihm einer seiner Untergebenen, der Inten- 
dant der Generalität von Moulins, entgegenzusetzen wagte. 
Zeigt schon dieses merkwürdige Beispiel offenen Ungehor- 
sams, den sich ein Beamter gegenüber den Anordnungen 
seines Vorgesetzten erlauben durfte, wie schwach Neckers 
Rückhalt im Ministerium war, so wandte man sich gleich 
nach seinem Abschied, wie wir oben sahen, in entschiedener 
Ungunst von seiner Schöpfung ab: es wurde nicht nur 
keine weitere Provinzialverwaltung eingerichtet, sondern 
auch die beiden vorhandenen durch scharfe Reglements 
in der Ausübung ihrer Tätigkeit sehr eingeschränkt. Und 
wie die Neckerschen Munizipalitäten in Mißkredit gerieten, 
so dachte auch die Regierung nicht daran, das in dem 
Compte rendu in Aussicht gestellte Versprechen der öffent- 
lichen Rechenschaftsablegung über den Stand der könig- 
lichen Finanzen einzulösen. Ludwig XVI. ließ also die 
beiden wichtigsten Institutionen verfallen, die für die Re- 
formpolitik Neckers charakteristisch sind, weil er mit seinen 
Beratern die Befürchtung hegte, daß diese Einrichtungen 
auf den Absolutismus zerlösend wirken könnten. 

So endeten die beiden Versuche, das alte Staatswesen 
durch zweckmäßige Reformen zu verjüngen, mit einem 
vollständigen Fiasko. Während Turgots Programm den alt- 
ständischen Geist gegen sich aufrief, erregte Neckers Re- 
formpolitik in der hohen Beamtenschaft ernste Besorgnisse, 
weil sie die Machtbestrebungen des frondelustigen Adels 
zu begünstigen und den in der Verfassung schlummernden 
Dualismus wiederzubeleben schien. 



Fünftes Kapitel. 
Der grofse Reformplan Calonnes.^) 

I. 

Seit dem Rücktritt Neckers war die Frage der Staats- 
reform von der Tagesordnung der französischen Regierung 
verschwunden, und es dauerte über ein Lustrum, ehe sie 
sich wieder zum Wort meldete. 

Das geschah im August des Jahres 1786. Da aber brach 
die Reformströmung wie ein Sturzbach mit naturwüchsiger 



*) Die handschriftlichen Quellen, die über die Vorgeschichte und den 
Verlauf der Notabeinversammlung von 1787 Auskunft geben, sind in Paris 
an verschiedenen Stellen verstreut: der Hauptteil ruht im Nationalarchiv, 
wichtige Ergänzungen befinden sich in der Nationalbibliothek und im 
Archiv des Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten. Den Überblick 
über einen erheblichen Teil dieses Quellenmaterials, soweit es im National- 
archiv liegt, hatte von meinen Vorgängern nur der älteste, nämlich Leopold 
V. Ranke (Über die Versammlung der französischen Notabein im Jahre 
1787, Sämtliche Werke Bd. XII, 338—374, zuerst veröffentlicht im Jahre 
1846 in Schmidts Zeitschrift fUr Geschichte). Dagegen haben Ch^rest 
(La chute de l'anden rögime, Paris 1884), A. Wahl (Die Notabeinver- 
sammlung von 1787, Freiburg 1899, und Vorgeschichte der französischen 
Revolution, Freiburg 1905 und 1907) und G. Susane (La tactique finan- 
ciere de Calonne, Pariser Doktor-Dissertation, 1901) nur einen verschwin- 
dend kleinen Bruchteil des handschriftlichen Stoffs benutzt. In einem 
eigentümlichen Irrtum befindet sich Wahl. Obwohl es ihm unbegreiflicher- 
weise trotz der gedruckten und handschriftlichen Aktenverzeichnisse, die im 
Nationalarchiv jedem Benutzer zugänglich sind, nicht gelungen ist, auch 
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Gewalt hervor und überschwemmte das alte Staatswesen mit 
seinen zerstörenden Fluten. Der Generalkontrolleur Calonne 
war es, der ihr freie Bahn machte. Was weder den beredten 
Vorstellungen Turgots noch den salbungsvollen Mahnungen 
Neckers gelungen war, das glückte diesem vielgewandten 
Hofmann: er wußte das matte Herz des Königs für den 



nur eines der Dokumente wieder aufzufinden, auf die sich Ranke in seiner 
Darstellung stützt, glaubt er mit dem ihm zur Verfügung stehenden ge- 
druckten Quellenmaterial den Meister zu schlagen. Nun hat Ranke aller- 
dings die gedruckten > Observations des Notables« (Versailles 1787, 2 Bde., 
696 Seiten, beiläufig gesagt, eine hochwichtige Quelle, die in Deutschland 
nur in unvollständigen, 222 Seiten umfassenden Exemplaren vertreten zu 
sein scheint) nicht benutzt; dafür hat ihm aber das handschriftliche, im 
Nationalarchiv befindliche Original-Protokoll der Observations zur Verfügung 
gestanden, und ein Vergleich desselben mit dem Druck lehrt, daß es voll- 
standiger als dieser ist. Außerdem hat Ranke das handschriftliche Original- 
Protokoll der allgemeinen Versammlungen herangezogen, dessen amtlichen 
Abdruck (Proces-verbal de Tassembl^e des notables, tenue k Versailles, 
en l'annöe 1787, Paris, Imprimerie royale, 1788, Bibl. Nat. Paris Le'* 
Nr. 19) Wahl ebenfalls nicht kennt. Der Auszug daraus, der erst im Ein* 
leitungsband des Moniteur und später in den Archives parlementaires 
wiedergegeben wurde, ist außerordentlich lückenhaft, wie schon von Ranke 
(a. a. O. S. 353 Anm. I u. S. 356) ausdrücklich bemerkt wurde; namentlich 
sind die Denkschriften Calonnes an entscheidenden Stellen in ganz unzu- 
lässiger Weise verstümmelt worden. Man sieht aus diesem Tatbestand, 
daß nicht Wahl, sondern Ranke über eine bei weitem bessere Quellen- 
kenntnis verfügt, zumal wo er außer den Original-Protokollen noch andere 
wertvolle Quellen wie die Denkschriften Calonnes an den König (s. An- 
hang) und die Briefe des Großsiegelbewahrers Mirom^nil benutzt hat. Bei 
meinen Nachforschungen im Nationalarchiv stieß ich noch auf einige hoch- 
interessante Dokumente, die sich unter falscher Aufschrift unerkannt in 
fremde Kartons verirrt hatten. Ich habe sie als Quellenschriften ersten 
Ranges zugleich mit den von Ranke angeführten Denkschriften Calonnes 
in den Anhang aufgenommen. Auf die in der Nationalbibliothek und im 
Archiv des Ministeriums des Auswärtigen befindlichen Archivalien komme 
ich unten noch zurück. Für solche, welche die im Nationalarchiv befind- 
lichen Akten über die Notabeinversammlung einsehen wollen, bemerke ich, 
daß sie unter der Signatur K 676 — 678 in einigen Kartons vereinigt sind. 
Die beiden Originalprotokolle dagegen befinden sich in der Serie Assem- 
bl6es nationales C i — 5. 
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Reformgedanken zu entzünden und Ludwig XVI. auf einen 
umfassenden Plan zu verpflichten, der die Staatsverwaltung 
auf neue Grundlagen stellen sollte und die größten Wir- 
kungen nach sich zog. Denn die unmittelbare Folge dieses 
Wagnisses war der Ausbruch der immer weitere Kreise 
ziehenden gewaltigen Staatskrisis, die zwei Jahre später in 
die Revolution ausmündete. 

Das historische Urteil über Calonnes Charakter lautet 
nahezu einmütig: er gilt als ein Charlatan schlimmster Sorte, 
als leichtfertiger, gewissenloser Gaukler, der erst im Augen- 
blick der höchsten Bedrängnis, in die der Staat durch seine 
verschwenderische Finanzwirtschaft geraten war, mit flinker 
Hand aus den Ideen Turgots und Neckers ein Reform- 
programm zusammenstoppelte, mit dem einzigen Hinter- 
gedanken, auf diesem Wege Geld in die leeren königlichen 
Kassen zu bringen. Selbst Ranke, der sonst so milde 
richtet, ist dieser Auffassung beigetreten.^) Nur einige 
Stimmen haben sich in jüngster Zeit zu Calonnes Gunsten 
erhoben und sein Andenken wiederherzustellen gesucht; 
aber solche »Rettungen« schießen gewöhnlich über das 
Ziel hinaus.^) So auch im vorliegenden Fall. Dürften wir 



>) Die Versammlung der Notabein S. 344. Allerdings scheint er 
später seine Auffassung nicht unerheblich abgeschwächt zu haben. Vgl. 
Rankes Ursprung und Beginn der Revolutionskriege, Leipzig 1875, S. 35, 
wo es heißt: >Ein geschickter und energischer Minister Calonnc 
traute sich zu, die Reformen, mit denen er zur Herstellung des Gleich- 
gewichts in den Finanzen umging, durchzufllhren, ohne doch die Formen 
der bisherigen Verfassung von Grund aus zu verändern.« 

*) Vgl. die oben angeführten Arbeiten von Susane und Wahl. Dieser 
ist der Meinung (Notabeinversammlung von 1787 S. 2), er sei >in vielen 
und gerade den allerwichtigsten Punkten« über Ranke hinausgekommen. 
Daß Wahls Arbeiten in der Quellenbenutzung gegentlber Ranke nicht 
einen Fortschritt, sondern einen Rückschritt bedeuten, habe ich oben (vgl. 
S. 174 Anmerkung i) gezeigt. Dasselbe gilt von seiner Darstellung, wie 
schon W. Struck in einem lehrreichen Aufsatz, Die Notabelnversammlung 
von 1787 (Historische Vierteljahrsschrift Bd. VUI, S. 362 ff., 1905) gezeigt 
hat. Wahls Urteil, diese Abhandlung sei im ganzen unfruchtbar, kann 
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den Anwälten der Calonneschen Staatskunst Glauben schen- 
ken, so hätten wir in dem unbilligerweise Gebrandmarkten 
einen gedankenreichen und kühnen Politiker zu sehen, der 
vielleicht dazu berufen gewesen wäre, sein Vaterland von 
dem Abgrunde der Revolution noch im letzten Augenblick 
zurückzureißen, wenn sein schwacher Herr ihn nicht im 
Stich gelassen hätte. 

Können wir auch dieses günstige Urteil nicht unter- 
schreiben, so ist anderseits nicht zu leugnen, daß die Ge- 
schichtsschreibung früher gar zu hart mit Calonne ins Ge- 
richt gegangen ist und über seine Absichten recht einseitig 
abgesprochen hat. Namentlich tut man ihm unrecht, wenn 
man behauptet, er sei an seinen Reformplan ohne innere 
Überzeugung herangegangen und habe nichts anderes ge- 
macht, als die Ideen seiner Vorgänger gedankenlos nach- 
zuäffen. Versenkt man sich ohne Vorurteil in seine Ent- 
würfe, so wird man ihrem Urheber die Anerkennung nicht 
versagen dürfen, daß er an die Zweckmäßigkeit seiner Bes- 
serungsvorschläge aufrichtig geglaubt, ja sich mit einem 
gewissen Enthusiasmus für die Sache der Staatsreform ein- 
gesetzt hat. Gerade die Entschiedenheit und zündende 
Verve, mit der dieser Höfling die Erneuerung des alten 
Staatswesens seinem Herrn als ein dringendes Gebot der 
Notwendigkeit hinstellte, ist für die sieghafte Kraft, die dem 
Reformgedanken innewohnte, höchst charakteristisch. Wohl 
aber kann man Calonne vorwerfen, daß er nicht wie ein 
besonnener Staatsmann vorging, sondern sich wie ein 
schwärmender Fanatiker an den neuen Ideen berauschte 
und in den Wahn förmlich einspann, nunmehr sei der Tag 



ich nicht für begründet halten, wie denn auch Struck neuerdings in meines 
Erachtens überzeugender Weise nachgewiesen hat, daß Wahl in dem kürz- 
lich erschienenen zweiten Bande seiner Vorgeschichte seine frühere Dar- 
stellung von der Notabeinversammlung in einer großen Reihe von Punkten 
nach Strucks Ausführungen wesentlich berichtigt hat. Vgl. Historische 
Vicrteljahrsschrift, Jahrgang 1907, S. 589 ff. 

Glagau, Reform versuche. ^2 
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angebrochen, wo der feudale Ständestaat durch einen gut 
gezielten Streich mit einem Male in Trümmer sinken und aus 
seinem Schutt augenblicklich der moderne Einheitsstaat er- 
stehen würde. In diesem Rausche unterschätzte er die 
Kräfte des Widerstandes. Calonnes Hauptfehler aber lag 
darin, daß er zwar das Steuerwesen reformieren und auf 
den gesunden Boden einer wenn auch nur beratenden Mit- 
betätigung der Bevölkerung stellen wollte, aber an die un- 
gemessene Verschwendung des Hofes, die Vergeudung der 
Staatsgelder für Günstlinge und die ungesetzliche Willkür- 
lichkeit in der Verwaltung des Staatsvermögens, kurz an 
die schlimmen Auswüchse des Absolutismus nicht Hand zu 
legen gedachte. In diesem Sinne hatte er seit seiner Berufung 
in das Amt eine höchst anstößige Finanzverwaltung geführt, 
die seinen Gegnern eine nur allzu verwundbare Blöße bot, 
in die sie ihre tödlichen Geschosse nur zu lenken brauchten, 
um dadurch nicht allein den verhaßten Minister, sondern 
auch den Absolutismus zu Fall zu bringen. 

Für Calonnes Verhalten als Minister ist die Art, wie 
er emporkam, entscheidend geworden: er war der ausge- 
sprochene Liebling der leichtlebigen Hofgesellschaft und als 
solcher von der Herzogin von Polignac, der einflußreichen 
Favoritin der Königin, mit Hilfe Vergennes' dem König 
aufgedrängt worden, obwohl dieser sich anfangs gegen den 
übel beleumundeten Kandidaten gesträubt hatte. Sobald 
Calonne im Sattel war, frohlockte und klatschte man am 
Hofe Beifall. Die Zeiten kärglicher Sparsamkeit schienen 
vorüber. Hatte man doch einen Generalkontrolleur sich 
erkoren, der ftir die Bedürfnisse und Neigungen der lebens. 
lustigen Hofwelt inniges Verständnis besaß. In dieser Er- 
wartung sah man sich auch nicht getäuscht. Calonne zeigte 
allen, die sich an ihn wendeten, das liebenswürdigste Ent- 
gegenkommen. Keine Forderung schien ihm zu hoch, keine 
Bitte unerfüllbar zu sein. Stets wußte er Rat zu schaffen 
oder doch wenigstens hoffnungsvollen Trost zu spenden. 
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Wie vorteilhaft stach die unermüdliche Bereitwilligkeit, die 
er den Wünschen der Höflinge gegenüber an den Tag 
legte, von dem brüsken Betragen eines Turgot oder der 
kühlen Zurückhaltung eines Necker ab. Noch niemals 
hatte man in Versailles einen so scharmanten Finanzminister 
gesehen. 

Calonnes gewinnendes Wesen war natürlich nicht nur 
die Äußerung seines liebenswürdigen Naturells, sondern 
wahrscheinlich auch der Ausfluß versteckter politischer Be- 
rechnung. Als erfahrener Hofmann wußte er den über- 
ragenden Einfluß richtig einzuschätzen, den die ange- 
seheneren Mitglieder der Gesellschaft unter einem schwachen 
Monarchen wie Ludwig XVI. auf die Staatsregierung und 
namentlich auf die Geschicke der Minister ausübten. Den 
Zeitgenossen, die ja stets geneigt sind, das persönliche 
Moment weit über die tiefer verborgenen sachlichen Ursachen 
zu stellen, erschien die Entlassung Turgots und Neckers 
sowohl wie der beiden unmittelbaren Vorgänger Calonnes, 
Joly de Fleury und d'Ormesson, als unmittelbare Wirkung 
des Hasses, den die mächtigen Hofkreise diesen ungefälligen 
Finanzministern gewidmet hatten. Rühmten sich doch die 
Höflinge, insbesondere nach dem Fall der beiden Reform- 
minister, ihrer Triumphe. Calonne, der noch dazu seine 
Erhebung diesen Leuten dankte, zog aus dem Unglück 
seiner Amtsvorgänger die Lehre, daß er sich seine Gönner 
warm halten müsse, wenn er auf seinem Posten bleiben wolle. 

Seiner Meinung nach hatten Turgot und Necker einen 
großen Fehler begangen, als sie ihre Reformabsichten im 
Widerspruch mit der einflußreichen Hofwelt hatten durch- 
fuhren wollen. Er gedachte seine Aufgabe geschickter an- 
zufassen : nicht gegen jene Kreise, sondern mit ihrer Unter- 
stützung hoffte er zum Ziel zu gelangen. In dieser Berech- 
nung schien er sich nicht zu täuschen. Der König war ihm 
anfangs mißtrauisch entgegengekommen. Bald zeigte er 
sich dem geschmeidigen Generalkontrolleur, der sich bei 

12» 
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ihm einzuschmeicheln wußte, huldvoll und gewogen. Denn 
von allen Seiten beglückwünschte man Ludwig XVI. zu der 
Wahl, die er getroffen hatte. Die Höflinge, die früher 
Beschwerden auf Beschwerden gegen Calonnes Vorgänger 
vorgebracht und ihre Fähigkeiten angezweifelt hatten, rühm- 
ten jetzt mit unermüdlichem Eifer das Geschick und die 
hohen Geistesgaben des neuen Finanzministers. So war es 
nicht zu verwundern, wenn der König, der kein selbstän- 
diges UrteU hatte, von seiner Abneigung allmählich zurück- 
kam und dem Generalkontrolleur, dessen Lob er täglich 
hörte, schließlich volles Vertrauen schenkte. 

Calonnes Art, sich zu geben, scheint für seine Lands- 
leute etwas ungemein Anziehendes, Sympathisches gehabt 
zu haben. Einer seiner Mitarbeiter, der Gehilfe und Freund 
Turgots, Du Pont, nennt ihn einen Erzwälschen.^) Und in 
der Tat, selten hat ein französischer Minister in solchem 
Grade die Vorzüge und die Schwächen des Nationalcharak- 
ters besessen. Ein vollendeter Kavalier, verfugte er nicht 
nur über ein hohes Maß geselliger Talente, die seinen Um- 
gang gleichgestimmten Seelen reizvoll, ja bezaubernd er- 
scheinen ließen, sondern auch über ausgebreitete Kenntnisse 
in der Verwaltung, die er sich in einer langen Beamten- 
laufbahn durch fleißiges Studium der französischen Staats- 
einrichtungen nach und nach angeeignet hatte. Über die 
herrschenden Mißstände sowie über die Mittel und Wege, 
sie zu beseitigen, hatte er sich schon lange Gedanken ge- 
macht, die er mit eindringlicher Beredsamkeit in den Salons 
erörterte. In seiner lebhaften, geistreichen Art hatte Ca- 
lonne unleugbar etwas Bestechendes, Glänzendes, Geniali- 
sches, zugleich aber eine gewisse Oberflächlichkeit, die miß- 
trauischen Beobachtern den Mangel an wirklicher Gediegen- 
heit und Tiefe nur zu deutlich offenbarte. Ein hervor- 



*) Vgl. das Schreiben Du Ponts an Edelsheim vom i I.Juli 1787 
bei Erdmannsdörffer, Polirische Korrespondenz Karl Friedrichs von Baden 
I, 269 ff. 
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Stechender Charakterzug war sein leichtfertiger Eigendünkel, 
der sich die mühelose Bewältigung selbst der schwierigsten 
Aufgaben zutraute und selten um eine Auskunft verlegen 
war, mochte auch die Sachlage noch so bedenklich sein. 
Dem in der französischen CJeschichte einigermaßen 
Bewanderten kommt Calonne wie ein alter Bekannter vor. 
Seine Erscheinung hat etwas Typisches. Wie häufig be- 
gegnen uns allein im Verlauf der Revolutionszeit solche 
gleißenden Planmacher, die dem Königspaar ihre Allheil- 
mittel mit leidenschaftlicher Beredsamkeit anpreisen und 
sich anheischig machen, die furchtbare Krisis augenblick- 
lich zu beschwören. Mit bewunderungswürdiger Geschick- 
lichkeit entwickeln sie ihr Programm, in dem sie oft treff- 
sicheres Urteil und staatsmännischen Blick zeigen ; es krankt 
aber meist an einem verborgenen Fehler, der rasch genug 
bei seiner Ausführung zutage tritt. Ein solcher Plan- 
macher ist auch Calonne. Er ist so recht der Repräsentant 
einer in sich zwiespältigen Übergangszeit: die Gegensätze, 
deren unversöhnliche Schroffheit er nicht ahnt, hofft er 
durch seine politischen Rechenkünste noch ausgleichen zu 
können. So möchte er die Staatsverwaltung wohl auf neue 
Grundlagen stellen und mit dem modernen Ordnungsgeiste 
beseelen; die Reform soll aber vor den Mauern von Ver- 
sailles haltmachen. Er begeistert sich an den staatsbürger- 
lichen und sozialen Gedanken, wie sie die besten Herzen 
seiner Zeit bewegen, und hängt doch wieder mit allen 
Easern seines Wesens an dem Flitterglanz des höfischen 
Lebens, das er mit allen seinen Sünden und bösen Lüsten 
in die Zukunft hinüberretten möchte. Er gefällt sich in 
der Rolle des Volksbeglückers, buhlt aber hauptsächlich um 
den Beifall seiner Gönner in Versailles. Die Steuerfreiheiten 
des Adels und des Klerus brandmarkt er als einen nicht 
länger zu duldenden Mißbrauch, während er über die skanda- 
lösen am Hofe üblichen Geldvergeudungen schonend den 
Mantel nachsichtiger Liebe breitet. 
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An diesem innern Widerspruch sollte Calonnes Reform- 
Versuch scheitern; er selbst aber hielt sich gerade wegen 
seiner Bereitschaft zum Abschluß von Kompromissen im 
Vergleich mit einem so unnachgiebigen Vorgänger wie 
Turgot für den größeren Staatsmann. Er verwertete zwar 
dessen Ideen in seinem Reformplan, rühmte aber als sein 
eigenstes Hauptverdienst, daß er die physiokratischen An- 
regungen den Verhältnissen geschickt anzupassen und zu 
einem lebensfähigen Ganzen zu verweben wüßte. Daher 
schmeichelte er sich, daß sein Projekt den Beifall der 
überwiegenden Mehrheit der Nation erhalten und ungeachtet 
des zu befürchtenden Widerspruchs der Parlamente ohne 
Mühe durchzuführen sein würde. 

II. 
Wir haben zunächst zu fragen: welchem Anlaß ver- 
dankte der Reformplan Calonnes seine Entstehung? Die 
Ansicht, daß Calonne erst im Augenblick der höchsten 
finanziellen Not, also im Laufe des Jahres 1786, sich zu 
Reformabsichten hätte bekehren lassen, ist, wie schon oben 
berührt wurde, nicht zutreffend. Schon im November 1783 
hat er seinen Plan öffentlich angekündigt, als er sein Amt 
eben übernommen hatte und sich, dem Brauche gemäß, der 
Pariser Rechenkammer als Generalkontrolleur vorstellte. Bei 
dieser Gelegenheit richtete er an den Präsidenten der Körper- 
schaft eine kurze Ansprache, in der er der Hoffnung Aus- 
druck gab, 'daß es ihm vergönnt sein möchte, nach Ab- 
tragung der Kriegsschulden sofort an die Ausführung seines 
großen Reformplanes zu gehen. Dabei deutete er schon 
dessen Charakter an, freilich nur in den allgemeinsten Um- 
rissen : der Plan sollte sich im Rahmen der monarchischen 
Verfassung halten, aber womöglich alle Zweige der Staats- 
verwaltung berücksichtigen, ohne irgendeinen zu erschüttern ; 
er sollte die finanziellen Hilfsquellen des königlichen Schatzes 
erneuem, das Gespenst des Staatsbankrotts auf immer ver- 
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scheuchen und eine Erleichterung des Steuerdruckes herbei- 
fuhren, dieses namentlich durch die gleichmäßige Verteilung 
und vereinfachte Erhebung der Auflagen.^) 

Aus dieser feierlichen Ankündigung ersieht man, daß 
Calonne sich schon beim Antritt seines Amtes als Staats- 
reformer fühlte. Wenn er mit seinem Plane noch nicht 
hervortrat, sondern seine Ausführung fast drei Jahre hin- 
zögerte, so mag dabei der Wunsch, zunächst seine Stellung 
nach jeder Richtung hin zu befestigen, mitgewirkt haben. 
Daneben ist aber unzweifelhaft auch die Rücksicht auf die 
finanzielle Lage ausschlaggebend gewesen. Erst mußte er 
den Staatskredit wiederherzustellen suchen, der durch die 
unklugen Operationen seines Vorgängers d'Ormesson aufs 
bedenklichste erschüttert worden war. Hatte man aber 
die hohen Kriegsschulden abgezahlt und das Vertrauen 
der Staatsgläubiger zurückgewonnen, dann durfte man 
sich vielleicht an einen so umfassenden Reformversuch, 
wie ihn Calonne plante, wagen. Auch Turgots und 
Neckers Leitgedanke war es gewesen, daß die Krone nur 
unter gesunden Verhältnissen reformieren dürfe. Calonne 
freilich glaubte sich mit dem äußern Anschein einer solchen 
Gesundung begnügen zu können. 

Sobald er sich über die Lage des Staatsschatzes ge- 
nugsam unterrichtet hatte, mußte er erkennen, daß an die 
Herstellung des Gleichgewichts im Staatshaushalt vorläufig 
gar" nicht zu denken sei, daß dieses Ziel vielmehr in weiter 
Feme liege und mit den gewöhnlichen Mitteln überhaupt 
nicht zu erreichen sei. Im ersten Augenblick erschrak er 
über die böse Erbschaft, die ihm d'Onnesson hinterlassen 
hatte. Wenn er auch auf einen hohen Fehlbetrag von vorn- 
herein gefaßt sein mochte, so hatte er sich doch die herr- 
schende Not nicht so schlimm, wie sie in Wirklichkeit war, 
vorgestellt. Alle Kassen waren leer, 300 Millionen Schulden 

*) Vgl. die wertvolle Publikation von de Boislisle, Chambre des 
comptes de Paris, Nogent-Le-Rotron 1873, S. 723 f. 
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ZU bezahlen und ein jährliches Defizit von 80 Millionen zu 
decken! Von den Einnahmen des folgenden Etatsjahres 
waren durch sog. Antizipationen 176 Millionen verbraucht 
worden. Im ganzen fehlten über 600 Millionen im Staats- 
schatze, also weit mehr als eine Jahreseinnahme. 

Ein anderer hätte bei dieser verzweifelten Lage die 
Unmöglichkeit, hier auf legalem Wege Ordnung zu scbafTen, 
erkannt und den Auftrag in des Königs Hände zurück- 
gelegt; Calonne aber ließ sich durch seine schlimme Ent- 
deckung nicht einschüchtern. Er dachte nicht daran, die 
Flinte ins Korn zu werfen, sondern bewahrte kaltblütige 
Ruhe. Keine Miene verriet der Außenwelt, wie schlecht es 
mit den königlichen Finanzen bestellt war. Vielmehr heu- 
chelte er zuversichtlichen Mut und gab sich den Anschein, 
als ob alles gut stünde und die Herstellung normaler Ver- 
hältnisse in Bälde sich bewerkstelligen lassen würde. Ins- 
geheim aber war er davon überzeugt, daß nur außerordent- 
liche HeUmittel hier helfen könnten, wie sie in seinem Re- 
formprojekt enthalten sein sollten. Damit aber glaubte er 
noch nicht hervorrücken zu dürfen. Hätte doch eine vor- 
zeitige Bloßlegung der Wunden, aus denen das Finanz- 
wesen blutete, den Staatsbankrott zur Folge haben und 
das Ansehen der Krone aufs schwerste gefährden müssen. 
Auch wollte er sich in seiner neuen Stellung erst befestigen 
und das Vertrauen seines Königs zu gewinnen suchen. War 
er sich doch bewußt, daß es nicht leicht sein würde, C^id- 
wig XVI. zu so durchgreifenden Reformen, wie sie sein 
Minister ins Auge gefaßt hatte, zu bestimmen, namentlidi 
nach den Erfahrungen, die er mit Turgot und Necker ge- 
macht hatte. 

So kam es nach Calonnes Auffassung der Lage vor 
allem darauf an, Zeit zu gewinnen, und um Ruhe zu haben, 
galt es, die Öffentlichkeit über den wahren Zustand der 
königlichen Finanzen zu täuschen und in Sicherheit zu 
wiegen. Um diese Absicht zu erreichen, befolgte Calonne 
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eine geradezu frivole und gewissenlose Taktik, wie sie 
allerdings wohl schon mancher seiner Vorgänger angewandt 
hatte : um die furchtbaren Verlegenheiten des Staatsschatzes 
neugierigen Blicken zu verschleiern, gab sich der General- 
kontrolleur den Anschein, als verfuge er über Geldmittel 
in Hülle und Fülle. Denn eine sparsame, knickerige Ver- 
waltung hätte seiner Meinung nach im Publikum Verdacht 
erweckt und die Schwierigkeiten, in denen man sich be- 
fand, ahnen lassen. Warf man aber scheinbar sorglos mit 
\'ollen Händen das Geld unter die Leute, so konnte die 
Börse kaum auf argwöhnische Vermutungen kommen. 

Calonne ging mit geradezu raffinierter Schlauheit zu 
Werke. Um die großen Anleihen, deren er dringend be- 
durfte, glücklich unterzubringen, galt es für ihn, den wan- 
kenden Kredit möglichst bald wiederherzustellen. Das 
Vertrauen der Finanzleute war durch nichts so leicht zu 
gewinnen, als wenn die Regierung aufrichtig bestrebt er- 
schien, ihre früheren Schulden abzutragen und den von ihr 
übernommenen Verpflichtungen pünktlich nachzukommen. 
Zu diesem Zwecke errichtete er im August 1 784 eine Amorti- 
sationskassc mit einem jährlichen unveräußerlichen Fonds 
von drei Millionen, der zur Schuldentilgung bestimmt wurde. 

Daß diese Hinrichtung nur ein Scheindasein führte und 
einzig und allein dazu da war, um den Staatsgläubigem 
Sand in die Augen zu streuen, liegt auf der Hand: denn 
was hatte eine solche Auskunft zu bedeuten, wo der Finanz- 
minister mit jedem Jahre etwa 150 Millionen von neuem 
zu entleihen gezwungen war.^ Schließlich brach Calonne 
schon nach zwei Jahren sein feierliches Wort, diesen Fonds 
unter keinen Umständen der Kasse zu entfremden *). 

Der findige Generalkontrolleur ersann noch andere 
Mittel, die ihm geeignet erschienen, das öffentliche Ver- 

*) V^l. Gomel, Le» causet fioanci^res de U Revolution fnngaue II, 
(>S fr. ; Gomel entwirft von Calonnei finanzieller Taktik eine sehr anschau- 
liche Schilderunjr. 
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trauen seiner Verwaltung zu erobern. Im Gegensatz zu 
seinen Vorgängern trug er dafür Sorge, daß den Inhabern 
von Rentenscheinen die ihnen zustehenden Zinsen pünktlich 
am Verfallstage ausgezahlt wurden. Wie peinlich gewissen- 
haft der Finanzminister selbst veraltete Versprechungen zu 
erfüllen gewillt schien, zeigte er, als er an 30 Millionen 
Schuldverschreibungen nachträglich einlöste, die der be- 
rüchtigte Abb^ Terray im Jahre 1770 aufgehoben und auf 
deren Begleichung sich niemand mehr Hoffnung gemacht 
hatte. 

Das alles waren Maßnahmen, die wesenüich den Zweck 
hatten, die Zuversicht des Publikums zu erhöhen und es 
über die prekäre Lage der Staatsfinanzen zu täuschen. 
Dieser Absicht sollten auch die Einleitungen dienen, die 
den Anleiheedikten von Calonne vorausgeschickt wurden. 
Hier gab er jedesmal eine rosige Darstellung von dem 
angeblich blühenden Zustande der königlichen Finanzen, 
nach welcher die Herstellung des Gleichgewichts im Budget 
sowie die Herabsetzung der Steuerlasten in Bälde zu er- 
warten wäre. 

Um Geld in die leeren Staatskassen zu locken, hatte 
der Generalkontrolleur nach der von ihm selbst aufgestellten 
Theorie vornehmlich die Aufgabe, den Anschein des Reich- 
tums, ja des Überflusses hervorzurufen. Die Summen, die 
er eben erhalten, gab er darum schnell wieder aus, in der 
Hoffnung, je mehr er verausgabe, umsomehr anvertraut zu 
bekommen. So ließ er fast in allen großen Städten des 
Reiches kostspielige öffentliche Arbeiten unternehmen. In 
Le Havre und La Rochelle wurden die Häfen ausgebaut, 
in Lyon das Weichbild der Stadt erweitert, in Cherbourg 
eine große Mole aufgeführt, die Fonds des Departements 
für Brücken- und Wegebau erhöht. Nur nicht durch un- 
zeitige Sparsamkeit den Argwohn hervorrufen, als sei der 
Staatsschatz in Verlegenheit, so lautete der oberste Leitsatz 
der finanziellen Taktik Calonnes. 
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Diese Taktik, sowie der Wunsch, seine Stellung zu 
befestigen und seinen Einfluß zu mehren, veranlaßten ihn 
aber auch dazu, den begehrlichen Höflingen gegenüber 
freigebig den Staatssäckel zu öffnen und sie nach ihrem 
Belieben daraus schöpfen zu lassen, natürlich nicht aus 
purer Gutmütigkeit, sondern aus- kluger Berechnung. So 
wußte er sich die beiden vornehmsten Prinzen von Geblüt, 
die Grafen von der Provence und von Artois, dadurch zu 
verpflichten, daß er die Mittel auftrieb, um ihre nach vielen 
Millionen zählenden Schulden zu begleichen. Der Königin 
erwies er sich dadurch gefallig, daß er den Ankauf von 
St. Cloud ermöglichte, während der König Rambouillet 
erwarb. Andern großen Herren gewährte er beim Aus- 
tausch ihrer Besitzungen gegen wertvolle königliche Do- 
mänen große Vergünstigungen, wobei er sich nicht scheute, 
auch V^erwandte und persönliche Freunde zu bedenken. 
Kurz, man konnte sich in Versailles nicht entsinnen, je von 
einem so entgegenkommenden Generalkontrolleur gehört zu 
haben. Welche Unsummen Calonne in dieser Weise ver- 
schleuderte, hat niemals auch nur annähernd festgestellt 
werden können. Den Notabein gegenüber berief er sich, 
um ein Zeugnis für seine angebliche Sparsamkeit anzuführen, 
auf die Tatsache, daß unter seiner Verwaltung der Pensions- 
etat sich um zwei Millionen vermindert habe. Es gab aber 
ein Mittel, durch das ein verschwenderischer Finanzminister 
seine ( Geschäftsführung prüfenden Blicken entziehen konnte. 
Das waren die sog. acquits de comptant, d. h. 2^ahlungs- 
anweisungcn, die der König selbst unterzeichnete, und die 
der Kontrolle der Rechenkammem entzogen waren. Von 
dieser bccjuemen Ausflucht machte Calonne reichlichen Ge- 
brauch. 

(ilückte rs dem erfinderischen Finanzminister auch, das 
Publikum über die 1-age der Staatsfinanzen im unklaren zu 
erhalten, so sahen doch die scharfen Augen seiner zahl- 
reichen I'eindc durch den Schleier, in den er die Blößen 
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des königlichen Schatzes hüllte. Namentlich die Parlamente 
beobachteten seine zweifelhaften Operationen mit argfwöh- 
nischen Blicken und suchten sie nach Möglichkeit zu durch- 
kreuzen. Den Anleihen des Generalkontrolleurs setzten sie 
einen immer entschiedeneren Widerstand entgegen, der im 
Dezember 1785 so scharfe Formen annahm, daß Calonne 
die Hoffnung aufgab, noch einmal einen ähnlichen Versuch 
mit Erfolg zu wagen. ^) 

Im folgenden Jahre entdeckten einige Mitglieder des 
Pariser Parlaments, daß der Finanzminister sich ungesetz- 
licher Mittel bedient hatte, um sich Geld zu verschaffen, 
indem er frühere Anleihen, obwohl sie voll aufgenommen 



1) Calonne stand sehr schlecht mit dem höchsten Beamten des Pariser 
Parlaments, dem ersten Präsidenten d'Aligre. Diesen hatte der General- 
kontrolleur an eine sehr hohe Schuldsumme (250000 Frcs.) mahnen lassen, 
deren Begleichung der Präsident > vergessene hatte. Wie unversöhnlich 
d'Aligre Calonne haßte und wie bedenklich diese Feindschaft ftlr den 
Generalkontrolleur war, ersieht man aus einem Schreiben Miromönils an 
Ludwig XVI. >I1 ne faut pas se dissimulerc, berichtet der Siegelbewahrer 
am 5. August 1786 dem König (Arch. nat. Paris K 163 Nr. 8**), »qu'il y 
a cntre M. le premier president et M. le Controleur g6n6ral une division, 
qu'il n'est guöre possible de se flatter de faire cesscr. Cela serait moins 
difficile du c6t6 de M. le Controleur g6n6ral, outre que je le crois d'un 
caract^re assez facile quoique tr^s vif; il reviendrait bientöt k M. le premier 
prösident, s'il croyait que celui-ci voulut bien servir son administration. 
Mais M. le premier prösident me paralt implacable dans son indisposition 
contre M. le controleur gönöral, et je doute que Ton püt mönager entre 
eux une röconciliation parfaite. La conduite de M. le premier pr6sident 
dans TafTaire de l'emprunt au mois de d^cembre demier et dans celle des 
monnaies n'a que trop prouv6 qu'il n'est rien moins que dispos^ en iaveiir 
de M. le Controleur g6n6ral. . . . M. le Controleur g6n6ral sent parfaite- 
ment, combien il lui sera d^savantageux d'avoir k la t^te du Pariement 
un chef toujours disposö a desservir son administration; il dösire ardem- 
ment la retraite de M. d'Aligre, et je ne puis le dösapprouver. M. d'Aligre 
est obsöd^ par des gens qui haissent M. de Calonne. M. de Calonne est 
obsed6 par des gens qui haissent M. d'Aligre. c Vergeblich bemtlhte sich 
Mirom^nil, d'Aligre zum Rücktritt von seinem einflußreichen Posten zn 
bestimmen. 
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waren, hervorgesucht und über den von dem Gerichtshof 
zugelassenen Betrag erhöht hatte, i) Nur das unmittelbare 
Eingreifen des Königs konnte einen Skandal verhüten, der, 
wenn er ausgebrochen wäre, Calonnes Stellung unhaltbar 
gemacht hätte. 

Calonne fühlte schon im Anfang des Jahres 1786, daß 
seine Künste zu versagen begannen und sein Kredit sich er- 
schöpfte. Jetzt war es für ihn hohe Zeit, mit dem letzten 
Auskunftsmittel, seinem großen Reformplan, hervorzurücken. 
Mitte August offenbarte er sich dem König. Er entwarf 
ihm mit rückhaltlosem Freimut ein Bild der wirklichen Sach- 
lage : ein von Jahr zu Jahr wachsender Fehlbetrag im Staats- 
haushalt habe den Zustand der französischen Finanzen seit 
dem Regierungsantritt des Monarchen fortwährend ver- 
schlechtert. Die hohen Kosten, die der amerikanische Be- 
freiungskrieg verursachte, hätten die Regierung zur Auf- 
nahme einer hohen Schuldenlast gezwungen. Eine Ver- 

^ß^- darüber einen sehr interessanten Brief des Siegelbewahrers 
Mirom6nil an Ludwig XVI. vom 8. Dezember 1786 (Archives nationales 
K 163 Nr. 8**). >On s'attend dans le parlementc, schreibt der Siegel- 
bewahrer, >que M. de Calonne ne pourra pas se dispenser de vous pro- 
poser avant peu des ressonrces de finances. Le projet du timbre et celui 
de l'infeodation des domaincs ont transpir^ et Ton a pour plan, de saisir 
la premiere occasion qui se pr^sentera, pour faire une dönonciation dont 
l'eclat puisse faire perdre le credit et renverser le ministre des finances. . . . 
Le plan est de denoncer au parlement Tabus que Ton prötend que Ton a 
fait du dernier emprunt de M. Necker^ de celui de M. de Fleury, de ceux 
m6me de M. de Calonne, en passant des contrats de rentes pour des 
sommes considerables au dela de Celles qui 6taient Bx6es par les ^its, de 
declarer nuls tous les contrats comme contenant une esp^ce de stellionat, 
de vous faire de vives repr^sentations et de donner par ce moyen une 
atteinte assez forte au credit du ministre des finances pour qu'il n'ait plus 
aucune ressource.< Mirom^nil gibt dem König Mittel und Wege an, wie 
es möglich sein würde, den Ausbruch eines Skandals, der dem königlichen 
Interesse gerade im gegenwärtigen Augenblick höchst nachteilig sein wllrde, 
noch in letzter Stunde zu verhüten. Daß die von den Parlamentsräten 
erhobene Beschuldigung nur zu berechtigt war, deutet der Siegelbewahrer 
an; es geht auch aus den späteren Verhandlungen der Notabein hervor. 
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mehrung der Steuern sei bei deren schlechter Verteilung 
und Übermaß ausgeschlossen. Die Aufnahme weiterer An- 
leihen würde das Elend verschlimmern und von selten des 
Parlaments den schärfsten Widerspruch erfahren. Auch Er- 
sparnisse würden ein unzureichendes Hilfsmittel sein. So 
gebe es nur einen Ausweg, der aber den Vorzug habe, 
den Monarchen für alle Zukunft von den herkömmlichen 
finanziellen Schwierigkeiten zu befreien und zugleich seinen 
Untertanen die seit langem ersehnte Erleichterung zu ge- 
währen: er bestehe in der Vornahme einer gründlichen 
Staatsreform, die seit Generationen ein dringliches Bedürfnis 
sei und mit Ungestüm von der öffentlichen Meinung ver- 
langt werde. Denn schon vor Übernahme der General- 
kontrolle habe er, der Finanzminister, sich durch eingehende 
Studien von einer wichtigen Wahrheit überzeugt, nämlich 
daß die Verbesserung des Finanzwesens aufs innigste mit 
dem Ganzen der staatlichen Ordnung verknüpft sei. Nur 
dann könne es wirklich gesunden, wenn man die mannig- 
fachen Mängel ausmerze, mit denen die gegenwärtige Staats- 
verfassung behaftet sei. Ein solches heilsames Ergebnis 
sei aber nicht auf dem Wege kleiner Teilreformen zu er- 
zielen, sondern nur durch einen gründlichen Umbau des 
ganzen Verwaltungsgebäudes nach einem einheitlichen Plane. 
Diesen Plan legte Calonne dem Könige vor in einer 
vorläufigen Skizze, die nur die großen Umrisse enthielt i) 
Verglichen mit den bescheidenen Anläufen Turgots und 
Neckers, bedeutete er eine gewaltige Umwälzung in den 
bestehenden Verhältnissen. Um seinen Vorschlägen von 
vornherein mehr Gewicht zu geben, wies Calonne darauf 



^) Calonne selbst hat bekanntlich den Reformentwurf, den er dem 
König im August 1786 vorlegte, später bekannt gegeben im Anhang zu 
seiner Streitschrift gegen Necker: R^ponse de M. de Calonne k V6cnt de 
M. Necker, London, Januar 1788, unter dem Titel: Pr6cis d*un plan 
d'amölioration des finances, prösentö au roi le 20 aoüt 1786. Im National- 
archiv habe ich vergeblich nach dem Original gesucht. 




Der große Reformplan Calonnes. iqi 

hin, daß die hier empfohlenen Maßnahmen nicht von ihm 
erst erfunden, sondern schon wiederholt und eindringlich 
von den hervorragendsten französischen Verwaltungsbeamten 
angeraten seien. 

Im Vordergrund des ganzen Planes standen zwei Maß- 
regeln, die sich mit dem Problem befaßten, das den Kern 
der Reformbewegung bildete, mit der Frage, wie sich eine 
gleichmäßigere Verteilung der Steuern am besten erzielen 
lassen würde: statt der beiden Zwanzigsten sollte eine all- 
gemeine Grundsteuer eingeführt werden, die von allen Pri- 
vilegierten ohne Ausnahme, nicht nur vom Adel, sondern 
auch vom Klerus mit getragen werden sollte. Für ihre ge- 
naue Umlegung und Erhebung sollten die Munizipalitäten zu 
sorgen haben, welche, abgesehen von den Pays d'l^tats, die 
vorläufig ihre Verfassung behalten sollten, in allen Pro- 
vinzen des Reiches eingerichtet werden sollten. Wir brauchen 
kaum daran zu erinnern, daß diese beiden Maßnahmen, die 
Einführung einer allgemeinen Grundsteuer und der Munizi- 
palitäten, die beiden Hauptpunkte des physiokratischen Re- 
formprogramms gebildet, und daß namendich Turgot als 
der geistige Urheber ihre baldige Verwirklichung ernstlich 
ins Auge gefaßt hatte, aber durch seinen frühen Sturz daran 
gehindert worden war. Jetzt hatte sein getreuer Freund 
und Mitarbeiter Du Pont Calonne dafür gewonnen. 

Auch die meisten andern Vorschläge des Reformplans 
verdankten physiokratischen Anregungen ihren Ursprung, 
wie die Verwandlung der Wegfronden in eine Geldleistung, 
die Befreiung des Getreidehandels, die Aufhebung der innem 
Zollschranken, die Veräußerung der königlichen Domänen, 
die Reform der Gabelle und die Abschaffung oder Ein- 
schränkung einiger drückender Verbrauchssteuern. Wie 
hochzufrieden wäre Turgot gewesen, wenn er ganz all- 
mählich diese Maßregeln hätte durchsetzen können, die 
Calonne nunmehr mit einem einzigen Sprunge zu erreichen 
hoffte. 
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III. 

Um den entschiedenen Widerspruch, der sich gegen 
Calonnes Plan bald von allen Seiten erheben sollte, in seiner 
ganzen Tragweite richtig würdigen zu können, kommt es 
für uns nicht so sehr auf eine genaue Erläuterung der ein- 
zelnen Entwürfe an, aus denen das große Reformprojekt 
sich zusammensetzte, sondern vielmehr auf seinen Total- 
eindruck und die politischen Ziele, die sein Urheber damit 
verfolgte. 

Die Historiker wie die Zeitgenossen pflegen es so hin- 
zustellen, als sei für Calonne einzig und allein das finanzielle 
Moment maßgebend gewesen, dagegen die Reformen nur 
das Mäntelchen, hinter welchem er notdürftig genug den 
fiskalischen Zweck zu verbergen suchte, der den eigentlichen 
Hebel seiner Tätigkeit bildete. Niemand wird leugnen 
wollen, daß dem Minister die Herstellung der königlichen 
Finanzen in erster Linie am Herzen lag, und daß Projekte 
wie die Einführung der Grundsteuer, die Ausdehnung der 
Stempelsteuer und die Veräußerung der königlichen Domänen 
hauptsächlich zu diesem Behufe ersonnen waren. Glückte 
es ihm damit , so erzielte . er nicht nur eine sehr beträcht- 
liche Erhöhung der königlichen Einnahmen, wodurch die 
Begleichung des Defizits ermöglicht worden wäre, sondern 
wahrscheinlich noch einen erheblichen Überschuß, der viel- 
leicht seinen Freunden und Gönnern in Versailles zugute 
gekommen wäre. 

Und doch wäre es einseitig zu glauben, Calonne hätte 
sich nur von dem Wunsch leiten lassen, die Bedürfnisse 
des Staatsschatzes möglichst reichlich zu befriedigen, und 
den Reformeifer, den er dabei an den Tag legte, bloß ge- 
heuchelt. Wer sich in die Denkschriften vertieft, die der 
Minister allein für die Augen des Königs bestimmte, wird 
gewahr werden, mit welcher eindringlichen, überzeugenden 
Wärme hier von Calonne die Notwendigkeit einer gründ- 
lichen Erneuerung des alten Staatswesens verfochten wird; 
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er wird zugeben müssen, daß nur ein aufrichtig begeisterter 
Anhänger des Reform gedankens so treffsichere Urteile über 
die Gebrechen der altständischen Verfassung und die Vor- 
züge des nationalen Einheitsstaates fällen konnte. Wird 
man doch bei der Lektüre dieser Denkschriften bisweilen 
an den hellseherischen Prophetenton erinnert, den Mirabeau 
später in den für den Hof bestimmten Geheimnoten an- 
schlug. Daß das Alte in kurzer Zeit zusammenstürzen 
müsse und man unter seinen Trümmern begraben werden 
würde, wenn man nicht rechtzeitig zur Erneuerung des 
Baus schreite, diese Wahrheit erschaut Calonne mit klarem 
Blick und drängt in dieser Überzeugung mit fast stürmischer 
Leidenschaft den König auf den schlüpfrigen Pfad der 
Staatsreform. 

Einer für die Königin bestimmten Denkschrift^) stellt 
Calonne die charakteristische Behauptung voran: »Der vom 
König genehmigte Plan ist weit mehr ein Verwaltungsplan 
als ein Finanzplan ; er würde für die gute Ordnung not- 
wendig sein, wenn er es nicht für die Hebung der Ein- 
künfte wäre.« Mit diesem Hinweise hebt Calonne den 
administrativen Grundgedanken hervor, der in allen seinen 
Denkschriften wiederkehrt: er gipfelt in dem Bestreben, die 

^) Sie ist im Anhang dieses Buches wiedergegeben. Diese Denk- 
schrift, welche die Aufschrift: >Motifs qui n^cessitent l'exöcution du plan 
adopt^ par le roic trägt, ist nicht, wie Wahl will, zwischen August und 
November 1786 anzusetzen, sondern frühestens Ende Dezember 1786. Wie 
Struck (a. a, O. S. 385 Anm. 3) treffend hervorgehoben hat, wurde Mane 
Antoinette in den Plan erst dann tiefer eingeweiht, als sich der König für 
denselben entschieden hatte. Allerdings hat sie schon lange vorher von 
den Reformabsichten Calonnes gehört. Hat doch der Generalkontrolleur 
sogleich daran gedacht, sich des Beistandes der Königin zu versichern. Aus 
diesem Grunde hatte er sich schon im August 1786 an den Grafen Mercy 
gewendet und in einer vertraulichen Unterredung den Gesandten auf sein 
Reformprojekt hingewiesen. Dabei hatte er die Besorgnis geäußert, er 
würde damit nicht zum Ziele kommen, »wenn er nicht hierbei von höheren 
Orten gegen alle Kabalen auf das kräftigste unterstützt würde. < Mercy 
an Kaunitz, den 20. August 1786, Wiener Archiv. 

Glagau, Reformversuche. ^3 
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buntscheckige, von landschaftlichem Sonderungsgeist be- 
herrschte Verwaltung nach einheitlichen Gesichtspunkten 
umzugestalten, die mittelalterlichen Überreste aus ihr aus- 
zumerzen und das Werk, das die Zentralisation begonnen 
hatte, wirklich zu vollenden. Aus einem Gemisch von Pro- 
vinzen, die nach den verschiedensten Grundsätzen verwaltet 
werden und einander fremd gegenüberstehen, soll ein ein- 
heitlicher Organismus, der nationale Staat, gebildet werden. 
Denn in dem mangelnden Zusammenhang zwischen den 
verschiedenen Teilen des Reiches erblickt Calonne das 
Hauptübel der bestehenden Verfassung. Würden doch 
namentlich durch diesen Mißstand die mannigfachen Schwie- 
rigkeiten bedingt, die bisher die wirtschaftliche Entwickelung 
der Monarchie gehemmt und die reichen in ihr schlum- 
mernden Kräfte unterbunden hätten. 

Der Minister unterwirft in diesem Sinne das alte R^me 
einer vernichtenden Kritik: »Ein Königreich, das sich aus 
Pays d'^tats, aus Pays d'^lection, aus Landschaften mit 
Provinzialverwaltungen , aus Landschaften mit gemischten 
Verwaltungen zusammensetzt, ein Königreich, dessen Pro- 
vinzen einander fremd sind, in dessen Innern vielfache 2k)ll- 
schranken die Untertanen desselben Herrschers voneinander 
trennen und scheiden, ein Königreich, in dem gewisse 
Gegenden vollständig befreit sind von Lasten, deren ganzes 
Schwergewicht dagegen die andern bedrückt, wo die reichste 
Bevölkerungsklasse die geringsten Auflagen zahlt, wo die 
Privilegien jedes Gleichgewicht zerstören, wo eine fest- 
stehende Regel oder ein gemeinsamer Wunsch ein Ding 
der Unmöglichkeit ist, ein solches Reich ist notwendiger- 
weise höchst unvollkommen, von Mißbräuchen ganz durch- 
setzt und so, wie es ist, unmöglich gut zu regieren.« Wie 
außerordentlich verwickelt sei, so führt der Minister weiter 
aus, unter solchen Verhältnissen die allgemeine Verwaltung; 
wie ungleich verteilt seien die öffentlichen Lasten ; wie werde 
Handel und Wandel auf Schritt und Tritt durch unzählige 




Der große Reformplan Calonnes. jqc 

Schranken in der freien Betätigung aufgehalten, wie der 
Ackerbau durch unerträgliche Lasten unterdrückt, wie die 
Staatsfinanzen durch das Übermaß der Erhebungskosten 
und die Verkehrsstockung geschwächt. 

Diesen Leitgedanken, der eine klare, einheiüiche, über- 
sichtliche Organisation der Verwaltung in dem französischen 
Staat anstrebt, wird Calonne nicht müde, mit schlagenden 
Gründen und überzeugender Beredsamkeit zu vertreten. Das 
Wohl und Wehe des Reiches, seine Entwickelung zu unge- 
ahnter Kraft und Blüte scheint ihm von einer möglichst zu 
beschleunigenden Verwirklichung dieser Idee abzuhängen. 
Er ist darauf stolz wie auf eine eigene Entdeckung und 
behauptet, daß seine Vorgänger, obwohl sie die gleichen 
Ziele wie er verfolgt hätten, diesem Gedanken, der über 
alle Schwierigkeiten der Staatsreform hinweghelfe, nicht ge- 
nügende Aufmerksamkeit geschenkt hätten. 

Als eigene Erfindung hätte Calonne diese Idee aller- 
dings nicht in Anspruch nehmen dürfen. Denn sie stammte 
nicht von ihm, sondern von den Physiokraten , an deren 
Programm sich der Reformplan des Ministers aufs engste 
anlehnte. 1) Namentlich die Form, die er seinen Munizi- 

^) Du Pont durfte sich bekanntlich rühmen, die Mehrzahl der Denk- 
schriften, die Calonne den Notabein vorlegte, yerfaßt zu haben. Calonne 
ist fem er zweifellos stark angeregt worden von dem schon im ersten 
Kapitel angeführten Werk von Turgots Freund und Schüler Letrdne, De 
l'administration provinciale et de la röforme de l'impöt. Bei der Durch- 
sicht des Tagebuchs des Pariser Buchhändlers Hardy — es befindet sich 
in der Manuskriptenabteilung der Pariser Nationalbibliothek — stieß ich 
auf folgende witzige Strophe eines damals in der Hauptstadt umlaufenden 
Scherzgedichtes über die Notabeinversammlung: 

>Si le peuple est d^pouill6 

Par le gentil Calonne, 

N*en sois point ^merveill6, 

II a doublement pillö 

Le Trone, Le Tröne, Le Tröne.« 
Zu dieser Strophe, die unter dem 9. April 1787, dem Entlassungstage 
Calonnes, in das Tagebuch eingetragen wurde, macht Hardy folgende An- 

13* 
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palitäten gab, war aus dem von Du Pont in Turgots Geiste 
verfaßten Entwurf sklavisch übernommen. Das ist eine Tat- 
sache, die wir sehr aufmerksam beobachten müssen, da sie 
höchst wichtig ist fiir die politische Tragweite, die dem 
Calonneschen Plan innewohnte. Sie ist bisher in dieser 
tieferen Bedeutung kaum gewürdigt worden, und doch ist 
sie für das Verständnis der Haltung, die die Notabein den 
Vorschlägen des Greneralkontrolleurs gegenüber einnehmen 
werden, von sehr wesentlichem Gewicht. 

Wie Turgot war Calonne ein überzeugter Anhänger 
der absolutistischen Staatsform. Als er sich davon über- 
zeugt hatte, daß die Verwaltung zur glücklichen Lösung 
wichtiger Aufgaben wie der Steuerumleg^ng der Mitwirkung 
der Untertanen nicht entraten könne, kam es ihm vor 
allem darauf an, diese Mitwirkung so einzurichten, daß die 
unumschränkte Königsherrschaft dadurch in keiner Weise 
in ihrem Ansehen geschwächt wurde. ^) Er mochte nicht 
in den Fehler Neckers verfallen, der seinen Provinzialver- 
waltungen eine Form gegeben hatte, die das Lebensprinzip 



merkung: >Letr6ne, auteur öconomiste, dans Touvrage duquel M. de 
Calonne avait puis6 son plan.« Mir war schon früher die Verwandt- 
schaft zwischen Letr6ne und Calonnes Reform plan aufgefallen ; aus dem 
Scherzgedicht und der Bemerkung Hardys ersieht man, daß Calonnes 
Gegner ihm geradezu den Vorwurf machten, er habe Letrönes Arbeit aus- 
geplündert, eine Behauptung, die natürlich sehr stark übertreibt und der 
entschiedenen Einschränkung bedarf. 

^) ^S\' ^^^ ^ Anhang abgedruckte Denkschrift Calonnes über die 
Provinzial Versammlungen. Im Gegensatz zu der Denkschrift, die später 
den Notabein vorgelegt wurde — diese ist vollständig nur im amtlichen 
Protokoll (Proc^s-verbal de Tassembl^e de Notables, Paris 1788), die Ab- 
drücke im Moniteur und in den Archives parlementaires sind Auszüge, die 
sehr erhebliche Lücken aufweisen — geht hier Calonne ganz offen mit 
der Sprache aus sich heraus und enthüllt seine letzten politischen Ab- 
sichten, da das Schriftstück nur für die Augen des Königs bestimmt ist. 
Heranzuziehen sind auch Calonnes Bemerkungen über die Einrichtung der 
Provinzialversammlungen in der grollen Denkschrift Objections et r^ponses. 
Auch sie ist im Anhang wiedergegeben. 
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der absolutistischen Verwaltung ernstlich gefährdete, indem 
die Stellung des Intendanten zugunsten der frondelustigen 
Aristokratie eingeengt wurde. Einen solchen Dualismus, 
wie Necker ihn hervorgerufen hatte, wollte Calonne auf 
keinen Fall erzeugen. Die Munizipalitäten des Turgotschen 
Entwurfes, der ihm von Du Pont vorgelegt wurde, schienen 
ihm diesen Mißstand zu vermeiden. 

So gliederte auch Calonne seine Munizipalitäten in drei 
Staffeln : die unterste bildeten Kirchspielversammlungen, 
die zweite Distrikts-, die oberste Provinzial Versammlungen.^) 
Das Wichtigste jedoch war, daß Calonne den revolutionären 
Schritt wagte, die Versammlungen nicht in ständische Kurien 
einzuteilen, wie das Necker getan hatte, sondern sie aus 
Grundbesitzern schlechthin zusammenzusetzen , ohne nach 
ihrer Zugehörigkeit zu diesem oder jenem Stande zu fragen. 
Damit vollzog er einen offenbaren Bruch mit der politischen 
Vergangenheit Frankreichs, indem er die vorherrschende 
Stellung beseitigen wollte, welche die beiden obem Stände 
bisher eingenommen hatten. Wie Turgot leitete ihn dabei 
das Bestreben, die Munizipalitäten nicht nach dem Vorbilde, 
sondern in ausgesprochenem Gregensatz zu den Landständen 
zu gestalten, damit die neuen Organisationen nicht etwa 
wie jene die politischen Strebungen der Aristokratie be- 
günstigen und sich als Werkzeuge der Fronde mißbrauchen 
lassen könnten. So fühlte sich Calonne im Widerspruch 
mit Necker durchaus als Fortsetzer der in der königlichen 
Beamtenschaft herrschenden Überlieferung, nach der eine 
Mitregierung der oberen Stände unter allen Umständen 
auszuschließen sei. Darum betonte er auch dem Könige 
gegenüber sehr nachdrücklich, daß die Munizipalitäten keinen 
unmittelbaren Anteil an der Verwaltung haben dürften, wie 



^) Auf die Einführung der Grande Municipalit6, d. h. der Vereinigung 
der Abgeordneten der ProvinzialTersammlangen in der Hauptstadt, rtr- 
zichtete Calonne vorläufig, wie das auch Turgot nach einer Angabe Con- 
dorcets (CEuvres V, 121 ff.) zunächst getan h&tte. 
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das Neckers Provinzialversammlungen für sich beansprucht 
hätten: denn sie seien nur dazu da, um die Regierung mit 
ihrem Rat zu unterstützen und die geforderten Aufklärungen 
zu liefern. Auch sorgte Calonne dafür, daß die neuen 
Versammlungen dem Intendanten nicht über den Kopf 
wachsen und seine Machtstellung gefährden konnten.^) 

Wurden die Befugnisse der Munizipalitäten in dieser 
Weise sorgfaltig begrenzt, so konnte es nach der Ansicht 
des Ministers keinem Zweifel unterliegen, daß die neue 
Schöpfung der königlichen Gewalt nicht nur nicht den min- 
desten Eintrag tun, sondern vielmehr sie in ihrem Bestände 
befestigen würde. Denn sie würde den Monarchen in die 
engste Fühlung mit seinem Volke bringen und es dem 
Herrscher erst wahrhaft ermöglichen, das nationale Interesse 
zugunsten der Krone und des Staates zu erwecken. »Wird 
doch gerade dadurch in die Hand des Souveräns, der be- 
fiehlt, das Mittel gelegt, durch das er den Willen seiner 



') »Toutes les d^lib^rations des Assembl6es provinciales seront com- 
maniqnöes aux Intendants et Commissaircs döpartis, qui pourront se rendre, 
quand ils le jugeront k propos, dans ces Assembl6es pour y faire connaltre 
Ics intentions du roi. Aucune d^pcnse nc pourra 6trc faite que sur leurs 
ordonnances; aucune Operation ne sera ex6cut6e sans leur autorisation, 
qn'ils pourront accorder provisoirement, cn attendant que S. M. y ait statuö 
Elle-m6me sur le compte qui lui en sera rendu en son Conseil.« So heißt 
es in der den Notabein unterbreiteten Denkschrift Calonnes. Dieser 
wichtige Passus findet sich aber nur in dem amtlichen Protokoll (Procte- 
verbal de l'assembl^e de Notables S. 106/107), während er im Moniteur 
und den Archives parlementaires dem barbarischen Kürzungsver£üiren der 
Herausgeber zum Opfer gefallen ist, ebenso wie die zwei Seiten, die ihm 
vorangehen. Der Umfang der Streichungen nimmt mitunter einen solchen 
Umfang an, daß z. B. die bedeutsame Denkschrift Nr. III: Sur le rem- 
boursement des dettes du Clerg^ in den beiden obengenannten Quellen- 
werken auf den fünften Teil ihres ursprünglichen Umfanges (Procis-verbal 
S. 118 — 123) zusammengeschmolzen ist. Die meisten andern Denkschriften 
sind um die Hälfte oder ein Drittel gektirzt, so daß die Historiker ans 
diesem Grunde nicht dringend genug vor der Benutzung dieser höchst 
unvollständigen Auszüge gewarnt werden können. 
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Untertanen nach seinem eigenen Wunsche lenken kann, 
indem er durch Belebung des allgemeinen Interesses die 
Sonderinteressen zum Schweigen bringt.« 

In diesem Sinne erblickte Calonne in dem Organismus 
der Munizipalitäten mit Recht das Hauptstück seines Reform- 
planes, von dessen Betätigung die Wiedergeburt von König- 
tum und Volk in Frankreich ausgehen sollte. Der enge Bund, 
der durch dieses Mittel zwischen dem Monarchen und der Na- 
tion geschlossen wurde, soUte die Schwierigkeiten überwinden, 
die sich bisher allen Reformversuchen entgegengesetzt hatten, 
und namentlich den korporativen und landschaftlichen Sonder- 
geist gründlich bannen. Fort mit den Privilegien, fort mit 
den Ständen und all' den trennenden Schranken, die sich 
zwischen den Herrscher und sein Volk zu schieben suchen) 
In Zukunft darf es nur eine einheitliche, gleichberechtigte 
Masse von Staatsbürgern geben, die in Gemeinschaft mit 
ihrem König für das Allgemeinwohl der Nation zusammen- 
wirkt. So lautete die revolutionäre Parole der Physiokraten 
und ihres gelehrigen Schülers Calonne, durch welche den 
obem Ständen der Krieg erklärt und der Absolutismus 
auf die alles beherrschende Höhe des Cäsarentums empor- 
gehoben werden sollte. 

Setzte Calonne seinen Reformplan durch, so hatten die 
bevorrechteten Klassen in Frankreich wahrscheinlich für 
immer das Feld verloren, das sie bisher dem vordringenden 
Absolutismus gegenüber mit großer Mühe noch behauptet 
hatten. Denn durch die Grundsteuer, die in jedem Bedarfs- 
falle kautschukartig nach Belieben erhöht werden konnte, 
wurde die Krone in Zukunft finanziell weit besser als früher 
gestellt, so daß sie von den Bewilligungen der Körper- 
schaften, der Parlamente, des Klerus und der Landstände 
unabhängig geworden wäre. Und auf das don gratuit des 
Klerus verzichtete Calonne gern unter der Bedingung, daß 
die geistlichen Güter der Grundsteuer unterworfen würden. 
Versprach er sich doch von einer genauen Einschätzung der- 
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selben weit höheren Ertrag als von den bisherigen frei- 
willigen Gaben des Klerus. 

Die größte Einbuße aber mußten bei der Durchführung 
des Calonneschen Planes zweifellos die Parlamente erleiden, 
die bisher als die gefährlichsten Nebenbuhler der könig- 
lichen Autorität gegolten hatten. Denn sie wären durch 
die Wirksamkeit der Munizipalitäten vermudich völlig in 
den Schatten gestellt worden. Mit ihrem Haschen nach 
der Volksgunst wäre es endgültig vorbei gewesen, da diese 
sich den Provinzialversammlungen höchst wahrscheinlich zu- 
gewendet hätte. In Zukunft hatte die Regierung bei allen 
wichtigen Maßnahmen darnach zu trachten, daß sie den 
Beifall der Munizipalitäten erhielten; war sie dessen sicher, 
so brauchte sie die Meinung der Gerichtshöfe nicht mehr 
zu kümmern. 

Die hauptsächliche Sorge Calonnes bildete die Frage, 
wie er ungeachtet des zu erwartenden Widerstandes der 
Parlamente seinen Plan durchsetzen würde. Er verfiel auf 
einen sehr merkwürdigen Ausweg : er gedachte sein Reform- 
projekt einer vom Könige berufenen Notabeinversammlung 
zu unterbreiten, auf deren Zustimmung er mit Sicherheit 
rechnen zu können meinte. Dem Könige setzte er in einer 
besonderen Denkschrift die Vorzüge auseinander, die eine 
solche Versammlung vor den Generalständen habe.^) Ge- 
hörigen Nachdruck legte er namentlich auf den Umstand, 
daß der Souverän die Notabein selbst ernennen würde, 
während die Generalstände sich aus wählbaren Vertretern 
zusammensetzten. Calonne betrachtete nach den Ausfüh- 
rungen dieser Denkschrift die Notabein im wesentlichen nur 
als einen erweiterten königlichen Rat, der über die vor- 
gelegten Entwürfe gutachten dürfe, ohne aber den Anspruch 
zu erheben, auf die letzten Entschließungen des Monarchen 
entscheidenden Einfluß zu üben. Er wollte also diese Ver- 



') Observations sur la diflförence entre les assembl6es des ^tat»- 
G6n^raux et les assembl6es des Notables du royaume. S. Anhang. 
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trauensmänner der Krone lediglich als gefügige Jasager 
betrachtet wissen, die sich aus ihrer blinden Ergebenheit 
in den Willen des Herrschers ein Verdienst machen, seine 
\'orlagen kritiklos und widerspruchslos hinnehmen und 
schließlich durch eine imposante Beifallskundgebung vor 
den Augen der dankbar gestimmten Nation gutheißen würden. 

Man hat wiederholt gefragt: wie konnte Calonne so 
verblendet sein und von einer Versammlung, die sich fast 
ausschließlich aus Privilegierten zusammensetzen sollte, eine 
beifällige Aufnahme seiner Vorschläge erwarten, die doch 
darauf hinzielten, die obern Stände und namenüich die 
Korporationen des letzten Restes ihres politischen Einflusses 
zu berauben? Wie durfte ein besonnener Staatsmann, der 
die französische Geschichte der letzten Generationen kannte, 
im Ernste daran glauben, daß die Aristokratie ihr Todes- 
urteil selbst unterschreiben und in sklavischem Gehorsam 
den stolzen Nacken unter das harte Joch des Despotismus 
freiwillig beugen würde, obwohl die Parlamente und der 
Klerus gerade in der jüngsten Zeit noch ihre Vorrechte mit 
leidenschaftlichem F^ifer und gutem Erfolge gegenüber jedem 
Versuch, sie darin zu beeinträchtigen, gewahrt hatten? Wie 
durfte Calonne namentlich unter dem Regimente eines so 
schwachen Monarchen, wie Ludwig XVI. war, darauf hoffen, 
mit seinen Plänen durchzudringen, während es doch den 
Privilegierten noch zehn Jahre vorher geglückt war, sogar 
lue unbedeutende F^rondensteuer zurückzuweisen? 

Calonne war keineswegs wegen des Schicksals seines 
Planes ohne jede Besorgnis und im Grunde seines Herzens 
nicht von solcher Zuversicht erfüllt, wie er sie dem König 
gegenüber geflissentlich zur Schau trug, um dessen Zustim- 
mung zu gewinnen. Daß er in den Schoß der Notabeln- 
vorsammlung eine nicht unbeträchtliche Zahl von unversöhn- 
lichen (jegnem, wie die Vertreter der Parlamente und des 
Klerus berufen müsse, diese bittere Notwendigkeit drängte 
sich ihm wie ein drückender Alp auf Er hoffte sie aber 
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durch ein wirksames Gegengewicht in Schranken zu halten, 
nämlich durch den Beifallssturm der öffentlichen Meinung. 
Rechnete er doch mit großer Sicherheit darauf, daß sein 
Plan, der so viele lange gehegte Wünsche erfüllte und ge- 
radezu die Wiedergeburt des Reiches in nahe Aussicht 
stellte, in den breiteren Volksschichten sowohl wie in den 
aufgeklärten, reformfreundlich gesinnten Kreisen des Adels 
mit begeisterter Zustimmung aufgenommen werden würde. 
Diese Beifallssalven sollten die Notabein den Wünschen der 
Krone gefügig machen; beharrte jedoch die Versammlung 
trotzdem in unbelehrbarem Widerstände, so konnte der 
König sie getrost davonjagen und, gestützt auf die öffent- 
liche Meinung, mit den Munizipalitäten die von seinem 
Finanzminister geplante Neuordnung des Reiches durch- 
führen. So brauchte nach Calonnes Ansicht der König nur 
den Reformplan bekannt zu geben, und alsbald war der 
Bund zwischen dem Monarchen und seinem Volk geschlos- 
sen, der Bund einer natürlichen Interessengemeinschaft, der 
so stark war, daß er den Widerstand der Korporationen 
wie ein schwaches Rohr brechen und endgültig über sie 
triumphieren mußte. Calonnes spätere Taktik gegenüber 
der widerspenstigen Notabeinversammlung zeigt deutlich, 
daß er die Mobilmachung der öffentiichen Meinung gegen 
die Privilegierten stets als höchste Karte betrachtete, die er 
sich nicht scheute, gegen seine Feinde auszuspielen, sobald 
er von ihnen seinen Reformplan und seine Stellung ernstlich 
bedroht sah. 

IV. 
Wie wurde der König für Calonnes Plan gewonnen? 
Es war für den Minister ein schweres Stück Arbeit, den 
unschlüssigen Monarchen seinem verwegenen Projekte ge- 
neigt zu machen und die nur allzu gerechtfertigten Bedenken 
und Besorgnisse Ludwigs zu zerstreuen. Dieser bedang sich 
zunächst Bedenkzeit aus: bedürfe doch ein so umfassender 
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und wichtiger Plan sehr reiflicher Erwägung. Calonne kam 
es zunächst darauf an, daß die Verhandlungen über die 
Ausführbarkeit des Planes sich ohne Einmischung einer 
dritten Person zwischen dem König und ihm allein abspiel- 
ten. Er wollte seinen Entwurf als Staatsgeheimnis ange- 
sehen wissen und führte dafür einleuchtende Gründe an. 
Erst wenn Ludwig den ganzen Plan gebilligt habe, sollte 
dem Staatsrat davon Mitteilung gemacht werden. 

Mit fein berechneter Schmeichelei erklärte Calonne, daß 
das Urteil des Monarchen nicht nur über das Schicksal 
seines Planes entscheiden, sondern auch des Ministers eigene 
Meinung über den voraussichtlichen Erfolg desselben erst 
feststellen würde: »Ich habe nicht die Absicht«, fahrt er 
fort, »eine Schmeichelei zu sagen. Ich weiß, daß Eure 
Majestät sie haßt: aber ich sage Ihnen eine Wahrheit, von 
der ich aufrichtig überzeugt bin, wenn ich Sie bitte zu 
glauben, daß Ihr Takt in solcher Angelegenheit sicherer 
ist als der jedes andern. Das ausgezeichnete Urteil, mit 
dem Eure Majestät begabt sind und Ihre Kenntnisse . . . 
setzen Sie mehr als irgendeinen andern in den Stand, die 
Pläne, die Ihnen vorgelegt werden, von sich selbst aus zu 
begutachten und darüber zu entscheiden, ob sie den besten 
Staatsverwaltungsgrundsätzen entsprechen oder nicht ^).« 

Man sieht aus dieser Probe, wie geschickt der glatte 
Höfling es verstand, sich in das Vertrauen seines Herrn 
einzuschmeicheln und ihn ganz in seine Hand zu bekommen, 
indem er sich den Anschein gab, als wolle er vielmehr von 
dem Monarchen geleitet werden. Er kannte Ludwigs vor- 
nehmste Schwäche und wußte sie meisterhaft für seine 
Zwecke auszunutzen. Diese Schwäche lag in des Königs 
tiefem Mißtrauen, das ihn stets argwöhnen ließ, seine Mi- 
nister suchten ihn unter ihren Willen zu beugen und von 

*) Vgl. die Denkschrift Calonnes an den König unter dem Titel: 
>Observations sur l'^poque a fixer pour Tex^cution du projet pr6sent6 au 
Roi< im Anhang. 
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sich abhängig zu machen. An dieser Klippe war schon 
so mancher Vorgänger Calonnes gescheitert. Dieser wußte 
sie gewandt zu umschiflfen, wie Maurepas und Vergennes 
das verstanden hatten. Ja, Calonne gelang noch mehr: er 
wußte dem unsichern König ein gewisses Maß von Selbst- 
vertrauen einzuhauchen. Mercy berichtet uns, daß der Fi- 
nanzminister im Lauf der monatelangen Verhandlungen 
Ludwig so bestrickt habe, daß dieser schließlich sich selbst 
viel mehr als Calonne für den Urheber des Reformplanes 
zu halten schien^). 

Jedenfalls hatte der Generalkontrolleur in kurzer Zeit 
wenigstens soviel erreicht, daß der König für seine Vor- 
schläge ein sehr lebhaftes Interesse an den Tag legte und 
sie mit beharrlichem Eifer studierte. Hier und da erhob 
Ludwig einen Kinwand, entdeckte er eine Lücke, brachte 
er eine kleine Verbesserung an. Der geschmeidige Minister 
fügte sich mit größter Bereitwilligkeit den königlichen An- 
ordnungen, die er als glückliche Fingerzeige begierig auf- 
griff, da sie nur geeignet seien, den Wert seines Projektes 
zu erhöhen. 

So hatte Calonne drei volle Monate, von Mitte August 
bis Mitte November des Jahres 1786, mit Ludwig alle 
Teile seines großen Planes durchberaten. Allein zu einem 
endgültigen Entschluß hatte er den König noch immer nicht 
bringen können. Alle seine Beredsamkeit war bisher an 
dem unschlüssigen Zaudern Ludwigs, das sich nicht über- 
winden ließ, zu Schanden geworden. Ein Umstand na- 
mentlich erschien dem Monarchen höchst bedenklich: die 
Notwendigkeit, den Reformplan durch die Notabein gut- 
heißen zu lassen. Er erinnerte sich eines früheren Vor- 
gangs unter Heinrich IL, wo die Berufung der Notabein 
die Versammlung der Generalstände zur Folge gehabt hatte*). 



') Mercy an Kauniu, den 20. Januar 1787 (Wiener Archiv). 
■) Mercy an Kaunitz, den 20. Januar 1787. 
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Im vorliegenden Falle fürchtete er einen ähnlichen Zwang, 
was zeigt, daß er für die dem Plane innewohnenden Kon- 
sequenzen ein sichereres Gefühl hatte als wenigstens an- 
scheinend seine Minister. Denn außer Calonne rieten auch 
seine beiden Kollegen Vergennes und Miromenil die Ab- 
haltung der Notabeinversammlung an. Sie genossen bisher 
von allen Mitgliedern des Staatsrats allein den Vorzug, in 
die Absichten des Königs eingeweiht zu sein und rühmten 
ihm — wie wir unten sehen werden, vielleicht nicht ohne 
hinterlistige Berechnung — die Vorschläge des Generalkon- 
trolleurs. 

Die Verzögerung, die die Ausführung seines Planes von 
Monat zu Monat erfuhr, erschien Calonne im höchsten 
Grade bedrohlich. Seiner Meinung nach hätte der König 
schon vor dem Aufbruch nach Fontainebleau, d. h. Anfang 
Oktober sich schlüssig machen müssen, so daß die No- 
tabeln Anfang Dezember hätten zusammentreten können. 
Ludwig aber hatte seine Entscheidung von Woche zu 
Woche verschoben. Selbst nach der Rückkehr aus Fon- 
tainebleau, die Mitte November statthatte, war er keinen 
Schritt vorwärts zu bringen. Calonne befand sich in gro- 
ßen Nöten : ihm ging es wie dem in den Watten Verirrten, 
der die Meeresfluten höher und höher steigen fühlt. Er 
wußte nicht, woher er noch Geldmittel bekommen sollte, da 
alle seine Hilfsquellen im Lauf der letzten Zeit versiegt waren. 

Schließlich bewog er den König dazu, die Einwände, die 
er gegen den Reformplan noch auf dem Herzen hatte, zu 
Papier zu bringen, worauf dann Calonne versuchte, die 
Argumente Ludwigs der Reihe nach zu entkräften. 

Dieser Meinungsaustausch, der uns in einem umfang- 
reichen bisher unbekannten Schriftstück vorliegt, ist seinem 
ganzen Inhalt nach für die beiden Persönlichkeiten, von 
denen er gepflogen wurde, höchst charakteristisch und fiir 
das Schicksal des Calonneschen Projektes zweifellos ent- 
scheidend geworden. Es mag uns daher erlaubt sein, auf 
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die hauptsächlichen Einwürfe des Herrschers und ihre Wider- 
legung durch den Minister hier etwas näher einzugehen^). 

Die Bedenken, die der König gegen den Reformplan 
geltend macht, gehen meist ins allgemeine, wodurch man 
den Eindruck empfängt, daß Ludwig XVI. den erörterten 
Fragen doch recht fem stand, weil seine Kenntnisse in der 
innem Verwaltung nur mangelhafte waren. Das ganze 
Projekt erscheint ihm zu weit ausgreifend zu sein und viel 
zu beträchtliche Veränderungen nach sich zu ziehen. Er 
fragt daher, ob es nicht zweckdienlicher wäre, bedächtiger 
vorzugehen und die einzelnen Teile der Verwaltungsmaschine 
einen nach dem andern auszubessern, statt sie auf einmal 
auseinanderzunehmen und dabei Gefahr zu laufen, ihre 
Triebfedern zu zerbrechen. Denn eine weise Regierung 
müsse sich jeder Maßnahme enthalten, die Erschütterungen 
hervorrufen könnte, und die Ergebnisse einer guten Ver- 
waltung sollten sich wie diejenigen der Natur langsam und 
stufenweise entwickeln. 

Calonne antwortet darauf mit dem Hinweis auf die 
unhaltbaren Finanzverhältnisse, die ein radikales Heilmittel 
erheischten. Ein jährlicher Fehlbetrag von 112 Millionen 
lasse sich nicht durch die üblichen Auskünfte, wie spar- 
samere Wirtschaft, Anleihen oder Steuererhöhungen be- 
seitigen. Hohe Zwecke erreiche man nur durch große 
Mittel. Gerade der gegenwärtige Zeitpunkt sei für die 
Ausführung des Planes sehr günstig. Lasse man ihn aber 
ungenutzt verstreichen, so setze man sich den größten Ge- 
fahren aus. Im Grunde handle es sich weder um Neue- 
rungen, noch um eine heftige Erschütterung, sondern nur 
um Herstellung der Ordnung und Befestigung der bestehen- 
den Verfassung durch Ausmerzung der Mängel, die sie zu 
zerstören drohten, kurz um die Erfüllung lange geh^^ 

*) Vgl. die Denkschrift: Objections et r^ponses im Anhang. Daß 
die Einwürfe von keinem andern als Ludwig XVI. stammen können, ergibt 
sich aas dem Inhalt des Schriftstücks. 
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Wünsche. Der Kern des Planes bestünde aus drei Maß- 
nahmen : aus der Abschaffung der Privilegien, die das Volk 
bedrückten, der Einführung der Handelsfreiheit innerhalb 
der Grenzen des Reiches und einförmiger Verwaltungs- 
grundsätze im ganzen Lande. Wie könnte eine Beratung, 
die die aufgeklärtesten und angesehensten Männer der Nation 
darüber pflegen würden, irgendwie die öffentliche Ruhe ge- 
fährden ? 

»Ist es nicht mit diesem Plan ebenso bestellt«, wirft 
Ludwig mißtrauisch ein, »wie mit so vielen andern Projekten, 
die stets mit den gleichen Zusicherungen sich darstellen, 
stets wunderbare Wirkungen verheißen, aber in den Augen 
der verständigen Leute nur schöne Luftschlösser sind? . . . 
Welche Gewähr kann man daftir bieten, daß ein so um- 
fassender Plan wie der vorliegende auch glücken wird?« 

In der Erwiderung auf diesen Einwand holt Calonne 
weit aus. Er weist darauf hin , daß sein Plan keineswegs 
phantastische Neuerungen enthalte, sondern nur praktische 
Gesichtspunkte, die zu jeder Zeit und von allen Verwaltungs- 
beamten als höchst wünschenswert empfohlen worden seien. 
Wenn sie nicht schon früher verwirklicht seien, so liege 
das im wesentlichen daran, daß man sich mit Teilreformen 
habe begnügen wollen und dabei auf Widerstand gestoßen 
sei. Alle Hindernisse würden aber leicht zu überwinden 
sein, wenn man, wie er, den Grundfehler des gegenwärtigen 
Verfassungszustandes, der in der mangelnden Einheidichkeit 
der ganzen Verwaltung liege, herausgefunden habe und 
nicht nur einzelne Teile, sondern die ganze Maschine nach 
gleichförmigen Grundsätzen verbessern würde. 

Daß sein Minister nicht| den Vorwurf eines öden 
Projektenmachers verdiene, dafür müsse dem König dessen 
persönliche Vergangenheit bürgen. Seit zwanzig Jahren sei 
er in der Finanz Verwaltung tätig und habe reiche Erfah- 
rungen sammeln können. Aber noch niemals habe er ir- 
gendeinen Plan eingereicht. Wenn er das jetzt getan 
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habe, so sei es geschehen, nachdem er sich während drei 
Jahren gründlich mit allen Einzelheiten seines Ressorts ver- 
traut gemacht und mit der Überzeugung durchdrungen 
habe, daß nur die Ausführung seiner Vorschläge den Staat 
vor dem Unheil bewahren können, von dem er sich be- 
droht sehe. 

Schließlich beruft sich Calonne auf die begeisterte Zu- 
stimmung, die sein Plan bei den beiden Kollegen Vergennes 
und Miromenil gefunden habe, und auf die Anschauungen, 
die die gewandtesten Schriftsteller und namhaftesten Ver- 
waltungsbeamten wie Vauban, Paris- Du vemey, Turgot und 
Necker in früheren Zeiten vorgetragen hätten. Allerdings 
seien diese, und namentlich Necker in seinem Buche über 
die Verwaltung der französischen Finanzen, achtlos an dem 
springenden Punkt vorübergegangen: sie hätten ihre Blicke 
auf einzelne Schäden geheftet und nicht den tieferen Zu- 
sammenhang, der zwischen den verschiedenen TeUen herrsche, 
entdecken können. Übrigens seien die Gedanken, die er 
in seinem Plane entwickelt habe, keineswegs neu; alle 
hätten vielmehr schon den Beifall der öffentlichen Meinung 
gefunden: So scheine sein Plan geradezu der Gegenstand 
des nationalen Wunsches zu sein. Alle Vermutungen 
sprächen zu seinen Gunsten, alle Überlegungen vereinigten 
sich, um ihn auszuzeichnen vor den gewöhnlichen Projekten, 
die kein Vertrauen verdienten. 

Muß man nicht befürchten, forscht der König weiter, 
daß die Ausfuhrung des Planes den schärfsten Widerspruch 
hervorrufen wird.^ Wird nicht die Erhebung des Klerus, 
der großen Grundbesitzer und aller derjenigen, die ein In- 
teresse am Widerstand haben, so große Schwierigkeiten 
zur Folge haben, daß der König entweder seine feierlich 
angekündigten Absichten wird aufgeben müssen, was sein 
Ansehen in ganz Europa schädigen würde, oder daß er 
ewig währende Widersetzlichkeiten zu bekämpfen haben 
wird, was die Ruhe seiner Regierung stören könnte? 
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Auch diese Besorgnisse hält Calonne für ungerecht- 
fertigt und übertrieben. Mag der Klerus, mag der Adel 
auch darüber unzufrieden sein, daß ihre Güter der Grund- 
steuer unterworfen werden sollen, so würden sie doch ihre 
verjährten und allgemein verurteilten Privilegien kaum ernst- 
lich zu verteidigen wagen. Sollten sie jedoch trotzdem murren, 
so würde der Beifall der öffentlichen Meinung ihren Wider- 
spruch ersticken. Wenn nur der Monarch fest und uner- 
schütterlich auf seinem Willen beharrte, würde er solche Äuße- 
rungen engherziger Selbstsucht bald zum Schweigen bringen. 

Der König bezweifelt, daß eine Erhöhung seiner Ein- 
künfte sich ohne eine Vermehrung der Steuern ermöglichen 
lassen würde, und weist auf die anerkannte Wahrheit hin, 
daß die geringste Steigerung der bestehenden Auflagen ihr 
Gewicht unerträglich machen müsse. 

Calonne entgegnet darauf, daß allerdings eine große 
Erhöhung der königlichen Einkünfte geplant sei, um das 
Defizit zu decken, daß diese Erhöhung aber nicht den 
ärmeren Volksklassen zur Last fallen würde, sondern gerade 
den reicheren, die bisher unverhältnismäßig wenig dem 
Staate geleistet hätten. Der König würde sogar vermutlich 
bald in der Lage sein, das Los der bäuerlichen Bevölke- 
rung durch Steuernachlässe wesentiich zu verbessern. Wenn 
sich daher gegen die finanziellen Maßnahmen des Reform- 
planes Geschrei erhöbe, so würde es nur von den Privi- 
legierten ausgehen, die sich nicht scheuen würden, ihr 
Sonderinteresse gegen das Allgemeinwohl auszuspielen. Al- 
lein, fügt Calonne wiederum zuversichtlich hinzu, ihre 
Stimme würde übertönt werden von den Beifallssalven der 
öffentlichen Meinung, die notwendigerweise die Oberhand 
gewinnen müsse, zumal wenn durch die Einrichtung der 
Munizipalitäten der Monarch den Beistand des nationalen 
Interesses erhalten haben würde, das gegenwärtig sich nicht 
äußern könne, das aber, in Zukunft wohlgeleitet, der Re- 
gierung über alle Schwierigkeiten hinweghelfen werde. 

Glagau, Reform versuche. I4 
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Werden sich jene Provinzialversammlungen , forscht 
der König weiter, auch mit der monarchischen Verfassung 
vereinigen lassen? Er erinnert an die Versuche Neckers, 
mit denen man dem Anschein nach nicht günstige Erfah- 
rungen gemacht habe; denn sonst hätte man seine Pro- 
vinzialverwaltungen gewiß auch in andern Landschaften 
eingeführt. 

Calonne tritt mit großer Wärme für die Provinzial- 
versammlungen ein. Ihren hauptsächlichsten Vorzug er- 
blickt er in der Belebung des Nationalgefiihls und in der 
innigen Fühlung, die sie zwischen dem Monarchen und 
seinem Volke herstellen würden. Auch Neckers Provinzial- 
verwaltungen hätten diesem Zwecke gedient. Allerdings 
seien sie in der Form verfehlt und hätten bei der Aus- 
dehnung auf andere Landschaften dem Ansehen des Mon- 
archen nachteilig werden können. Aber ungeachtet dieser 
Mängel, die man bei den neuen Bildungen zu vermeiden 
wissen werde, hätten sich die Provinzialverwaltungen in 
Berry und Haute-Guyenne sehr leistungsfähig und nützlich 
erwiesen und allgemeinen Beifall mit ihrer Tätigkeit ge- 
erntet. Welchen unvergleichlichen Jubel würde also die 
Ankündigung hervorrufen, daß auch die übrigen Pays 
d'dection derselben Gunst wie jene beiden Provinzen teil- 
haftig werden sollten! 

Wir übergehen hier einige unbedeutendere Einwürfe 
des Königs, um uns zu seinen letzten Bedenken zu wenden. 
Die Berufung der Notabein ist ihm sehr unbequem; denn 
sie könnte vielleicht für das königliche Ansehen gefahrlich 
werden. Er fragt daher an, ob man nicht den Plan ohne 
Mitwirkung einer Notabein Versammlung durchführen könnte. 

Calonne jedoch hält die Berufung der angesehensten 
Männer des Reiches für unumgänglich notwendig. Durch 
ihre feierliche Zustimmung sollten sie dem Reformplan eine 
höhere Weihe geben und namentlich den zu erwartenden 
Widerspruch von selten der Parlamente, des Klerus, des 
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Adels und einzelner Provinzen dämpfen: sie sollten den 
Volkswillen zu entschiedenem Ausdruck bringen, um ihn 
allen Sonderinteressen entgegenzustellen. Daß man auf 
diesem Wege unfehlbar Erfolg haben würde, dafür glaubt 
Calonne dem Könige bürgen zu können. 

Allein ungeachtet dieser zuversichtlichen Stimmung 
seines Ministers hat der Monarch gegen eine sofortige Aus- 
führung des Planes noch schwere Bedenken. Er möchte 
sich daher die Sache noch längere Zeit reiflich überlegen 
und auf ein halbes oder gar ganzes Jahr vertagen. Nur 
die dringendsten Operationen, soweit sie geeignet sind, die 
für das nächste Jahr notwendigen Geldmittel zu beschaffen, 
möchte er herauslösen. 

Diesen letzten Vorschlag hält aber Calonne für un- 
durchführbar. Denn er würde seinen Plan im ungünstigsten 
Lichte erscheinen lassen. Dürfe man doch die finanzielle 
Seite des Projektes gar nicht betonen. Im Gegenteil, es 
sei dringend notwendig, die Absicht, eine Erhöhung der 
Einkünfte dadurch zu erzielen, möglichst in den Hintergnmd 
treten zu lassen und dagegen die Reformen, die dem ganzen 
Plan einen verführerischen Anstrich gäben, in den Mittel- 
punkt des Interesses zu rücken. 

Eine Vertagung des Planes aber widerrät der Minister 
auf das entschiedenste. Er beschwört Ludwig, ja zu be- 
herzigen, daß eine solche Entscheidung im höchsten Grade 
den Staat gefährden könnte. Denn dadurch würde man 
alles aufs Spiel setzen. Müßte man doch bei Aufnahme 
einer neuen Anleihe den wahren Beweggrund, das fort- 
schreitende ungeheure Defizit, angeben; ein solches Einge- 
ständnis aber würde den Staatskredit zerstören und — der 
Minister wagt diesen Ausgang nur anzudeuten — den Ban- 
krott nach sich ziehen. Calonne führt den König an den 
Rand des Abgrundes und weist ihm dessen gähnenden 
Schlund: eine Wahl gibt es für den Monarchen nicht mehr; 
er darf nicht ferner unschlüssig zaudern, sonst ist alles ver- 

14^ 
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loren. Kein Tag ist zu versäumen. Noch vor Ablauf des 
Monats November soll Ludwig sich über die endgültige 
Fassung des Reformplans mit den Ministern Vergennes und 
Mirom6nil, die in das Geheimnis gezogen worden waren, 
auseinandersetzen, um Anfang Dezember die Berufungs- 
schreiben an die Notabein abzusenden, die dann im Beginn 
des neuen Jahres zusammentreten würden. 

V. 

Immerhin dauerte es noch einige Wochen, bis Lud- 
wig XVL zur Ausführung des Reformplanes seine endgültige 
Zustimmung gab. Unter dem Einfluß der bezaubernden 
Beredsamkeit Calonnes schwanden allmählich auch seine 
letzten Bedenken. Die zuversichtliche Stimmung des Mini- 
sters schien sich ihm schließlich mitzuteilen. Mehr und 
mehr überzeugte er sich von dem Werte des Projektes und 
sah mit ungeduldiger Spannung der Notabeinversammlung 
entgegen. Wie die goldenen Apfel der Hesperiden schim- 
merten die lockenden Verheißungen, die sich in wenigen 
Wochen nach Calonnes Wort erfüllen sollten, vor seinen 
Augen: mit einem Zauberschlag würde der König, der so 
oft unter den widrigen Verhältnissen der letzten Jahre ratlos 
geseufzt hatte, von allen drückenden Zukunftssorgen befreit 
werden; das Defizit würde beseitigt, die Ordnung in den 
Finanzen und in der Verwaltung hergestellt werden; die 
Krone einen erheblichen Machtzuwachs erfahren und hinfort 
nicht mehr die Widersetzlichkeit der Parlamente und übrigen 
Korporationen zu fürchten haben. Aber nicht allein der 
Monarch, auch sein Volk sollte glücklich werden und dem 
Herrscher als seinem Retter wie einst Heinrich IV. dankbar 
zujubeln. Man mochte sich in ein Feenmärchen versetzt 
glauben. Ludwig XVI. wähnte sich schon im sichern Be- 
sitze des herrlichen Zauberschlosses. Er konnte kaum noch 
den Zeitpunkt erwarten, wo er die Welt durch die An- 
kündigung des bisher geheim gehaltenen Reformplanes über- 
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raschen würde. Am Tage vorher verbrachte er eine schlaf- 
lose Nacht: aus ungeduldiger Freude, wie er Calonne ge- 
stand. 

Wir erfahren nicht genau den Termin, an dem der 
König Calonnes Plan endgültig genehmigt hat. Eine an 
den Monarchen gerichtete Denkschrift des Finanzministers, 
die Mitte Dezember abgefaßt ist und sich mit der Frage 
der Zusammensetzung der Notabein Versammlung beschäftigt ^), 
scheint mir indes ein zuverlässiger Markstein für die un- 
gefähre Feststellung jenes Datums zu sein. Obwohl hier 
Calonne sich nicht ausdrücklich auf die Zustimmung Lud- 
wigs beruft, geht aus dem ganzen Inhalt deutlich hervor, 
daß die Ausführung des Reformprojektes beschlossene Sache 
ist und es sich für den Minister nur noch darum handelt, sie 
möglichst seinem Zwecke entsprechend zu beschleunigen.^) 

Der Beifall seines Herrn hatte Calonnes Zuversicht 
offenbar noch gesteigert. Er verbürgte sich hier abermals für 
den glücklichen Ausgang der Notabeinversammlung in über- 
schwenglichen Ausdrücken, die auch den flüchtigen Schatten 
jedes Zweifels aus des Königs Seele bannen sollten. Seien 
doch niemals die Umstände günstiger gewesen, um den 
Erfolg des Ereignisses sicherzustellen: »Die Ruhe, die 
in ganz Europa herrscht, die Hochachtung, die man allge- 
mein für des Königs Tugenden hegt, wie die Natur der 
geplanten Maßnahmen, die alle gerecht und wohltuend sind, 
kurz alles trägt dazu bei, um die vollkommenste Sorglosig- 
keit in bezug auf das Ergebnis dieser Versammlung einzu- 
flößen, mit der zufrieden zu sein Euer Majestät allen An- 
laß haben werden.« 



^) >Tdees soumises k la döcision du roi sur la n6cessit6, r^poque, la 
composition et la forme de Tassemblöe de Notables, c Die Denkschrift ist 
im Anhang wiedergegeben. 

*) Die feierliche Ankündigung seines Entschlusses, eine Notabein- 
versammlung zu berufen, vollzog Ludwig XVI. erst am 29. Dezember kurz 
vor dem Schluß einer Sitzung des Conseil des d6p6ches. 
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Spätestens am 24. Januar 1787 soll nach Calonnes 
dringendem Wunsch die Notabeinversammlung eröffnet wer- 
den. Denn die geringste Verzögerung würde den ganzen 
Plan umstürzen und seine Ausführung im nächsten Jahre, 
ja vielleicht für immer unmöglich machen. Sollte doch die 
Grundsteuer, die der Finanzminister hier sehr aufrichtig die 
wesentlichste der vorgeschlagenen Maßnahmen nennt, in 
natura erhoben werden, was eine vorherige rechtzeitige Ab- 
schätzung des voraussichtlichen Ernteertrags in allen Kirch- 
spielen erforderlich mache, die Anfang April vorgenommen 
werden müsse. Man dürfe also keinen Tag verlieren. Daß 
die Notabein länger als vier Wochen, die ihnen Calonne 
zugesteht, tagen und irgendwelche Schwierigkeiten machen 
könnten, mit dieser Möglichkeit rechnet der Generalkon- 
trolleur auch in dieser Denkschrift nicht. Er hat nur einen 
Gegner im Auge, der ihm Hindemisse in den Weg legen 
könnte: die Parlamente, die eben durch die Notabein lahm 
gelegt werden sollen. 

Zu seinem lebhaften Bedauern aber mußte er diesem 
Gegner in die zu berufende Versammlung Eintritt gewähren, 
und leider in recht stattlicher Anzahl. Denn da es her- 
kömmlich war, die Präsidenten und Generalprokuratoren 
der siebzehn souveränen Höfe hinzuzuziehen und dem Pa- 
riser Gerichtshof einige Vertreter mehr zu gewähren, so 
nahmen die Parlamente allein 36 oder 37 Plätze in An- 
spruch. Zu dieser entschiedenen Opposition würde sich, 
wie Calonne selbst voraussah, der Klerus gesellen, dem aus 
diesem Grunde eine auffallend kleine Vertretung zugestanden 
wurde: nur ein Dutzend Erzbischöfe und Bischöfe sollte 
der König nach dem Vorschlag seines Ministers berufen. 

Um diese gefährliche Gegnerschaft, die Calonne auf 
50 Köpfe berechnete, wirksam in Schach zu halten, mußte 
der Monarch die Versammlung in größerer Zahl berufen, 
wie üblich war, so daß die Vertreter des Adels und der 
bedeutendsten Städte die Mehrheit hätten. Daß diese 
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beiden Gruppen seinen Vorschlägen .sicherlich zustimmen 
würden, glaubte der Generalkontrolleur annehmen zu dürfen. 
Ihre Auswahl sollte aus zwei Gesichtspunkten erfolgen: 
es sollten Leute von Ansehen, die allgemeines Vertrauen 
genössen, berufen werden, damit ihre Zustimmung die öf- 
fentliche Meinung stark beeinflussen könnte. Dabei müßte 
man allerdings darauf sehen, daß es Personen wären, die 
dem König aufrichtig ergeben, jeder Intrigue abhold, un- 
parteiisch und von patriotischer Gesinnung seien. 

Um den Geist der Opposition zu bannen oder doch 
von vornherein möglichst einzuschränken, wurde die Ver- 
sammlung in sieben Bureaus zerlegt; in jedem derselben 
sollte ein Prinz von Geblüt den Vorsitz führen. Allgemeine 
Versammlungen sollten nur dann stattfinden, wenn die Mi- 
nister den Notabein eine neue Gruppe von Entwürfen mit- 
zuteilen hatten; die Beratung über diese aber war nur im 
Schoß des Bureaus zulässig. 

Allein die überschwenglichen Erwartungen, die der 
König und sein Generalkontrolleur an die Berufung der 
Notabein knüpften, wurden keineswegs von Calonnes Kol- 
legen geteilt. Allerdings hatte sowohl Vergennes wie Miro- 
menil die Pläne des Finanzministers beim ersten Anblick 
ausdrücklich gebilligt, ja sogar mit beifalligen Lobeserhe- 
bungen dem König empfohlen. Diese Begeisterung war 
aber entweder nicht echt, wie uns Mercy versichert^), oder 
inzwischen einer vorsichtigeren und zurückhaltenderen Auf- 
fassung gewichen. Der frühere Beifall der beiden Minister 
muß auch verwundertes Mißtrauen erregen, wenn man sich 
erinnert, daß sie sich bisher stets als entschiedene Gegner 
des neuerungssüchtigen Reformeifers gezeigt hatten. Sollten 
sie sich plötzlich zu entgegengesetzten Anschauungen haben 
bekehren lassen, namendich Mirom^nil, der, wie wir bei 
Gelegenheit seiner Polemik gegen Turgots Frondensteuer- 



*) Mercy an Kaunitz, den 20. Januar 1787. Wiener Arcbhr. 
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entwurf erfahren haben, ein eifriger Anwalt der Privilegien 
war? Es ist also sehr wohl möglich, daß Mirom^nil nicht 
der harmlose alte Mann war, als den ihn auch Ranke be- 
trachtet, sondern im Innern von vornherein die Projekte 
des Finanzministers verdammte und nur diese Gesinnung 
zunächst sorgfaltig vor dem Könige verbarg. Mercy gibt 
uns für dieses Doppelspiel eine möglicherweise richtige Be- 
gründung. Nach seiner Darstellung glaubte der Großsiegel- 
bewahrer sich in seiner Stellung von Calonne bedroht. Aus 
den wachsenden Schwierigkeiten, mit denen dieser zu 
kämpfen hatte, meinte er schließen zu müssen, daß der 
Generalkontrolleur bei gegebener Gelegenheit freiwillig auf 
seinen Platz verzichten würde, um ihn mit dem Posten des 
Siegelbewahrers zu vertauschen. Schon lange hegte Miro- 
menil diesen eifersüchtigen Verdacht und sann auf ein 
Mittel, um die Pläne des vermeintlichen Nebenbuhlers, den 
er bitter haßte, zu durchkreuzen. Da ihn mit Vergennes 
enge Freundschaft verband, rechnete er auf dessen Beistand. 
Calonnes Reformplan bot ihm die willkommene Handhabe. 
Er kannte besser als der optimistische Finanzminister die 
Stimmung der maßgebenden Kreise und sah voraus, daß 
die vornehmsten Korporationen des Staates den Projekten 
seines Kollegen den entschiedensten Widerstand entgegen- 
setzen, ja daß sie nicht eher ruhen würden, als bis sie 
den verwegenen Urheber derselben aus dem Sattel geworfen 
hätten. 

Wenn also Miromenil beim König die Ausführung 
des Reformplanes und die Berufung der Notabein zunächst 
befürwortete, so geschah das, wenn wir Mercy glauben dür- 
fen, in der Voraussicht, daß Calonne dadurch unzweifelhaft 
in Bälde beseitigt werden würde. Sobald aber Ludwig XVI. 
seinen Entschluß unwiderruflich gefaßt und die einleitenden 
Schritte getan hatte, begann sich Miromönil von dem ge- 
fährlichen Nebenbuhler, den er bisher nur zum Schein un- 
terstützt hatte, abzuwenden. 
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Das ersieht man deutlich aus einem Schreiben, das er 
am 28. Dezember 1786 an den König richtete^). Hatte er 
bisher dem Reformplan uneingeschränktes Lob gezollt, so 
rückte er hier mit Zweifeln und Bedenken gegen die wich- 
tigsten Vorschläge Calonnes hervor. Er gesteht dem Mon- 
archen, daß er im Ministerrate, der am Tage vorher statt- 
gefunden, jede Gegenbemerkung gegen die Ausführungen des 
Finanzministers unterdrückt habe, um schicklicherweise in 
Gegenwart des Königs Mißhelligkeiten möglichst zu ver- 
meiden und dadurch den Gang der Staatsgeschäfte nicht 
zu verwirren. Jetzt aber hält er es für geboten, seinen 
Herrn auf einige Punkte aufmerksam zu machen, die von 
den Notabein wahrscheinlich Widerspruch erfahren würden. 
Vor allem kommt es ihm darauf an — und dahin geht 
die leicht zu erratende Tendenz des Briefes — im voraus 
von sich die Verantwortung abzuwälzen, wenn die Vor- 
schläge des Finanzministers sich als nicht durchführbar er- 
weisen und scheitern sollten. Mirom^nil tadelt daher, daß 
sowohl in den Beratungen, die er im Verein mit Calonne 
und Vergennes über den Reformplan gepflogen, als auch in 
den Sitzungen, die durch des Königs Gegenwart ausge- 
zeichnet wurden, die einzelnen Gegenstände doch nur 
flüchtig und recht oberflächlich berührt, keineswegs aber 
gründlich und eingehend genug erörtert worden seien. Zum 
Beweis dafür zählt er eine lange Reihe von seiner Meinung 
nach höchst problematischen Fragen auf, die dringlich der 
Klärung bedürften, bevor man sie vor die Notabein brächte. 

Mochte nun der König, durch diese Bedenken des 
Großsiegelbewahrers stutzig gemacht, eine neue Unter- 
suchung der einschlägigen Materien anordnen, oder mochte 
er leichthin über dessen Einwürfe hinweggehen, in jedem 
Fall fühlte sich Miromenil durch den Inhalt seines abmah- 
nenden Schreibens gedeckt. Er hatte den Monarchen 



») Archives nationales, Paris, K 163 Nr. 8". 
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seiner Ansicht nach rechtzeitig gewarnt. Wenn dieser seine 
Vorstellungen in den Wind schlug, so war das dessen 
Sache. 

Daß auch Vergennes Neigung hatte, die Verantwortung 
für Calonnes Pläne von sich abzuwälzen, kann man der 
Schlußbemerkung von Mirom^nils Schreiben entnehmen, 
wo dieser den König bittet, dem Minister des Auswärtigen 
den Inhalt des Briefes mitzuteilen, welche Aufforderung 
natürlich in der sicheren Erwartung geäußert wurde, daß 
der Freund sich seinem Urteile anschließen und die will- 
kommene Gelegenheit ergreifen würde, um von Calonne ein 
merkliches Stück abzurücken und im Gegensatz zu dessen 
leichtherziger Zuversicht leise mißtrauische Zweifel zu be- 
kunden. 

Der Reformminister war also keineswegs auf Rosen 
gebettet. Mercy, der von vertraulichen Mitteilungen Ca- 
lonnes erzählt, zu denen er den Minister keineswegs er- 
mutigt habe, berichtet dem Fürsten Kaunitz, daß der Finanz- 
minister die hinterlistige Absicht, die Mirom^nil und Ver- 
gennes bei ihrem Betragen leitete, sehr wohl durchschaute 
und sich darüber beschwerte. Wo er sich hinwendete, be- 
gegnete er in diesen Tagen arglistigem Hohn und kaum 
verhehlter Schadenfreude. Daß er seinen Plan bei den 
Notabein durchsetzen würde, mochte niemand glauben. Alle 
seine Kollegen im Ministerium kehrten ihm den Rücken, 
Vergennes und Mirom^nil, weil sie seinen Sturz voraus- 
ahnten und jetzt auch betreiben halfen, die andern aus ver- 
letzter Eitelkeit, weil Calonne beim König durchgesetzt 
hatte, daß vor ihnen der Reformplan geheimgehalten wer- 
den sollte. Ein leidenschaftlicher Gegner des Generalkon- 
trolleurs, der schon lange auf seinen Fall hinarbeitete, war 
Breteuil. 1) Er besaß das Vertrauen der Königin und be- 

*) Mirom6niI berichtet unter dem 8. Dezember 1786 Ludwig XVI., 
daß Breteuil den Parlamentsräten, die Calonne wegen der ungesetzlichen 
Überschreitung früherer Anleihen verklagen wollten, Beweismaterial lieferte: 
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einflußte sie wahrscheinlich in einem dem Generalkontrolleur 
ungünstigen Sinne. Vergeblich hatte dieser sich aufs eif- 
rigste bisher um das Wohlwollen Marie Antoinettes be- 
müht, i) 

Als Ludwig XVI. den Reformplan endgiltig angenom- 
men hatte, verfaßte Calonne für die Königin eine kurze 
Denkschrift, in der er in formgewandter Eleganz die leiten- 
den Hauptgedanken des Projektes übersichtlich zusammen- 
faßte und schließlich um Marie Antoinettes Beistand flehte. 
Er durfte jedoch, wie Mercy ausdrücklich dem Fürsten 
Kaunitz versicherte, auf keinen Fall hoffen, erhört zu wer- 
den, da die Königin von jeher eine große Abneigung gegen 
ihn hegte: :^diese«, fahrt der Gesandte fort, »haben Ihre 
Majestät besonders in diesen letzten Zeiten demselben un- 
verhalten (nicht verhehlt), ein Umstand, wodurch er nur 
um so heftiger betroffen und bestürzt geworden. c 2) 

So hatte Calonne bei dem großen Wagnis, dem er ent- 
gegenging, nur den König an seiner Seite. Eine Welt von 
Feinden sah er sich gegenüber. Seine Gemütsstimmung 
schwankte in diesen Tagen in jähem Umschlag zwischen 
den äußersten Polen : bald zeigte er sich begeistert und hoff- 
nungsfreudig , bald schwarzseherisch und tief entmutigt. 

>On m'a m6me dit que M. le baron de Breteuil £ut faire actuellement par 
des 6missaires qu'il a k THötel de Ville des rel^v^s des contrats de rente 
passes au dtlk des sommes port^es par les ^its d'empmnt, pour les re- 
mettre k M. d'Am^court, dont quelques conseillers qu'il s'est attach6s par 
les espörances qu'il leur donne, serviront les vues en faisant la d^nondation. 
Je n'ai point voulu parier de cela k M. de Calonne ; ce serait aigrir inutile- 
ment l'animosite qui r^gne entre lui et M. le baron de Breteuil, £ure 
öclater la division dans votre Conseil et vous donner de l'embarras.c Arch. 
nat. Paris, K 163 Nr. 8»». 

*) Mercy meldete am 5. November dem Fürsten Kannitz: >Calonne 
bewirbet sich zwar um die Unterstützung der Königin ; Ihre Majestät aber, 
die ihn hassen und ihn ftlr einen unfithigen, ungetreuen Diener halten, 
sind nicht gesinnet, ihm höchstihren Schutz angedeihen zu lassen. c Wiener 
Archiv. 

') Mercy an Kaunitz, den 20. Januar 1787. 
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Wandelten ihn böse Vorahnungen an, so gefiel er sich in 
der Pose des Helden, der sich fiir das Wohl seines Königs 
und des Vaterlandes gern aufopfert. So ruft er der 
Königin in der oben erwähnten Denkschrift zu: »Übrigens 
habe ich die Augen fest geschlossen gegenüber allen Ge- 
fahren, die ein großes Unternehmen stets fiir denjenigen 
hat, der sich damit beladet. Da ich tief durchdrungen bin 
von der Überzeugung, daß das Wohl des Staates davon 
abhängt, würde ich mich ohne Zaudern für den glücklichen 
Ausgang aufopfern, würde ich mich sogar ohne Reue als 
das Opfer des Versuchs erblicken.« Daß er nicht allein 
seine wenig bedeutende Person bei dem Unternehmen aufs 
Spiel setzte, sondern auch die Geschicke des Königs und 
des alten Staates, ahnte er so wenig wie die zahlreichen 
Gegner, die an seinem Sturze mithalfen. 




Sechstes Kapitel. 

Calonne und die Notabein. 

I. 
Sicherlich war es ein hohes bedeutendes Ziel, dem 
Calonne mit seinem großen Reformplane zustrebte : handelte 
es sich doch um nichts Geringeres als um die Wiedergeburt 
der französischen Monarchie. Die Gedanken, die in dem 
Programm der physiokratischen Schule ihren schärfsten 
Ausdruck gefunden hatten, sollten nunmehr verwirklicht 
werden. Durch die Einführung von Munizipalitäten sollte 
die Staatsverwaltung neu belebt, sollte vor allem die un- 
selige Steuerverfassung, die den Armen zugunsten des Reichen 
überbürdete und den landwirtschaftlichen Aufschwung hemmte, 
von Grund aus nach gesunden Grundsätzen umgestaltet 
werden. Durch die Niederbrechung der innern Zoll- 
schranken und die Aufhebung oder Milderung mancher 
lästigen indirekten Abgabe hoffte man Handel und Wandel 
im Innern des Reiches zu höherer Blüte zu bringen und 
überhaupt durch die Schöpfung eines weiten einheitlichen 
Wirtschaftsgebietes eine möglichst freie Entfaltung der pro- 
duktiven Kräfte zu gewährleisten. Hinter diesen umfassen- 
den Reformen verschwand fast diejenige Frage, die Calonnes 
vornehmste Sorge beanspruchte und eigentlich die Keim- 
zelle seines Planes bildete: die Gesundung des königlichen 
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Finanzwesens, die durch die Erschließung neuer Einnahme- 
quellen, wie der Grundsteuer und der Stempelsteuer, sowie 
der Veräußerung des Domanialbesitzes gelöst werden sollte. 

Allein die Durchführung dieses staatswirtschafUichen 
Programms schloß Folgerungen in sich, die auch rein poli- 
tisch von der größten Tragweite waren: die Reste des 
feudalständischen Staates, die der vordringende königliche 
Absolutismus noch nicht aufgesogen hatte, wären dadurch 
bis auf wenige trümmerhafte Überbleibsel, die auch nur 
kurze Zeit das Dasein gefristet hätten, verschwunden. 

Schon der Grundgedanke des Calonneschen Reform- 
planes, der als ideale Forderung die einheitliche gleich- 
förmige Verwaltung des ganzen Reiches aufstellte, kündigte 
dem ständischen Geiste, der in dem provinziellen Sonder- 
leben die Wurzeln seiner Kraft erblickte, Todfeindschaft 
an. Eben dieser ständische Geist hatte sich den zentrali- 
sierenden Tendenzen des Absolutismus stets mit zäher 
Energie entgegengestemmt und auf seine verbrieften Rechte 
und Privilegien berufen. Auch dieses Mal machte der Re- 
formminister vor den Pays d'Etats halt, sprach aber die 
bestimmte Erwartung aus, daß auch diese Landschaften 
späterhin ihre Sonderstellung aufgeben und sich wie die 
Pays d'äection dem Gesamtorganismus des Staates ein- 
gliedern lassen würden, sobald sie die Vorzüge der neuen 
Munizipalverfassung würdigen gelernt hätten. Diese Muni- 
zipalverfassung aber beruhte ja geradezu auf der Verneinung 
des ständischen Geistes: denn indem man hier auf die 
Scheidung der Versammlungen in die herkömmlichen drei 
Kurien ausdrücklich verzichtete, deutete man klar an, daß 
man mit dem mittelalterlichen Dreiklassenstaat energisch 
zu brechen gedachte, daß man nur eine politisch gleich- 
berechtigte Masse von Staatsbürgern hinfort anerkennen 
würde. 

Wie die Pays d'Etats sahen sich auch die Parlamente 
durch die neuen Munizipalitäten in ihrem politischen Dasein 
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aufs ernstlichste bedroht. Unterlag es doch keinem Zweifel, 
daß die machtvolle Organisation der Selbstverwaltung mit 
ihrem repräsentativen Charakter in Zukunft die Gerichtshöfe 
in Schatten stellen würde. Wie leicht würde es hinfort 
dem Königtum sein, Maßnahmen im Widerspruch mit den 
Gerichtshöfen durchzuführen, sobald es sich auf den Beifall 
der Munizipalitäten berufen durfte. 

Am schärfsten aber wendete sich die Stoßkraft des \y 
Calonneschen Reformplanes gegen diejenige Korporation, 
die mit ihrer kraftvollen Organisation die größte politische 
Macht verband und gleichsam einen Staat im Staate bildete, 
gegen den Klerus. Seine gewaltige Gütermasse, die einen 
erheblichen Bruchteil des Grundbesitzes des Reiches aus- 
machte, sollte der einzuführenden Grundsteuer unterworfen 
werden. Das bedeutete aber nicht nur den Verlust des 
kostbaren Steuerprivilegs, sondern auch der politischen 
Macht, die der Klerus bisher besessen hatte. Denn welch 
wertvolle Waffe war für ihn das Steuerbewilligungsrecht 
gewesen, wenn er auf seinen Generalversammlungen mit 
der Regierung über das don gratuit verhandelte und dessen 
Höhe nach den Zugeständnissen einrichtete, die er als 
Gegengabe einheimste. Was er bisher mit unüberwindlicher 
Zähigkeit der Regierung verweigert hatte, sollte er in Zu- 
kunft zulassen müssen: wie die Pays d'fetats sollte er hin- 
fort auf das Recht der eigenen Steuerverwaltung verzichten 
und seine Güter von königlichen Beamten einschätzen lassen. 

Wir erkennen also, welch bedeutender politischer Kern 
in Calonnes Reformplan enthalten war, wie seine Durch- 
führung den Tod des ständischen Prinzips, das sich in den 
verschiedenen Korporationen darstellte, und den endgültigen 
Triumph des Absolutismus im französischen Staatsleben zur 
Folge gehabt hätte. Es handelte sich also um eine hoch- 
politische Frage, über die sich die Notabein schlüssig zu 
machen hatten. Sollten sie vor dem Absolutismus alle 
Schranken niederreißen und ihm ihre ständischen Privilegien 
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und Freiheiten zum Opfer bringen, also ihr eigenes Todes- 
urteil unterzeichnen, oder sollten sie vielmehr die korporative 
Selbständigkeit mit entschlossenem Eifer wahren? 

Daß der Klerus, die Parlamente und die Vertreter der 
Pays d' Etats Widerstand leisten würden, sah Calonne vor- 
aus. Obwohl diese Gruppen fast die Hälfte der Mitglieder 
der Versammlung ausmachten, hoffte der Minister trotzdem, 
daß die Mehrheit seinem Plane zustimmen würde. Dabei 
rechnete er namentlich auf die nachdrückliche Mitwirkung 
von zwei Faktoren, die seiner Meinung nach mittelbar 
starken Einfluß auf die Haltung der Notabein üben mußten, 
einmal auf das Ansehen und die Verehrung, die man der 
sittenstrengen, von den besten Absichten geleiteten Persön- 
lichkeit seines königlichen Herrn zollte, sodann aber — und 
auf dieses Moment sehen wir Calonne von vornherein das 
größte Gewicht legen — auf die rückhaltiose Unterstützung, 
die seine Vorschläge, wie er sich schmeichelte, in der 
öffentlichen Meinung finden würden. Immer wiederholt er 
in seinen zahlreichen Denkschriften dem König, daß alle 
seine Projekte schon längst den Beifall der Nation hätten, 
ja daß sie geradezu der Niederschlag der heißesten Wün- 
sche des französischen Volkes seien. Wie würden daher 
die Notabein es wagen, dem klar ausgesprochenen Willen 
des Königs und der Nation Trotz zu bieten, indem sie die 
heilsamen Reformen, von denen nicht nur das Wohl der 
Krone, sondern auch die gedeihliche Entwickelung des 
ganzen Reiches abhingen, zu F*all brächten. An solche 
Verblendung war nach Ansicht des Generalkontrolleurs nicht 
zu denken. Sollte aber dennoch wider alles Erwarten eine 
unbesonnene Opposition unter den Notabein Platz greifen, 
so hielt der Minister ein wirksames Mittel zu ihrer Zähmung 
in Bereitschaft, nämlich den Appell an die öffentiiche Mei- 
nung. Er hegte die zuversichtliche Hoffnung, daß diese 
ihm, wenn alles auf dem Spiel stünde, zu Hilfe kommen 
und sein Werk retten würde. 
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Die Vorzeichen vor dem Zusammentritt der Notabein 
waren Calonne keineswegs günstig. Der pomphaften An- 
kündigung, nach welcher der hauptsächliche Zweck der 
Versammlung der Erleichterung des Volkes gelten sollte, 
schenkte niemand rechten Glauben. Vielmehr argwöhnte 
man sogleich, daß finanzielle Verlegenheiten einzig und 
allein die Regierung zur Berufung der Notabein genötigt 
hätten, daß dagegen die Reforma*bsichten im wesentlichen 
nur vorgeschützt seiend). Die öffentliche Meinung, auf die 
Calonne so große Hoffnungen setzte, wandte sich sofort 
gegen ihn; wegen seiner verschwenderischen Verwaltung 
stand er schon lange im übelsten Rufe, so daß man, 
namentiich in der Hauptstadt, von den Maßnahmen eines so 
dunklen Ehrenmannes nichts Gutes erwartete. 

Aber auch gegen die Notabein richtete sich die öffent- 
liche Stimme. Man besorgte, daß sie nicht Rückgrat genug 
haben würden, um sich gegen die Zumutungen des Finanz- 
ministers entschieden zu wehren, und betonte, daß sie 
keineswegs Vertreter und Beauftragte der Nation, sondern 
willenlose Werkzeuge des Despotismus seien. Man sprach 
ihnen von vornherein das Recht ab, irgendwelche Auflagen 
zu bewilligen. Der Pariser Gassenwitz erging sich in wirk- 
lich geistreichen Scherzen über Calonne und die Notabein. 
So erzählte man sich, daß an der Pforte der Generalkon- 
trolle sich ein Anschlag folgenden Inhalts in diesen Tagen 
befunden habe: »Euch sei kund getan, daß der Herr Ge- 
neralkontrolleur eine neue Schauspielertruppe angeworben hat, 
die am Montag, den 29. dieses Monats in Versailles vor 
dem Hofe ihre Vorstellungen eröffnen wird. Als großes 
Stück wird gegeben werden : Die falschen Vertraulichkeiten, 
als kleines: Die Zustimmung wider Willen und zum Schluß 
eine allegorische Ballett-Pantomime nach der Zusammen- 
stellung des Herrn von Calonne unter dem Titel: Das Faß 
der Danaiden.« 



>) Mercy an KauniU, den 20. Januar 1787. 
Glagau, Reform versuche. 1$ 
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Zum Leidwesen Calonnes und sehr zum Nachteil für 
seine Pläne mußte die Eröffnung der Notabeinversammlung 
aus Rücksicht auf seinen schlechten Gesundheitszustand und 
die schwere Erkrankung des Ministers des Auswärtigen um 
mehr als drei Wochen vertagt werden. Mitte Februar 
starb Vergennes. Die allgemeine Annahme, daß dieser 
Todesfall für den Generalkontrolleur einen schmerzlichen 
Verlust bedeutet hätte, ist wahrscheinlich unrichtig, wenn 
wir den Mitteilungen glauben dürfen, die uns Mercy über 
Vergennes' zweideutige Haltung gegenüber Calonne macht. 
Zweifellos aber entging dem Finanzminister ein Vorteil, auf 
den er sehr gerechnet hatte. Er hatte die ahnungslosen 
Notabein mit seinen Projekten überraschen und ihren Beifall 
im Sturm sich erobern wollen, bevor sie etwas davon gehört 
oder sich untereinander verständigt hätten. Infolge der 
Vertagung aber hatten die Mitglieder der Versammlung 
schon gerüchtweise von den Absichten des Finanzministers 
erfahren; auch hatten sie mit dem oppositionellen Geist der 
Hauptstadt Fühlung gewonnen und sich untereinander be- 
reden können. 



II. 
Am 22. Februar 1787 wurde die Notabeinversammlung 
endlich eröffnet. Der König begrüßte die Mitglieder in 
einer kurzen Ansprache, in der er den Grund ihrer Be- 
rufung andeutete. Er betonte, daß er nach reiflichster Über- 
legung sich zu dem Reformplan, der ihnen vorgelegt wer- 
den würde, entschlossen habe. Dabei ließ er durchblicken, 
daß die Tätigkeit der Notabein sich in den engsten Grenzen 
zu bewegen habe. Er dachte nicht daran, ihre Zustimmung 
zu den Projekten des Finanzministers einzuholen, diese 
schien er als selbstverständlich zu betrachten. Nur darüber 
erbat er ihren Rat, wie die Projekte am schicklichsten aus- 
geführt werden sollten. 
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Nach einer schwülstigen, inhaltsarmen Rede des Groß- 
siegelbewahrers, in der das Reformprogramm des Finanz- 
ministers in flüchtigen Umrissen skizziert wurde, ergriff 
Calonne selbst unter allgemeiner Spannung zu längeren 
Ausführungen das Wort, um die Notwendigkeit seiner 
Vorschläge eingehend zu begründen. Auf eine genaue 
Analyse dieser Rede müssen wir verzichten. Heben wir 
nur diejenigen Punkte hervor, die für die Taktik des Finanz- 
ministers charakteristisch sind. 

Gleich die einleitenden Sätze verraten uns Calonnes 
hauptsächliches Bestreben : er sucht hinter dem König Dek- 
kung. »Was mir in diesem Augenblick aufgetragen ist«, 
hebt er an, >ehrt mich umsomehr, als die Pläne, die ich 
Ihnen im Auftrag des Königs nach ihrem innem Zusammen- 
hang vorzulegen habe, ihm ganz und gar persönlich ge- 
worden sind durch die ununterbrochene Aufmerksamkeit, 
die Ihre Majestät jedem derselben vor seiner Annahme ge- 
schenkt hat.« Sei schon dieser Umstand geeignet, bei den 
Notabein das begründetste Vertrauen zu erwecken, so würde 
diese Stimmung zweifellos ihren Gipfel erreichen, wenn sie 
hörten, mit welchem beharrlichen, ja rührenden Eifer der 
König sich der langen und mühevollen Arbeit unterzogen 
habe, die einmal die Prüfung aller Etats erforderte, aus 
denen er die wirkliche Lage seiner Finanzen sich verschaffen 
mußte, und sodann die Erörterung jedes der Mittel, die 
nach dem Vorschlage des Ministers sich zur Herstellung 
der Ordnung eigneten. 

Diese Mitteilung bedeutete einen Appell an die loyalen 
Gefühle der Notabein. Etwaiger Widerspruch oder gar 
Widerstand von ihrer Seite, gab ihnen der Minister dadurch 
zu verstehen, würde sich nicht nur gegen den Urheber des 
Reformplanes, sondern gegen die geheiligte Person des 
Monarchen selbst richten. 

Der König wurde aber nicht nur als Bürge für die 
Vortrefflichkeit der Projekte seines Finanzministers ange- 

i5* 
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rufen: er erklärte sich auch durch dessen Mund mit der 
früheren Finanzverwaltung des Generalkontrolleurs durchaus 
einverstanden. Calonne scheute sich nicht, auch hier die Ver- 
antwortung dem König aufzubürden. Dabei gestand er mit 
geradezu zynischer Offenheit den frivolen Grundgedanken 
seiner bisherigen Finanzpolitik ein, den er doch, ohne daß 
Ludwig XVI. davon eine Ahnung gehabt, auf eigene Faust 
durchgeführt hatte. Trotz der ungünstigen Lage des Staats- 
schatzes habe er das Geld mit vollen Händen ausgegeben; 
um Kredit zu erhalten, habe er anscheinenden Überfluß 
heucheln müssen, um die erschreckende Leere der könig- 
lichen Kassen argwöhnischen Blicken zu verschleiern und 
die Kapitalisten anzulocken. Ob diese eines Bankrotteurs 
würdige Haltung einem hohen Staatsbeamten geziemte und 
dem königlichen Namen Ehre machte, darüber machte er 
sich keinen Gedanken. 

Nach seiner Meinung war ihm nicht nur der Monarch, 
sondern auch das Vaterland unauslöschlichen Dank dafUr 
schuldig, daß er diesen Ausweg gefunden und unter solchen 
Verhältnissen die schwere Bürde seines Amtes, aller Sorgen 
ungeachtet, die es ihm bereitete, mit heiterer Miene ge- 
tragen hatte. 

Trotz dieses Eingeständnisses beansprucht Calonne, da 
er nur der Not gehorcht, den Titel eines guten Haushalters, 
dessen Rechnungswesen sich in tadelloser Ordnung befinde, 
hütet sich aber, die Notabein zur Prüfung dieser Angaben 
einzuladen. Im Gegenteil, diese Prüfung stehe nicht ihnen, 
sondern nur dem König zu, der diese Arbeit auch auf sich 
genommen und dessen Händen er alle Belege überantwortet 
habe. Natürlich habe der Monarch bei dem Finanzminister 
alles in bester Ordnung gefunden. Er sei jetzt auf das 
genaueste über den Stand der königlichen Finanzen unter- 
richtet und jederzeit in der Lage, die Berechtigung jeder 
einzelnen Ausgabe durch Einblick in die ihm übergebenen 
Etats zu prüfen: »Ich fürchte nichtc, äußert Calonne, »daß 
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die giftigste Bosheit auch nur irgendeinen Posten anführen 
könnte, der nicht in ihnen gebucht wäre.« 

Gerade aus diesem Seitenhieb gegen jeden Zweifler 
konnte man entnehmen, wie wenig wohl dem Generalkon- 
trolleur zumute war. Er besorgte offenbar, daß seine zahl- 
reichen Gegner und namentlich die Vertreter der Parla- 
mente die Grundsätze seiner Finanzverwaltung angreifen 
würden. Er suchte daher, ihnen zuvorzukommen und den 
erwarteten giftigen Geschossen die Spitze abzubrechen. 
Diese eilfertige Verteidigung und das auffällige Bemühen 
des Ministers, hinter der Person des Königs Deckung zu 
suchen, konnte auf die Hörer keinen günstigen Eindruck 
hervorbringen. Vielmehr steigerte es den Verdacht, daß 
der Generalkontrolleur sehr triftige Gründe habe, seine bis- 
herige Geschäftsführung in undurchdringliches Dunkel zu 
hüllen. 

Sehr zu bedauern war es, daß der schlechte Ruf Ca- 
lonnes, der durch diese zweideutige Haltung gewiß nicht 
gebessert wurde, auch denjenigen seiner Ausführungen Ein- 
trag tat, aus denen die Notabein reiche Belehrung hätten 
schöpfen können. Verdienten doch seine Angaben über 
die Herkunft des Defizits, wie wir heute wissen, vollen 
Glauben. Seit Jahrhunderten gab es, wie Calonne behaup- 
tete, im französischen Staatshaushalt einen Fehlbetrag, den 
man stets sehr mühsam, teilweise durch Bankrotte, teilweise 
durch neue Steuern gedeckt hatte. Allein niemals war man 
dazu gelangt, das Übel mit der Wurzel auszurotten. Lang- 
jährige kostspielige Kriege und der luxuriöse Hofhalt hat- 
ten die Finanzen sogleich wieder aus dem Gleichgewicht 
gebracht. Als der berüchtigte Abb^ Terray gegen Ende 
der Regierung Ludwigs XV. das Amt des Generalkontrolleurs 
übernahm, belief sich das Defizit jährlich auf 74 Millionen. 
Durch gewaltsame Mittel minderte er es zwar um 34 Millio- 
nen, aber beim Regierungsantritt des jungen Monarchen 
erreichte es immer noch die stattliche Höhe von 40 Millionen. 
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Unter Turgots kurzfristiger Verwaltung sank es wohl um 
einige Millionen, um dann aber seit der Teilnahme Frank« 
reichs an dem amerikanischen Befreiungskampf sich in 
wenigen Jahren mehr als zu verdoppeln. Als Calonne im 
November 1783 Finanzminister wurde, belief es sich auf 
80 Millionen, um dann — was der Generalkontrolleur vor- 
läufig noch nicht eingestand — in den nächsten Jahren in- 
folge der sich häufenden Anleihen und der schrankenlosen 
Freigebigkeit des Generalkontrolleurs um weitere 60 Mil- 
lionen zu wachsen. 

Diese Feststellungen Calonnes, die bei dem höchst un- 
übersichtlichen und nach unsem heutigen BegrifTen sehr 
mangelhaft geordneten Rechnungswesen das Ergebnis viel- 
monadicher mühevollster Arbeit, waren, riefen das größte 
Aufsehen nicht nur bei den Notabein, sondern in Frank- 
reich und der ganzen Welt überhaupt hervor. Hatte man 
sich doch seit dem Erscheinen von Neckers Rechenschafts- 
bericht in dem Glauben gewiegt, daß die französischen 
Finanzen sich in vortrefflichem Zustande befanden, eine 
Annahme, die der frühere Schatzdirektor noch jüngst in 
seinem Werke, das er diesem wichtigen Zweige der Ver- 
waltung gewidmet, ausdrücklich bekräftigt hatte. Aber 
Calonne selbst hatte in seinen Finanzedikten, um den Staats- 
kredit zu befestigen und seine Anleihen beim Publikum zu 
empfehlen, bis vor kurzem die Verhältnisse des königlichen 
Schatzes in die glänzendste Beleuchtung gerückt. Jetzt warf 
er mit einem Male die Maske ab und bekannte die Wahrheit. 
Mit rücksichtslosem Freimut zerstörte er die frühere Legende 
und behauptete, daß Necker sich über die wahre Sachlage 
vollständig getäuscht habe, daß im Jahre 1781 der Staats- 
haushalt anstatt des von ihm angegebenen Überschusses 
von IG Millionen einen Fehlbetrag von nahezu 70 Millionen 
aufzuweisen hatte. 

Wem sollte man nun Glauben schenken, dem gewiegten 
Genfer Finanzkünstier, der sich durch seine behutsame und 
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äußerst sparsame Leitung der Staatsfinanzen, wie durch 
seine vorsichtige Reformpolitik allgemeines Zutrauen er- 
worben hatte, oder seinem Ankläger, dessen leichtsinnige 
Verwaltung im übelsten Rufe stand, der noch eben die 
Lauge seines Spottes über Neckers prahlerische Sparsamkeit 
ergossen, im schärfsten Gegensatz dazu seine eigene weit- 
herzige Finanzpolitik gerühmt hatte und, weil er kein ganz 
reines Gewissen zu haben schien, einer Prüfung seiner Ver- 
waltung geflissentlich ausweichen wollte? Die Wahl konnte 
kaum zweifelhaft sein. Bei der überwiegenden Mehrheit 
der Notabein steigerten die Angaben, die Calonne über die 
Herkunft des Fehlbetrags vorbrachte, nur das schon gegen 
ihn bestehende tiefe Mißtrauen und den Wunsch, die Wahr- 
heit an der Hand der Rechnungsbelege genau zu er- 
gründen. 

Nach den Erläuterungen über das Defizit ging Calonne 
in seiner Rede auf die Hauptfrage ein: Wie sollte dieser 
Fehlbetrag gedeckt werden ? Die Aufnahme von neuen An- 
leihen oder die Erhöhung der Steuern verwarf er, weil 
diese Auskunftsmittel das Übel nur verschlimmem würden. 
Ebensowenig würde eine sparsamere Finanzverwaltung, die 
die Ausgaben nach Möglichkeit einzuschränken suchte, be- 
friedigende Ergebnisse erzielen können. Nur einen Ausweg 
gab es aus dem Labyrinth von Verlegenheiten, in denen 
der Staatsschatz sich befand : Rettung lag allein in der Be- 
seitigung der Mißbräuche, namentlich der Steuerprivilegien, 
die man nur allzulange geduldet hatte, indem man gerade 
die wohlhabenden und steuerkräftigen Elemente der Be- 
völkerung von dem größten Teile der Auflagen sich hatte 
befreien lassen. Das sollte in Zukunft anders werden: »Ja, 
meine Herren«, ruft Calonne den Notabein zu, »eben in 
den Mißbräuchen liegt ein Kapital von Reichtümern, auf 
die Anspruch zu erheben der Staat ein Recht hat und die 
zur Wiederherstellung der Ordnung dienen müssen. Eben 
in der Verbannung der Mißbräuche liegt das einzige Mittel, 
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um für alle Bedürfnisse zu sorgen. Gerade aus dem Schöße 
der Unordnung soll eine ergiebige Quelle herausspringen, 
die alle Teile der Monarchie befruchten wird.« Zwar hätten 
die Mißbräuche einflußreiche und mächtige Fürsprecher. 
Sollten sie sich aber auch aufs engste untereinander ver- 
bünden, was vermöchten sie schließlich auszurichten gegen- 
über dem öffentlichen Wohl und der Staatsnotwendigkeit? 

Nachdem Calonne die hauptsächlichen Mißbräuche auf- 
geführt hat, fragt er, wie es komme, daß sie, obwohl aufs 
heftigste befehdet und schon lange von der öffentlichen 
Meinung in die Acht erklärt, trotzdem allen Anstrengungen 
der Verwaltungsbeamten, sie zu beseitigen, erfolgreich wider- 
standen hätten. Das liege einzig und allein daran, daß 
man bisher nur die Symptome der Unordnung bekämpft 
habe, anstatt an die Wurzel des Übels die Axt zu legen. 
Das Grundübel erblickt Calonne in dem Mangel an einheit- 
lichen Verwaltungsgrundsätzen, welchem Mangel der König 
eben durch die geplanten Reformen abhelfen wolle, die er, 
gestützt auf die Ratschläge der Notabein, durchzuführen 
gedenke. 

In den Schlußworten seiner Rede begrenzt auch Ca- 
lonne ähnlich wie Ludwig XVI. die Rolle der Notabein auf 
ein Mindestmaß: ihre Bemerkungen sollten den Monarchen 
in der Ausfuhrung seiner Absichten unterstützen; sie sollten 
von den dankbaren Empfindungen zeugen, die man einem 
Herrscher schulde, der nur solche Pläne sich zu eigen 
mache, die der Erleichterung seines Volkes dienten. Die 
Notabein sollten sich glücklich schätzen, daß sie zu der 
ehrenvollen Aufgabe berufen seien, an den wohltätigen 
Absichten des Königs mitzuwirken und, beseelt von dem 
Gefühl reinster Vaterlandsliebe, nur das Wohl der Nation 
im Auge behalten, deren Blicke auf sie gerichtet seien. 

Gerade diese letzten Sätze enthielten eine verblümte 
Warnung an die Notabein : sie sollten sich hüten, sich durch 
ihre Standesinteressen beeinflussen zu lassen und gutwillig 
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die von ihnen geforderten Opfer darbringen, d. h. wider- 
standslos ihre Steuerprivilegien preisgeben. Im andern Fall 
würden sie die öffentliche Meinung gegen sich erregen. 

So glänzend und gewandt Calonnes Rede in der Form 
ist, so wenig ist ihr Inhalt von staatsmännischem Geiste 
getragen. Die ganze Taktik des Greneralkontrolleurs be- 
stand darin, daß er seinen Hörern klar zu machen suchte, 
es bliebe ihnen nichts anders übrig, als die ihnen vorge- 
legten Pläne in schweigendem Gehorsam gutzuheißen. Denn 
im Fall des Widerspruchs würden sie sich sowohl den 
Zorn des Königs als das Mißfallen der Nation zuziehen 
und den notleidenden Staat an den Rand des Abgrunds 
führen. 

Die folgenden Ereignisse sollten sogleich zeigen, wie 
sehr Calonne sich in seinen Hörern getäuscht hatte. Die 
Notabein ließen sich nicht durch die gebieterische Sprache 
des Absolutismus einschüchtern und zu der sklavischen 
Rolle gefügiger Jasager verurteilen. Vielmehr waren sie 
entschlossen, die Projekte des Finanzministers einer scharfen 
Prüfung zu unterziehen und sich darin durch keinerlei Dro- 
hungen stören zu lassen. 

III. 
Am 23. Februar unterbreitete Calonne den Notabein 
die sechs Gesetzentwürfe, aus denen sich die erste Abtei- 
lung seines großen Reformprojektes zusammensetzte. Am 
folgenden Tage traten die einzelnen Bureaus in die Beratung 
darüber ein. Die erste Denkschrift betraf die Einführung 
von Munizipalitäten in den Pays d'dection. Wir erinnern 
uns, daß der Generalkontrolleur sie nach dem Entwürfe 
Turgots zugeschnitten hatte, d. h. er hatte von der her- 
kömmlichen Scheidung der Versammlungen in drei Kurien 
ausdrücklich abgesehen. Die Mitglieder sollten sich nicht 
als die Vertreter irgend eines Standes fühlen, sondern 
schlechthin als Grundbesitzer und Staatsbürger. Wie Turgot 
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wünschte auch Calonne geflissentlich alles zu vermeiden, 
was der neuen Organisation einen ständischen Charakter 
hätte geben können, ganz im Gegensatz zu Necker, der 
seine Provinzialverwaltungen nach dem Muster der Land- 
stände des Lang^edoc gebildet hatte. Fürchtete Calonne 
doch, daß sonst die königliche Macht durch die Munizi- 
palitäten eine bedrohliche Einschränkung erfahren könnte. 
Diese Neuerung aber war durchaus nicht nach dem 
Geschmack der Notabein. Sie zeigten sich als entschlos- 
sene Vertreter des ständischen Prinzips, das sie, um einem 
weiteren Vordringen des Absolutismus Einhalt zu gebieten, 
nicht schwächen lassen wollten. Daher suchten sie der 
Selbstverwaltung eine Form zu geben, in der ihre Vormacht- 
stellung im französischen Staatsleben nicht nur keine Ein- 
buße erfahren, sondern eine nicht unerhebliche Festigung 
empfangen hätte. In ihren Bemerkungen erklärten sie sich 
wohl mit dem Gedanken der Einführung von Munizipali- 
täten einverstanden, forderten aber verschiedene Änderungen, 
die die Institution den alten Landständen annähern sollten. 
Vor allem durfte nach ihrer Meinung der König die Grenzen 
zwischen den Ständen nicht verwischen ; er sollte vielmehr den 
beiden oberen Kurien, Adel und Geistlichkeit, einen bestimm- 
ten Bruchteil der Sitze von vornherein gewährleisten. Nur 
Angehörige der beiden ersten Stände sollten in den Versamm- 
lungen den Vorsitz führen dürfen. Auch bemängelten die 
Notabein das Verhältnis der Munizipalitäten zu den Inten- 
danten. Ihrer Meinung nach sollte die Selbstverwaltung 
ein größeres Maß von Freiheit und Selbständigkeit haben 
gegenüber den königlichen Beamten. Nach den in der 
Denkschrift vom Finanzminister getroffenen Bestimmungen 
würden die Intendanten zu französischen Vizekönigen er- 
hoben und ihre Befugnisse, die man doch einzuschränken 
wünsche, noch bedeutend erhöht^). Einzelne Notabein 

*)>... De plus Ton ne peut se dissimuler que ranmngement pro- 
pos^ par le memoire rendrait les intendants des provinces vice-rois en 
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gingen so weit, daß sie für ihre Provinz die Herstellung 
der aufgehobenen Landstände forderten; so verlangte der 
Herzog von Clermont-Tonnerre und der erste Präsident des 
Parlaments von Grenoble die Berufung der früheren Stände 
des Dauphin^. 

Bei der Gestaltung der Munizipalitäten kommt also die 
gegensätzliche Auffassung, die die Notabein von der Re- 
gierung in der Verfassungsfrage trennte, zu deutlichem Aus- 
druck. Während Calonne die königliche Autorität befestigen 
und die ständischen Einrichtungen allmählich ganz beseitigen 
wollte, verwiesen ihm die Notabein dieses Vorgehen als 
verfassungswidrig und umstiirzlerisch und suchten vielmehr 
durch Anlehnung an das von Necker gegebene Vorbild 
die Selbstverwaltung auf ständischer Grundlage zu organi- 
sieren. Jeden weiteren Fortschritt des Absolutismus, wie 
er in der Tendenz von Calonnes Reformplan lag, hielten 
sie für höchst bedenklich: In ihrem Interesse lag vielmehr 
eine Schwächung der zentralistischen Staatsverwaltung, und 
in diesem Sinne betrachteten sie die Munizipalitäten als 
eine Art Gegengewicht gegenüber den weitgreifenden Macht- 
befugnissen der Intendanten. 

Die Munizipalitätenfrage bildete nur eine Art Vorposten- 
gefecht in dem Kampfe der Notabein gegen den General- 
kontrolleur. Bei Gelegenheit der zweiten Denkschrift, die 
der Einführung einer allgemeinen Grundsteuer an Stelle der 
beiden Zwanzigsten gewidmet war, kam es zwischen dem 
Minister und der Versammlung zu heftigen Zusammen- 
stößen. 



France et leur autorit^ que Ton d^sire diminuer en anginenterait consid6- 
rablement.< Diese Bemerkung entnehme ich dem Nachlaß des Marschalls 
und Herzogs von Mouchy-Noailles (Nationalarchiv C, 4). Monchy war 
Mitglied des 7. Bureaas und hat seine Meinungsäußerungen, die er im Laufe 
der Notabeinversammlungen vorbrachte, gesammelt. In die Obsenrations 
wurden die Äußerungen einzelner Mitglieder nur in AusnahmefiUlen auf- 
genommen und für gewöhnlich nur die Bemerkungen verzeichnet, auf die 
sich schließlich alle Mitglieder der einzelnen Bureaus geeinigt hatten. 
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Am 28. Februar faßte das erste Bureau unter dem Vor- 
sitz von Monsieur, dem Bruder des Königs, einen entschei- 
denden Beschluß. Es erklärte, nicht eher in eine Beratung 
über die Grundsteuer eintreten zu können, bevor es nicht 
genau in Erfahrung gebracht habe, wie der Fehlbetrag im 
Staatshaushalt entstanden sei und wie hoch er sich belaufe. 
Die Notabein verlangten, daß ihnen die Etats der letzten 
Jahre vorgelegt würden. Vor allem wünschten sie einen gründ- 
lichen Einblick in die Entwicklung der königlichen Finanzen 
seit dem Jahre 1781, d. h. seit der Veröffentlichung des 
Neckerschen Rechenschaftsberichtes zu erhalten. Auch 
wollten sie bestimmte Angaben hören über die Abstrei- 
chungen und Ersparnisse, die Seine Majestät planen, und 
über den voraussichtlichen Ertrag, welchen die Stempel- 
steuer, der Zuwachs der Zolleinnahmen und die Veräußerung 
der Domänen einbringen würden. Mit einem Wort, die 
Notabein gedachten die Verwaltung der Finanzen einer ge- 
nauen Prüfung zu unterziehen und je nach dem Ergebnis 
derselben ihr Gutachten einzurichten. Die Frage war, ob 
die Krone diese Untersuchung des königlichen Finanz- 
zustandes zulassen oder als einen unberechtigten Übergriff 
abweisen würde. 

Calonne hoffte, den drohenden Sturm durch eine halbe 
Maßregel zu beschwichtigen. In einem Billett, das er am 
I. März an Monsieur richtete, erklärte er sich mit Zustim- 
mung des Königs dazu bereit, den Notabein über den Stand 
der in seiner Rede berührten Finanzfrage Erläuterungen zu 
geben. Zu diesem Zwecke sollte der Graf von der Provence 
am folgenden Morgen die Präsidenten und je 4 oder 5 Mit- 
glieder der verschiedenen Bureaus bei sich versammeln. In 
dieser Ausschußsitzung wollte der Generalkontrolleur selbst 
erscheinen, um mit den Herren sich über etwaige zweifel- 
hafte Punkte, die näherer Aufklärung bedürften, zu unter- 
reden, auf ihre Einwürfe zu antworten und die Belege, auf 
die sich seine Berechnungen stützten, vorzuweisen. 
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Calonne ergriff sofort beim Beginn der Konferenz am 
2. März das Wort^), um noch einmal sehr weitläufig über 
die Notwendigkeit und die Vorzüge der geplanten Grund- 
steuer zu sprechen. Er versicherte, daß der König den 
Landwirt nicht überlasten wolle; der Mehrertrag der neuen 
Auflage im Vergleich mit den früheren beiden Zwanzigsten 
würde nicht auf Kosten der Bauern, sondern der Privile- 
gierten, namentlich des Klerus, erzielt werden. 

Der Erzbischof von Aix wandte sich gegen die un- 
begrenzte Dauer der Grundsteuer und wies darauf hin, daß 



') Die folgende Erzählung von den Vorgängen in der hochwichtigen 
Ausschußsitzung vom 2. März 1787, die ttber Calonnes Schicksal mls Minister 
nach Rankes treffender Bemerkung entschieden hat, stützt sich auf zwei 
Protokolle. Das eine (Compte rendu par M. de la Tour, de ce qui s'est 
pass6 k la conf6rence tenue chez Monsieur fr^re du Roi, le 2 mars 1787) 
befindet sich in den Akten, welche die Pariser Nationalbibliothek ttber die 
Notabeinversammlung von 1787 aufbewahrt (Le** Nr. 7). Es ist schon 
wiederholt benutzt worden. Das andere ist meines Wissens noch unbe- 
kannt, aber sehr wertvoll, weil es das erste sehr lückenhafte Protokoll in 
wesentlichen Punkten ergänzt. Jenes zweite Protokoll entstammt den Auf- 
zeichnungen, welche einer der Teilnehmer der Notabeinversammlung und 
der Ausschußsitzung, der königliche Prätor in Straßburg, Conrad Alexander 
G^rard, sich gemacht hat. Diese Aufzeichnungen sind heute im Archiv 
des Ministeriums des Auswärtigen in Paris (France, 1402) mit andern 
Briefen, ProtokoUbruchstUcken, Denkschriften usw., die sich auf die No- 
tabelnversammlung beziehen (vgl. auch Bd. 1400, 1401, 1403). G^rards 
Notizen sind auch sonst sehr unterrichtend, soweit sie sich auf die Ver- 
handlungen beziehen, die im Schöße des ersten Bureaus gepflogen vnirden, 
vor allem weil diese Aufzeichnungen zeigen, wie scharf hier die Meinungen 
aufeinandergeplatzt sind, und wie entschieden die reformfreundlichen und 
opferwilligen Mitglieder, ohne dabei sich auf Calonnes Seite zu stellen, 
die reaktionären Heißsporne, die auf keines ihrer Privilegien Verzicht 
leisten wollten — sie befanden sich namentlich in den Reihen des Klerus — 
bekämpft haben. Leider gibt G^rard die Erörterungen, denen er oft ge- 
nug mit der Feder nicht hat folgen können, sehr bmchstUckhaft wieder; 
immerhin aber gewinnt man aus seinen Notizen ein anschaulicheres Bild, 
als es uns die Observations zu geben vermögen, die uns ja gar selten 
etwas von den Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Bureaus verraten. 
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dagegen die Zwanzigsten bestimmten Terminen unterworfen 
seien. Es sei gegen die Natur der Steuer und den Geist 
der Nation, eine immerwährende Steuer festzusetzen. Man 
müsse vielmehr die Summe, die man brauche, nennen, um sie 
dann umzulegen. Außerdem stellte er die zweifellos hinfallige, 
aber von seinen Standesgenossen gern und häufig vertretene 
Behauptung auf, daß der Klerus mehr Steuern zahle als die 
übrigen Bürger, eine Auffassung, die auch sein Amtsbruder, 
der Erzbischof von Narbonne, mit Eifer verfocht. 

Als dann der Generalkontrolleur darauf hinwies, wie 
dringend notwendig es sei, dem Staat, der sonst vor einer 
Katastrophe, dem Bankrott, stehen würde, zu helfen durch 
prompte Bewilligung der geplanten Grundsteuer, erklärten sich 
die Mitglieder der Konferenz einmütig zu allen Opfern bereit. 
Nur stellten sie die Bedingung, daß die Regierung nicht an 
den hergebrachten Formen rühre, also namentlich dem 
Klerus und den Pays d'Etats ihre Steuerverfassung lasse. 
Sie machten geltend, daß die Provinzialversammlungen im 
Verein mit den Intendanten schon für die gleichmäßige und 
gerechte Verteilung der neuen Auflage Sorge tragen würden. 
Dieses Zugeständnis aber erklärte der Generalkontrolleur 
nicht machen zu können. Um die Steuerkrafl der einzelnen 
Provinzen genau kennen zu lernen, müsse man die Auflage 
nach einheidichen Grundsätzen umlegen und erheben, welche 
Behauptung die Notabein entschieden bestritten. Dagegen 
stellte Calonne ihnen in Aussicht, daß der König, sobald 
die Grundsteuer richtig verteilt und die Beschwerden der 
Geschädigten untersucht und abgestellt sein würden, nach 
einigen Jahren den einzelnen Landschaften Abonnements be- 
willigen und die selbständige Aufbringung ihres Anteils 
übertragen würde. 

Als Calonne auf eine Anfrage nach der Höhe der auf- 
zubringenden Grundsteuer die Summe von etwa 100 bis 
104 Millionen, also einen Mehrertrag von 50 Millionen im 
Vergleich mit den früheren beiden Zwanzigsten, angegeben 
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hatte, kam man auf den Kernpunkt der Angelegenheit zu 
sprechen, auf die Frage nach der Herkunft des Defizits. 
Hier stellten die Notabein mit Entschiedenheit an den 
Finanzminister die Forderung, ihnen reinen Wein einzu- 
schenken und vor allem den offenbaren Widerspruch zwischen 
Neckers Rechenschaftsbericht und der Höhe des von seinem 
Nachfolger behaupteten Fehlbetrags aufzuklären. Man gab 
Calonne zu bedenken, daß er das größte Interesse daran 
habe, die Wahrheit seiner Aufstellungen einleuchtend zu er- 
weisen, damit alle Mitglieder der Versammlung imstande 
seien, das Publikum aus seinem früheren Irrtum zu reißen 
und über den wirklichen Sachverhalt zu unterrichten. Sie 
verlangten daher, daß der Generalkontrolleur entweder den 
Notabein oder einem aus ihrer Mitte erwählten Ausschuß 
die Belege für alle Angaben unterbreite, die er in seiner 
Rede gemacht habe, worauf Calonne erwiderte, daß es nicht 
in seiner Macht stehe, dieser Forderung zu entsprechen, 
und sich darauf berief, daß der König und mehrere seiner 
Minister alle Etats mit der größten Sorgfalt geprüft hätten. 
Er könne versichern, daß diese Etats von ihm mit der 
peinlichsten Genauigkeit angefertigt seien, und daß er die 
Einzelheiten, in die er eingegangen sei, nur mit ausdrück- 
licher Ermächtigung des Königs vorgebracht habe. Wer 
würde also wagen, seine Angaben anzuzweifeln und sich 
damit über den Monarchen selbst zum Richter aufwerfen 
wollen? 

Durch diese letzte Bemerkung aber waren die Notabein 
nicht einzuschüchtern. Sie wiesen darauf hin, daß auch der 
König eben nach den Angaben Calonnes geirrt habe, als 
er Neckers Rechenschaftsbericht gebilligt und dem Finanz- 
direktor die Druckerlaubnis erteilt habe. Sei es nicht mög- 
lich, daß er auch diesmal ein Opfer der Täuschung ge- 
worden sei? Das war der Schluß, den die Notabein zwar 
nicht auszusprechen wagten, aber doch durch ihren Zweifel 
erkennbar genug andeuteten. 
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Der Finanzminister legte ihnen schließlich eine Reihe 
von Etats vor, aus denen er die Irrigkeit von Neckers 
Rechenschaftsbericht zu erweisen suchte. Diese Belege ge- 
nügten aber den Mitgliedern der Konferenz nicht. Der 
Prinz von Beauvau äußerte allgemeine Zweifel an den Ver- 
sicherungen Calonnes und forderte nachdrücklich die Er- 
nennung eines Ausschusses, der die Aufgabe haben sollte» 
auf Grund der Beweisakten Neckers und Calonnes einander 
widersprechende Berechnungen zu prüfen. In dieser Notlage 
sprang der Graf von Artois seinem Schützling Calonne bei 
und richtete an den Fürsten von Beauvau die Gegenfrage» 
ob denn Necker bei der Veröffentlichung seines Rechen- 
schaftsberichtes die Beweisstücke vorgebracht und ihm, dem 
Fürsten, gezeigt habe. Mit dieser Replik endete vorläufig 
die erregte Debatte. Calonne bemerkte noch, es sei jetit 
nicht an der Zeit, sich mit dieser Frage zu beschäftigen 
oder die Versicherungen in Zweifel zu ziehen, zu denen ihn 
der König nach eingehendster Kenntnisnahme der Sachlage 
ermächtigt habe. 

Es war vorauszusehen, daß die Notabein von dem Er- 
gebnis der Konferenz keineswegs befriedigt sein würden. In 
den Bureaus zitterte die durch die Debatten mit dem Finanz- 
minister hervorgerufene Erregung am folgenden Tage deut- 
lich nach. Eines der Mitglieder des ersten Bureaus^) berichtet 
uns in seinen Aufzeichnungen, wie am Morgen des 3. März 
der Fürst von Beauvau mit leidenschaftlichem Eifer ein 
kontradiktorisches Erweisverfahren bezüglich der beiden 
Rechenschaftsberichte Neckers und Calonnes forderte. I>er 
Herzog du Chatelet erklärte, daß die geplante Grundsteuer 
den Ruin des Ackerbaus herbeiführen würde. Ahnlich 
äußerte sich der Pariser Parlamentspräsident d'Ormesson. 
Graf Brienne geißelte die verschwenderische Finanzverwal- 
tung der Regierung: solange sie nicht haushälterisch wirt- 

») Der königliche Prälor G^rard; vgl. die vorige Anmerkung. 
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Schafte, werde sie nicht das Vertrauen der Nation sich er- 
werben können. Statt die Ausgaben nach dem Verhältnis 
ihrer Einnahmen einzurichten, habe sie bisher umgekehrt 
die Einnahmen hinaufgeschraubt, um ihre Ausgaben zu 
decken; wozu du Chätelet die Bemerkung machte, daß die 
angeblichen Ersparnisse der Finanzverwaltung eitel Blend- 
werk gewesen seien und sich im Gegenteil täglich in allen 
Zweigen der Staatsverwaltung die mißbräuchlichen Ausgaben 
gesteigert hätten. Man müsse überhaupt zu erfahren suchen, 
ob der vom Generalkontrolleur angegebene Fehlbetrag nicht 
noch viel höher sei. 

Man sieht aus diesen Äußerungen, wie wenig es Calonne 
geglückt war, durch seine Aussprache mit den Teilnehmern 
der Konferenz das Vertrauen der Notabein zu gewinnen 
und sie dem Vorschlage der Grundsteuer geneigter zu 
machen. Im Gegenteil, die Mitglieder der Versammlung ver- 
harrten in der entschiedensten Opposition. Sie verwarfen 
nicht nur die von dem Minister geplante Erhebungsform 
der Grundsteuer in Natur als kostspielig und gesunden 
volkswirtschaftlichen Grundsätzen widersprechend, sondern 
erklärten kurz und bündig, daß sie erst dann über die Auf- 
lage beraten würden, wenn sie sich von ihrer Notwendigkeit 
überzeugt hätten. Zu einem sicheren Urteil aber könnten 
sie nur durch eine genaue Prüfung der staatlichen Finanzen 
gelangen; sie wiederholten also die am 28. Februar aufge- 
stellte Forderung, daß der Generalkontrolleur ihnen die Be- 
lege für die in seiner Rede aufgestellten Berechnungen vor- 
legen sollte. 

An dieser Haltung änderte ein Schreiben, das Calonne 
im Auftrag des Königs am 5. März an die einzelnen Bureaus 
richtete!), nicht das mindeste. Hier gab man den Notabein 



1) Das Schreiben ist in den Notabeinakten der Nationalbibliothek 
enthalten. Vgl. oben S. 237 Anm. i. Dort findet sich anch eine Denk- 
schrift Calonnes an die Notabein unter dem Titel: »Snpplteent d'instruc- 
tion en ce qui concerne l'impot territorial«, worin der Minister ihnen Ter-' 

Glagau, Reformversuche. lO 
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kund, daß sie sich nur mit der Frage zu beschäftigen hätten, 
welche Form für die Grundsteuer zu wählen sei, ob die vom 
Minister vorgeschlagene Erhebung des Zehnten vom Roh- 
ertrag des Landmanns oder eine Auflage in barem Gelde 
den Vorzug verdiene. Dagegen hätten sie nicht über die 
Notwendigkeit der Grundsteuer zu beraten; denn diese sei 
genugsam festgestellt durch die Angaben, die der Finanz- 
minister über die Höhe des Fehlbetrags gemacht habe. 
Diesem Verweise schenkten die Bureaus keine Beachtung: sie 
vertagten vielmehr die Beratung über die Grundsteuer bis 
zu dem Zeitpunkt, wo sie über die wahren Bedürfnisse des 
Staates sich volle Klarheit hätten verschaffen können, um 
dann auf Grund dieser Erkenntnis Höhe und Dauer der 
neuen Auflage zu bemessen. 

IV. 
Der entschiedene Widerstand, den die Notabein der 
Einführung der Grundsteuer entgegensetzten, wird gar häufig 
lediglich auf unreine Beweggründe zurückgeführt: man pflegt 
zu sagen, den Privilegierten, aus denen die Versammlung 
fast ausschließlich sich zusammensetzte, sei es vor allem 
darauf angekommen, ihre Steuervorrechte zu retten. Wenn 
sie auch bei der Beratung über die Grundsteuer ausdrück- 
lich erklärt hätten, sie sollte von allen Ständen ausnahmslos 
und gleichmäßig getragen werden, so sei auf diese Äußerung 
wenig zu geben ; sei sie doch nur als ein taktisches Manöver 
zu betrachten, durch das die Notibeln dem Vorwurf der 
Eigensucht zu entgehen suchten. Denn anderseits hätten 
sie alles aufgeboten, um die Steuervorlage ungeachtet des 

stSndlich zu machen sucht, daß sie die Grundsteuer überhaupt nicht zu 
bewilligen hätten. Die Frage, ob sie notwendig sei oder nicht, habe der 
König schon ein für allemal in bejahendem Sinne entschieden. So bliebe 
den Notabein nur die Aufgabe, über ihren Erhebungsmodus zu ratschlagen. 
Diese Denkschrift ging den Bureaus gleichzeitig mit dem oben angeHihrten 
Schreiben des Ministers zu. 
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dringenden Geldbedürfnisses der Regierung zum Scheitern 
zu bringen und dadurch den bedrohlichen Angriff, der gegen 
ihre Immunität von Calonne gerichtet wurde, abzuschlagen. 

Diese Beweisführung wird durch die Tatsachen nicht 
bestätigt; sie deutet in die Quellen künstlich einen fremden 
Sinn hinein. Mit wenigen Ausnahmen stimmen die Zeit- 
genossen in dem Urteil überein, daß der Widerstand gegen 
Calonnes Steuerprojekte vornehmlich auf das Bestreben der 
Notabein zurückzuführen ist, durch die vorläufige Verweige- 
rung der Auflage sich Einblick in die königlichen Finanzen 
zu verschaffen und die Verwaltung des übelbeleumundeten 
Generalkontrolleurs einer genauen Prüfung zu unterziehen. 
Calonne allerdings suchte, wie wir noch erfahren werden, 
den Widerstand, den die Notabein seinen Reformprojekten 
entgegensetzten, lediglich aus unlauteren selbstsüchtigen 
Motiven zu erklären, um seine Gegner in der Öffentlichkeit 
bloßzustellen und mürbe zu machen, was ihm indes nicht 
glücken sollte. 

An der Bereitwilligkeit der großen Mehrheit der Nota- 
beln, der vorgeschlagenen Grundsteuer, falls sie sich als 
notwendig erweisen würde, ihre Besitzungen zu unterwerfen, 
wird man schwerlich zweifeln dürfen. Allein man hat sich 
zu hüten, aus ihrer bedingten Zustimmung zu weitgehende 
Folgerungen zu ziehen und es so darzustellen, als hätten 
die oberen Stände bei dieser Gelegenheit ein für allemal auf 
ihre Immunität verzichtet und den Grundsatz der Gleichheit 
aller Staatsbürger vor der Steuer rückhaltlos anerkannt. 
Von diesem schönen Ziele war man damals noch himmel- 
weit entfernt^), wenn auch die Erklärung der Notabein, sie 

>) Die Regierung selbst steuerte keineswegs auf dieses Ziel los. Das 
ersieht man daraus, daß sie fttr die Bewilligung der Grundsteuer den Adel 
von der allerdings wenig bedeutenden capitation befreien wollte, ein Ge- 
schenk, welches die Notabein aus politischer Klugheit ablehnten; daß sie 
ferner, im Gegensatz zu Turgots früherem Vorschlage, die oberen Stände 
nicht zu der neuen F'rondensteuer heranzuziehen wagte; diese Steuer 
wurde als Zuschlag zur Taille erhoben. 

i6* 
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seien fiir die gleichmäßige und gerechte Verteilung der 
Grundsteuer auf alle Bevölkerungsklassen, immerhin einen 
nicht unbedeutenden Schritt auf dieser Bahn bezeichnet. 

Man darf die Notabeinversammlung überhaupt nicht 
als eine gleichgesinnte, einheitiiche Masse ansehen. Ver- 
einigte sie doch in sich Gruppen der verschiedensten poli- 
tischen Färbung, Männer wie den Marquis Lafayette und 
den Herzog von Larochefoucauld, die entschieden liberal 
gesinnt waren und sich in Bälde der äußersten Linken der 
Nationalversammlung zugesellen werden, auf der andern 
Seite ebenso entschlossene Verfechter des alten Stände- und 
Privilegienstaates, die ihren Platz auf der äußersten Rechten 
der Konstituante einnehmen werden. Weder in den poli- 
tischen Fragen noch in der Frage der Steuervorrechte 
herrschte unter den Notabein damals eine einmütige Auf- 
fassung. Am wenigsten Neigung zum Verzicht auf die 
Immunität finden wir bei den Vertretern des Klerus, dem 
es ja bisher stets gelungen war, alle Angriffe der Regierung 
auf seine Vergünstigungen siegreich abzuschlagen. Die zähe 
Engherzigkeit, mit der er auf seine Steuerprivilegien pochte, 
zog ihm von selten der Notabein, die in der Mehrheit 
großmütiger dachten und im Fall der Not zu Geldopfem 
bereit waren, entschiedenen Tadel zu, so daß er hier, wo 
er in der Minderheit war, seine Ansprüche nicht so ent- 
schlossen zu wahren wagte wie späterhin im Frühjahre 1788 
auf der Generalversammlung des Klerus.^) 

^) Der königliche PrStor Görard notierte sich unter dem 5. Mftrs 1787 
gelegentlich der Verhandlungen, die im ersten Bureau über die Grundsteuer 
geführt wurden, folgende interessante Auseinandersetzung: Der Bischof 
von Nevers lapplaudit au clergö d'avoir conserv6 ses privil^ges, tan- 
disque la Noblesse les a perdus. M. le duc du Chfttelet r6pond que 
tous les habitants de la France sont citoyens et doivent en remfdir les 
devoirs et payer les imp6ts. J'ai ajout6 que le clerg6 en devait de plus 
forts que les autres citoyens, puisqu'ils ont les honneurs, les richesses et 
point de famille k pourvoir.c Unter dem 15. Mai berichtet uns G^rard, 
daß sich die Mehrheit seines Bureaus im Gegensatz zu den in seinem Schöße 
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Einig waren die Notabein im Frühling 1787 allerdings 
in der Auffassung der politischen Hauptfrage: sie gedachten 
auf keinen Fall dem Absolutismus weitere Fortschritte zu 
gestatten und verteidigten dem Finanzminister gegenüber 
mit aller Energie die Reste der ständischen Freiheit, die 
sein Reformplan ihnen zu entreißen drohte, und insofern ist 
es gewiß richtig, daß sie in erster Linie ihre eigenen Inter- 
essen vertraten. Wir sahen schon, wie sie bei der Organi- 
sation der Selbstverwaltung die Aufhebung der ständischen 
Unterschiede verwarfen und darauf Bedacht nahmen, den 
oberen Ständen einen bestimmten Bruchteil der Plätze in 
den Munizipalitäten und das ausschließliche Recht, den Vor- 
sitz zu führen, zu sichern. Und wenn sie bei der Beratung 
über die Grundsteuer auch auf die Geltendmachung ihrer 
Vorrechte verzichteten, so bedangen sie sich dabei aus- 
drücklich aus, daß dadurch den Körperschaften wie dem 
Klerus und den Pays d'Etats das Recht, die neue Auflage 



sitzenden Vertretern des Klerus energisch gegen die Absicht des Königs 
ausgesprochen habe, die Schulden des Klerus auf die Nation zu über- 
nehmen. >Le duc de ia Rochefoucauld ... dit que c'est une injnstice 
d'en charger T^tat. L'archevSque de Narbonne pr6tend qu'il les a 
contract6s pour le bien de l'^tat, et c'est k lui k payer. ... 11 dit que le 
clergö ne doit rien; que c'est de sa pure volonte . . . c'est un don gratuit.c 
Demgegenüber fordert G6rard vom König, »de ne pas charger le peuple 
de Tacquittement des dons gratuits que le clerg6 lui a accord^ et qui 
n'^taient que la juste contribuüon qu'il doit k T^tat pour la possession de 
ses dignit6s et de ses biens et pour la protection que le gonvemement lui 
accorde comme au reste de ses sujets.« Die Mehrheit der Notabein ist 
der Ansicht, daß dem Klerus zwar das Recht, die Steuern selbst umzu- 
legen und zu erheben, gelassen werden solle, daß aber die Geistlichkeit 
ebenso wie die andern Staatsbürger im richtigen Verh&ltnis zu ihrem Ver- 
mögen zu den Auflagen des Staates beizutragen habe. Ja, man geht so 
weit zu behaupten, daß sich der Klerus zu Unrecht der Zahlung der 
capitation entzogen habe, »que le Clerg6 paraissait devoir £tre soumis k 
la capitation dans la mdme proportion que les autres sujets du roi, et 
n'avpir point de titres valables qui Ten exemptässent.« Observations des 
Notables S. 479, vgl. S. 495 f. 
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selbst umzulegen und zu erheben, nicht im mindesten ge- 
kürzt würde. In diesem Recht aber erblickten sie doch 
nicht nur ein wertvolles Mittel, ihre eigenen Interessen zu 
vertreten, sondern zugleich eine Art Freiheitswehr gegenüber 
dem Despotismus: würden auch diese letzten Schranken 
hinweggeräumt werden, so hätte es ihrer Meinung nach 
keine Möglichkeit des Widerstandes mehr gegeben. So er- 
klärten sie sich auch gegen den unbegrenzten Charakter, 
den Calonne in seinem Entwürfe der Grundsteuer hatte 
geben wollen. Fürchteten sie doch, daß der König ganz 
unabhängig von den Parlamenten geworden wäre, wenn er 
eine Steuer ohne Rücksicht auf eine bestimmte Dauer oder 
Höhe hätte erheben dürfen. Dann hätte sich über Frank- 
reich ein schrankenloser Absolutismus ausgedehnt. Wie 
hätten aber die Notabein in einer Zeit, wo namentlich in- 
folge der Teilnahme Frankreichs am amerikanischen Frei- 
heitskampfe die konstitutionellen Ideen in der Bevölkerung 
reißende Fortschritte gemacht hatten, eine solche Entwicke- 
lung begünstigen dürfen, zumal bei der offenkundigen Miß- 
wirtschaft, die doch vielmehr eine scharfe Finanzkontrolle 
unbedingt erforderlich erscheinen ließ. 

So bietet die Haltung der Notabein im Frühjahr 1787 
ein merkwürdiges Schauspiel: gegenüber dem Generalkon- 
trolleur, der außer den Steuervorrechten des Adels und des 
Klerus auch die Reste der korporativen Steuerverfassung 
möglichst einzuschränken trachtet und damit eine durch- 
greifende, von modernen Gedanken getragene Reform der 
Verwaltung anstrebt, verteidigen die Notabein mit zäher 
Energie die Bruchstücke einer überlebten Organisation, die 
in naher Zukunft gänzlich zusammenbrechen sollte. Sie tun 
CS, obwohl auch in ihren Kreisen sich gegen diesen Kon- 
servatismus ernste Bedenken erheben, vornehmlich aus dem 
Grunde, weil sie nur so gegenüber dem rücksichtslos 
vorwärts drängenden Absolutismus die ständische Freiheit 
wahren zu können glauben. Und so lange sie den Fort- 
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schritt des allgemein verhaßten Despotismus durch ihren 
Widerstand aufhalten, jubelt ihnen auch die öffentliche 
Meinung zu. Erst wenn die unumschränkte Monarchie 
unter den wuchtigen Schlägen, die die Notabein, die Parla- 
mente und die übrigen Korporationen im Laufe der fol- 
genden Zeit gegen sie führen, kraftlos zusammenbrechen 
und der dritte Stand sich nunmehr gegen die Vorherrschaft 
der privilegierten Klassen erheben wird, alsdann wird sich 
der nationale Unwille gegen die Steuerverfassung des Klerus 
und der Pays d'Etats wenden und sie ganz im Sinne 
Machaults, der Physiokraten und Calonnes als einen nicht ly 
länger zu duldenden Mißbrauch brandmarken. Alsdann 
wird man sich wiederum daran erinnern, daß diese Steuer- 
verfassung bisher nur dazu diente, in höchst unbilliger Weise 
die einflußreicheren Elemente auf Kosten der ärmeren bei 
der Umlegung der Auflagen zu begünstigen. 

Allein im Frühling 1787 begrüßten alle Schichten der 
Bevölkerung und insbesondere die Pariser mit lautem Froh- 
locken das energische Vorgehen der Notabein gegen eine 
Regierung, von der man die Überzeugung hatte, daß sie 
den Reformeifer nur vorschützte, um sich unter diesem 
Deckmantel reichliche Geldmittel zu verschaffen, die nur 
dazu dienen sollten, den durch eine liederliche Finanzver- 
waltung entstandenen Fehlbetrag zu decken und die ge- 
wissenlosen Verschwendungen in dem gleichen Stile wie 
bisher zu ermöglichen. Daß die Notabein gegen diese 
Mißwirtschaft kräftig ankämpften und den leichtfertigen 
Finanzminister zur Rechenschaft zogen, dafür wußte man 
ihnen aufrichtigen Dank. Hatte man doch eine so mann- 
hafte und entschlossene Haltung von ihnen gar nicht er- 
wartet und vielmehr besorgt, sie würden sich den Wünschen 
des Hofes gefügig zeigen. 

Die Notabein zeigten überhaupt viel mehr politisches 
Geschick und Kenntnisse in Verwaltungsangelegenheiten, 
als man ihnen zugetraut hatte. Den Vorschlägen Calonnes 
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gegenüber befolgten sie eine sehr wirkungsvolle Taktik. 
Während sie diejenigen Entwürfe, die einen fiskalischen 
Zweck verfolgten oder ihre ständischen Freiheiten zu kürzen 
drohten, zurückstellten, stark einschränkten oder ablehnten, 
begrüßten sie dagegen mit freudiger Zustimmung solche 
Projekte, die die Befreiung der ländlichen Arbeit und des 
Handels ins Auge faßten. So zollten sie dem Vorschlage 
des Ministers, der die Freiheit des (retreidehandels prokla- 
mierte, in gleicher Weise Beifall, wie sie die Ablösung der 
Wegfronden durch eine Zuschlagsteuer zur Taille guthießen. 
r^benso stimmten sie von ganzem Herzen der Aufhebung 
der innern Zollschranken zu, wobei sie allerdings die Ein- 
wände, welche die östlichen Provinzen des Reiches, Elsaß, 
Lothringen und die drei Bistümer (Metz, Toul, Verdun) 
gegen diese Maßnahme erhoben, eingehender Berücksichti- 
gung empfahlen. Auch die Denkschriften, in denen eine 
Milderung oder gänzliche Beseitigung einer Reihe von Durch- 
gangszöllen und Auflagen, denen wichtige Handels- und 
Industricartikel unterworfen waren, begründet wurde, fanden 
eine dankbare Aufnahme. 

Ja, in ihrem lebhaften Reformeifer suchten sie sogar 
die Vorschläge des Generalkontrolleurs zu übertrumpfen. 
Calonnes Projekt, das die Verbesserung der verrufenen Ga- 
belle betraf, erschien ihnen bei weitem nicht durchgreifend 
genug, weil es die meisten Mängel der Salzsteuer bestehen 
ließ. Der Bruder des Königs, der Graf von der Provence, der 
den Vorsitz im ersten Bureau führte, entwarf selbst einen 
Reformplan, durch welchen er die empfindlichsten Schäden 
dieser drückenden Auflage aus der Welt zu schaffen hoffte. 
Dadurch sollte »die Tcufelsmaschine der Gabelle«, wie sich 
Monsieur ausdrückte, als Verbrauchssteuer gänzlich aufge- 
hoben und durch eine direkte Abgabe ersetzt werden, deren 
Höhe sich nach der Summe zu richten hatte, die jeder 
früher für das von ihm den Speichern entnommene Quantum 
Salz bezahlte. Ob dieser Vorschlag wirklich durchführbar 
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gewesen wäre, ist freilich recht zweifelhaft. Jedenfalls 
krankte er an dem gleichen Gebrechen, wie das Projekt 
des Ministers, der ebensowenig wie die Notabein die ein- 
heitliche Regelung des Salzpreises für das ganze Reich zu 
erstreben wagte, sondern aus Rücksicht auf die Privilegien 
einzelner Provinzen, die von der Gabelle befreit waren, die 
ungeheuren Verschiedenheiten der Gabelle bestehen ließ. 
Das alte Staatswesen fühlte sich eben nicht stark genug, 
um hier den Grundsatz der Uniformität, den man eben 
feierlich proklamiert hatte, sofort wirklich durchzuführen^). 
Eine solche Umwälzung hätte nur der in einer National- 
versammlung vertretene Volkswille fertig bringen können. 
Die Bureaus aber schlössen sich fast alle dem Vorschlage des 
Grafen von der Provence an. War es ihnen doch höchst 
sympathisch, daß ein königlicher Prinz sich an die Spitze 
der Opposition setzte und einen der vornehmsten Entwürfe 
des verhaßten Finanzministers zu Fall brachte. 



*) Aus den Denkschriften, in denen Calonne Ludwig XVI. seinen 
Reformplan empfohlen hatte (vgl. >Objections et r6ponses< und »Idöes 
soumises etc.«), geht hervor, daß Calonne ursprünglich wie Necker eine 
einheitliche Regelung des Salzpreises ins Auge gefaßt hatte. Tn den 
>Id^es soumises« spricht er von der >suppression de la gabelle et sa con* 
Version en un droit uniforme a la vente du sei.« Nachher aber sind Ca- 
lonne Bedenken aufgestiegen ; er mußte sich wohl sagen, daß eine Provinz 
wie die Bretagne, die von der Gabelle befreit war, mit aller Entschieden- 
heit sich gegen die neue Salzsteuer gewehrt haben würde. Am 23. Februar, 
an welchem Tage der Generalkontrolleur den Notabein einen kurzen Über- 
blick über die einzelnen Teile seines Reformplans gab, kündigte er die in 
Aussicht genommene Verbesserung der Gabelle recht kleinlaut folgender- 
maßen an: >Le dernier Memoire exposera une Operation sur la* Gabelle, 
en raison de laquelle le prix du Sei de Gabelle serait diminu^ autant qne 
es circonstances le permettent.« Proc^s- Verbal S. 332f. — Zu vergleichen 
ist auch die Entgegnung Calonnes auf die Ausstellungen der Notabein an 
seinem Reformprojekt: > Instruction en interpr^tation du Memoire sur la 
Gabelle.« Sie ist nicht in die Observations aufgenommen, findet sich 
aber handschriftlich vor in den Notabeinakten der Pariser Nationalbibliothek. 
(Le«» Nr. 7.) 
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V. 
Der Gegensatz, der sich zwischen Calonne und den 
Xorabeln vom Tage der Eröffnung der Versammlung an 
erhoben hatte, war auch in den folgenden Wochen nicht 
ausgeglichen worden. Im Gegenteil, er hatte eher an 
Schärfe zugenommen, wie ein Vorfall beweist, der sich 
Mitte März ereignete. Am 12. März überreichte der Ge- 
neralkontrolleur den Notabein die zweite Abteilung seiner 
Keforuientwürfe und hielt bei diesem Anlaß eine Ansprache, 
in ilcr er im Namen des Königs den Mitgliedern der Ver- 
sammlung für die freundliche und verständnisvolle Aufnahme 
dankte, die sie seinen Reformvorschlägen bereitet hätten. 
Mit Genugtuung habe der Monarch wahrgenommen, daß 
ihre Anschauungen im allgemeinen sich mit seinen Grund- 
sätzen deckten und ihre Einwände, die ja hauptsächlich 
formaler Art seien, den wesentlichen Punkten des Zieles, 
d;is Seine Majestät sich gesteckt habe, nicht entgegen- 
stünden. 

Diese gleißnerische Sprache mußte die Notabein über- 
raschen und nach einiger Überlegung mit ernster Sorge 
erfüllen. Dachte Calonne etwa daran, mit verbindlichem 
Lächeln über ihren Widerstand hinwegzugleiten und unter 
Berufung auf den angeblichen Beifall, den seine Pläne in 
der \'ersammlung gefunden, sie unverändert durchzusetzen? 
Solcher listigen Taktik beschlossen die Notabein den Weg 
zu verlegen. Jedes ihrer Bureaus faßte eine Verwahrung ab, 
in der man erklärte, daß die Einwände der Notabein, weit 
entfernt nur formaler Art zu sein, vielmehr sehr wesentliche 
Punkte betroffen hätten. Einzelne Bureaus wiederholten sogar 
ilic hauptsächlichen Ausstellungen, die sie gegen die Ent- 
würfe lies Gencralkontrolleurs erhoben hatten und wiesen 
namentlich darauf hin, daß sie der vorgeschlagenen Grund- 
steuer keineswegs zugestimmt, sondern jede eingehendere Be- 
ratung derselben von der Prüfung der Finanzlage abhängig 
gemacht hätten. Sie baten den König, ihren Einspruch 
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gegen die Ausführungen Calonnes vom 12. März dem Pro- 
tokoll dieser Sitzung anzufügen, welchem Ersuchen von der 
Krone entsprochen wurde. 

Der Finanzminister mochte den Vögeln, die er fangen 
wollte, noch so süß pfeifen, sie ließen sich nicht in die 
von ihm ausgestellten Netze locken. Nach dieser Erkenntnis 
entschloß sich der Vielgewandte dazu, seine Taktik zu 
ändern: er dachte sie einzuschüchtern, ind^n er einen 
Sturm der öffentlichen Meinung gegen sie heraufzubeschwören 
suchte. 

Die Denkschriften des Ministers waren bisher nur den 
Notabein mitgeteilt und noch nicht veröffentlicht worden. 
In den letzten Tagen des März übergab sie Calonne dem 
Druck und schickte ihnen ein Vorwort voraus, das einer 
der bekanntesten Pariser Anwälte in seinem Auflrag ver- 
faßt hatte. In diesem Vorwort wurde das Verhalten der 
Notabein gegenüber den Reformvorschlägen der R^ierung 
einer scharfen Kritik unterworfen. Der Minister stellte 
es so hin, als setzte die Versammlung seinen Plänen, 
die vornehmlich dem Wohl des Volkes und des Staates 
gälten, aus lediglich eigensüchtigen Beweggründen böswil- 
ligen Widerstand entgegen. Er beteuerte, daß die Befürch- 
tung, die Grundsteuer könnte eine höhere Belastung des 
Volkes zur Folge haben, durchaus ungerechtfertigt sei; 
würde diese Auflage auch den doppelten Ertrag der frü- 
heren beiden Zwanzigsten einbringen, so würde der Mehr- 
ertrag nicht auf Kosten der ärmeren Klassen, sondern allein 
der Privilegierten erzielt werden, die ihre Schuldigkeit bisher 
nicht getan hätten: »Man wird mehr zahlen! Zweifellos: 
aber wer.^ Nur diejenigen, die nicht genug zahlten; sie 
werden zahlen, was sie einem gerechten Verhältnis zufolge 
schuldig sind, und niemand wird überlastet werden. — 
Privilegien werden geopfert werden! Gewiß: denn die Ge- 
rechtigkeit will es, das Bedürfnis erfordert es. Sollte man 
etwa lieber die Nicht - Privilegierten , das Volk, in noch 
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höherem Maße überlasten? — Diese Forderung wird aber laute 
Proteste hervorrufen! Darauf war man allerdings gefaßt 
Wie könnte man auch für das Allgemeinwohl wirken, ohne 
einige Sonderinteressen zu kränken ? Hat man je reformiert, 
ohne daß es dabei Beschwerden gegeben hätte?« 

Die Tendenz dieser Sätze war durchsichtig genug: Ca- 
lonne erhob gegen das Betragen der Notabein öflfentlich 
Beschwerde. Er appellierte an die Nation und wünschte, 
daß sie ihre Entrüstung über die angebliche engherzige In- 
teressenpolitik der Privilegierten äußerte und sie dadurch 
zur Vernunft, zu nachgiebigem Eingehen auf die heilsamen 
Reformpläne des Königs brächte. Calonne gab seiner Be- 
schwerde die weiteste Verbreitung. Er ließ das Vorwort, 
losgelöst von den Denkschriften, in den Straßen der Haupt- 
stadt als Broschüre verteilen und in großen Massen zur 
Kundgebung von den Kanzeln den Landpfarrern zusenden. 

Allein die von dem Finanzminister erhoffte Wirkung 
blieb völlig aus. Weder in Paris noch in den Provinzen 
regte sich's zugunsten des übel berüchtigten Generalkontrol- 
leurs. Den Anklagen, die er gegen die Notabein erhob, 
schenkte man keinen Glauben. Wußte man diesen doch 
Dank dafür, daß sie einem Calonne opponierten und seine 
Vergehungen aufzudecken strebten. 

Mit Recht entrüstet über die Verdächtigungen, die ein 
königlicher Minister gegen sie unter dem Publikum auszu- 
streuen wagte, waren die Notabein. Gegen diese unehrliche 
Kampfesweise erhoben sie sofort beim König energischen 
Protest. Sie beschwerten sich darüber, daß Calonne zwi- 
schen den verschiedenen Ständen des Reiches Zwietracht 
zu säen suche, indem er in seiner Flugschrift es so dar- 
stelle, als seien die Interessen des Volkes denjenigen der 
beiden obern Stände vollständig entgegengesetzt und wür- 
den diesen geopfert. Sie wiesen darauf hin, daß sie die 
meisten Reformvorschläge des Monarchen in dankbarer Er- 
kenndichkeit aufgenommen, nach Kräften unterstützt und 
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sich ZU namhaften Opfern bereit erklärt hätten. Allerdings 
hätten sie den Wunsch ausgesprochen, daß den obern 
Ständen in den Provinzialversammlungen und bei der Steuer- 
erhebung ihr Vorrang und ihre herkömmlichen Rechte ge- 
wahrt blieben. Auch hätten sie die Form, in der die 
Grundsteuer erhoben werden sollte, getadelt und vor der 
Zustimmung zu dieser Auflage genaue Einsicht in die 
Finanzverhältnisse verlangt, ein Umstand, den der General- 
kontrolleur in seiner Broschüre dem Volke wohlweislich 
verschwiegen habe. Diese Ausstellungen an seinem Re- 
formplan berechtigten aber den Finanzminister nicht dazu, 
gegen die Notabein den gehässigen Vorwurf eines bös- 
willigen Widerstandes zu schleudern. 

Calonnes Vorstoß gegen die von ihm berufene Ver- 
sammlung war vollständig mißglückt. Da die öfTentliche 
Meinung sich nicht auf seine Seite stellte, sondern vielmehr 
über die entschlossene Haltung der Notabein frohlockte, war 
die Absicht, die er durch die Veröffentlichung seiner Streit- 
schrift offenbar hatte erreichen wollen, unausführbar ge- 
worden. Mit der ihm eigenen Zuversichtlichkeit nämlich 
hatte er den durchschlagenden Erfolg seiner Broschüre er- 
wartet und nur mit zwei Möglichkeiten gerechnet: entweder 
fügten sich in Zukunft die Notabein den Wünschen des 
Hofes unter dem Drucke der öffentlichen Meinung, oder 
ihre Versammlung wurde vom König unter allgemeiner Zu- 
stimmung des Volkes aufgelöst. Da aber der Entrüstungs- 
sturm, den Calonne gegen seine Widersacher hatte ent- 
fachen wollen, ausgeblieben war, durfte der Minister nicht 
daran denken, sich der unbequemen Versammlung, deren 
Ansehen mit jedem Tage wuchs, in der nächsten Zeit zu 
entledigen. Er mußte sich vielmehr klar machen, daß er 
das Spiel für seine Person vollständig verloren hatte. War 
doch nach seiner Kriegserklärung an ein ersprießliches Zu- 
sammenwirken zwischen ihm und den schwer gekränkten 
Notabein nicht mehr im Ernste zu denken. Hatten diese 
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schon vorher dem Minister, wo sie nur konnten, mißtrau- 
ische Abneigung gezeigt, wieviel mehr war zu erwarten, 
daß sie nach dem schnöden Angriff, den Calonne gegen 
ihre Ehre gerichtet hatte, kein Mittel unversucht lassen 
würden, um ihren Gegner aus dem Sattel zu heben. 

So geschah es in der Tat. Die Mitglieder der Ver- 
sammlung, die aus Rücksicht auf den König es bisher ver- 
mieden hatte, in offenen Konflikt mit dem Generalkontrol- 
leur zu geraten, griffen nunmehr seine verschwenderische 
Finanzverwaltung schonungslos an. Der junge General La 
Fayette schleuderte gegen Calonne den ersten Stein, indem 
er behauptete, daß der Minister zuungunsten der Krone 
königliche Domänen gegen minderwertige Güter einiger 
Freunde umgetauscht habe. Andere erhoben gegen Ca- 
lonne den sehr begründeten Vorwurf, er habe an der Börse 
Millionen geopfert, um den Kurs der Staatspapiere künstlich 
hoch zu halten. Die Anklagen häuften sich: war es doch 
nicht schwer, diesem Minister, der mit kecker Offenheit in 
seiner ersten Rede selbst das Geheimnis seiner finanziellen 
Taktik enthüllt hatte, Verschwendungen, ja Vergeudungen 
aller Art nachzusagen.^) 

Obwohl aber Calonnes Stellung mit jedem Tage un- 
haltbarer wurde, zögerte Ludwig XVT. immer noch, sich 
von dem Minister, den er lieb gewonnen, von dessen 
schmeichlerischer Liebenswürdigkeit er sich vollständig hatte 
umgarnen lassen, endgültig zu trennen. Vergeblich suchte 
der Großsiegelbewahrer den König davon zu überzeugen, 
daß er den gekränkten Notabein Genugtuung geben und 
den Finanzminister, der sich schwer an ihnen vergangen 
habe, cndassen müsse.^) 

>) Vgl. Mercys Depeschen vom 23. März und 7. April 1787. Wiener 
Archiv. 

*) Fur die Vorgänge, die zur Entlassung MiromöniU und bald darauf 
auch Calonnes führten, ist die inhaltreiche Depesche Mercys an Kaunits 
vom 17. April 1787 (Wiener Archiv) zu vergleichen. 
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Wir haben ja früher erfahren, wie wenig hold der alte 
Miromenil Calonne war, wie er in ihm einen unbequemen 
Nebenbuhler erblickte, dessen er sich bei günstiger Gelegen- 
heit zu entledigen hoffte. Der scharfe Widerspruch, den 
die Notabein gegen die wichtigsten Gesetzentwürfe Calonnes 
erhoben, konnte ihm also nur willkommen sein, und er tat, 
was in seinen Kräften stand, um das Feuer gegen seinen 
Kollegen zu schüren. Obwohl königlicher Minister, warf 
er sich zum heimlichen Haupt der parlamentarischen Oppo- 
sition auf. Jeden Abend sollen sich bei ihm die Vertreter 
der einzelnen Parlamente versammelt und darüber beraten 
haben, welche Taktik gegen Calonnes Pläne zu befolgen 
sei. Von dieser Rolle Miromönils war Calonne unterrichtet. 
Wahrscheinlich aber hatte er nicht sogleich sichere Beweise 
für das hinterlistige Betragen des Großsiegelbewahrers sich 
verschaffen können, um sie dem König vorzulegen. 

Einige interessante Schreiben, die Miromenil während 
der Notabein Versammlung an Ludwig XVI. richtete, sind 
auf uns gekommen.^) Hier kann man zwischen den Zeilen 
lesen, wie eifrig ihr Verfasser auf den Sturz des General- 
kontrolleurs hinarbeitete. Mit Entschiedenheit stellte er sich 
auf die Seite der Notabein und glaubte sie gegenüber dem 
Generalkontrolleur in Schutz nehmen zu sollen. Stimmten 
doch ihre Einwürfe gegen Calonnes Projekte zum Teil 
überein mit den Randglossen, die er, der Siegelbewahrer, 
schon Ende Dezember gemacht habe. Noch eindringlicher 
vertrat Miromenil die Sache der Notabein bei dem König, 
als die Stellung des Finanzministers Anfang April nach 
dem fehlgeschlagenen Angriff auf die Notabein als stark 
erschüttert gelten konnte. Da suchte der Siegelbewahrer 
seinem strauchelnden Nebenbuhler den Gnadenstoß zu ver- 
setzen. In einem Brief an den König ging er die Bemer- 
kungen der Reihe nach durch, die die Versammlung zu der 

') Es sind das die Schreiben Mirom^nils vom 14. März, 4. u. 5. April 
1787. Nationalarchiv K 163 Nr. 8. 
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ersten Gruppe der Denkschriften gemacht hatte. Er findet 
sie alle sehr erwägenswert und keinesfalls so geartet, daß 
der König damit unzufrieden zu sein brauchte. Und in 
einem zweiten Schreiben geht Mirom^nil offen zum Angriff 
auf Calonne über. 

Er teilt zunächst Ludwig ein Billett des früheren General- 
kontrolleurs Joly de Fleury mit, in dem dieser die Behaup- 
tung aufstellte, daß es weder beim Antritt noch beim Ende 
seiner Finanz Verwaltung im königlichen Schatz einen Fehl- 
betrag, wie Calonne versichere, gegeben habe. Auf Grund 
dieser Aussage fordert nun Miromönil den Monarchen auf, 
er sollte die Berechnungen des jetzigen Finanzministers von 
einem Ausschuß von Staatsräten und höheren Schatzbeamten 
genau auf ihre Zuverlässigkeit hin prüfen lassen. Denn 
weder Vergennes noch er, der Siegelbewahrer, seien dazu 
wirklich imstande gewesen, weil es ihnen an der dazu not- 
wendigen Geschäftskenntnis gemangelt habe. Schließlich 
äußert Miromenil noch die ernstesten Bedenken über das 
Betragen und die Absichten Calonnes gegenüber den Nota- 
beln. Nach einer Unterredung zu urteilen, die er jüngst 
mit dem Finanzminister gepflogen habe, trage dieser sich 
mit dem Gedanken, die Versammlung in nächster Zeit auf- 
zulösen, ohne etwas zu entscheiden, ja ohne ihr die Zeit 
zu geben, dem Könige ihre letzten Bemerkungen zu unter- 
breiten: »Ich sehe, daß er Ew. Majestät aufzubringen sucht 
gegen die Bischöfe, gegen den Adel, gegen die Parlamente, 
gegen Ihre Minister. Er richtet eine Art Appell ans Volk, 
der gefahrliche Folgen nach sich ziehen kann. Kurz, ich 
sehe Folgen voraus, die mich für Ihr Glück und für die 
Zukunft Ihrer Regierung besorgt machen.« 

Diese Mahnungen hatten nun keineswegs den Erfolg, 
den Miromenil sich von ihnen versprach; vielmehr trugen 
sie wahrscheinlich dazu bei, seine eigene Stellung zu er- 
schüttern. Denn schon längere Zeit lag Calonne dem König 
mit Klagen über das hinterlistige Betragen des Siegel- 
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bewahrers in den Ohren, wie dieser insgeheim alle seine 
Pläne zu durchkreuzen suche und sich gegen ihn mit seinen 
schlimmsten Gegnern, den Parlamenten, verbündet habe. 
Schließlich scheint es dem Finanzminister gelungen zu sein, 
den Monarchen von der Begründung seiner Beschwerden 
über den Großsiegelbewahrer zu überzeugen. Bestätigte 
doch dem König auch Mirom^nils Korrespondenz, in der 
dieser sich geradezu zum Wortführer der Opposition auf- 
warf, die hohe Wahrscheinlichkeit der Anschuldigungen 
Calonnes. So zögerte Ludwig XVI. nicht länger, seinen 
inständigen Bitten zu willfahren und ihn von seinem schlimm- 
sten Feinde zu befreien: am 8. April, einem Sonntag, erhielt 
der Großsiegelbewahrer seine Endassung. Sein Amtsnach- 
folger wurde auf Calonnes Wunsch ein Mitglied der Nota- 
belnversammlung, der Parlamentspräsident Lamoignon. 

Wie kam es nun, daß der Finanzminister knapp vier- 
undzwanzig Stunden nach diesem Triumph ebenfalls den 
Abschied erhielt? Die Gründe für diesen plötzlichen völlig 
unerwarteten Umschwung werden sich bei dem Stande 
unserer Quellen ja wohl schwerlich ganz aufklären lassen. 
Mercy, der von allen Zeugen der bestunterrichtete und ver- 
läßlichste ist, sagt ausdrücklich, daß der König, als er den 
Siegelbewahrer davonjagte, nicht im mindesten daran ge- 
dacht habe, bereits am folgenden Tage dem Generalkontrol- 
leur das gleiche Schicksal zu bereiten. Für die unvermittelte 
Sinneswandlung des Monarchen fuhrt der Gesandte drei 
Gründe an: Erstlich habe Ludwig XVL bald darauf Calonnes 
»unendliche Geldversplitterungen einzusehen angefangen«; 
zweitens sei er zu der Überzeugung gekommen, daß bei der 
fortdauernden und mit jedem Tage »zunehmenden Wider- 
setzlichkeit der sämtlichen Notabein, solange besagter Finanz- 
minister im Platze bleiben würde, unmöglich etwas Gedeih- 
liches auszurichten wäre« ; drittens habe die vollständige Er- 
schöpfung des Kredits, die gänzliche Unmöglichkeit, Geld 
in die leeren königlichen Kassen zu bekommen, solange 

Glagau, Reform versuche. 17 
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ein so berüchtigter Verschwender wie Calonne am Ruder 
war, den König gezwungen, sich von seinem Minister zu 
trennen. 

Wir erfahren nicht, wer Ludwig XVI. von der Unzu- 
lässigkeit eines längeren Verbleibens Calonnes im Ministerium 
so plötzlich überzeugt hat, ob die Königin, die den leicht- 
sinnigen Minister schon lange mit regem Mißtrauen betrach- 
tete, ihren Gemahl in diesem Sinne beraten hat. Jedenfalls 
hatte sie Anfang April mit klarem Blick erkannt, daß der 
König nur noch zwischen zwei Möglichkeiten zu wählen 
hatte: er mußte entweder die Notabein oder den General- 
kontrolleur entlassen. Da aber die Auflösung der Ver- 
sammlung zweifellos den Staatsbankrott, ja vielleicht den 
Ausbruch von Aufständen und Unruhen befürchten ließ, so 
blieb Ludwig nichts anderes übrig, als Calonne zu verab- 
schieden. Er tat das in der merkwürdigsten Weise. Mit 
einer bei seinem schwachen Charakter sonst ungewöhnlichen 
Zähigkeit hatte er bisher allen Anfeindungen zum Trotz 
seinen Günstling, wie er es ihm verheißen hatte, gehalten 
und aus allen Kräften unterstützt. Auch jetzt noch sah er 
in ihm nur das unschuldige Opfer der Wut der Notabein 
und suchte ihm die bittere Pille nach Möglichkeit zu ver- 
süßen, indem er ihn, wie Mercy ausdrücklich hervorhebt, 
»auf eine sehr gütige und von allem Anschein einer Un- 
gnade entfernte Art« entließ. Ja, er nahm noch weiterhin 
seine Dienste in Anspruch und bat ihn, seinem Amtsnach- 
folger über die vierte Gruppe von Denkschriften die nötigen 
Aufklärungen zu geben, damit er sie vor den Notabein in 
Calonnes Sinn vertreten könnte. Denn an der Durchführung 
des Reformplanes, von dessen hohem Werte der König tief 
durchdrungen war, gedachte er entschieden festzuhalten. 

Die gnädige Art, in der Calonne verabschiedet wurde, 
und die Wahl seines Nachfolgers riefen sofort unter den 
Notabein und in der Bevölkerung überhaupt die größte Be- 
unruhigung hervor. Man glaubte aus diesen Anzeichen 
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entnehmen zu müssen, daß Ludwig sich nur zum Schein 
von seinem Günstling getrennt habe, daß er ihn nach dem 
Schluß der Versammlung wieder ins Ministerium zurück- 
berufen würde. War doch sein Nachfolger, der Staatsrat 
Fourqueux, so hochbetagt und hinfällig, daß er unmöglich 
die Bürde des Amtes im Ernste hätte auf sich nehmen 
können. Man hielt ihn vielmehr nur für einen Strohmann, 
hinter dessen Rücken Calonne nach wie vor die Fäden der 
Verwaltung lenken sollte. 

In diesem Argwohn wurde die öffentliche Meinung 
noch durch das scharfe Vorgehen des Königs gegen Necker 
bestärkt. Dieser hatte fast gleichzeitig mit Calonnes Ent- 
lassung eine Rechtfertigungsschrift erscheinen lassen, in der 
er gegen die Angriffe auf seinen Rechenschaftsbericht sich 
verwahrte und das Vorhandensein eines Defizits unter seiner 
Verwaltung leugnete. Trotz königlichen Verbots hatte 
Necker diese Broschüre im Druck verbreiten lassen, worüber 
Ludwig XVL so aufgebracht war, daß er ungeachtet der 
Vorstellungen seiner Gemahlin den früheren Generaldirektor 
aus der Hauptstadt verbannte. Als den Anstifter dieser 
unpopulären Maßregel sah man allgemein Calonne an, der 
in dieser Weise an dem Gegner, den er nicht widerlegen 
konnte, habe Rache nehmen wollen. 

Diese Gerüchte, die nach Mercys Versicherung durch- 
aus unbegründet waren, hatten für den Hof die nachteiligsten 
Folgen. Die Besorgnis, daß Calonne wieder die General- 
kontrolle übernehmen könnte, hielt die Kapitalisten von der 
Börse zurück, und unter solchen Umständen konnten natür- 
lich die königlichen Kassen sich nicht wieder füllen. So 
sah sich Ludwig, um diesen Gerüchten entgegenzuwirken, 
auf Rat seiner Minister dazu gezwungen, Calonne auf eines 
seiner Landgüter in der Nähe von Metz zu verbannen, und 
seinen Nachfolger Fourqueux, um fiir den Ernst seiner Er- 
nennung zu bürgen, zum Mitglied des Conseil d'En Haut 
zu berufen. 

i7* 
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Dem aufgebrachten Publikum aber genügte die Ent- 
fernung Calonnes vom Hofe noch nicht: es verlangte, daß 
der Exminister in Anklagezustand versetzt und seine Finanz- 
verwaltung aufs genaueste untersucht würde, damit man 
den Umfang seiner Verschwendungen feststellen und ihn 
und seine Helfershelfer streng bestrafen könnte. Immer 
höher türmte sich vor den Augen der erregten Phantasie 
seiner Feinde Calonnes Schuldregister: den frivolen Hof- 
mann, der allerdings vielleicht ein paar Dutzend Millionen 
verschleudert haben mochte, schuf die Einbildungskraft zum 
gierigen Moloch um, der in seinen unergründlichen Schlund 
hundert und aber hundert Millionen gesenkt hatte, die 
nunmehr spurlos verschwunden waren. Der Parteigeist sah 
in ihm hinfort den alleinigen Urheber des Defizits, während 
der Wunderglaube an Neckers Finanzgenie auf der andern 
Seite ins ungemessene stieg. 




Siebentes Kapitel. 
Die Notabein und das Defizit. 

I. 

Den Notabein, welche die Volksmeinung anfangs mit 
beißendem Spott als gefügige Hofschranzen bq^ßt hatte, 
war es nach wenigen Wochen gelungen, durch die uner- 
schrockene Kritik, die sie an Calonnes Steuerprojekten übten, 
sich allgemeine Achtung zu erwerben. Ihrem entschiedenen 
Widerstände war schließlich der verhaßte Generalkontrol- 
leur zum Opfer gefallen, ein Ereignis, das den Beifall aller 
Schichten der Bevölkerung gefunden hatte. Je nachdrück- 
licher die Versammlung auf die Notwendigkeit einer ein- 
gehenden Prüfung der Finanzlage gedrungen, je beharrlicher 
sie die Bewilligung irgendwelcher neuer Steuern vor der 
Untersuchung der Herkunft des Defizits abgelehnt hatte, 
um so mächtiger war sie geworden. Sie aufzulösen, wie 
Calonne im Unmut über sein ungeratenes Kind dem Könige 
empfohlen haben soll, wäre ein schwerer politischer Miß- 
^mflf gewesen : ein solcher Streich hätte zweifellos den 
Staatsbankrott und gefährliche Unruhen zur Folge gehabt. 
Dieser Hinsicht hatte sich Ludwig XVI. nicht verschließen 
können und daher der mächtig erstarkten Versammlung 
seinen Günstling schweren Herzens geopfert. 

Damit war aber die Reihe der Zugeständnisse, welche 
die Krone den Notabcln machen mußte, nur eröffnet. In 
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der Hoffnung, ihre Zustimmung zu den Auflagen zu ge- 
winnen, deren Ertrag das Defizit decken sollte, erklärte 
sich der König dazu bereit, der Versammlung den von ihr 
so dringlich gewünschten Einblick in die Finanzlage zu ge- 
währen. Am 23. April 1787 eröffnete Ludwig selbst die 
fünfte allgemeine Sitzung der Notabehiversammlung mit 
einer Ansprache, in der er diese Absicht kundgab. Die 
Rede kommt einer vollständigen Kapitulation vor der Oppo- 
sition gleich. Allen Wünschen, welche die Notabein in 
ihren Bemerkungen niedergelegt hatten, soll, wie der Mon- 
arch verheißt, Rechnung getragen werden. 

Die Provinzialversammlungen sollen ihrem Vorschlag 
gemäß gestaltet werden, d. h. die alte ständische Scheidung 
beibehalten und den beiden obem Ständen die bevorzugte 
Stellung gewahrt werden. In der Frage der Schulden- 
tilgung des Klerus will der König die Vorstellungen der 
Generalversammlung dieser Korporation anhören, bevor er 
sich entscheidet. Die Gabelle wird, wenn irgend möglich, 
abgeschafft werden. Von der geplanten Veräußerung der 
Domänen, welche die Notabein als den Staatsgrundgesetzen 
zuwiderlaufend abgelehnt hatten, will der König Abstand 
nehmen und vielmehr versuchen, durch bessere Bewirt- 
schaftung ihre Erträgnisse zu erhöhen. Vor allem ver- 
spricht er, durch Ordnung und Sparsamkeit die Ausgaben 
möglichst einzuschränken, um dadurch die neuen Steuern, 
die leider zur Deckung des jährlichen Fehlbetrag^ erforder- 
lich sein werden, auf das geringste Maß herabzudrücken. 
Als Lohn fiir alle diese Zugeständnisse erhofft der Monarch 
die Zustimmung der Versammlung zu der Stempelsteuer 
und der Grundsteuer, die, wie er ausdrücklich bemerkt, 
so beschaffen sind, daß sie die ärmeren Klassen der Be- 
völkerung verschonen und nur den Wohlhabenderen zur 
Last fallen werden. Damit aber die Notabein sich von 
dem Vorhandensein des Defizits und von der Notwendig- 
keit der in Vorschlag gebrachten Auflagen überzeugen 
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können, wird der König den einzelnen Bureaus die Einnahme- 
und Ausgaberegister zugehen lassen. 

So beifällig diese Erklärungen aufgenommen wurden, 
so genügten sie doch noch nicht, um das stark erschütterte 
Vertrauen der Finanzwelt herzustellen. Nach wie vor sank 
der Kurs der königlichen Papiere, und das Gespenst des 
Staatsbankrotts rückte in immer bedrohlichere Nähe. Von 
schwerer Sorge gepeinigt, begab sich Ludwig täglich zu 
seiner Gemahlin, um ihr sein kummervolles Herz auszu- 
schütten^). Unter heißen Tränen beschwor er sie, ihm 
einen heilsamen Rat zu geben. Marie Antoinette war um 
einen solchen nicht verlegen. Sie erkannte, worauf es vor 
allem ankam: der König mußte eine hervorragende Per- 
sönlichkeit ins Ministerium berufen, um dieser die Leitung 
des Finanzwesens anzuvertrauen. Denn nimmermehr konn- 
ten die Notabein und das Publikum zu Fourqueux, dem 
hochbetagten und gebrechlichen Inhaber der Generalkon- 
trolle, der noch dazu als ein Geschöpf Calonnes angesehen 
wurde, Vertrauen fassen und glauben, daß er imstande 
sein würde, die durchgreifenden Reformen mit starker Hand 
durchzuführen, die das königliche Finanzwesen erheischte. 

Schon seit längerer Zeit hielt die Königin einen Kan- 
didaten bereit, der ihr in hohem Maße geeignet erschien, 
um durch sein staatsmännisches Geschick eine glückliche 
Lösung der herrschenden Krisis herbeizufiihren : es war 
der Erzbischof von Toulouse, Lom^nie de Brienne, der noch 
eben einer der Hauptführer im Feldzug gegen Calonne ge- 
wesen war. Der ehrgeizige Kirchenfiirst galt seit mehr 
als zwanzig Jahren als zukunftsreicher Ministerkandidat. 
Allein vom Herzog von Choiseul an hatten fast alle Minister, 



^) Haupiquelle fUr das Folgende ist die hochwichtige Depesche Mercys 
an Kaunitz, den 19. Mai 1787, Wiener Archiv. Vgl. auch den ausführ- 
lichen Brief Du Ponts an den Baron Edelsheim vom il.Joli 1787 bei 
Erdmannsdörffer, Politische Korrespondenz Karl Friedrichs von Baden I, 
269 ff. 
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weil sie von einem so gefahrlichen Nebenbuhler wie 
Brienne in Schatten gestellt zu werden fürchteten, ihm 
entgegengearbeitet. Nur sein großherziger Jugendfreund 
Turgot hatte sich eifrig bemüht, den Prälaten, von dessen 
Talenten er eine hohe Meinung hatte, dem jungen Könige 
aufs wärmste zu empfehlen^). Aber seine Anstrengungen 
wurden nicht von Erfolg gekrönt, da Maurepas und Ver- 
gennes Ludwig XVI. gegen Brienne einzunehmen wußten. 
Der zweideutige Charakter des Erzbischofs bot seinen G^- 
nem so manche Handhabe. Brienne war eine reichbegabte, 
aber frivole Natur. Die geistliche Laufbahn hatte er der 
militärischen vorgezogen, weil sie ihm günstigere Gelegen- 
heit zu raschem Emporkommen zu bieten schien, nicht 
aus innerem Beruf Darum hatte er dem jungem Bruder 
•das Erstgeburtsrecht abgetreten. Seine Erwartungen er- 
füllten sich : schon im 36. Lebensjahre hatte er es bis zum 
Erzbischof gebracht. Aber weder seine ungebundene 
Lebensführung, noch seine irreligiösen Anschaungen ver- 
trugen sich mit dem hohen geistlichen Amt, das er be- 
kleidete. Er galt als Lebemann und Freigeist. Als seine 
Freunde für ihn bei Ludwig XVI. um den Posten des 
Erzbischofs von Paris warben, soll der König sie scherzend 
mit den Worten abgewiesen haben: »Noch ist es not- 
wendig, daß der Erzbischof von Paris an Gott glaubte 

Wenn Brienne den Philosophen, mit denen er früh 
Fühlung gesucht hatte, zu gefallen wünschte, so trug er 
doch als zielbewußter Politiker auch dafür Sorge, daß sein 
Betragen seinen Standesgenossen nicht mißfallen konnte. 
Mit Feuereifer verfocht er auf den Generalversammlungen 
des Klerus die Interessen seiner Korporation. Obwohl es 
seiner innersten Überzeugung zuwiderlief, plädierte er für 
die strengere Handhabung der Zensur gegenüber religions- 
feindlichen Schriften und für schärfere Anwendung der 



M Vgl. Mercy an Kaunitz, den 18. Mai 1775, Wiener Archiv. 
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Strafgesetze gegen die Reformierten. So zögerte er nicht, 
einen Auszug aus Voltaires Essüli sur les moeurs, der für 
Schulzwecke bestimmt war, zu verdammen. Als der 
Patriarch von Ferney sich darüber bei Briennes Freund 
d'Alembert aufs höchste verwundert beschwerte, gab 
dieser die bezeichnende Auskunft, daß der Erzbischof 
sich leider nicht offen zu seinen freien Grundsätzen be- 
kennen dürfe. 

Einen ausgezeichneten Ruf hatte sich Brienne durch 
die geschickte Verwaltung seiner Diözese erworben. Hier 
brachte er den modernen wirtschaftlichen Anschauungen 
seine Huldigung dar, indem er, von großen ökonomischen 
Gesichtspunkten geleitet, für die freie Entwickelung des 
Verkehrs durch Anlegung von Kanälen und Landstraßen 
tätig war und sich durch großartige Einrichtungen sozialer 
Fürsorge wie Kranken- und Arbeitshäuser und Erziehungs- 
anstalten hervortat. Auch verstand es der ehrgeizige Prälat 
überall von sich reden zu machen, so daß Kaiser Joseph II. 
bei seiner Reise nach Paris in Toulouse bei dem berühmten 
Kirchenfürsten halt machte und entzückt von dieser Be- 
kanntschaft, ihn aufs wärmste seiner Schwester als einen 
Marm von hervorragenden staatsmännischen Fähigkeiten 
empfahl. 

Daher erschien der Königin im Frühjahr 1787 Brienne 
als der vom Schicksal berufene Retter der Krone. Der 
König jedoch, der ungeachtet seiner sehr beschränkten 
Menschenkenntnis manchmal eine feine Witterung hatte, 
fühlte sich von dem zweifelhaften Charakter des Erzbischofs 
stark abgestoßen. Er wollte daher von dem Eintritt Briennes 
in das Kabinett nichts hören. Aber Marie Antoinette ließ 
nicht locker, und Ludwig XVI., der seit der großen Ent- 
täuschung, die ihm Calonne eben bereitet hatte, in seinem 
Urteil sehr unsicher geworden war, unterlag schließlich dem 
in der Folge immer mehr erstarkenden Einfluß seiner Ge- 
mahlin. Zunächst sollte Brienne nur als Minister ohne 
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Portefeuille im Staatsrat Platz erhalten, damit der Monarch 
ihn gelegentlich, wo er es für gut finden sollte, zu Rat 
ziehen könnte. Unter dem Eindruck der sich mit jedem 
Tage verschärfenden Staatskrisis drang aber die Königin 
darauf, daß dem Erzbischof von vornherein im Conseil die 
leitende Stellung übertragen würde. Als Erbe Maurepas' 
und Vergennes' sollte er zum Chef des königlichen Finanz- 
rates ernannt werden ; als Gehilfe sollte ihm Necker beige- 
geben werden. Mit dieser Ordnung wäre auch Brienne durch- 
aus einverstanden gewesen. Denn bei der verzweifelten Lage 
des Staatsschatzes konnte es ihm nur sehr erwünscht sein, 
wenn ein Mann von so ausgebreiteter Geschäflskenntnis 
wie Necker, der das allgemeine Vertrauen der Finanzwelt 
und des Publikums genoß, an seine Seite trat; noch dazu 
in einem Augenblick, wo alles darauf ankam, den gesunkenen 
Kredit möglichst schnell zu heben und die leeren königlichen 
Kassen wieder zu füllen. 

Zur Berufung des früheren Finanzdirektors aber war 
Ludwig durch keine Vorstellungen zu bewegen. Denn für 
Necker empfand er noch weniger Sympathien als für 
Brienne. In diesem Gefühle der Abneigung war er nament- 
lich von Vergennes und Calonne bestärkt worden, die den 
König wiederholt vor dem eitlen Bankier als einem gefahr- 
lichen, beifallslüstemen Neuerer gewarnt hatten, der immer 
bereit sein würde, die Interessen der Krone seiner Ruhm- 
sucht zu opfern, zumal da er als Fremdling den verwickelten 
Organismus der französischen Staatsverwaltung nicht richtig 
zu handhaben und seinen Grundbedingungen entsprechend 
fortzubilden wisse. Tief gekränkt hatte den Monarchen, 
wie wir schon oben gesehen haben, die VeröflTentlichimg 
von Neckers Rechtfertigungsschrifl. Wie durfte Ludwig 
überhaupt, ohne mit sich in den auffallendsten Widerspruch 
zu geraten, den Mann, den er eben aus seiner Nähe ver- 
bannt hatte, durch die Berufung in sein Ministerium aus- 
zeichnen ? 
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Als Brienne am 30. April um die Übernahme des ihm 
zugedachten Amtes vom König ersucht wurde, bat er sich 
vierundzwanzig Stunden Bedenkzeit aus, um nach dieser 
kurzen Anstandsfrist am i. Mai sich freudig bereit zu er- 
klären. Sobald dann von der Wahl eines Generalkontro - 
leurs die Rede war, schlug Brienne als weitaus geeignetsten 
Kandidaten Necker vor, stieß aber beim König auf so ent- 
schiedenen Widerspruch, daß er nicht länger in ihn zu 
dringen wagte. Wenige Tage später ernannte Ludwig im 
Einverständnis mit dem Erzbischof den Intendanten der 
Generalität Rouen Villedeuil, auch einen Teilnehmer der 
Notabeinversammlung, zum Finanzminister. Auf Briennes 
Feingefühl wirft es ein ungünstiges Licht, wenn wir hören, 
daß er sich, obwohl er als Inhaber vieler fetter Pfründen 
über sehr große Einnahmen verfügte, von Ludwig XVI. 
noch ein Jahresgehalt von 120000 Frcs. ausbedang, in einer 
Zeit, wo seinem eigenen oft geäußerten Ermessen nach 
die Staatskasse jede überflüssige Ausgabe vermeiden und 
sich der sparsamsten Verwaltung zu befleißigen hatte. Wie 
durfte ein Staatsmann, der ein so schlechtes Beispiel gab, 
von den andern Höflingen ernste Opfer verlangen? 

II. 
Die Ernennung Briennes zum leitenden Minister brachte 
zunächst den erhofflen günstigen Eindruck hervor. All- 
gemein faßte man wieder Zutrauen zu der königlichen 
Staatsverwaltung und erwartete, daß mit dem neuen Mann 
ein neuer Geist der Ordnung einziehen würde. Mit jedem 
Tage hob sich der Kurs der königlichen Papiere an der 
Börse. Die mit Zustimmung der Notabein eröffnete Staats- 
anleihe fand reißenden Abgang. Die Hauptfrage aber war, 
was der neue Minister bei seinen früheren Genossen, den 
Notabein, ausrichten, ob er sie zur Bewilligung der zur 
Deckung des Defizits erforderlichen Steuern vermögen 
würde oder nicht. 
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Die Notabeln vertieften sich mit Eifer in das Studium 
der ihnen vorgelegten Etats in der Hoffnung, sich hier über 
die Herkunft und die Ursachen des Defizits Aufklärung zu 
verschaffen. Wie sehr aber sahen sie sich in dieser Er- 
wartung betrogen! Statt ins helle Licht wurden sie in 
noch ärgere Dunkelheit als vorher gefuhrt. In dem Wirr- 
warr von Zahlen, die oft einander widersprachen, konnten 
sie sich nicht zurechtfinden. In dieser Not wandten sie 
sich an die Beamten des Finanzministeriums, um sich von 
ihnen belehren zu lassen. Aber die Auskünfte, die ihnen 
hier bereitwillig erteilt wurden, waren sehr wenig zufrieden- 
stellend. Es ergab sich vielmehr die betrübende Tatsache, 
daß in dem furchtbaren Labyrinth der Finanzverwaltung 
niemand Bescheid wußte ^). Die einzelnen Schatzbeamten 
kannten wohl das kleine ihnen zugewiesene Ressort, hatten 
aber über das Ganze keinen Überblick. Hatte es doch 
Calonne selbst angestrengte langdauernde Arbeit gekostet, 
sich in dem unübersichtlichen Bau der Generalkontrolle 
einigermaßen zurechtzutasten, als er das Defizit festzustellen 
suchte. Unter seiner Aufsicht waren dann die Etats, die 
den Notabeln jetzt vorlagen, gearbeitet worden. Er allein 
also wäre imstande gewesen, über die in ihnen aufgeftihrten 
Posten Auskunft zu geben, während seine Amtsnachfolger 
Fourqueux, Lomenie de Brienne und Villedeuil unerfahrene 
Neulinge waren. 



^) In seinen Aufzeichnungen ^vgl. oben S. 237 Anmerkung l) hat 
der Prätor C^erard zum 28. April 1787 sich folgende charakteristische 
Notizen gemacht: »II est (Evident que les 6iats remis pour 1787 fourmilleot 
d'inexactitudes et de fautes, Depuis 1776 il y a 100 millions d'augmen- 
tation de revenus. La verification dans les bureaux du Controle g6ndiml 
auprcs de M. Dauphin, automate calculant, n'a pas procure des eclairicsse- 
ments satisfaisants. ... 11 y a de tous cotes de l'inceriitude sur les rere- 
nus, sur les fonds röels, sur les charges, sur les retranchements, les am^ 
liorations, les cconomies et encore plus sur ce qu'il nous sera permis de 
proposer des moycns et des retranchements. < 
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Die Notabein hätten gern die Verwaltung Calonnes an 
derjenigen Neckers gemessen, die ihnen von vornherein 
als mustergültig und nachahmungswürdig galt. Sie ver- 
glichen daher Calonnes Aufstellungen mit dem Neckerschen 
Rechenschaftsbericht und rügten, daß seit dem Jahre 1781 
die Höhe der einzelnen Etatsposten sich erheblich gestei- 
gert habe. Wie wenig es ihnen aber glückte, in die Ent- 
wicklung der Finanzen wirklich einzudringen, davon zeugt 
die häufig wiederkehrende Behauptung, daß der Fehlbetrag 
im Budget erst infolge der verschwenderischen Wirtschaft 
Calonnes aufgetreten sei, während heute unter den Ken- 
nern der französischen Finanzgeschichte in dem Punkte ein- 
hellige Übereinstimmung herrscht, daß der Ursprung des 
Defizits sehr viel weiter zurückreicht, und daß die von Ca- 
lonne aufgestellten Berechnungen in der Hauptsache richtig, 
Neckers Angaben dagegen vollständig irrig sind. 

Schlimm war es, daß die Regierung gar nicht in der 
Lage war, über die Finanzverhältnisse, wie sie in der Tat 
waren, einiges Licht zu verbreiten und in dem Konflikt, 
der sich zwischen Necker und Calonne erhoben hatte, ent- 
schieden Stellung zu nehmen. So konnte zum Schaden 
des königlichen Ansehens, das in diesen Tagen ungeheure 
Einbuße erlitt, unwidersprochen von den Notabein behauptet 
werden, Calonne hätte in den drei Jahren seines Ministeriums 
Hunderte von Millionen verschleudert, während der brave 
Necker trotz der großen Kosten, die der amerikanische 
Krieg verursachte, keinen Pfennig neue Steuern aus- 
geschrieben und dabei nicht nur keinen Fehlbetrag, son- 
dern sogar Überschüsse erzielt habe. Unkenntnis und po- 
litische Leidenschaft wirkten schließlich in innigem Verein 
zusammen, um statt der wahren Sachlage ein gänzlich 
übertriebenes Zerrbild von der Entwickelung der franzö- 
sischen Finanzen in den letzten Jahren zu gestalten. 

Diese pessimistische Beurteilung der königlichen Ver- 
waltung stimmte natürlich die Notabein den neuen Steuer- 
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forderungen der Regierung gegenüber nicht milder. Viel- 
mehr hielten die einzelnen Bureaus der Versammlung nicht 
für ihre Hauptaufgabe, für die Deckung des Defizits zu 
sorgen, sondern vor allem Vorkehrungen zu treffen, daß 
ähnliche traurige Erfahrungen sich nicht wiederholen könn- 
ten. Zunächst drangen sie auf äußerste Sparsamkeit. Sie 
gingen die einzelnen Posten des Staatshaushalts der Reihe 
nach durch und nahmen, wo es irgend möglich schien, er- 
hebliche Abstriche vor. 

Das erste Bureau bezifferte die Summe der jähriichen 
Ersparnisse auf 45 Millionen und überließ es dem Könige, 
außerdem die Ausgaben des königlichen Hauses und der 
Hofhaltung der Prinzen von Geblüt entsprechend herab- 
zusetzen. Die andern Bureaus drangen noch entschiedener 
auf möglichste Einschränkung des höfischen Luxus, den 
sie unter nur zu berechtigten Ausdrücken des Tadels für 
ein öffentliches Unglück und die Hauptquelle der herr- 
schenden Mißwirtschaft erklärten. Man wies den Monarchen 
auf das ungeheure Heer zumeist überflüssiger Hofbeamten 
hin, deren Privilegien nur dazu dienten, die Steuerlast der 
schon arg bedrückten Untertanen noch zu erhöhen, auf 
die Unsummen, die alljährlich für die königliche Küche, 
für die Stallungen, Garderobe und die Bauten verschwendet 
würden. Man stellte einige Grundsätze auf, durch deren 
genaue Beobachtung den eingerissenen Mißständen ein 
Riegel vorgeschoben und eine bessere Ordnung hergestellt 
werden sollte. Im Bureau des Prinzen Conti erinnerte man 
den König mit leisem Spott an das Wort, das Calonne in 
der Eröffnungsrede in bezug auf die Steuerprivilegien des 
Adels und des Klerus gebraucht hatte, indem er in der 
Ausrottung dieser Mißbräuche eine Reichtumsquelle für 
den Staat hatte erblicken wollen. Hieran anknüpfend baten 
die Notabein den Monarchen zu erwägen, ob die Miß- 
bräuche, die sein Finanzminister ihm angegeben, wirklich 
in erster Linie zu nennen gewesen wären, oder ob es nicht 
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weit schlimmere, die leichter zu beseitigen wären, in der 
unmittelbaren Nähe des Thrones gebe, wo die kostspieligsten 
Geldvergeudungen und Unterschleife geradezu an der Tages- 
ordnung seien und die hauptsächlichste Ursache der gegen- 
wärtigen Finanzkrisis bildeten .1) 

Um die unruhigen Wogen zu glätten, entschloß sich 
Ludwig XVI. zur Ankündigung eines neuen Opfers. In 
der Rede, die er der Versammlung am 23. April gehalten, 
hatte er die Summe der in Zukunft anzuordnenden Ab- 
striche auf 1 5 Millionen beziffert. Aber unter dem Eindruck 
der scharfen Kritik, welche die Notabein an den ihnen 
vorgelegten Etats geübt hatten, erklärte er sich nunmehr 
dazu bereit, die Ersparnisse auf den ansehnlichen Betrag 
von 40 Millionen zu erhöhen und wenn irgend möglich 
noch weiter zu steigern. Zugleich mit dieser Ankündigung 
berief er auf den 9. Mai eine Ausschußsitzung, in der in 
Gegenwart des Chefs des Finanzrates Brienne und des 
Generalkontrolleurs Villedeuil über die Steuervorlagen der 
Regierung eine Aussprache stattfinden sollte. Denn nichts 
erschien den neuen Ministem mit Recht so dringend wie 



1) Im Nationalarchiv (K 883 Nr. 9) stieß ich auf eine umfilngliche 
Denkschrift, die den Titel >R6flexions sur les finances« führt und zweifellos 
durch die Beratungen der Notabein über das Defizit Ende April 1787 
hen'orgerufen wurde. Es handelt sich um RatschUige, welche eines der 
Bureaus der Regierung über die Mittel gibt, durch die inskünftig der Rück- 
kehr der finanziellen Unordnung am wirksamsten vorgebeugt werden 
könnte; sie sind in die Observations, vermutlich wegen ihres schonungs- 
losen Freimuts, nicht aufgenommen worden. Da heißt es u. a.: >C'est ici 
le lieu de faire remarquer qu'on doit regmrder comme le ver rongeur de 
la fortune publique les profusions habituelles de la cour et du gouveme- 
ment, qui s'accroissent toujours en raison de l'augmentation des revenus 
et des impots.« Aus dieser Tatsache kamen dann die Notabein zu der 
Schlußfolgerung: >Disons-le avec confiance: si on se porte k faire toutes 
les r^formes dont chaque brauche de d6pen8e de TlStat est susceptible, on 
parviendra k 6tablir la balance entre la recette et la döpense sans re* 
courir a de nouveaux imp6ts.< 
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die glückliche Lösung der Frage, in welcher Weise der 
Fehlbetrag gedeckt werden könnte. 

Der Erzbischof von Toulouse wies im Eingang einer 
längeren Ansprache die Mitglieder der Konferenz auf die 
Notwendigkeit hin, möglichst bald für die Beseitigung des 
Defizits zu sorgen. Denn erst in diesem Falle werde das 
Vertrauen wiederkehren, werde der Staatskredit und die 
Ruhe im Innern des Reiches sowie das Ansehen der Re- 
gierung gegenüber dem Auslande wiederhergestellt werden. 
Nach dieser Mahnung entwickelte der Minister die Vor- 
schläge, die er zur Deckung des Fehlbetrags zu machen 
hatte. Im wesentlichen griff er auf Calonnes Steuerprojekte 
zurück, die er nach Möglichkeit den von den Notabein 
geäußerten Wünschen anzupassen suchte. 

Zunächst gestand er mit großer Freimütigkeit ein, daß 
die Höhe des Fehlbetrags auch von der Regierung nicht 
genau festgestellt werden könnte. Die Notabein hätten ihn 
in den verschiedenen Bureaus verschieden beziffert, die 
einen auf 135, andere auf 145, andere wiederum auf 153 
Millionen. Welche dieser Schätzungen der Wirklichkeit 
am nächsten komme, lasse sich heute noch nicht sagen. 
Wahrscheinlich sei es, daß die Bewertung des Mankos auf 
140 Millionen das Richtige treffen würde. Unmöglich sei 
es nun, dem Volke eine Zusatzsteuer in dieser Höhe zu- 
zumuten. Man müsse vielmehr durch eine Verbindung 
verschiedener Hilfsmittel den Schaden zu heilen suchen, 
nämlich einmal durch Ersparnisse, die der König auf 
40 Millionen, wenn auch mit größter Mühe, zu bringen 
hoffe, sodann durch Anleihen in der Höhe von jährlich 
50 Millionen und schließlich durch 50 Millionen neuer 
Steuern. 

Um nun das Schwergewicht dieser Auflage abzu- 
schwächen, habe der König sich entschlossen, sie so zu 
zerlegen, daß eine Grundsteuer von 25 Millionen und zwei 
indirekte Steuern, d. h. die schon von Calonne angeregte 
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erweiterte Stempelsteuer und eine Wohnungssteuer, beide 
im Gesamtbetrage von 25 Millionen erhoben würden. Die 
Grundsteuer sei gedacht als Zusatzsteuer zu den beiden 
Zwanzigsten, die bisher 55 Millionen gebracht und hinfort, 
hauptsächlich durch die Aufhebung der Steuerfreiheiten 
und Abonnements, auf 80 Millionen anwachsen würden. 
Damit nun die Untertanen die Gewähr hätten, daß die 
Staatseinkünfte und namentlich die neuen Steuern ihrer 
eigentlichen Bestimmung niemals entfremdet werden würden, 
sei der König geneigt, alljährlich die Einnahme- und Aus- 
gaberegister zu veröffentlichen. 

Wie nahmen die anwesenden Notabein Briennes Vor- 
schläge auf? Sie suchten zunächst den Minister zu be- 
stimmen, die Höhe des Fehlbetrags niedriger zu bemessen, 
da ja zu erwarten sei, daß er schon in den nächsten Jahren 
wahrscheinlich um 10 — 15 Millionen durch die Abtragung 
eines Bruchteils der Staatsschulden und die Absetzung 
einiger einmaliger Ausgaben sinken würde. Allein Brienne 
erklärte eine Verringerung der von ihm angesetzten Summe 
für untunlich, zeigte sich aber bereit, etwaige Überschüsse 
zur Verminderung oder Beseitigung anderer Steuern wie 
der Gabelle zu verwenden. 

Den Notabein kam es vor allem darauf an, die Höhe 
der Auflagen genau zu begrenzen und deren willkürlicher 
Ausdehnung nach Möglichkeit vorzubeugen. Darum gaben 
sie der unbeweglichen Repartitionssteuer den Vorzug vor 
der kautschukartig dehnbaren Quotitätssteuer. Sie ver- 
langten, daß eine Auflage weder ihrem Ertrage noch ihrer 
Dauer nach unbegrenzt sein dürfe, daß sie nur solange 
währe wie das Bedürfnis, dem sie ursprünglich dienen 
sollte. Eine Steuerform dagegen, die im Verhältnis mit 
dem Vermögen der Steuerpflichtigen sich fortschreitend 
hebe, lehnten sie grundsätzlich als verfassungswidrig ab. 
Die Steuer sollte eben den wahrhaften Bedürfnissen des 
Staates aufs engste angepaßt werden und durchaus keine 

G lag au, Rcformvenuche. lo 
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Überschüsse abwerfen, die etwa sonst von einem gewissen- 
losen Finanzminister verschwendet werden würden. 

Indem die Notabein diese Leitsätze aufstellten, gingen 
sie den Verfechtern des Absolutismus scharf zu Leibe, die 
behaupteten, daß es in dem Belieben des Monarchen stehe, 
soviel Steuern zu erheben, wie ihm gut scheine. Diese 
Ansicht hatte noch vor wenigen Wochen Graf Artois mit 
Entschiedenheit zu vertreten gewagt in der Konferenz vom 
2. März, als die Notabein Calonnes Grundsteuerentwurf be- 
kämpften.i) Damals hatte der königliche Prinz zu seiner 
nicht geringen Überraschung die unliebsame Wahrnehmung 
machen müssen, daß alle Anwesenden sich auf die Seite 
des Erzbischofs von Narbonne stellten, als er Artois* An- 
spruch energisch zurückwies. Die Notabein bewegten sich 
in Bahnen, die sie folgerichtig zu konstitutionellen Grund- 
sätzen hätten führen müssen. Weil sie sich aber nicht als 
Beauftragte der Nation fühlen durften, sondern nur als Rat- 
geber der Krone, so blieben sie unschlüssig zaudernd auf 
halbem Wege stehen. 

Indem Brienne im Gegensatz zu seinem Vorgänger 
Calonne den Ertrag der Grundsteuer fest begrenzte, kam 
er den Wünschen der Notabein bereitwillig entgegen. Auch 
die Organisation der Provinzialversammlungen, über die er 
in der Konferenz einige Mitteilungen machte, entsprach 
den Ansichten, die die Bureaus früher gegenüber dem Ent- 
wurf der Regierung kundgegeben hatten. Die Organe der 
Selbstverwaltung sollten nach dem Vorbilde der Provinzial- 
Verwaltungen von Berry und Haute-Guyenne eingerichtet 
werden. Vor allem beruhigte der Erzbischof die Notabein 
über einen sehr wichtigen Punkt. Man fragte ihn, ob die 
Zusammensetzung der Versammlungen nicht dem Tiers- 
Etat das Übergewicht über die beiden oberen Stände geben 
würde. Darauf äußerte der Minister : einige Bureaus hätten 

*) S. Correspondance diplomatique du baron de Stael-Holstein S. 43 f. 
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die Forderung aufgestellt, daß man dem Tiers-Etat zwei 
Drittel der Plätze in der Provinzialversammlung geben sollte ; 
aber selbst in diesem Fall würden Adel und Klerus nicht 
etwa auf ein Drittel der Plätze eingeschränkt, sondern wahr- 
scheinlich zum mindesten die Hälfte erhalten, da die Abge- 
ordneten der Städte in den meisten Fällen aus den beiden 
oberen Ständen gewählt werden würden. Wenn man also, 
wie die Regierung beabsichtige, dem Tiers-Etat von vorn- 
herein nur die Hälfte der Sitze in den Versammlungen 
übertrüge, so würden die Abgeordneten der Städte, die 
sich zum Adel und Klerus gesellen würden, diesen 
Ständen zweifellos das Übergewicht über den Tiers-Etat 
verschaffen.^) 

Man sieht aus dieser Erörterung deutlich, daß es 
den Privilegierten nicht nur auf die Bekämpfung des 
Absolutismus, sondern ebensosehr darauf ankam, sich die 
Vormachtstellung, die sie im alten Staate eingenommen 
hatten, auf keinen Fall rauben zu lassen, sondern sie 
womöglich noch zu verstärken. Hier kündigt sich also 
schon deutlich der Konflikt an, den die beiden obem 
Stände nach dem Zusammenbruch des Absolutismus durch 
ihre engherzige Haltung gegenüber dem dritten Stande 
heraufbeschwören sollten. Reges Klassenbewußtsein und 
mangelnde politische Erfahrung verblendeten sie so sehr, 
daß sie die Spolien ihres Triumphes für sich allein zu be- 
halten und den mittelalterlichen Ständestaat wiederherzu- 
stellen hofften. 

Trotz der großen Zugeständnisse, welche die Krone 
den Notabein seit dem Falle Calonnes gemacht hatte, zeigte 
sich also die Versammlung ihren Wünschen wenig gefügig. 
Bereits am Schluß der Konferenz kündigten einige Mitglieder 
des Ausschusses die Absicht an, zunächst noch nicht in 
die Beratung der Steuervorlagen einzutreten, sondern erst 



>) Diese interessante Ausführung findet sich in den Observations S. 550. 

i8» 
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Über die Vorsichtsmaßregeln, die einer Wiederholung ded 
Defizits vorbeugen sollten, eingehende Erörterungen anzu- 
stellen und von dem König eine feierliche Versicherung zu 
fordern, die der Versammlung erlaube, auf die genaue Be- 
obachtung dieser Vorsichtsmaßregeln zu rechnen. Und so 
geschah es in der Tat. Die einzelnen Bureaus beschäftigten 
sich, bevor sie die Steuervorlagen der Regierung überhaupt 
berücksichtigten, sehr eingehend mit den zahlreichen Miß- 
bräuchen, die sich seit undenklichen Zeiten in die könig- 
liche Finanzverwaltung eingeschlichen hatten, und mit der 
Frage, wie sie am besten zu beseitigen seien. 



m. 

Nicht ohne einen Schein von Recht hat man den No- 
tabeln diese hartnäckige Fortsetzung der Opposition g^en- 
über der Krone zum Vorwurf gemacht und sie aus un- 
lauteren Motiven wie Machtdurst, Popularitätssucht und 
eigennütziger Verteidigung der eigenen Privilegien zu er- 
klären gesucht. Es soll auch nicht in Abrede gestellt 
werden, daß derartige Gründe für manches der Mi^lieder 
bewußt oder unbewußt mitbestimmend gewesen sein mögen. 
Würdigt man aber unbefangen das ganze Vorgehen der 
Versammlung, erwägt man, daß sich ihrem einmütigen 
Verhalten Männer der allerverschiedensten Anschauungen 
und Parteirichtungen anschlössen, so kann man sich der 
Überzeugung nicht verschließen, daß jene selbstsüchtigen 
Absichten nicht der ausschlaggebende Faktor gewesen sind, 
sondern daß das Verhalten der Versammlung vorwiegend 
durch ernste patriotische Erwägungen gerechtfertigt er- 
scheint, die selbst wieder in der langdauemden und höchst 
verwerflichen finanziellen Mißwirtschaft des Hofes und der 
Minister ihren tieferen Grund hatten. 

Je mehr sich die Notabein in die Finanzverhältnisse 
versenkten, um so deutlicher \vurde ihnen eine Wahrheit» 
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nämlich daß die traurige Lage des Staatsschatzes nicht 
allein das Ergebnis der Verschwendungen Calonnes sei, 
sondern hauptsächlich den seit langer Zeit eingewurzelten 
zahlreichen Mißbräuchen in der Verwaltung entspringe.^) 
Sollte also eine Wiederholung des Defizits und der Gefahr 
des Staatsbankrotts vermieden werden, so durfte man sich 
nicht mit einem Ministerwe chsel begnügen: man mußte 
vielmehr, wie Necker das noch jüngst in seinem Werke 
über die französische Finanzverwaltung empfohlen, darnach 
trachten, daß die konstitutiven Gebrechen in der Staats- 
verwaltung, deren Fortbestand eine Rückkehr des alten 
Übels nur zu wahrscheinlich machte, ausgemerzt und durch 
gründliche Reformen ein für allemal Wandel geschafien 
würde. Von diesem Bestreben wurden gerade die besten 
und hervorragendsten Mitglieder der Notabeinversammlung 
geleitet, als sie die Schäden der königlichen Finanzverwal- 
tung einer scharfen Kritik unterzogen und vom König die 
feierliche Versicherung forderten, daß er hier umfassende 
Reformen vornehmen und ihren Bestand durch sichere 
Bürgschaften gewährleisten wollte. 

Die Mißstände, welche die Notabein zu rügen hatten, 
gewähren uns ein trübes Bild von der Rückständigkeit und 
Verderbtheit des französischen Finanzwesens. Der unüber- 
sichtliche und mangelhaft geordnete Zustand der Rechnungs- 
führung begünstigte von vornherein Unredlichkeiten und 
Eigenmächtigkeiten der Beamten. Vor allem fehlte es an 
einer pünktlichen und ordnungsmäßigen Prüfung der Ver- 



Vgl. die Äußerung des Erzbischofs von Aix Boisgelin (Observations 
S. 552): >Le v^ritable deficit n'est pas celui qui cesse un moment par le 
concours des efforts da souverain et des peuples; c*est celui qui se 
reproduit par des abus dans le secret de l'administration. . . . 
Ce n'est pas seulement par des retranchements et par des impositions, 
c'est par des rdglements, que Ton remödie aux dösordres; et le remMe 
des grands maux est bien moins d'en r^parer les dommages que d'en tarir 
la source.c 




278 Siebentes Kapitel. 

Wendung der staatlichen Gelder. Wohl gab es im Reiche 
eine Reihe von Rechenkammern, doch waren ihre Befug- 
nisse außerordentlich beschränkt; auch wurden ihnen die 
Rechnungen sehr spät vorgelegt, so daß im Jahre 1787 
die Notabein feststellten, daß der Rechenkammer von Paris 
die Belege des königlichen Schatzes nur bis zum Jahre 1773 
zur Prüfung zugegangen waren und ein Zwischenraum von 
14 Jahren zwischen der Verausgabung der Gelder und ihrer 
Kontrolle zu verstreichen pflegte. 

Der schlimmste Übelstand aber war, daß ein erheb- 
licher Teil der jährlichen Ausgaben der Aufsicht der Rechen- 
kammern geflissentlich entzogen wurde. Es handelte sich 
dabei um Ausgaben, die der König oder der General- 
kontrolleur direkt anordneten mittels sog. acquits de 
comptant, und zwar ohne Angabe von Gründen, ohne jeden 
ordnungsmäßigen Beleg, oft sogar auf bloßen Blanketts. 
Wozu die auf solche Weise angewiesenen Gelder schließlich 
verwendet worden waren, darüber wußten die Kontrollbehör- 
den nichts zu sagen. Und es waren oft recht erkleckliche 
Summen, die auf diesem Wege spurlos verschwanden: die 
Notabein klagen dem Könige, daß im Jahre 171 2 an 64 Mil- 
lionen, im folgenden Jahre an 82, im Jahre 1785 gar an 
128 Millionen auf diesem Wege verausgabt wurden, so daß 
ein Sechstel bis ein Viertel des jährlichen Budgets sich in 
rätselhaftem Dunkel verlor. Daß es sich bei einem so un- 
geheuren Posten nicht oder doch nur zu einem kleinen 
Teile um Geheimausgaben im Dienste der auswärtigen 
Politik handeln konnte, war von vornherein klar und der 
Verdacht der Notabein, namentlich bei so skrupellosen 
Finanzministern wie dem Abbö Terray und Calonne, nur 
zu berechtigt, daß das Geld, wenigstens teilweise, für Zwecke 
verwendet worden sei, zu denen man sich nicht offen zu 
bekennen wagte, vielleicht für Günstlinge des Königs oder 
des Generalkontrolleurs, die keinen berechtigten Anspruch 
auf solche Freigebigkeiten hätten geltend machen können. 
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Ein anderer Mißstand, über den die Notabein Be- 
schwerde führten, ergab sich unmittelbar aus der mangeln- 
den Beaufsichtigung, die sich gewissenlose Beamte zunutze 
machten: die Kassierer und Schatzmeister scheuten sich 
manchmal nicht, mit den ihrer Obhut anvertrauten staat- 
lichen Geldern auf eigene Faust zu spekulieren ; so kam es 
häufig genug vor, daß sie große Kapitalien im Börsenspiel 
verloren und schließlich Bankrott machten. Der Staat 
büßte nicht nur sein Geld ein, sondern zeigte sich noch 
den Schuldigen gegenüber schwach, indem er sie nicht 
dem Richter überlieferte. Gegen diese unangebrachte Milde 
wandten sich die Notabein und verlangten, daß die Un- 
redlichen auf das strengste zu bestrafen seien, um durch 
solch' abschreckendes Beispiel die sich häufenden Fälle 
nach Möglichkeit zu vermindern. 

Scharfe Rügen richtete die Versammlung gegen die 
Mißbräuche, die sich namentlich unter Calonnes Verwaltung 
im Anleihewesen eingenistet hatten. Dieser Minister hatte 
ja, wie so mancher seiner Vorgänger, wenn er sich in 
Verlegenheit befand, das Geld hergenommen, wo er es 
bekommen konnte, und Anleihen gemacht, ohne für ihre 
Deckung oder ihre spätere Tilgung irgendwie Sorge zu 
tragen. Auch hatte er oft versäumt, die gesetzlich vor- 
geschriebene Genehmigung der Parlamente für die Auf- 
nahme von Summen nachzusuchen, oder er hatte den in 
den Edikten festgelegten Betrag in willkürlicher, ungesetz- 
mäßiger Weise überschritten, ein Verfahren, das den staat- 
lichen Kredit unterwühlen mußte. 

Eine Art verschleierter Anleihe stellte auch die plötz- 
liche Schöpfung überflüssiger Ämter vor, die keinem wahren 
Bedürfnis dienten, sondern ihre Entstehung allein der Ab- 
sicht des bedrängten Finanzministers verdankten, durch 
ihren Verkauf sich Geldmittel zu verschaffen. Um Lieb- 
haber anzulocken, verband man mit diesen käuflichen 
Ämtern die Erhebung von Sportein oder die Befreiung von 
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Steuern, wie der Taille oder der Gabelle. Wie oft hatten 
einsichtige Finanzminister diese Notprodukte ihrer Vor- 
gänger aufgehoben und gegen die ihnen anhaftenden Miß- 
bräuche geeifert! Vergeblich. Vielleicht schon der un- 
mittelbare Nachfolger^ der in der Wahl der Mittel un- 
bedenklicher als sein Vorgänger war, stellte die eben 
abgeschafften Ämter wieder her, um durch diese nie ver- 
siegende Quelle seine leeren Kassen zu Rillen. 

Es ist uns hier nicht möglich, alle die Übelstände auf- 
zufuhren, welche die Notabein an der königlichen Finanz- 
verwaltung zu rügen hatten. 

Indem die Versammlung die mannigfaltigen Mißbräuche 
in stattlicher Reihe aufzählte und unter Hinweis auf die 
gegenwärtige Staatskrisis ihre verhängnisvolle Wirkung klar 
nachwies, erwarb sie sich das Verdienst, die tiefen Schäden 
der königlichen Verwaltung in ihrem ganzen unheilvollen 
Umfang aufgedeckt und dadurch alle Einsichtigen mit der 
Überzeugung durchdrungen zu haben, daß es im alten 
Schlendrian nimmermehr weitergehen konnte. 

Die Frage war nun: wie sollte man wirksame Abhilfe 
schaffen ? Die Notabein versprachen sich von der Einführung 
zweier Institutionen besten Erfolg, von der Einrichtung eines 
obersten Finanzrates und der jährlichen öffentlichen Rechen- 
legung, wie sie Necker schon im Jahre 1781 dem Könige 
dringend ans Herz gelegt hatte. 

Im ersten Bureau hatte der den Vorsitz führende Prinz 
selbst, der Graf von der Provence, der sich vor wenigen Wo- 
chen schon an der Erörterung über die Reform der Gabelle 
werktätig beteiligt hatte, einen Entwurf vorgelegt, nach 
welchem der Finanzrat zu ji^estalten und mit umfassenden 
Befugnissen auszurüsten war. Die neue Behörde sollte 
außer den beiden obersten Finanzbeamten des Reiches, 
Brienne und Villedeuil, sich nur aus fünf Personen zusammen- 
setzen. Diese sollten vom König aus den verschiedenen 
Ständen nach seinem Belieben gewählt werden, allerdings 
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unter der Voraussetzung, daß die Erkorenen hochangese- 
hene und unabhängige Leute seien, die keinen Posten in 
der Verwaltung einnehmen dürften und bereit seien, die 
ihnen anvertraute Würde als Ehrenamt zu betrachten. 
Scheide in Zukunft einer aus, so sollte der Finanzrat drei 
Ersatzmänner vorschlagen, aus denen der Monarch den ihm 
genehmen Kandidaten wählen würde. 

Die Aufgaben des Finanzrates sollten sich auf alle 
möglichen Gebiete erstrecken und seiner Aufsicht und 
Begutachtung das Finanzwesen des ganzen Reiches unter- 
liegen. Nicht nur die Prüfung und Bestätigung der Rech- 
nungen sämtlicher königlicher Kassen hatte er zu vollziehen, 
sondern sich auch um die Aufstellung des Staatshaushalts 
für das nächste Jahr eingehend zu kümmern. Keine Finanz- 
operation von irgendwelcher Bedeutung sollte hinfort ohne 
seine ausdrückliche Genehmigung vorgenommen, keine 
Pension, kein Gnadengeschenk, keine Anleihe ohne sein 
Wissen vom König vergeben werden. Im Fall einer not- 
wendigen Etatsüberschreitung hatten sich die Minister vor- 
her an ihn zu wenden und sein Placet nachzusuchen. Hat 
der Finanzrat die Jahresrechnung nachgeprüft und beglau- 
bigt, so war sie der Öffentlichkeit im Druck zu übergeben. 
Um der mißbräuchlichen Verleihung von Pensionen und 
Gnadengeschenken einen wirksamen Riegel vorzuschieben, 
sollten diese Vergünstigungen in Zukunft mit den Namen 
der ausgezeichneten Personen in dem Rechenschaftsbericht 
bekannt gegeben werden. 

Diese Vorschläge hatte das erste Bureau am 5. Mai 
dem Könige unterbreiten lassen^). Am 14. Mai erhielt es 
in einem Schreiben des Monarchen die Antwort auf seine 
Vorstellungen. Ludwig versprach darin, alle Winke, die 
ihm die Notabein zur Verhütung der Wiederkehr des De- 
fizits gegeben hatten, zu befolgen und das königliche Rech- 
nungswesen zu reorganisieren. 

^) Die andern Bureaus äußerten sich in ähnlicher Weise. 
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»Die gegenwärtige Epoche«, hieß es verheißungsvoll 
am Schlüsse des Schreibens, »wird den Beginn einer neuen 
Ordnung einleiten, die ich zu meinem Ruhme und zum 
Glück meiner Untertanen streng durchfuhren werde, c Die 
Errichtung eines Finanzausschusses und die Veröffentlichung 
der Einnahme- und Ausgaberegister stellte der König zwar 
in Aussicht, machte aber dabei Vorbehalte, die bei den 
Notabein die Befürchtung hervorriefen, als wollte er nicht 
ernstlich darauf eingehen und sie mit vagen Versprechungen 
abspeisen. Das Budget sollte nicht alljährlich, wie die Ver- 
sammlung gefordert hatte, bekannt gegeben werden, son- 
dern in größeren Zwischenräumen von drei zu drei Jahren. 
Über die Zusammensetzung und die Aufgaben des Finanz- 
ausschusses, den die Notabein als die weitaus wichtigste 
Reformmaßnahme ansahen, ließ sich der Monarch nicht 
näher aus: er versprach nur, ihre Vorschläge darüber in 
wohlwollende Erwägung zu ziehen. 

Mit diesem ausweichenden Bescheide waren alle Bureaus 
sehr unzufrieden. Durch wiederholte Vorstellungen, in denen 
einzelne Bureaus einen recht entschiedenen Ton anschlugen, 
suchten die Notabein Ludwig XVI. davon zu überzeugen, 
daß die jährliche Veröffentlichung des Budgets und die 
sofortige Bildung eines Finanzausschusses in der von ihnen 
beantragten Form unumgänglich notwendig sei. Noch vor 
dem Schluß der Versammlung sollten daher die Namen 
der Mitglieder des Ausschusses bekanntg^eben werden. 
Denn erst in diesem Falle werde die Staatsverwaltung das 
allgemeine Vertrauen zurückgewinnen. 

Auf diese abermaligen Vorstellungen erfolgte aber von 
Seiten der Krone keine Antwort. Als das Bureau des 
Prinzen Conti durch eine besondere Abordnung den Erz- 
bischof von Toulouse um eine bestimmte Erklärung be- 
züglich der Einrichtung des Finanzausschusses ersuchen 
ließ, wies der Minister dieses Ansinnen mit dem Bescheid 
zurück, daß der König nimmermehr von seiner einmal 
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gefaßten Entschließung abgehen würde ^). Diese Antwort 
besagte deutlich, daß der Hof nicht ernstlich an die Bil- 
dung des Finanzausschusses in der von den Notabein vor- 
geschlagenen Form dachte. Erblickte doch, wie uns Mercy 
berichtet, der mißtrauische Absolutismus in dieser Institution 
eine höchst bedenkliche Einrichtung, die die königliche 
Macht beschränken und unter eine Art vormundschaftlicher 
Beaufsichtigung seitens der Korporationen beugen würde. 

Charakteristisch ist die Stellung, die der leitende Staats- 
mann, Lom^nie de Brienne gegenüber dieser brennenden 
Frage einnahm. Als Mitglied der Notabeinversammlung 
hatte er sich kurz vor seiner Ernennung zum Minister mit 
großer Entschiedenheit für die Notwendigkeit eines Finanz- 
ausschusses ausgesprochen. Seit seiner Berufung ins Ka- 
binett aber hatte er seine Anschauungen nicht unwesentlich 
geändert. Zwar hielt er auch jetzt noch die Einrichtung 
einer solchen Behörde für höchst nützlich, ja, er sah ein, 
daß er an ihr einen wirksamen Rückhalt haben werde, 
wenn es sich demnächst darum handle, die Ersparnisse, 
die man den Notabein in Aussight gestellt hatte, gegenüber 
dem zu befürchtenden Widerstände der Ressortminister und 
der Höflinge vielleicht in schwerem Kampfe durchzusetzen. 
Allein Brienne, der ehemalige Frondeur, war jetzt im Besitze 
der Macht und fühlte sich als Absolutist. Er hatte die 
Besorgnis, daß ein aus Vertretern der Korporationen zu- 
sammengesetzter Finanzausschuß der Krone und dem lei- 
tenden Minister späterhin unbequem werden könnte. Daher 
sollte der König ihn nicht aus ständischen Mitgliedern, wie 
die Notabein wünschten, zusammensetzen, sondern aus ge- 
fugigen Kreaturen, denen man, wenn man ihrer Dienste 
nicht mehr bedurfte, ruhig den Laufpaß geben konnte. 

Die Frage, ob ein in dieser Weise gebildeter Aus- 
schuß auch das nötige Ansehen haben würde, um den 



*) Vgl. Mercys Depesche vom 19. Mai 1787, Wiener Archiv. 
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Finanzminister wirksam zu unterstützen, wenn er bei seinen 
Reformen auf zähen Widerstand stieß, scheint Brienne zwar 
erkannt, aber doch nicht in ihrer vollen Bedeutung ge- 
würdigt zu haben. In Bälde sollte sie ihm näher treten. 
Denn wir hören von Mercy, daß die Hofleute, als es sich 
um die Durchsetzung der Ersparnisse handelte, von allen 
Seiten Protest einlegten. Ebenso erhoben die Minister die 
größten Schwierigkeiten. 

Dem König und dem Ministerium aber mißfiel die 
hartnäckige Opposition der Notabein in steigendem Maße. 
Man fand, daß sie anspruchsvoller auftraten, als die General- 
stände es je gewagt hätten. Um sich nicht länger von 
ihnen Vorschriften machen zu lassen, gedachte man sie so 
bald als möglich aufzulösen. Damit aber der Kredit nicht 
gefährdet wurde, mußte die Regierung den Schein herz- 
lichen Einvernehmens wahren, auch als die Notabein in 
der Frc^e der Deckung des Defizits durchaus nicht den 
Wünschen der Krone Rechnung trugen. 

Der König und die Minister hatten erwartet, daß die 
Versammlung, nachdem man geduldig ihre Kritik an den 
Mißbräuchen angehört und Besserung gelobt hatte, schließ- 
lich die vorgeschlagenen Steuern bewilligen würden. Dazu 
war aber die überwiegende Mehrheit der Bureaus nicht zu 
bringen. Da sie nicht die erwählten Vertreter der Nation 
seien, erklärten sie sich in der Steuerfrage für unzuständig. 
Wir erinnern uns, daß Calonne bei der Berufung der No- 
tabeln die Absicht verfolgt hatte, diese Versammlung gegen 
die Parlamente auszuspielen, indem er von ihr die Auf- 
lagen zu erhalten hoffte, welche die Gerichtshöfe sicherlich 
verweigert hätten. Wie gründlich sah sich die Regierung 
in dieser Erwartung getäuscht I Die Notabein hüteten sich 
ängstlich, auch nur den Anschein zu erwecken, als wollten 
sie sich über die Parlamente stellen. Sie bemerkten viel- 
mehr ausdrücklich, daß die Erklärungen der Bureaus der 
Entscheidung der Gerichtshöfe nicht vorgreifen wollten und 
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daß etwaige Meinungsäußerungen, die die Mitglieder von 
Parlamenten oder Landständen im Verlauf der Versammlung 
in ihrer Eigenschaft als Notabein gemacht hätten, weder 
für sie noch flir die Körperscnaften, denen sie angehörten, 
in Zukunft als bindend zu erachten seien. 

Einige Bureaus gingen in ihren Erklärungen sogar 
soweit, daß sie die Notwendigkeit der neuen Steuern leug- 
neten oder zum wenigsten fiir nicht genugsam erwiesen 
erachteten, da selbst die Regierung ja nicht imstande sei, 
die genaue Höhe des Fehlbetrages anzugeben^). Außerdem 
seien die zahllosen Mißbräuche in der Finanzverwaltung, 
deren Vorhandensein der König selbst zugestanden habe, 
eine unerschöpfliche Reichtumsquelle, wenn man energisch 
darangehe, sie zu beseitigen, so daß zu hoffen sei, daß auf 
diesem Wege die im Staatsschatz vorgefundenen Lücken 
ausgefüllt werden würden. 

Trotz dieser unfreundlichen Haltung der Notabein 
machte die Regierung gute Miene zum bösen Spiel, um 
wenigstens nach außen den Anschein zu erwecken, als sei 



*) Von welchem tiefen und bei der bekannten SchwSche des Königs 
nur zu gerechtfertigten Mißtrauen die Notabein gegenüber der Regierung 
erfüllt waren, ersieht man aus zwei Äußerungen, die nach den Mitteilungen 
G6rards (vgl. oben S. 237 Anmerkung i) am Schluß der Tagung zwei 
hochangesehenen Mitgliedern des ersten Bureaus entfielen. Der Erzbischof 
von Narbonne Dillon bezweifelte am 18. Mai die Notwendigkeit der von 
der Krone geforderten Auflagen: >L*archev^ue de Narbonne met en 
doute s'il y a un deficit; il fiiut mettre sa döpense de niveau avec la 
recette. Les döpenses sont l'effet des emprunts et des circonstances et 
l'efTet du d^sordre. Estil n^cessaire d'augmenter les revenus? Les 6co- 
nomies peuvent suffire et un meiUeur ordre. Si nous pouvons nous sous- 
traire k un imp6t, nous le devons; sinon, il ümt choisir le moins on^reux 
(yoilä le vrai !). On nie la n6cessit6 de l'impöt. On ne peut pas prendre 
de confiance dans les 6tats pr6sent6s.< — Der FUrst von Beauvau druckte 
die Besorgnis aus, daß die Versammlung nur dazu dienen sollte, um neue 
Steuern aufzulegen: >L'assembl6e n'aura servi que pour imposer. Soulage- 
ments promis et non ex6cut6s. L'assembl6e se compromettra vis-^-vis de 
la nation.c 
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es ihr gelungen, eine Verständigung zu erzielen. Als am 
25. Mai die Versammlung durch eine feierliche Sitzung in 
Gegenwart des Königs geschlossen wurde, hätte ein nicht 
eingeweihter Zuschauer aus den Abschiedsreden kaum einen 
Mißklang heraushören können. Im Gegenteil, er mochte 
den Eindruck gewinnen, als habe die Regierung g^^n- 
dete Ursache, mit den Ergebnissen der Versammlung voll- 
ständig zufrieden zu sein und sich und die Nation zu diesem 
Erfolge aufrichtig zu beglückwünschen. Der König lobte 
den regen Arbeitseifer, mit dem die Notabein ihn in der 
Durchführung der geplanten Reformen unterstützt hätten. 
Der Großsiegelbewahrer rühmte die herzliche Eintracht 
und rührende Opferwilligkeit der Versammlung. Der 
leitende Minister pries in überschwenglichen Worten die 
Tagung der Notabein als unvergeßlichen Markstein in der 
geschichtlichen Entwicklung Frankreichs, von welchem 
man in Zukunft eine neue Epoche glanzvollen Gedeihens 
der Nation herschreiben würde. Wer diese schwungvollen 
Ansprachen und überströmenden Dankesäußerungen der 
amtlichen Welt damals vernahm und nicht hinter die 
trügerischen Kulissen blicken konnte, hätte sich in den 
Glauben wiegen lassen, daß nach einem kurzen reinigenden 
Ungewitter die Sonne wiederum in voller Pracht am wolken- 
losen Horizont des königlichen Frankreichs strahle und der 
ehrwürdige Thron der Bourboncn auf festere Grundlagen 
wie nur jemals in früheren Zeiten gestellt sei. Scharfsichtige 
Politiker aber erkannten schon damals die herannahende 
große Gefahr und sahen das Wetterleuchten der sich an- 
kündigenden Revolution. 

Der Absolutismus hatte sich in dem Kampfe mit den 
Notabein eine furchtbare, nicht zu verschleiernde Nieder- 
lage zugezogen: aus tausend Wunden blutend lag er in 
tiefer Ohnmacht auf der Wahlstatt. In keckem Wagemut 
war er in den Kampf gezogen, geführt von einem leicht- 
fertigen, ruhmredigen und gewissenlosen Minister, der in 
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völliger Verkennung seines durch die eigene Mißregierung 
geschwächten Ansehens es unternehmen wollte, den Privi- 
legierten ihre Steuervorrechte und ihre bevorzugte politische 
Stellung zu rauben und sie durch die Macht der öffentlichen 
Meinung zu solchen Opfern zu zwingen. Anstatt des er- 
hofften leichten Sieges erlitt der Absolutismus eine Schlappe 
nach der andern. Er war als öffentlicher Ankläger auf- 
getreten und mußte nach wenigen Wochen unter dem 
Beifall der ihn im Stich lassenden öffentlichen Meinung auf 
der Armensünderbank Platz nehmen, um hier geduldig 
und niedergeschlagen das lange Register seiner Missetaten 
anzuhören und reuig Besserung zu geloben. 

Wer den zweiten Band der NotabelnprotokoUe heute 
aufmerksam durchnimmt und die schonungslose Kritik, 
welche die Notabein an den Mißbräuchen der königlichen 
Finanzverwaltung übten, ihrer hohen Bedeutung entsprechend 
abwägt, der erkennt klar und deutlich, daß hier dem fran- 
zösischen Absolutismus das Todesurteil gesprochen wurde. 
Geht doch durch die ganzen Erörterungen, welche die No- 
tabeln über das Defizit anstellen, eine bemerkenswerte, 
nicht zu überhörende Note hindurch : diese wohlmeinenden 
und urteilsfähigen Männer, welche die Geschichte Frank- 
reichs in den letzten Generationen vor ihrem Auge vorüber- 
ziehen lassen und die beklagenswerte Rolle, die die höfi- 
sche Mißwirtschaft darin gespielt hat, sehr gut kennen, 
sind nicht imstande, an die Möglichkeit eines heilsamen 
Wandels, einer gründlichen Besserung zu glauben. Sie 
trauen dem Könige weder die dazu gehörige Charakter- 
stärke, noch das dazu notwendige Maß politischer Einsicht 
zu. Wie oft schon hatte der Absolutismus Besserung ver- 
sprochen, und wie wenig hatte er solche Verheißungen ge- 
halten! Waren nicht noch in jüngster Zeit heilsame Ver- 
ordnungen Neckers, die behutsame Reformen in verschie- 
denen Gebieten der Verwaltung einleiten sollten, unter 
seinen Nachfolgern entweder unausgeführt geblieben oder 
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gar wieder aufgehoben worden ? Hatten nicht Finanzminister 
vom Schlage eines Calonne im Namen des Königs in ihren 
Erlassen die feierlichsten Verpflichtungen zur Sicherung der 
Kapitalien der Staatsgläubiger übernommen, um kurze TaäX, 
darauf in frivoler Weise wortbrüchig zu werden ? Wer will 
also den Notabein verargen, daß sie die Verheißungen des 
Monarchen bezüglich der Herstellung der Ordnung von 
vornherein anzweifelten und zu ihnen kein Zutrauen fassen 
konnten ? Wie häufig hatte man diese lockenden Töne ge- 
hört, und wie oft hatten sie sich als leerer Schall erwiesen ! 
Die einzig wirksame Maßnahme, die eine gewisse Gewähr 
für die Durchführung der Reformen in der Finanzverwaltung 
geboten hätte, die Einrichtung eines Finanzausschusses, 
hatte der König in der von den Notabein vorgeschlagenen 
wirksamen Form entschieden zurückgewiesen. Nach den 
früheren schlimmen Erfahrungen besagte diese Weigerung 
genug. Und die Notabein hatten eine entsprechende Ant- 
wort erteilt, als sie sich weigerten, den Steuervorlagen ihre 
Zustimmung zu erteilen. 

Trotz alledem, was in den letzten Monaten vorgefallen, 
überblickten aber weder der Hof noch die Minister den 
wirklichen Ernst der Lage. Man war herzlich froh darüber, 
daß man die Notabein auf ziemlich glimpfliche Art los 
geworden war, und glaubte, von der nächsten Zukunft 
nichts befürchten zu müssen. Wie erstaunlich sorglos man 
in Versailles war, zeigt die eine charakteristische Tatsache, 
daß man die Verhandlungen der Notabein getrost im Druck 
veröffentlichte, ohne auch nur die Folgen eines solchen 
Schrittes im entferntesten zu ahnen. Man scheute sich 
also nicht, die Schandflecken, welche die Kritik der No- 
tabeln in der königlichen Verwaltung enthüllt hatte, oflTen 
zur Schau zu stellen, gänzlich unbesorgt um den nach- 
teiligen Eindruck, den diese Bloßstellung überall hervor- 
rufen mußte! Beim Anblick solcher unpolitischen Harm- 
losigkeit begreift man den tiefen Sinn, der dem Ausspruch 
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eines wohlunterrichteten Zeitgenossen innewohnt : »Der 
König ist unterlegen, weil es ihm unmöglich erschien, zu 
unterliegen.« Zu spät erst sollte der unglückliche Monarch 
gewahren, welche schlimmen Früchte ihm aus der Notabein- 
versammlung erwuchsen und welche gewaltige Einbuße 
sein königliches Ansehen erlitten hatte. Er sollte hinfort 
keine ruhige Stunde mehr haben. Denn in allen Teilen 
des weiten Reiches regte sich mit zunehmender Schärfe 
der durch die Enthüllungen der Notabein genährte Geist 
der Kritik und des Aufruhrs. Zunächst aber erhob sich 
gegen den Thron diejenige Körperschaft, welche die Re- 
gierung durch die Notabeinversammlung hatte matt setzen 
wollen, die Parlamente, die, schwer gereizt, keinen lebhaf- 
teren Wunsch hegten, als Vergeltung zu üben und die 
Krone ihre Macht fiihlen zu lassen. 
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Achtes Kapitel. 
Der Zusammenbruch. 

I. 

Nach der Auflösung der Notabein glaubten Hof und 
Ministerium, erleichtert aufatmen zu dürfen. Wie froh war 
man darüber, endlich von der lästigen Vormundschaft, die 
sich die Versammlung angemaßt hatte, befreit zu sein. 
Der König und sein vornehmster Minister, der Erzbischof 
von Toulouse, wähnten, nunmehr wieder in den vollen Besitz 
der Regierungsgewalt zurückzukehren. Hatte man doch 
den Notabein, so anspruchsvoll sie sich auch gebärdeten, 
kein Titelchen der königlichen Autorität geopfert. Nicht 
einmal den Finanzausschuß, als eine Art ständischer Auf- 
sichtsbehörde, hatte man ihnen zugestanden. Daß man 
sich in trügerischer Sicherheit wiegte und die weittn^ende 
und tiefgreifende Bedeutung der letzten Ereignisse unter- 
schätzte, sollten schon die nächsten Monate lehren. 

Selten hat eine historische Begebenheit so gewaltig 
Epoche gemacht wie die Notabeinversammlung im Verlauf 
der französischen Geschichte. Hier war mit einem Ruck 
der Schleier zerrissen worden, der bisher das Getriebe der 
königlichen Verwaltung verborgen gehalten hatte. Welch 
ein trostloser Anblick hatte sich den Augen der Zuschauer 
dargeboten I Denn mit rücksichtsloser Schärfe hatten die 
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Notabeln die tiefen Schäden des staatlichen Haushalts auf- 
gedeckt und gerügt. Jedermann hatte aus ihrer eingehenden 
Kritik den traurigen Eindruck gewinnen müssen, daß die 
königlichen Einnahmen zu einem nicht geringen Teil in 
der gewissenlosesten Weise vergeudet wurden und dazu 
dienten, um die unergründlichen Taschen habgieriger Höf- 
linge zu füllen. 

Mit welchen freudigen Hoffnungen hatte man vor drei- 
zehn Jahren den Regierungsantritt des jungen Herrschers 
begrüßt 1 Vor allem hatte man erwartet, daß er der un- 
heilvollen Mißwirtschaft, die unter dem unrühmlichen Regi- 
mente seines Großvaters in allen Zweigen der Verwaltung 
eingerissen war, ein Ende machen und Ordnung und Spar- 
samkeit als oberste Grundregeln einer gesunden Staatswirt- 
schaft zur Anerkennung bringen würde. Nun hatten die 
Enthüllungen der Notabeln die herbste Enttäuschung be- 
reitet, indem sie zeigten, daß statt der erhofften Besserung 
das Übel nur ärger geworden war. Mochten die Absichten 
des Monarchen noch so vortrefflich sein, so hatte der bis- 
herige Verlauf seiner Regierung klar erwiesen, daß er zu 
schwach war, um eine so umfassende und dringliche Reform, 
wie sie die Finanzverwaltung erheischt hätte, wirklich durch- 
zuführen. 

Diese Überzeugung hatte sich den Notabeln aufge- 
drängt, und sie hatten daher mit unverblümter Deutlichkeit 
auf die Notwendigkeit hingezielt, die dem König mangelnde 
Willensstärke durch die Einführung einer neuen Institution, 
eben jenes Finanzausschusses, in den Organismus der Staats- 
verwaltung zu ersetzen. Einige hatten noch weiter gehen 
und, wie Lafayette, allein in der schleunigen Berufung der 
Generalstände den rettenden Ausweg erblicken wollen. Aber 
die Mehrheit der Versammlung war zu loyal gesinnt, um der 
Krone eine tiefgreifende Verfassungsänderung zuzumuten. 
Hegte doch noch mancher die Hoffnung, daß der Kirchen- 
fürst, der eben an die Spitze der Verwaltung getreten war, 
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heilsamen Wandel schaffen und durch energische Reformen 
den drohenden Staatsbankrott abwenden würde. 

Leider zeigten schon die nächsten Monate, daß Brienne 
den ungeheuren Schwierigkeiten der Lage nicht entfernt 
gewachsen war. Der Erzbischof mochte ein feiner, geist- 
reicher Kopf sein, der mit vielem Witz und überzeugender 
Beredsamkeit über politische Dinge sich zu äußern wußte; 
allein, bei aller Weltgewandtheit ging ihm die notwendigste 
Kgenschaft eines Staatsmannes ab : ein sicherer politischer 
Takt. Gleich seine ersten Schritte offenbarten diesen 
Mangel in auffallender Weise. 

Zunächst war es höchst verhängnisvoll, daß Brienne 
die nachhaltige Wirkung, welche die jüngsten Ereignisse 
in allen Schichten der Bevölkerung hervorbringen sollten, 
gar nicht voraussah. Wie die leichtsinnige Höflingsschar, 
wähnte er, mit dem Verschwinden der Notabein von der 
politischen Schaubühne würde sich auch die Erregung legen, 
welche die Enthüllung des Defizits und der Mißstände in 
der Staatsverwaltung überall hervorgerufen hatte. Wie 
gründlich er sich in dieser Beziehung verrechnete, sollte 
er bald gewahr werden. Hätte er gleich bei Übernahme 
seines Amts den Ernst der Lage richtig erfaßt, so würde 
er die Notabein nicht so eilig verabschiedet haben, wie er 
es tat, um dem Hof zu gefallen. Vielmehr hätte er sich 
gerade dieser Versammlung, in der die besonnenen Ele- 
mente überwogen, bedient, um mit ihrer Hilfe den tief- 
gesunkenen Staatskredit durch zweckmäßige Reformmaß- 
nahmen, die er mit ihnen vereinbart hätte, einigermaßen 
wiederherzustellen . 

Vor allem hätte er in dem Bestreben, der Nation eine 
Bürgschaft gegen die Wiederkehr der gerügten Mißbräuche 
zu bieten, aus allen Kräften die Einrichtung des von den 
Notabein geforderten Finanzausschusses betreiben sollen, 
schon in seinem eigenen Interesse, um bei der Durchfiihning 
seiner Ersparnispläne an dieser Institution einen kräftigen 
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Rückhalt zu haben. Der Finanzrat aber, den Brienne durch 
königliche Verfügung vom 5. Juni 1787 ins Leben rufen 
ließ, entsprach keineswegs den Vorschlägen der Versamm- 
lung. Denn er setzte sich, in engster Anlehnung an frühere 
Vorbilder, die nicht den geringsten Nutzen gestiftet hatten, 
nur aus Ministern und Staatsräten zusammen. Eben das- 
jenige Element fehlte vollständig, auf das die Notabein den 
größten Wert gelegt hatten, nämlich von der Regierung 
unabhängige Mitglieder, die von den vornehmsten Korpora- 
tionen hätten gewählt werden sollen. So erweckte die 
neue Einrichtung in der Form, wie sie geschaffen wurde, 
kein Vertrauen. Brienne selbst sollte in kurzem inne werden, 
welchen Nutzen er aus einer Behörde von selbständigem 
Charakter hätte ziehen können, als er die den Notabein 
verheißenen Abstriche durchführen wollte. Da erfuhr er 
von Seiten der Höflinge sowohl wie von seinen Minister- 
kollegen den schärfsten Widerstand*). Wieviel leichter 
hätte er diese Schwierigkeiten überwinden können, wenn 
er sich auf gutachtliche Äußerungen des Finanzausschusses 
hätte berufen dürfen. 

Weitaus die wichtigste Angelegenheit bildete fiir die 
Regierung die Frage, wie das Parlament die Steueredikte 
aufnehmen würde, die den Notabein vorgelegt worden 
waren. Wir erinnern uns, daß Calonne auf den Gedanken, 
eine Notabeinversammlung zu berufen, lediglich in der Er- 
wägung verfallen war, daß das Parlament weder für neue 
Anleihen, noch für neue Auflagen zu haben sein würde. 
Gestützt auf die Zustimmung der Notabein aber, hatte er 
gehofft, den Widerspruch der Gerichtsbeamten mit leichter 
Mühe zu überwinden. Nun hatte sich aber die Versamm- 
lung gehütet, den Steuerplänen der Regierung ihre Sanktion 
zu erteilen; sie hatte sich vielmehr in dieser Frage für un- 
zuständig erklärt und die Minister vor das Forum des 

') Mercy an Kaunitz, den 13. Jali 1787, Wiener ArcliiT. 
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Parlaments gewiesen. Es war also zu erwarten, daß der 
Pariser Gerichtshof, sobald ihm die Steueredikte vorgelegt 
wurden, den entschiedensten Widerstand gegen ihre Ein- 
tragung erheben und die schlimme Wirtschaft der Calonne- 
schen Finanzverwaltung aufs schärfste geißeln würde. Nur 
entschlossenes und umsichtiges Auftreten der Regierung 
konnte vielleicht das Parlament einschüchtern und das 
schwierige Hindernis überwinden. 

In dieser Absicht schlug der Siegelbewahrer Lamoignon 
dem Könige und Brienne vor, daß man ohne Zaudern dem 
Parlamente zugleich mit den Gesetzentwürfen, die die Ein- 
führung der Provinzialversammlungen, der Frondensteuer 
und der Freiheit des Getreidehandels betrafen, die Stempel- 
und die Grundsteuer vorlegen und im Fall des Wider- 
spruchs ihre Eintragung im lit de justice durchsetzen sollte. 
Ludwig XVI. und Brienne aber waren anderer Meinung. 
Sie waren fiirs Lavieren und Temporisieren, für halbe Maß- 
nahmen, die bei den Gegnern sofort den Verdacht furcht- 
samer Schwäche aufkommen ließen. Der Erzbischof wiegte 
sich in dem Glauben, daß das Parlament sich schließlich 
versöhnlich zeigen würde, wenn man ihm gegenüber behut- 
sam und schonend verfahren und den Anschein, als wollte 
man zu Gewaltmaßregeln schreiten, möglichst vermeiden 
würde. 

In dieser Berechnung legte er dem Gerichtshof die 
fiinf Gesetzentwürfe nicht gleichzeitig, sondern einzeln in 
kleinen Abständen vor, wie wenn er den Parlamentsräten 
Zeit lassen wollte, sich zu besinnen. Gerade dieses zag- 
hafte Vorgehen aber war nur geeignet, den trotzigen Be- 
amten den Nacken zu steifen. Die eigentlichen Reform- 
ediktc ließen sie natürlich ungerügt durchgehen, um dann 
bei der Stempelsteuer ihre Bedenken mit aller Entschieden- 
heit geltend zu machen. 

Am 8. Juli 1787 überreichte das Parlament dem Könige 
eine Bittschrift, in der in höflicher Form um Mitteilung 
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der Einnahme- und Ausgaberegister, sowie der von der 
Krone für die Zukunft geplanten Abstriche und Ersparnisse 
ersucht wurde. Diese Forderung bedeutete, daß der Ge- 
richtshof vor der Bewilligung einer neuen Steuer es für 
notwendig hielt, zu untersuchen, ob sie auch unumgänglich 
erforderlich sei. Er bezweifelte das sogleich und erklärte, 
daß er solange das Bedürfnis einer neuen Auflage für un- 
glaublich halten müsse, bis er sich durch den Augenschein 
von dem Umfange des Fehlbetrags überzeugt habe. 

Der König lehnte das Ansinnen des Parlaments ab. 
Er wies darauf hin, daß die Etats der Notabelnversamm- 
lung, in der sich Mitglieder des Parlaments befunden, vor- 
gelegt seien. Eine erneute Prüfung würde nicht mehr Licht 
schaffen; sie gehöre auch nicht zu den Obliegenheiten des 
Parlaments. Der König schloß mit dem Gebot, daß der 
Gerichtshof unverzüglich die Erklärung inbetreff der Stempel- 
steuer in die Register inzutragen habe. 

Das Parlament aber beharrte auf seinem Standpunkt: 
am 15. Juli übergab es Ludwig XVI. eine zweite Bitt- 
schrift, in der es die Behauptung aufstellte, daß der Ge- 
richtshof die Einsicht in die Etats mit besserem Recht 
fordern dürfe, als die Notabein, da er in der Steuerfrage 
eine vollgiltige Stimme abzugeben habe, wo jene nur einen 
einfachen Ratschlag zu äußern hätten. 

Als der König dieses Ansinnen abermals ablehnte und 
die Eintragung des Stempelsteueredikts anbefahl, erhob 
das Parlament nur um so entschiedener Widerspruch. 
Fühlte es sich doch bei seinem Vorgehen gegen die Krone 
vom Beifall der öffentlichen Meinung getragen. Es stellte 
sich an die Spitze der immer tiefere Furchen ziehenden 
Bewegung gegen die Mißwirtschaft des Absolutismus, von 
der allmählich alle Schichten der Bevölkerung ergriffen 
wurden^). Am 26. Juli überreichte es Ludwig XVI. Vor- 
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Stellungen, die in der französischen Geschichte Epoche ge- 
macht haben. Denn hier erklärte der höchste Gerichtshof 
des Reichs im Verein mit den Pairs, die sich an seinen 
Beratungen beteiligt hatten, dem absoluten Regiment im 
Namen der Nation offen den Krieg. Hatten die Notabdn 
den König, als er ihnen die neuen Auflagen vorige, an 
das Parlament gewiesen, so behauptete dieses, zur Be- 
willigung der Stempelsteuer nicht befugt zu sein und gab 
dem Monarchen auf, sich an die Generalstände, als die 
dafür allein zuständige Instanz, zu wenden. Indem das 
Parlament die Vergangenheit verleugnete, wo es häufig 
genug das Steuerbewilligungsrecht praktisch ausgeübt hatte, 
schützte es jetzt verfassungsmäßige Bedenken vor, die ihm 
nicht erlaubten, dem Votum der Generalstände vorzugreifen 
oder gar dasselbe zu ersetzen. Der Gerichtshof verfocht 
konstitutionelle Grundsätze und beschritt kühn die revo- 
lutionäre Bahn. Was die Notabein im Laufe des Mai dem 
Könige nur anzudeuten wagten, das rief das Parlament 
Ende Juli schonungslos auf öffentlichem Markte aus: die 
ofl getäuschte Nation hatte das Vertrauen zur Besserungs- 
fähigkeit des Absolutismus verloren; nur von ihren Ver- 
tretern wagte sie hinfort zu hoffen, daß sie die lang er- 
sehnte gründliche Reform der königlichen Finanzverwaltung 
durchsetzen würden. 

Förmlich berauscht von dem Beifall, den die öffent- 
liche Meinung seinem entschlossenen Angriff auf den Ab- 
solutismus spendete, beharrte das Parlament standhaft auf 
seiner Forderung. Als Brienne dem Gerichtshof am 30. Juli 
den Entwurf der Grundsteuer zugehen ließ, richteten die 
Parlamentsräte aufs neue an den König die Bitte, vor der 
Ausschreibung irgend einer neuen Auflage die General- 
stände zu versammeln. Am 6. August 1787 suchte Lud- 
wig XVI. die beiden Steueredikte im lit de justice ge- 
waltsam durchzudrücken, mit recht unglücklichem Erfolg. 
Denn das Parlament setzte seinen Widerstand, ohne sich 
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durch irgendwelche Drohungen einschüchtern zu lassen, 
unbeirrt fort. Der Parlamentspräsident besaß den Freimut, 
in Gegenwart des Königs die Versammlung der General- 
stände als unumgänglich notwendig hinzustellen und zu be- 
haupten, daß es französischer Verfassungsgrundsatz sei, 
nur solche Steuern zu erheben, welche die Nation vorher 
bewilligt habe. Am folgenden Tage, am 7. August, erhob 
das Parlament gegen den lit de justice Einspruch und er- 
klärte die in seine Register vollzogenen Eintragungen für 
nichtig und ungesetzlich. 

Immer zögerte Brienne noch unschlüssig, ob er gegen 
die widerspenstigen Parlamentsräte entschiedene Maßnahmen 
ergreifen sollte ; denn auch jetzt noch hoffte er, die Richter 
würden sich eines Besseren besinnen und einlenken. Am 

9. August veröffentlichte er ein Reglement, in welchem 
die Ersparnisse verzeichnet waren, die der Erzbischof nach 
zähem Kampf dem Hofe abgerungen hatte. Allein solche 
Mittelchen verfingen nicht mehr, zumal da man nicht an 
eine ernstliche Durchführung der Reform glaubte. Am 

10. August beschloß das Parlament, nach dem Antrage 
Duports, Calonnes verschwenderische Verwaltung unter- 
suchen zu lassen; drei Tage darauf wiederholte und be- 
gründete es seinen Einspruch gegen die beiden Steuer- 
gesetze ausführlich. So blieb Brienne nichts übrig, als zu 
Gewaltmaßregeln zu greifen: am 15. August wurden die 
aufsässigen Räte aus der Hauptstadt nach Troyes verbannt. 

II. 
In den Ruf nach den Generalständen, den die Parla- 
mente erhoben hatten, stimmten alle Volksklassen mit lauter 
Begeisterung ein. Bei der offenbaren Schwäche der Re- 
gierung und dem tief gesunkenen Ansehen der Krone 
hielten scharfe Beobachter schon im Spätsommer 1787 den 
Zusammenbruch des Absolutismus flir unvermeidlich. Um 
die Regierungsgewalt straffer im Mittelpunkt zusammen- 



2o8 Achtes Kapitel. 

zufassen, ernannte Ludwig XVI., auf den Antrieb seiner 
Gemahlin, am 28. August Brienne zum Premierminister. 
Allein der Erzbischof war nicht der Mann dazu, um das 
überragende Ansehen, das ihm diese Rangerhöhung ver- 
schaffte, entschlossen auszunutzen und dadurch eine nach 
allen Seiten hin gesteigerte Tatkraft zur Geltung zu bringen. 
Selbst der österreichische Botschafter, der ehedem auf 
Brienne sehr große Stücke gehalten hatte, begann zu em- 
pfinden, daß der biegsame Charakter des Kirchenfiirsten den 
schwierigen Zeitläuften, die die harte rücksichtslose Faust 
eines Richelieu erheischt hätten, keineswegs gewachsen 
war. Denn gleich von Anfang an habe man, erzählt 
Mercy^), an Brienne einen größeren Hang zu gelinden und 
gütlichen Wegen als zu nachdrücklichen, ernstlichen Ent- 
schließungen wahrgenommen. Er wünsche, alles mittelst 
des bloßen Raisonnements durchzusetzen und habe vor 
allen gewalttätigen Zwangsmitteln einen Abscheu. Um 
diese Charakteristik durch ein Beispiel zu belegen, führt 
der Gesandte dem Fürsten Kaunitz eine Begebenheit an, 
die sich jüngst zugetragen hatte. Brienne war eben zum 
leitenden Minister ernannt worden. Darüber waren zwei 
seiner Kollegen, die Minister Montmorin und Breteuil, sehr 
verstimmt. Sie mochten sich dem Prälaten nicht unter- 
ordnen und gaben zu verstehen, daß sie an den Rücktritt 
dächten. Sobald Brienne davon hörte, gab er ihnen freund- 
schaftliche Erklärungen und versicherte sie hoch und teuer, 
daß er ganz und gar nicht Willens sei, ihrem Ansehen den 
geringsten Abbruch zu tun; ja er verband sich sogar, sie 
wie vorher bei dem Könige, ohne dabei gegenwärtig zu 
sein, arbeiten zu lassen. An diesen Vorgang knüpft Mercy 
die treffende Bemerkung : »Ein so auffallendes Menagement 
für zwei in der politischen Welt so wenig bedeutende Per- 
sonen verrät in der Tat keine besondere Gemütsstärke ab- 



*) Mercy an Kaunitz, den 15. September 1787, Wiener ArchiT. 
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Seiten desjenigen, der sich fürchtet, sich als ihren Oberen 
zu zeigen.« Brienne war also nur dem Namen nach lei- 
tender Minister und zu schwach^ um aus seiner Stellung 
etwas zu machen. 

Die Schwierigkeit seiner Aufgabe wurde noch erheb- 
lich erhöht, als zu den innern Wirren eine ernstliche Ver- 
wicklung mit dem Ausland hinzutrat. Ohne sich um den 
Einspruch Frankreichs zu kümmern, hatte König Friedrich 
Wilhelm II. von Preußen Mitte September 1787, im Ein- 
verständnis mit England, seine Truppen in das holländische 
Gebiet einrücken lassen, um seinem Schwager, dem General- 
statthalter Wilhelm V. von Oranien, gegen die ihn be- 
drängende Partei der Republikaner zu Hilfe zu eilen. Ob- 
wohl der Minister des Auswärtigen, Montmorin, früher den 
»Patrioten« zu wiederholten Malen französische Hilfe im 
Fall eines preußischen Einbruchs zugesichert hatte, wagte 
er, als er vor der Entscheidung stand, nicht einzugreifen. 
Wahrscheinlich hätte schon eine bloße Demonstration von 
selten der Franzosen die preußischen Truppen vom Einfall 
in Holland zurückgehalten. Das Kabinett von Versailles 
hatte auch anfänglich die Absicht, zu diesem Zweck an 
der holländischen Grenze, bei Givet, ein bewaffnetes Lager 
zu errichten und drohte mit dem Plane, ohne ihn aber 
auszuführen. Durch dieses unschlüssige Verhalten machte 
es seine Gegner, England und Preußen, kühn; sie verstän- 
digten sich rasch und fügten Frankreich eine schwere di- 
plomatische Niederlage zu. Denn dieses sah sich schließlich 
gezwungen, seine Verbündeten, die holländischen Patrioten, 
trotz aller feierlich gegebenen Zusagen schmählich in Stich 
zu lassen und büßte hinfort in dem Nachbarlande allen 
Einfluß ein. 

Diese Demütigung, die Frankreich hinnehmen mußte, 
ohne das Schwert zu ziehen, brachte das jederzeit rege 
französische Nationalgefühl in lebhafteste Wallung. Die 
ohnmächtige Schwäche, welche die Regierung weiterhin in 
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den Verhandlungen mit dem englischen Nebenbuhler an 
den Tag legte, erfuhr von allen Seiten heftigen Tadel: 
denn daß das Kabinett von Versailles nicht allein zurück- 
wich, sondern sogar sich von dem stolzen Albion am 
27. Oktober zu der ausdrücklichen Erklärung zwingen ließ, 
es habe niemals daran gedacht und wolle auch in Zukunft 
nicht daran denken, den Holländern zu Hilfe zu eilen, war 
nach allem, was vorgegangen war, ein gar zu beschämendes 
Eingeständnis der empfangenen Niederlage, das die fran- 
zösische Regierung sowohl bei den fremden Mächten wie 
bei den eigenen Untertanen um den letzten Rest von An- 
sehen brachte. Ein weitblickender und beherzter Premier- 
minister hätte seinen König eine so schimpfliche Erklärung 
niemals unterzeichnen lassen, namentlich in den Zeiten 
revolutionärer Gährung, in der sich damals Frankreich be- 
fand. Lieber hätte er in verzweifeltem Mut das Schwert 
gezogen. 

Dem rasch verzagenden Brienne aber gebrach es an 
kühner Entschlußkraft und vor allem an tieferem politischen 
Verständnis. Sonst hätte er sich nicht in dem Wahne 
wiegen können, daß er durch sein nachgiebiges Verhalten 
in der holländischen Frage um so leichter die Ruhe im 
Innern des Reiches wiederherstellen würde. Wie wenig 
kannte er seine ruhmbegierigen Landsleute, die alles eher 
zu verzeihen geneigt waren wie die Preisgabe der nationalen 
Ehrel Infolge der allgemeinen Entrüstung, welche das 
schwächliche Verhalten der Regierung gegenüber Preußen 
und England auslöste, wuchs die innere Gährung, und man 
forderte die Berufung der Generalstände noch dringender 
als vorher. Machte man doch jetzt die finanzielle Miß- 
wirtschaft der Krone nicht allein fiir die innem Schäden 
des Reiches verantwortlich, sondern auch fiir das Sinken 
des französischen Ansehens in Europa. Man zog den 
naheliegenden Schluß, daß es doch vor allem der Mangel 
an Kredit gewesen sei, der das Ministerium gezwungen 
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habe, vor dem anspruchsvollen Auftreten der beiden Nach- 
barmächte ängstlich zurückzuweichen. Um die Wieder- 
holung eines solchen schmählichen Vorkommnisses in Zu- 
kunft zu verhüten, mußte das französische Volk die baldige 
Herstellung der Finanzen wünschen, welche Aufgabe bei 
der klar erwiesenen Unfähigkeit des Monarchen nach der 
allgemein herrschenden Ansicht nur die Nation selbst lösen 
könnte. Nicht mit Unrecht hat daher später Napoleon als 
einen der hauptsächlichen Antriebe zur Revolution die 
Niederlage Ludwigs XVI. in der holländischen Frage be- 
zeichnen dürfen. 

Fast zu derselben Zeit wie die Preußen in Holland 
einmarschierten und dort den Einfluß Frankreichs matt 
setzten, also in der Mitte des Monats September 1787, 
streckte Brienne vor dem Pariser Parlament unrühmlich die 
Waffen. Er nahm die beiden Edikte, betreffend die Stempel- 
steuer und die Grundsteuer zurück und berief den trium- 
phierenden Gerichtshof wieder in die Hauptstadt, wo er 
als Sieger in dem Kampf mit der Krone mit stürmischen 
Huldigungen gefeiert wurde. Was Brienne zum Lohn fiir 
seine Nachgiebigkeit vom Parlamente erreichte, nämlich 
die Verlängerung der beiden Zwanzigsten um einige Jahre, 
konnte nicht genügen, um den Premierminister aus der 
finanziellen Verlegenheit herauszureißen. Mochte er auch 
hoffen, durch eine strengere Handhabung der Einschätzung, 
die er den Provinzialversammlungen anvertrauen wollte, 
einen höheren Ertrag aus den Zwanzigsten zu erzielen, so 
konnte diese Vermehrung wohl einige Millionen, nimmer- 
mehr aber soviel einbringen, um die klaffende Lücke aus- 
zufüllen, die durch den Verzicht auf die beiden, früher 
für unumgänglich notwendig erklärten Steuern im Staats- 
haushalt entstehen mußte. Wenn Brienne in dem Edikt, 
durch das die Verlängerung der Zwanzigsten angekündigt 
wurde, trotzdem der Erwartung Ausdruck gab, daß die 
aus der schärferen Handhabung der Steuer erwachsende 
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Erhöhung der Einnahmen im Verein, mit den geplanten 
Ersparnissen den Fehlbetrag beseitigen und das Gleich- 
gewicht im Staatshaushalt wieder herstellen würde, so ver- 
mochte er durch solche Beschönigungskünste nur ganz 
Unkundigen den wahren Sachverhalt zu verhüllen. Jeder- 
mann dagegen^ der einen Blick hinter die Kulissen ge- 
worfen hatte, wußte nur zu gut, daß es um die Lage des 
Staatsschatzes nach wie vor verzweifelt stand und daß die 
Regierung dem Abgrunde des Staatsbankrotts mit jedem 
Tage näherrückte. 

Ein trostloses Bild von der steigenden Geldverlegen- 
heit des Hofes entrollen uns die aus dieser Zeit stammen- 
den Berichte Mercys. »Ich weiß zuverlässige, schreibt der 
Gesandte Mitte Oktober 1787, »daß die königliche Schatz- 
kammer am Gelde über die Maßen kurz ist, auf alle Art und 
Weise deren (sie!) welches aufzutreiben sucht und dennoch 
hierunter bei weitem nicht auslanget. Als man neulich 
vier Millionen Livres nach Brest zur Bestreitung der dor- 
tigen See- Vorkehrungen (gegen England) übermachen sollte, 
hat man sie nur mit größter Mühe zusammenbringen kön- 
nen.« Und Mitte November berichtet Mercy dem Fürsten 
Kaunitz: »Die königliche Schatzkammer ist in solchem 
Grade erschöpft, daß man sozusagen von einem Tage zum 
andern nicht weiß, wie auch die dringendsten Ausgaben 
abgestoßen werden können. Da gegen Ende des Jahres 
wegen der vielen Renten, Lotterien und andern auf diesen 
Zeitpunkt verschobenen Zahlungen immer ein großer Geld- 
vorrat in den königlichen Zahlämtem nötig ist, so wird die 
Eröffnung eines Darlehens von 100 Millionen für unum- 
gänglich nötig gehalten.« 

111. 
Da Brienne die Zustimmung des Parlaments zur Aus- 
schreibung neuer Steuern nicht hatte erhalten können, 
blieb ihm, um den großen jährlichen Fehlbetrag im Staats- 
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haushält zu decken, nur das leidige Mittel umfangreicher 
Anleihen übrig. Er plante daher die Aufnahme einer un- 
geheuren Anleihe von 420 Millionen Francs, die in den 
nächsten Jahren in einzelnen Raten von allmählich abstei- 
gender Höhe erhoben werden sollte. Allein auch hierzu 
bedurfte er der Mitwirkung des Parlaments, und es fragte 
sich, um welchen Preis dessen Zustimmung zu erhalten 
sein würde. Mercy berichtet uns^), daß etwa seit dem 
7. November zwischen Hof und Parlament über diese Frage 
Unterhandlungen gepflogen wurden. Drei schwere Be- 
dingungen hätten die Gerichtsbeamten den Ministern für 
die Bewilligung der Anleihe gestellt: erstens das förmliche 
Versprechen des Königs, unfehlbar im Jahre 1790 eine 
Versammlung der Generalstände abzuhalten; zweitens die 
Abschaffung der versiegelten Verhaftsbefehle (lettres de 
cachet); drittens die Zusage, daß alljährlich dem Parlament 
die Einnahme- und Ausgaberegister zur Prüfung vorgelegt 
werden würden. 

Aus den Zugeständnissen, welche das Parlament als 
Lohn für die Genehmigung der Anleihe verlangte, ersehen 
wir deutlich, wie stark es sich fiihlte und wie es seine 
Überlegenheit mit folgerichtigem Eifer ausnutzte, um den 
Absolutismus immer mehr in die Enge zu treiben. Mit 
der Selbstherrschaft wäre es zweifellos vorbei gewesen, 
wenn Ludwig XVL sich den vom Parlament vorgelegten 
Bedingungen gefügt hätte; die Krone wäre dann zunächst 
unter die Vormundschaft des Pariser Gerichtshofes geraten, 
um späterhin sich dem Einfluß der Stände unterwerfen zu 
müssen. Ein höchst merkwürdiges Schauspiel bieten uns 
die verzweifelten Bemühungen Briennes, sich zwischen der 
Charybdis des Staatsbankrotts und der Scylla des Konsti- 
tutionalismus hindurchzuwinden. 

Über den weiteren Ablauf der zwischen Hof und Par- 
lament schwebenden Verhandlungen sind wir leider nur 

*) Mercy an Kaunitz, den 14. November 1787, Wiener Archiv. 
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sehr ungenügend unterrichtet. Jedenfalls scheint Brienne 
mit Erfolg sich bemüht zu haben, die Forderungen des 
Parlaments stark einzuschränken. Weder in die Aufhebung 
der geheimen Verhaftsbefehle willigste er ein, noch erkannte 
er den Anspruch an, den der Gerichtshof hinsichtlich der 
Prüfung der königlichen Finanzverwaltung erhoben hatte. 
Freilich war er genötigt, die Berufung der Generalstände 
in Aussicht zu stellen, aber er schob den Termin der Ver- 
sammlung bis zum Jahre 1792 hinaus und suchte auch 
dieses Versprechen noch, wie wir gleich sehen werden, 
durch allerlei Klauseln und Abschwächungen möglichst be- 
deutungslos zu machen, so daß es den Anschein gewann, 
als ob er es durch den König gar nicht einlösen lassen 
wollte. Seine Gegner aber durchschauten ihn, und so 
kam es, daß die königliche Sitzung am 19. November, die 
dazu bestimmt war, den Pakt zwischen Krone und Parlament 
zu besiegeln, vielmehr aufs neue den innem Widerstreit 
zwischen beiden Gewalten an den Tag brachte, der in der 
Folge in einen erbitterten Vernichtungskampf ausarten sollte. 
Das Königtum sah sich bald zum Staatsstreich, das Parla- 
ment zu revolutionärer Erhebung gedrängt. 

Fragen wir, wer die Hauptschuld an dem Wiederaus- 
bruch des Konfliktes trug, so werden wir dafür die Re- 
gierung verantwortlich machen müssen, die nicht ganz 
ehrlich verfuhr, als sie den eigentlichen Sinn der mit dem 
Parlament getroffenen Vereinbarung zu fälschen und dadurch 
den Gerichtshof um die Früchte der Übereinkunft zu bringen 
suchte. Für das Parlament bildete naturgemäß das Ver- 
sprechen der Generalstände und der dadurch seiner Meinung 
nach bedingte Übergang zum Verfassungsstaate die Haupt- 
sache. Den Ministern jedoch kam es nur auf die glatte 
Bewilligung der Anleihe an, die in Aussicht zu stellende Ver- 
sammlung der Stände war ihnen dagegen höchst unbequem^). 

') Das ersieht man deutlich aus einer Äußerung Marie Antoinettes 
in einem Schreiben, das sie am 33. November 1787 an ihren Bruder, 




Der Zusammenbruch. 105 

Sie bemühten sich daher, die Bedeutung des königlichen 
Versprechens möglichst einzuschränken, und betonten nach- 
drücklich, daß der Monarch, auch wenn er die Stände be- 
rufe, ihnen nicht das geringste Titelchen seiner Macht zu 
opfern gedenke ; die unumschränkte Königsgewalt sollte also 
in vollem Umfang aufrecht erhalten werden. 

Diese Auffassung brachte der Großsiegelbewahrer La- 
moignon in der Parlamentssitzung vom 19. November in 
Gegenwart des Monarchen zu schärfstem Ausdruck. Feier- 
lich proklamierte er vor dem Parlament und den Pairs die 
Grundsätze der absolutistischen Staatsdoktrin. Diesen Grund- 
sätzen gemäß, welche bisher die Zustimmung der ganzen 
Nation gefunden hätten, gehöre dem König allein im Reich 
die souveräne Gewalt, für deren Ausübung er nur Gott 
Rechenschaft schuldig sei. Ebenso ruhe in der Person des 
Monarchen ungeteilt und von jedem andern Einfluß unab- 
hängig die Summe der gesetzgeberischen Gewalt. Aus 
diesen Maximen ergebe sich als notwendige Folgerung der 
Schluß, daß dem König allein das Recht zustehe^ die 
Generalstände zu berufen. Er allein habe darüber zu be- 
finden, ob ihre Versammlung nützlich oder notwendig sei. 
Um sein Reich zu verwalten, dazu bedürfe er keiner außer- 
ordentlichen Vollmacht. Aus diesen Grundsätzen wiederum 
ließe sich die Stellung herleiten, welche die Generalstände 
dem Könige gegenüber einzunehmen hätten. Sie könnten 
nichts weiter sein als eine Art erweiterter Rat, über dessen 
Vorstellungen oder Beschwerden der Herrscher nach seinem 
Gutdünken zu entscheiden habe. 



Kaiser Joseph II., richtete: >Ce qui me fait beaucoup de peine, c*est que 
le Roi a annonc6 qu'il tiendrait les l^tats g6n6raux d'ici k cinq ans. II y 
a sur ce point une fermentation g^n^rale, et teile qu'on a cru que le Roi 
devait pr6venir une demande directe, et qu*en prenant ses mesures et se 
rendant maltre du temps, il pourrait emp^cher les incony^nients de ces 
assembl^es.« De la Rocheterie et Beaucourt, Lettres de Marie Antoinette 
(Paris 1896) II, 109. 

G 1 a g a u , Reformvcrsuchc. 20 
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Erregte schon diese Beschränkung der Rolle der Gc- 
neralstände den verdrießlichen Verdacht, als wollte die Re- 
gierung die Versammlung gar nicht berufen oder von vorn- 
herein unfruchtbar machen, so waren die Parlamentsräte 
und Pairs vollends empört, als Lamoignon schließlich der 
königlichen Sitzung unerwarteterweise die Form eines lit 
de justice gab : der König hörte zwar sieben lange Stunden 
die Meinungsäußerungen einzelner Räte an, ließ aber keine 
Abstimmung über das Anleihe-Edikt zu, sondern befahl 
dessen Eintragung kraft seiner Autorität. 

Da ereignete sich ein in den Annalen der französischen 
Geschichte unerhörter Vorfall: ein königlicher Prinz wagte 
es, dem Herrscher in offener Versammlung mit seinem 
Widerspruch entgegenzutreten. Der Herzog von Orleans 
unterbrach Ludwig XVI., als er eben die Eintragung des 
Gesetzentwurfs anordnete, mit dem Zwischenruf, daß dieser 
Akt ungesetzlich sei, welchen Protest der König als unbe- 
rechtigt in äußerster Verwirrung zurückwies, indem er auf 
dem einmal gegebenen Befehl beharrte. 

Sobald aber der Monarch die Sitzung aufgehoben 
hatte, gab der Herzog von Orleans seinen Einspruch auf 
Bitte des Parlaments zu Protokoll, und die Versammlung 
schloß sich seinem Proteste an; sie erklärte die geschehene 
Eintragung des Anleihe-Ediktes für ungesetzlich und infolge- 
dessen für nichtig. Zwei Tage später, am 21. November, 
beschied Ludwig XVT. das Parlament nach Versailles, um 
aus seinen Registern den Protest herauszureißen. Vorher 
hatte er den Herzog von Orleans vom Hofe verbannt und 
zwei der Parlamentsräte, deren freimütige Sprache in der 
königlichen Sitzung ihm mißfallen hatte, gefangen setzen 
lassen. 

So befand sich Ende November 1787 die Krone wieder 
in offenem Kampf mit dem Parlament, und man wird sagen 
müssen, daß lediglich die unkluge Politik Briennes und La- 
moignons diesen Zwist heraufbeschworen hatte. Durch die 
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königliche Sitzung gedachten die beiden Minister zwei Ab- 
sichten zu erreichen, die sich schlechterdings damals nicht 
vereinigen ließen: sie bedienten sich einerseits des Bei- 
standes des Parlaments, um das Anleihe-Edikt durchzu- 
führen, das die Regierung aus der finanziellen Notlage 
herausreißen sollte, und scheuten sich anderseits nicht, 
den Gerichtshof, dessen Hilfe man eben in Anspruch nahm, 
vor aller Welt zu demütigen. Denn keinen andern Zweck 
verfolgte Lamoignon, als er dem Parlament eine herbe 
Strafpredigt hielt, weil es den König zur Berufung der 
Generalstände hätte zwingen wollen, und es für die im 
Reiche herrschende Gärung verantwortlich machte. Den 
heftigen Angriffen zum Trotz, die die hochmütige Beamten- 
schaft in den letzten Monaten gegen die königliche Gewalt 
gerichtet hatte, wollte der Siegelbewahrer die Erhabenheit 
des unumschränkten Herrschers zu wirkungsvoller An- 
schauung bringen. Darum entwickelte er mit scharfer 
Betonung die Grundsätze eines wurzelechten Absolutismus, 
darum drückte er der Krone gegenüber Parlamente und 
Generalstände in den Staub hinab, darum ließ er den 
König über das Anleihe-Edikt nicht zur Abstimmung 
schreiten, obwohl er der Mehrheit ziemlich sicher war. 
Denn seiner Ansicht nach wäre es unter der Würde des 
Monarchen gewesen, wenn man in seiner Gegenwart über 
ein von ihm eingebrachtes Gesetz hätte abstimmen lassen.^) 
Brienne und Lamoignon bewiesen durch dieses Ver- 
halten nur, daß sie den Geist der Zeit nicht begriffen, als 
sie den König mit den verrosteten Waffen der absolutistischen 



*) In dem oben angeführten Brief an Joseph II. erläutert Marie 
Antoinette den Standpunkt ihres Gemahls und der Minister folgender- 
maßen : >La pluralite des avis a 6t6 pour Tenregistrement; mais le Roi 
pröside le Parlement, comme il pröside son Conseil, sans fitre astreint k 
conclure ä la pluralite ; en consöquence, apr^s que tout le monde a donnö 
son avis, le Roi, sans faire compter les voix, a dit: >J'ordonne Tenregistre- 
ment.« 

20* 
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Staatsdoktrin bekleideten. War doch die Erinnerung an die 
übertriebenen Ansprüche der unumschränkten Königsgewalt 
höchst unzeitgemäß gerade in jenen Tagen, wo der Despo- 
tismus durch die Enthüllungen der Notabeinversammlung 
soeben aufs schwerste bloßgestellt war, wo man ihm weder 
die Kraft noch den ernstlichen Willen zur Abstellung der 
herrschenden Mißbräuche zutraute und an ihm verzweifelte. 
Gerade unter diesen Umständen hätte man sich ängstlich 
davor hüten sollen, der kritisch gestimmten Bevölkerung, 
in der damals die revolutionären Freiheitsgedanken reißende 
Fortschritte machten, die verstaubten Marionetten der ab- 
solutistischen Staatslehre als willkommene Zielscheibe für 
ihre übermütige Spottlust zu bieten. 

Allein Brienne und Lamoignon schienen nicht zu fühlen, 
wie unterwühlt der Boden unter ihren Füßen war, wie es 
nur einer einzigen heftigen Erschütterung noch bedurfte» 
um die dünn gewordene Decke zum Bersten zu bringen. 
Sie waren wie mit Blindheit geschlagen und stürzten ohne 
Besinnen auf der gefahrlichen Bahn, die sie beschritten 
hatten, weiter fort, die Krone ins jähe Verderben hinein- 
reißend. Als den Hauptherd der Unruhen, von denen 
Frankreich seit einigen Monaten aufgeregt wurde, betrach- 
teten die Minister die frondierenden Parlamente. Wollte 
der König die Ruhe wiederherstellen, so mußte er ihrer 
Ansicht nach diesen den Garaus machen ; dann würde auch 
die Bevölkerung schnell zum Gehorsam zurückkehren. In 
dieser irrigen Erwartung, in der sie wie ein schlechter Arzt 
statt der eigentlichen Krankheit deren Symptome bekämpf- 
ten, rieten sie Ludwig XVI. zum Staatsstreich. Nach dem 
Vorbilde seines Großvaters, Ludwigs XV., das einen scharf- 
sichtigen Politiker nimmermehr zur Nachahmung hätte ver- 
locken dürfen, sollte der König die Parlamente ihrer poli- 
tischen Befugnisse berauben und auf ihre richterliche Tätig- 
keit beschränken. Hätte man die aufsässigen Gerichtshöfe 
nur erst zum Verstummen gebracht, dann würde man sich,. 
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wähnten die Minister, hinfort ungestört der Finanzreform 
widmen können und diese bald zum Ziele fuhren. Daß 
die Nation die Parlamente nach wie vor als letzte Schutz- 
wehr gegen den verhaßten Despotismus betrachtete und 
daher aus allen Kräften ihren Bestand zu schützen bereit 
sein würde, mochten Brienne und Lamoignon wohl dunkel 
ahnen. Allein es gab ihrer Meinung nach ein unfehlbares 
Mittel, um die Bevölkerung mit dem Staatsstreich auszu- 
söhnen : die Regierung mußte den politischen Beigeschmack, 
den die Sache hatte, möglichst dadurch zu dämpfen wissen, 
daß sie in den Vordergrund des Interesses eine andere 
brennende Frage rückte, die schon lange der Lösung 
harrte, nämlich die dringend notwendige, lang ersehnte 
Gerichtsreform. Wie ehedem Calonne versucht hatte, die 
fiskalische Seite seines großen Planes hinter dem Aushänge- 
schild populärer Reformmaßnahmen zu verbergen, so hoiilen 
auch Brienne und Lamoignon, durch das Mißgeschick ihres 
Vorgängers nicht belehrt, auf dem Wege einer umfassenden 
Gerichtsreform ans Ziel zu gelangen. 

IV. 

Der Minister, der den letzten Reformversuch 1) des 
alten Regimes einleitete, der Großsiegelbewahrer Lamoignon, 
hatte schon einmal, als er noch Präsident des Pariser Parla- 
ments war, laut seine Stimme gegen einen im Gerichts- 
wesen herrschenden Mißbrauch erhoben, der seiner Ansicht 
nach ausgemerzt oder zum wenigsten stark eingeschränkt 
werden mußte. Es handelte sich um das Übermaß der 



^) Vgl. hierüber die lehrreiche Arbeit Marions, Le garde des sceanx 
Lamoignon et la röforme judiciaire de 1788, Paris 1905. Marion weist 
vor allem nach, daß der Widerstand gegen die Maiedikte doch nicht so 
allgemein gewesen ist, wie man oft behauptet hat. Er kommt zu dem 
Ergebnis: »L'opinion publique fut loin de se prononcer contre les 6dit8 
avec une unanimitö et une vigueur irr^sistibles. Ils eurent des adversaires 
implacables: ils eurent aussi des partisans d^lar6s.< 
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Gerichtssporteln, die den Prozesse führenden Parteien von 
Richtern und Anwälten auferlegt wurden. 

In einer Denkschrift, die Lamoignon dem König im 
Februar 1784 hatte überreichen lassen, schilderte er in 
beredten Worten, wie gewinnsüchtige Habgier die Parla- 
mentsräte und ihre Unterbeamten dazu verleite, die Pro- 
zesse unnötig hinzuziehen und dadurch die Rechtsprechung 
so kostspielig zu gestalten, daß nur der Reiche sie in An- 
spruch nehmen könnte: »Man muß es eingestehen, ein an- 
sehnlicher Prozeß zerrüttet, selbst wenn er gewonnen wird, 
ein großes Vermögen; ein wohlhabender Mann kann da- 
durch an den Bettelstab gebracht werden, und der Arme 
wagt gar nicht, eine Rechtsentscheidung zu fordern, da 
seine sehr beschränkten Mittel sie ihm nicht gestatten 
würden.« Der Denkschrift hatte Lamoignon eine Reihe 
Vorschläge beigefügt, deren Durchfuhrung dem Übel steuern 
sollte. 

Höchst charakteristisch für das alte Regime ist die 
Art, wie Lamoignons Anträge an den maßgebenden Stellen 
aufgenommen wurden. Der Großsiegelbewahrer Miromenil, 
den wir als Gegner durchgreifender Reformbestrebungen 
schon öfter kennen gelernt haben, hatte sich von vorn- 
herein Lamoignons Vorschlägen wenig geneigt gezeigt. In 
schroffer Weise hatte er sich geweigert, von der für den 
König bestimmten Denkschrift überhaupt Kenntnis zu neh- 
men, geschweige denn, sie dem Monarchen zu überreichen. 
Er hatte erklärt, daß er sich erst dann mit der Sache be- 
fassen würde, wenn das Parlament darüber beraten und 
seine Absichten kundgegeben hätte. Man sieht aus diesem 
vorsichtigen Verhalten, daß es Miromenil auf keinen Fall 
mit dem mächtigen Pariser Gerichtshof zu verderben 
wünschte. Wußte er doch nur zu gut, daß die Mehrzahl 
der Räte nimmermehr den Reformvorschlägen Lamoignons, 
die sie eines erheblichen Teils ihrer Einnahmen beraubt 
hätten, zustimmen würde. 



v 
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Da die wichtigste Instanz, die eigentlich aus eigenem 
Antrieb die Reform des Sportelunwesens in die Hand hätte 
nehmen sollen, Lamoignon ihren Beistand versagte, hatte 
der Präsident von vornherein wenig Aussicht, mit seinen 
Anträgen durchzudringen. Zwar gelang es ihm, seine Denk- 
schrift durch Vermittlung des Hausministers Breteuil an den 
Monarchen zu bringen, aber dieser forderte naturgemäß 
zunächst das Gutachten des Siegelbewahrers ein. Als ge- 
wandter Höfling hütete sich Mirom^nil, dem Könige seine 
wahren Absichten zu enthüllen. Er stimmte in das Lob, 
das Ludwig XVL der Denkschrift zollte, vielmehr im Brust- 
ton der Überzeugung ein, erklärte auch die von Lamoignon 
beantragten Reformen für recht wünschenswert, hielt es 
aber für angebracht, daß der Antragsteller sich zunächst 
an das Pariser Parlament wende, damit es zu seinen Vor- 
schlägen Stellung nehme. Diesem Rat gab der König 
statt, und der Siegelbewahrer hatte die Angelegenheit 
damit in die von ihm gewünschte Bahn geleitet. Nunmehr 
konnte er es getrost der angegriffenen Körperschaft überlassen, 
wie sie sich am schicklichsten aus der Affäre ziehen mochte. 
Und das Parlament rechtfertigte Mirom^nils Vertrauen in 
vollem Maße. Es fand den fiir die Krone Idtzlichen Punkt 
in der Sportelfrage sofort heraus ; in diesen brauchte es nur 
ordentlich zu zielen, um gewonnenes Spiel zu haben. 

Am 9. Mai überreichte das Pariser Parlament dem 
König ein Gutachten^), in dem ausgeftihrt wurde, daß die 
außerordentliche Höhe der Prozeßkosten vornehmlich durch 
die Abgaben verschuldet würde, welche die Krone nach 
und nach auf alle Akte der Rechtsprechung gehäuft habe. 
Das Parlament habe zu wiederholten Malen auf die Übel- 
stände, welche die fiskalische Ausbeutung der Justiz im 
Gefolge habe, hingewiesen und den Monarchen gebeten, 
auf diese dem Wohle des Volkes nachteilige Einnahme- 



*) S. Flammennont, Remontrances du Parlement de Paris HI, 545 ff. 
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quelle zu verzichten. Weiter gaben die Räte zu verstehen, 
daß sie ihrerseits bereit sein würden, auf die Erhebting 
von Sportein überhaupt zu verzichten, sobald die Krone 
den Richtern als Entschädigung fUr ihre Mühen entspre- 
chende Gehälter zahlen würde. 

Daß der König bei der bedrängten Lage des Staats- 
schatzes nicht imstande sein würde, diese Forderungen zu 
erftillen, wußten die schlauen Parlamentsräte nur zu genau. 
Gehörten doch zur Besoldung der Justizbeamten viele Mil- 
lionen, eine Summe, die durch den Wegfall der Abgaben, 
die der Fiskus bisher aus der Justiz zog, noch sehr be- 
trächtlich erhöht worden wäre. Die Replik, die Ludwig XVI. 
am 1 8. Juli an das Parlament richtete^), lautete daher ganz 
so, wie sie der Gerichtshof erwartet hatte. Der König er- 
klärte sich außerstande, auf die Abgaben, mit denen die 
Krone die Rechtsprechung belegte, bei der schlechten 
Finanzlage Verzicht zu leisten. Ebensowenig könnte er 
aus demselben Grunde daran denken, die Richter für die 
Sportein durch Gehälter zu entschädigen. Es mußte also 
alles beim alten bleiben, und die Schuld an dem Scheitern 
der geplanten Reform und dem Fortbestand der Mißbräuche 
wurde von dem Parlament auf den Monarchen abgewälzt. 

Man hätte glauben sollen, daß Lamoignon, als er als 
Siegelbewahrer im Jahre 1788 an eine umfassende Gerichts- 
reform heranging, in erster Linie das Sporteinunwesen zu be- 
seitigen suchen würde, um das zu vollenden, was er bei dem 
Widerstreben seines Vorgängers Mirom^nil früher nicht 
hatte durchsetzen können. Allein er hütete sich, auf seinen 
alten Plan wieder zurückzugreifen, vermutlich weil er voraus- 
sah, daß der Staat, der sich am Rande des Bankrotts be- 
fand, noch weniger als im Jahre 1784 in der Lage sein 
würde, auf die ihm aus der Justizverwaltung zufließenden 
Einnahmen zu verzichten und die Richter für den Wegfall 
der Sportein durch feste Gehälter zu entschädigen. 

») A. a O. TU, 557 f. 
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Lamoignon hielt es vielmehr für geraten, von einer 
ganz andern Seite die Frage der Gerichtsreform anzugreifen. 
Er suchte das Problem, eine schnellere und weniger kost- 
spielige Rechtspflege herzustellen, durch eine gänzliche 
Umwälzung der bestehenden Gerichtsorganisation zu lösen. 
Das Hauptgebrechen der französischen Gerichtsverfassung 
sah er darin, daß der Schwerpunkt der Rechtspflege ganz 
ausschließlich bei den Parlamenten lag, die dem großen 
Umfang der an sie herantretenden Aufgaben bei dem oft 
Ungeheuern Gebiet, für das sie zuständig waren, nicht ge- 
wachsen waren und infolgedessen viele Prozesse verschlepp- 
ten. Namentlich das Pariser Parlament beherrschte einen 
riesigen Umkreis, der über ein Drittel von Frankreich um- 
faßte. Die Leute aus der Auvergne mußten hier ebenso 
wie die Leute aus dem Lyonnais Recht suchen. Gegen- 
über den Parlamenten dagegen hatten die Untergerichte 
wenig zu bedeuten, da sie nur für geringfügige Prozeß- 
objekte zuständig waren. 

Mit diesen Einrichtungen beschloß Lamoignon entschie- 
den zu brechen. Er besorgte das so gründlich, daß er 
bei seiner Reform den Schwerpunkt vollständig verrückte, 
von den Parlamenten in die von ihm ins Leben gerufenen 
grands bailliages, die er etwa nach Art unserer Landgerichte 
als eine Art mittlerer Instanz zwischen die Parlamente und 
die Untergerichte (presidiaux) einschob. Diese grands 
bailliages, deren er 47 schuf, erhielten ausgedehnte Befug- 
nisse. In der Kriminaljustiz bildeten sie hinfort oberste 
Instanz für alle Angehörigen des dritten Standes, während 
für die bevorrechteten Stände nach wie vor die Parlamente 
zuständig waren. Noch wesentlicher war es aber, daß die 
grands bailliages in Zivilsachen für Streitobjekte bis zu 
20000 Frcs. zuständig sein sollten. Diese Grenze war so 
hoch gelegt, daß für die Parlamente wenig übrigblieb, da 
Prozesse, deren Gegenstand höher zu bewerten war, zu den 
Seltenheiten gehörten. 
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Man wird also sagen dürfen, daß die Parlamente in 
dieser neuen Gerichtsverfassung eine recht bescheidene 
Rolle spielten, ja geradezu kalt gestellt wurden. Ebenso 
erging es der Patrimonialgerichtsbarkeit. Sie empfing ihr 
Todesurteil durch die Erlaubnis, die man den ihr Unter- 
gebenen gewährte, in Zivilsachen sich sofort an die könig- 
lichen Gerichte zu wenden. Auch in Kriminalfallen wurden 
die Patrimonialgerichte eingeschränkt: nur dann wurde ihnen 
die Rechtspflege gestattet, wenn ihre Inhaber für voi^ebil- 
dete Richter und sichere und gesunde Gefangnisse sorgten. 
Da weitaus die meisten Grundherren diese Bedingungen 
wegen der damit verbundenen hohen Kosten nicht erfüllen 
konnten, so kam ihre Gerichtsbarkeit nicht mehr in Betracht, 
was gewiß für die Rechtsuchenden kein Schade, sondern 
ein Gewinn war. 

Segensreich mußte auch die Unterdrückung der Aus- 
nahmegerichte, der tribunaux d*exception, wirken. Denn 
damit begann man die Justiz von der Verwaltung reinlich 
zu scheiden. Die gerichtlichen Befugnisse, welche die Finanz- 
bureaus und Steuerbehörden bisher ausgeübt hatten, wurden 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit übertragen. 

Auch eine umfassende Besserung der Strafrechtspflege 
hatte Lamoignon ins Auge gefaßt. Eine tiefergreifende 
Reform konnte er aber fürs erste nicht vornehmen, sondern 
nur in Aussicht stellen. Er mußte sich damit begnügen, 
einige das barbarische Verfahren mildernde Bestimmungen, 
wie die Einschränkung der Folter, zu erlassen. 

So heilsam und willkommen diese Gerichtsreform auch 
sein mochte, so waren ihre Vorzüge nicht so bestechend, 
daß sie die Nation über das politische Ziel hinwegtäuschten, 
das die Regierung damit verfolgte. Denn darüber konnte 
kaum ein Zweifel bestehen: Brienne und Lamoignon kam 
es bei dieser Reorganisation der Justizverwaltung doch vor 
allem darauf an, die widerspenstigen Parlamente als die ge- 
fährlichsten Gegner der Krone mit tödlichen Streichen zu 
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treffen, damit sie hinfort nicht mehr in Finanz- und Steuer- 
fragen den Willen des Monarchen lahmlegen konnten. 
Darum blieben die Minister nicht auf halbem Wege stehen 
und begnügten sich nicht damit, den Parlamenten einen 
großen Teil ihrer richterlichen Befugnisse zu entreißen: sie 
raubten den trotzigen Richtern namentlich auch ihr vor- 
nehmstes Palladium, das kostbare Recht, den königlichen 
Gesetzen durch feierliche Eintragung in die Register des 
Gerichtshofes Gültigkeit zu verleihen. Dieses Recht über- 
trugen sie einer neugebildeten Körperschaft, einem souve- 
ränen Rat, der Cour pl^ni^re. 

Die Notwendigkeit dieser Einrichtung wurde von La- 
moignon geschickt durch den Hinweis auf die Übelstände 
begründet, die dadurch hervorgerufen würden, daß sämt- 
liche Parlamente das Recht der Eintragung beanspruchten. 
Wie häufig sei es namentlich im letzten Jahre vorgekommen, 
daß einzelne Gerichtshöfe selbst allgemein als heilsam an- 
erkannten Gesetzen, wie dem Edikt bezüglich der Einführung 
von Provinzialversammlungen oder dem Edikt über die Frei- 
heit des Getreidehandels, sich widersetzt und ihre recht- 
zeitige Inkraftsetzung verhindert hätten! Der daraus sich 
ergebenden Unordnung könnte der König nur dadurch 
wirksam steuern, daß er die alte Cour du baronnage et 
des pairs wiederherstelle und dieser Körperschaft allein 
das Recht, seine Gesetze einzutragen, verleihe. Denn ein 
großer Staat dürfe wie nur einen König so auch nur ein 
Gesetz und eine Eintragung haben. 

Die Hauptfrage aber war, aus welchen Mitgliedern 
diese Cour pl^ni^re sich zusammensetzen sollte, ob aus 
unabhängigen Männern oder aus gefügigen Geschöpfen der 
Krone? Wurden auch die Große Kammer des Pariser 
Parlaments und je ein Mitglied der Provinzparlamente hinzu- 
gezogen, so überwogen doch die Teilnehmer, denen man 
wegen ihrer nahen Beziehungen zum Hofe von vornherein 
eine selbständige Haltung nicht zutrauen mochte, wie die 
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Prinzen von Geblüt, die vornehmsten Hofchargen, eine 
Reihe von hohen Militär- und Zivilbeamten. Man gewann 
also den Eindruck, daß die Krone sich in der Cour pl6ni^e 
ein Werkzeug habe schaffen wollen, das sich ihren Wünschen 
gegenüber gehorsamer zeigen würde als die trotzigen Parla- 
mente, namentlich wenn es sich um die Bewilligung von 
Anleihen und neuen Steuern handeln würde.^) 

Als am 8. Mai 1788 die auf die Gerichtsreform bezüg- 
lichen Edikte von Ludwig XVI. im lit de justice verkündigt 
worden waren, wandte sich die öffentliche Meinung sofort 
gegen die Cour pl^ni^re und verschrie sie als sklavisches 
Werkzeug des Despotismus. Schien sie doch einzig zu 
dem Zweck ausgesonnen zu sein, um dem Hof die Geld- 
mittel zu verschaffen, die ihm das Parlament früher beharr- 
lich verweigert hatte. Eben die Steuerbewilligungsfrage 
hatte den Ausgangspunkt gebildet in dem Streit, der sich 
in den letzten Monaten zwischen Krone und Parlament er- 
hoben hatte. Obwohl Brienne und Lamoignon sehr behut- 
sam zu Werke gegangen waren und der Cour pldniöre nur 
das Recht vorläufiger Steuerbewillig^ng in dringenden 
Notfällen zugeschrieben hatten bis zum Zusammentritt der 
wiederum in Aussicht gestellten Generalstände, so schöpfte 
die Bevölkerung doch Verdacht und befürchtete, daß der 
geldbedürftige Hof die neue Einrichtung des souveränen 
Rates, die deutlich genug das Kennzeichen des Absolutis- 
mus trug, schließlich dazu mißbrauchen würde, um sich, 
wenn auch nicht neue Steuern, so doch eine Erhöhung der 
alten Auflagen und weitere Anleihen zu verschaffen. So 
trat wie bei Gelegenheit des Calonneschen Planes das 
Moment der Staatsreform weit zurück hinter die große 
politische Frage, auf die sich die Hauptsorge des ganzen 

^) In diesem Sinne behauptete die Versammlung des Klerus in ihren 
Vorstellungen gegen die Maiedikte am 15. Juni 1786 bezüglich der Cour 
pleni^re: >La nation n'y voit qu'un tribunal de cour, dont eile craindratt 
toujours la complaisance.c 
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Volkes seit den Tagen der Notabeinversammlung gerichtet 
hatte, nämlich ob es den einmütigen Anstrengungen aller 
Stände schließlich gelingen würde, den verhaßten Despotis- 
mus zu stürzen und zur Berufung der Generalstände zu 
zwingen. Für die Regierung anderseits kam es darauf an, 
ob sie noch dazu imstande sein würde, den Staatsstreich, 
den sie eben eingeleitet hatte, auch dem Widerstände der 
öffentlichen Meinung zum Trotz durchzuführen. 

V. 

Es liegt nicht in unserer Absicht, die Volksbewegungen 
hier zu schildern, welche die Veröffentlichung der Maiedikte 
in einzelnen Provinzen des Reiches entfesselte.^) Wird man 
doch sagen dürfen, daß diese Aufstandsversuche und Tu- 
multe, so bedenklich ihr Charakter auch manchmal war, 
den Absolutismus nicht eigentlich zu Fall brachten, mochten 
sie ihn auch in seinen Grundfesten auf tiefste erschüttern 
und die innerliche Zersetzung, in der er sich befand, bereits 
deutlich offenbaren. Ja, er hätte wahrscheinlich über alle 
Widerstände schließlich noch triumphiert und die Parlamente 
zu Paaren getrieben, wenn er nicht durch die finanzielle 
Zerrüttung in allen seinen Bewegungen gelähmt und endlich 
matt gesetzt worden wäre. 

Briennes Hauptsorge bildete die Aufbringung der not- 
wendigen Geldmittel, ohne die er die Regierungsmaschine 
nicht in Gang erhalten und die Gerichtsreform nicht durch- 
führen konnte. In den königlichen Kassen aber herrschte 
eine beständige Ebbe, der Staatskredit war völlig erschöpft 
und die Parlamente bemühten sich mit bestem Erfolge, 
dem Hofe jeden Geldzufluß abzuschneiden. Den Warnungen 
und Drohungen des Pariser Gerichtshofes gehorsam, wagten 
auch die Mitglieder der Hochfinanz nicht, dem Premier- 



^) Darüber hat bekanntlich Ch^rest, La chute de Tanden regime I^ 
504 ff. und II, I ff. ausführlich gehandelt. 
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minister irgendwelche Summen zu borgen. War doch zu 
befürchten, daß sie im Fall des Zusammenbruchs der Re- 
gierung verloren gehen und das Parlament solche Anleihen 
nicht als Staatsschulden anerkennen würde. Wo Brienne 
in jenen Tagen anklopfte, erhielt er daher abschlägigen 
Bescheid. Denn niemand mochte an den Bestand der 
gegenwärtigen Verhältnisse glauben; man sah voraus, daß 
die Parlamente über den schwachen Monarchen bald trium- 
phieren würden, und betrachtete es geradezu als Ehren- 
punkt, dem verhaßten Despotismus in seiner Bedrängrnis 
nicht beizustehen. 

Der Erzbischof hegte noch die Hoffnung, daß ihm 
die Korporation, der er angehörte und deren Interessen er 
viele Jahre gedient hatte, der Klerus, in dieser Verlegen- 
heit nicht in Stich lassen würde. ^) Wenige Tage vor dem 
Staatsstreich, am 5. Mai, hatten sich auf Geheiß des Kö- 
nigs die Vertreter der höheren Geistlichkeit zu einer außer- 
ordentlichen Versammlung in Paris eingefunden, um über 
ein don gratuit von namhafter Höhe zu beraten, dessen 
glatte Bewilligung die Krone unter allen Umständen erwar- 
tete. Hatte doch der Klerus solchen Forderungen bisher 
fast ausnahmslos entsprochen. Im Frühjahr 1788 aber 
zeigte er sich nicht geneigt, den Wünschen Ludwigs XVI. 
und seiner Minister zu willfahren. Er trat vielmehr kühn 
aus seiner in rein politischen Fragen sonst beobachteten 
Zurückhaltung heraus, um als Wortführer der Nation das 
Verhalten der Regierung gegenüber den Parlamenten ent- 
schieden zu mißbilligen und die Wiedereinsetzung der GrC- 
richtshöfe in ihre früheren Rechte nachdrücklich zu ver- 
langen. In diesem Sinne waren die Vorstellungen abgefaßt^ 
die die Geistlichkeit am 15. Juni dem König überreichte. 

*) über die Versammlung des Klerus vergleiche man die Arbeit von 
P. Mautouchet, Les questions politiques a l'assemblee du clerg^ de 1788 
in der Zeitschrift La Revolution frangaise Bd. 42 (1902) S. 5 ff. 
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Der Klerus begnügte sich hier aber nicht damit, die 
Wiederherstellung der Parlamente zu fordern ; er ging weiter 
und heischte im engsten Anschluß an das Beispiel, das die 
Parlamente ihm im verflossenen Jahre gegeben hatten, und 
unter schärfster Verurteilung des Absolutismus die kon- 
stitutionelle Staatsform. Denn allein den Generalständen 
stehe es zu, Steuern zu bewilligen, und nur die regelmäßige 
Berufung dieser Versammlung in kurzen Abständen würde 
dazu imstande sein, die Nation vor der Wiederholung der 
finanziellen Mißwirtschaft, wie sie die jüngste Vergangen- 
heit zum allgemeinen Entsetzen offenbart habe, zu be- 
wahren. 

Gleichzeitig mit diesen Vorstellungen, die den Staats- 
streich bekämpften, überreichte der Klerus dem König 
einen entschiedenen Protest gegenüber den Versuchen, die 
die Krone in letzter Zeit unternommen hatte, um der geist- 
lichen Korporation ihre Immunität zu rauben. Wir erinnern 
uns daran, daß Calonne den Klerus der allgemeinen Grund- 
steuer hatte unterwerfen wollen und daß die Notabein für 
den Fall der Genehmigung dieser Auflage durch die Par- 
lamente die feierliche Zusage g^eben hatten, daß alle 
Stände, die Geistlichkeit eingeschlossen, gleichmäßig im 
Verhältnis zu ihrem Vermögen dazu herangezogen werden 
sollten. Nun hatte Brienne im September 1787 vor dem 
Parlament die Waffen strecken und die geplante Grund- 
steuer fallen lassen müssen; trotzdem aber schien er die 
Hoffnung nicht aufzugeben, wenn nicht sofort, so doch in 
wenigen Jahren den Klerus dem Zwanzigsten zu unter- 
werfen. Das schloß der Klerus aus einer Instruktion, die 
im Namen des Königs an die Provinzialversammlungen ge- 
richtet und in der angeordnet wurde, daß in den Steuer- 
roUen auch die Güter des Klerus, zunächst allerdings nur 
»zur Erinnerungc verzeichnet werden sollten, um dadurch 
festzustellen, welchen Steuerbetrag diese Besitzmasse im 
Vergleich mit den Gütern der Laien aufbringen könnte. 
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Sowohl gegen Calonnes Vorstoß in der Notabeinver- 
sammlung, wie gegen Briennes Maßnahme, die geistlichen 
Güter einschätzen zu lassen, erhob der Klerus im Juni 1788 
sehr entschiedenen Widerspruch, indem er sich auf seine, 
von den französischen Königen zu wiederholten Malen be- 
stätigten Steuerfreiheiten berief. Er beschwerte sich dar- 
über, daß die königlichen Minister durch ihr Verhalten 
das im Volke seit einiger Zeit ausgestreute Vorurteil be- 
stärkten, nach dem der Klerus verdächtigt würde, als ob er 
nicht im Verhältnis zu seinem Vermögen Steuern zahle. 

Aus den leidenschaftlichen Protesten der Geistlichkeit 
ersehen wir deutlich, wie sehr diejenigen irren, die be- 
haupten, daß der Grundsatz der Gleichheit aller Staats- 
bürger vor der Steuer schon von den Notabein zu allge- 
meiner Anerkennung gebracht worden sei. Wie wenig 
hatte es gefruchtet, daß die kleine Minderheit der Bischöfe, 
die sich an der Notabein Versammlung beteiligt hatte, unter 
dem entschiedenen Druck der Mehrheit der weltlichen Ver- 
treter auf die Immunität des Klerus verzichtet hatte. Denn 
diese Minderheit wurde von ihren Standesgenossen, die sich 
an die Beschlüsse der Notabein keineswegs gebunden 
hielten und nicht gebunden zu halten brauchten, bald dar- 
auf auf das entschiedenste desavouiert. Die Generalver- 
sammlung des Klerus verteidigte gegenüber dem Königtum 
mit zäher Energie ihre verbrieften Rechte und weigerte 
sich überhaupt, über das von der Krone von ihr gefor- 
derte don gratuit von acht Millionen zu beraten, bevor 
Ludwig XVI. der Korporation aufs neue den unantast- 
baren Besitz ihrer Immunität feierlich bestätigt habe.^) 

*) Wahl glaubt freilich auch im Angesicht der unwiderleglichen Tat- 
sache, daß der Klerus sich im Juni 1 788 seine Immunität von der Regierung 
aufs neue bestätigen läßt, an seiner Meinung festhalten zu können^ daß 
die Geistlichkeit ihre Steuerprivilegien schon endgültig während der No- 
tabelnversammlung preisgegeben habe. Wenn der Klerus jetzt im Frühjahr 
1 788 auf seine Immunität pochte, so habe er das, meint Wahl, nur getan. 
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Was riet Brienne dem Könige in dieser neuen Ver- 
legenheit an? Sollte er wiederum wie im vorigen Herbst 



>um einen Druck auf eine Regierung auszuüben, welche man als despotisch 
auffaßte. € (Vorgeschichte 11, 233.) Daß dieser merkwürdige, von ihm 
zum ersten Male gewagte Deutungsversuch nicht jedermann einleuchtend 
sein dürfte, scheint Wahl selbst dunkel zu fühlen; er sucht ihn daher 
wahrscheinlicher zu machen durch die Behauptung, daß >eine zwei Monate 
vor der Generalversammlung tagende vorläufige Vereinigung der Deputierten 
des Klerus < >den Verzicht auf die Steuerprivilegien des Klerus in bündiger 
Form ausgesprochene habe (a. a. O. II, 233). Dieser angebliche Verzicht 
einer Vorversammlung des Klerus auf die Immunität wird dem kritisch ge- 
richteten Historiker beim Vergleich mit der späteren, das gerade Gegenteil 
erstrebenden Haltung der Generalversammlung von vornherein als eine 
höchst fragwürdige Tatsache erscheinen, und er wird danach forschen, aus 
welcher Quelle sie stammt. Die Quelle, der Wahl sie entnommen hat, ist 
denn auch sehr trübe; die von ihm verwertete Nachricht geht auf eine 
unverbürgte Zeitungsnotiz der Gazette de Leyde vom 19. Dezember 1788 
zurück, die also den Ereignissen noch erheblich nachhinkt. Aus solcher 
Quelle darf der Historiker nicht schöpfen, zumal wenn die in ihr enthaltene 
Nachricht andern gut gesicherten Tatsachen widerspricht. So ist jener 
angebliche Verzicht einer Vorversammlung des Klerus auf die Immunität 
auch gar nicht zu vereinigen mit der Haltung, welche die Vertreter der 
Geistlichkeit in den Ende 1787 abgehaltenen Provinzialversammlungen in 
der Steuerfrage eingenommen haben. Durfte sich doch die General- 
versammlung des Klerus in ihren Vorstellungen vom Juni 1788 darauf 
berufen, daß die Vertreter des Klerus in fast allen Provinzialversammlungen 
gegen jede etwaige Verletzung der Immunität ihrer Korporation feierlichen 
Protest eingelegt hatten (vgl. Archives parlementaires I, 382). Allein 
trotzdem behauptet Wahl (a. a. O. II, 163), daß sich in keiner einzigen 
Pro vinzial Versammlung gegen die Heranziehung der Kirchengüter zum 
Zwanzigsten Widerstand erhoben habe. 

Ebensowenig entspricht die von Wahl aufjgestellte Ansicht, daß die 
Privilegierten in den Provinzialversammlungen nur in wenigen vereinzelten 
Fällen an den Steuerprivilegien festgehalten hätten (a. a. O. II, 154, 166), 
dem wirklichen Sachverhalt. Vielmehr findet man bei der Durchsicht der 
Protokolle dieser Versammlungen, daß die Aristokratie, wo sie nicht aus- 
drücklich aus irgendeinem Anlaß ihre Vorrechte entschieden verteidigt, 
den Fortbestand derselben, z. B. bei der Taille, als eine unanfechtbare, 
selbstverständliche und daher nicht zu erörternde Tatsache betrachtet. Man 
ersieht aus diesen Proben wohl zur Genüge, wie unsicher die Grundmauern 
sind, auf welchen Wahl sein historisches Gebäude errichtet hat. 

Glagau, Reform versuche. 21 
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vor den Parlamenten so jetzt vor dem Klerus zurück- 
weichen und in den schärfsten Widerspruch mit sich selbst 
geraten? Hatte er doch damals auf die Erhebung der 
Grundsteuer und der Stempelsteuer verzichtet, nachdem 
er vorher häufig genug feierlich beteuert hatte, daß jene 
Auflagen unentbehrlich seien, um das Gleichgewicht im 
Staatshaushalt herzustellen. Wie nachteilig mußte es dem 
Ansehen des Monarchen sein, wenn er die Steuerfreiheiten 
des Klerus aufs neue anerkannte, die er infi verflossenen 
Jahre als einen nicht länger zu duldenden Mißbrauch, als 
ein schreiendes Unrecht gegenüber dem übrigen Volke 
durch seine Minister hatte geißeln lassen ? Brienne mochte 
einsehen, wie bedenklich und verächtlich diese schwankende 
widerspruchsvolle Haltung für die Krone war. Er wußte 
aber aus der Sackgasse der finanziellen Nöte keinen an- 
dern Ausweg mehr und veranlaßte den König dazu, das 
von der Geistlichkeit geforderte Opfer zu bringen. So 
wurde durch einen Staatsratsbeschluß vom 5. Juli dem 
Klerus seine Steuerfreiheit noch einmal vom Königtum, allem 
was vorangegangen war, zum Trotz, bestätigt. Allein der 
für diese Nachgiebigkeit erwartete Lohn blieb aus. Denn 
die Generalversammlung erwies sich dem Könige gegenüber 
nicht dankbar ; sie weigerte sich, die geforderte Summe von 
8 Millionen aufzubringen und bewilligte nur 1 800000 Frcs., 
also kaum den vierten Teil des von ihr erwarteten Betrages. 
Diese geringe Summe reichte natürlich nicht aus, um 
die finanzielle Lage der Krone zu bessern; sie bedeutete 
einen Tropfen auf den heißen Stein. Brienne hatte also 
nach wie vor mit der früheren Geldverlegenheit zu kämpfen 
und schwor insgeheim seinen Standesgenossen, die ihn so 
schnöde im Stich gelassen hatten, Rache. Er soll damals 
die Drohung ausgestoßen haben: »Da Adel und Klerus 
den König preisgeben, muß er sich den Kommunen in die 
Arme werfen, um durch diese die beiden obem Stände 
zermalmen zu lassen.« 
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In der Tat gab sich Brienne unmittelbar darauf den 
Anschein, ab wollte er dieses Wort wahr machen. Da die 
Korporationen dem Könige ihren Beistand hartnäckig ver- 
sagten, blieb dem leitenden Minister nichts übrig, ab die 
Berufung der Gcnerabtände ernstlich ins Auge zu fassen. 
An demselben Tage, an dem er von Ludwig XVI. die 
Immunität des Klerus bestätigen ließ, am 5. Juli 1788, 
wurde ein königliches Ausschreiben veröffentlicht, das die 
französische Bevölkerung aufforderte, Nachforschungen an- 
zustellen in betreff der Berufung und Zusammensetzung der 
Gcnerabtände, da die Regierung über die Form der Wahlen, 
sowie über die Zahl und Beschaffenheit der Wähler und 
der zu Wählenden nicht im klaren sei. Dieser vielberufene, 
höchst merkwürdige Erlaß schien einen neuen Abschnitt 
in der politischen Haltung des Premierministers anzukün- 
digen und einen markanten Schachzug der Krone gegen- 
über den aufsässigen Privilegierten zu bedeuten. In mehreren 
jeden Zweifel ausschließenden Wendungen gab Brienne 
seinen Widersachern zu verstehen, daß der Monarch ge- 
sonnen sei, die Generalstände nicht mehr in der herkömm- 
lichen Form zu berufen, in der die bevorrechteten Stände 
über die Kommunen ihr unbedingtes Übergewicht behauptet 
hätten, sondern einen neuen Modus zu wählen, durch 
welchen die Stände sich gegenseitig das Gleichgewicht 
halten und die Versammlung einen wahrhaft nationalen 
Charakter tragen würde. Der leitende Minbter scheint 
in der Tat, wie er später beteuert hat*), die Absicht ge- 
habt zu haben, nach dem Muster der Provinzialversamm- 
luni^en auch in den Generabtänden die Zahl der Abgeord- 
neten des dritten Standes zu verdoppeln und ohne Rück- 

■ In (l«in Memoirenfraj^ent Briennes, das SouUvie in seinen Mf- 

moires histc>ri«|iies et politiqucs du r^gne de I^ais XVI (Paris 1801) Bd. VI, 

J37 — 254 vcrüffentlicht bat. Vgl. hierxu J. Flammermonts Ausfttbrangen 

in dem Artikel: >Le sccond minist^ de Neekerc, Reme histori<|ue Bd. 46 

i8c)i), S. 10, Anmerkung I. 

21* 
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sieht auf die ständisehen Kurien nach Köpfen abstimmen 
zu lassen. 

Diesen gegen ihre Vorherrschaft gerichteten Streich 
suchten die Privilegierten sogleich zu parieren. Im An- 
schluß an das soeben veröffentlichte Ausschreiben vom 
5. Juli trat die noch tagende Generalversammlung des 
Klerus bald in eine Beratung der von dem Premierminister 
angeregten Frage ein^). Am 5. August erstattete der Abbe 
Desprez einen ausführlichen Bericht »über die Formen der 
Berufung, der Zusammensetzung und der Beratung der 
Generalstände«:, in dem er sich, wie wenige Monate später 
die Parlamente und die zweite Versammlung der Notabeln, 
auf den Standpunkt stellte, daß man an den hergebrachten 
mittelalterlichen Formen auch in Zukunft festzuhalten habe. 

Die Generalstände sollten scharf in drei Stände ge- 
schieden sein, die unter keinen Umständen gemeinsam be- 
raten und nur durch Kommissare miteinander verkehren 
dürften. Auch verkündigte man den Grrundsatz, daß kein 
Stand durch die Abstimmung der beiden andern in seinen 
Entschlüssen beeinflußt werden dürfe. Hätten also die 
beiden Laienstände, Adel und dritter Stand, den Klerus 
einer allgemeinen Steuer unterwerfen wollen, so sollte die 
Geistlichkeit dieses Vorgehen unter Berufung auf jenen 
Grundsatz als einen ungesetzlichen Angriff auf ihre Im- 
munität zurückweisen. Während der Klerus der Krone 
die größten politischen Opfer zumutete, gedachte er von 
seinen Privilegien auch nicht das geringste Titelchen preis- 
zugeben. Man sieht daraus, wie ahnungslos diese kurz- 
sichtige Aristokratie der Zukunft entgegenging: auf den 
Trümmern des Absolutismus hoffte sie ungestört eine Art 
Adelsherrschaft errichten zu können. In diesem Glauben 
wiegte sie sich, obwohl seit dem Herbst 1787 immer be- 



*) Vgl. den oben S. 318 Anm. i angeführten Artikel von Mautoucbet 
in der Revolution fran^aise S. 30 ff. 
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drohlichere Anzeichen das Herannahen einer großen so- 
zialen Umwälzung ankündigten*). 

Inzwischen war Anfang August die Geldverlegenheit, 
in der sich der leitende Minister befand, aufs höchste ge- 
stiegen Er wußte jetzt kein anderes Mittel mehr, als dem 
Könige die schleunige Berufung der Generalstände auf den 
I. Mai 1789 zu empfehlen. Dieser hochwichtige Akt, durch 
den der Absolutismus sich selbst das Todesurteil sprach, 
wurde am 8. August bekannt gemacht. Gab auch Brienne 
in diesem Staatsratsbeschluß die Cour pl^ni^re preis, so 
hielt er doch an der Fortsetzung der eingeleiteten Gerichts- 
reform fest. Ja, er schmeichelte sich noch in jenen Tagen, 
über alle seine Gegner, namentlich über die Parlamente, 
zu triumphieren. Allein auch diese Hoffnung sollte bald 
zuschanden werden, als ihn der Geldmangel schließlich 
dazu trieb, einige finanzielle Maßnahmen in der Mitte des 
August vorzunehmen, die man allgemein als sichere Vor- 
boten des Staatsbankrotts ansah: er ordnete an, daß die 
königlichen Kassen einen Teil der Zahlungen in Papiergeld 
machen sollten, und gab den Scheinen der Diskontokasse 
Zwangskurs. Vergeblich suchte er diese Maßregeln durch 
den Hinweis auf die trostlose Lage des Staatsschatzes zu 
rechtfertigen und die Schuld daran auf die Parlamente ab- 
zuwälzen, die sich hartnäckig geweigert, den finanziellen 
Notstand, in dem sich die Krone befand, beseitigen zu 
helfen und vielmehr die königlichen Anleihen in Mißkredit 
gebracht hätten. 

Dieser Schritt Briennes rief überall die ernstesten Be- 
sorgnisse und einen gewaltigen Entrüstungssturm hervor, 

') Vgl. den Artikel von H. Carr^, La tactique et let td^es de l'oppo- 
>iti()n parlementaire in der R^volation fran^aiie Bd. 39 (1895), S. 97 ff., 
wo j^ezcigt wird, wie in den letiten Monaten des Jahres 1787 die Partei 
der Parlamente mehr and mehr von einer neuen in der Bildung begrifTenen 
Partei der Nationaux überholt wird, die sich gegen die politischen Ansprüche 
der Privilegierten erhebt. Vgl. auch Carr^ Artikel ttber Du Val d'Espre- 
mesnil. Revolution frangaise Bd. 33 (1897), S. 349 AT., 405 (T. 
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namentlich in der Hauptstadt, in welcher die große Masse 
der Staatsgläubiger lebte. Beim Anblick der reißend schnell 
um sich greifenden Erregung, die, wie man fürchtete, zu 
bedenklichen Tumulten führen konnte, reifte in dem Königs- 
paar allmählich der Entschluß, sich von dem mißliebigen 
Premierminister zu trennen und denjenigen Mann in den 
Staatsrat zu berufen, den die Volksstimme schon lange als 
den zukünftigen Retter des Vaterlandes bezeichnete, näm- 
lich Necker. Allein der ehrgeizige Erzbischof klammerte 
sich noch mit hartnäckiger Zähigkeit an seinen Posten, 
Trotzdem seine Politik aus einer fortlaufenden Kette von 
Mißerfolgen bestanden und schließlich kläglich Fiasko ge- 
macht hatte, wollte er das Spiel noch immer nicht verloren 
geben. Er baute auf die Gunst seiner hohen Gönnerin, der 
Königin, und hoffte, es würde dieser gelingen. Necker zu 
überreden, daß er unter dem Vorsitze des Premierministers 
die Finanzverwaltung des Reiches leiten würde. 

Auf diesen Vorschlag aber wollte und konnte der er- 
fahrene Bankier nicht eingehen 1). Denn er mußte sich 
sagen, daß es ein Ding der Unmöglichkeit sein würde, den 
Staatskredit wiederherzustellen, solange eine Persönlichkeit 
an der Spitze des königlichen Kabinetts stand, die sich 
durch die ganze Richtung ihrer Politik allgemeinen Haß 
zugezogen und durch so unglückliche Finanzoperationen, 
wie sie in den letzten Tagen vorgenommen worden waren, 
aufs ärgste bloßgestellt hatte. 

So schmerzlich es Marie Antoinette war, ihren Günst- 
ling fallen zu lassen, von dessen Staatsleitung sie ftir das 
Königtum eine neue glückliche Ära erhofft hatte, sie konnte 
sich den stichhaltigen Gründen nicht verschließen, die gegen 

*) Vgl. Ameth et Flammermont, Correspondance secrite de Mercy 
avec Joseph II et Kaunitz II, 189—213 und den oben (S. 323 Anm. i) 
angeführten Artikel von Flammermont in der Revue historique Bd. 46, S. I ff. 
Vgl. ferner die beiden wichtigen deutschen Berichte Mercys an Kaanitz 
vom 19. Juli und 14. September 1788 (Wiener Archiv). 
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ein längeres Verbleiben Briennes im Amte sprachen. Von 
der Königin lebhaft bedauert und vom Könige mit unver- 
dienten Auszeichnungen und Ehren überhäuft, schied der 
Erzbischof am 25. August von einem Posten, den er nicht 
hatte ausfüllen können. Sein Rücktritt entschied auch über 
das Schicksal seines vornehmsten Mitarbeiters, des Groß- 
siegelbewahrers. Als einer der Urheber des Staatsstreiches 
mußte auch Lamoignon seine Entlassung geben, als Necker 
sich im September dazu gezwimgen sah, die Parlamente 
zurückzurufen und die Justizreform wieder rückgängig zu 
machen. 

Am 24. September 1788 hielten die Richter unter 
rauschenden Beifallsstürmen der Pariser triumphierend ihren 
Einzug in den Justizpalast. In einer längeren Rede unter- 
zog der Generaladvokat S^guier die Maiedikte einer scharfen 
vernichtenden Kritik und beglückwünschte den König dazu, 
daß er, sobald er seinen Irrtum eingesehen, die höchst 
bedenklichen Neuerungen wieder aufgegeben habe. In ent- 
schiedenem Gegensatz zu dem lebhaften Reformeifer, den 
die Monarchie in der letzten Zeit an den Tag gelegt hatte, 
brachte der Redner den konservativen Standpunkt des 
Parlaments zum Ausdruck: »Man kann nicht die von alters- 
her in einer Monarchie beobachteten Formen verändern, 
ohne das Vertrauen des Volkes zu erschüttern, ohne die 
Autorität aufs Spiel zu setzen, ohne das allgemeine Glück 
und die öffentliche Ruhe zu gefährden. Die Mißbräuche 
entspringen aus dem Schoß der Neuerungen. Selbst die 
vollendetste Vorsicht kann ihnen nicht vorbeugen, weil 
sie sich nicht schmeicheln darf, sie vorauszusehen, c Rei- 
ches Lob spendete Signier dem gefeierten Helden 
des Tages, Necker, den die Korporationen in ihrem 
Kampf gegen den Absolutismus mit einem gewissen 
Recht als ihren geheimen Bundesgenossen betrachtet 
hatten, seitdem er in seinem Werk über die Verwaltung 
der französischen Finanzen die Mißstände freimütig gerügt 
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und zur Zeit der Notabeinversammlung gegen Calonne ofTen 
Partei genommen hatte. Der Generaladvokat verglich den 
Genfer mit Sully: »Man gewahrt an ihm den gleichen 
Charakter, die gleiche Sittenstrenge, den gleichen Ordnungs- 
und Sparsamkeitsgeist, die gleiche Vorsicht, die gleichen 
Grundsätze, c Schließlich wies S^g^ier auf die nahe be- 
vorstehende Versammlung der Generalstände hin, die die 
Finanzen ordnen, den Kredit wiederherstellen und die 
schlummernden Kräfte Frankreichs neubeleben werde. 

Die Rede des Generaladvokaten klingt schließlich in 
einen begeisterten Triumphgesang aus. S^guier zweifelt 
nicht daran, daß die französische Nation unter der Führung 
des wiederhergestellten Parlaments einer schönen Zukunft 
entgegengeht: »Schon stellt sich, belebt durch die Hoff- 
nung, welche die neue Verwaltung (Neckers) erweckt, das 
erschütterte Vertrauen wieder her, der wankende Kredit 
erholt sich von seiner Betäubung ; die Handelswelt erneuert 
ihre Spekulationen und nimmt ihre Tätigkeit wieder auf. 
Die Wiederherstellung der Parlamente wird schließlich alle 
Traurigkeit zerstreuen. Ein lauter Jubelschrei ist von der 
Hauptstadt ausgegangen und wird sich bis in den äußersten 
Winkel des Reiches fortpflanzen. Alle Befürchtungen, Be- 
unruhigungen und Besorgnisse, sowie aller Schrecken und 
Schauder werden sich in den Ausbrüchen der allgemeinen 
Freude verlieren.« 



So war es den privilegierten Ständen also gelungen, 
den Absolutismus zu stürzen, und die f\ir den Januar 1789 
anberaumte Versammlung der Generalstände schien nur 
dazu berufen, um den Sieg der Aristokratie zu befestigen 
und die Monarchie der Vormundschaft der Korporationen 
vollends zu unterwerfen. In diesem Augenblick glaubten 
sich die Privilegierten dem Ziel nahe, das sie seit langem 
erstrebt hatten. Das Ideal Fcnelons, das sich in einem 
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durch GeneraLstände und Provinzialstände eingeengten, von 
den Korporationen beherrschten Königtum darstellte, schien 
nunmehr in erreichbarer Feme zu liegen. Wie rasch aber 
sollte dieses Traumbild zerrinnen, als das Parlament einen 
Tag nach seiner rauschenden Siegesfeier, am 25. September, 
die Forderung aussprach, die Generalstände seien in der 
altherkömmlichen Form zu berufen. Diesen Wunsch des 
noch eben vergötterten Parlaments nahm der dritte Stand 
wie eine an ihn gerichtete Kriegserklärung auf und erhob 
sich wie ein Mann, um in der folgenden Revolution den 
mittelalterlichen Klassenstaat fiir immer in Trümmer zu 
legen. Zu spät sollten die Korporationen erkennen, daß 
sie durch ihren erfolgreichen Kampf gegen den Despotismus 
nur der Demokratie die Wege geebnet und ihr eigenes 
Verderben heraufbeschworen hatten. 

Gerade dieser rasche Zusammenbruch ihrer eben er- 
rungenen Machtstellung aber zeigt uns au& deutiichste, auf 
wie schwachem Fundament die Herrschaft der Privilegierten 
von vornherein gestanden hatte. Solange sie den Despo- 
tismus bekämpft, die ihm anhaftenden Afißbräuche aufge- 
deckt und ihn durch hartnäckige Verweigerung von Steuern 
und Anleihen brach gelegt hatten, jubdte ihnen das Volk 
zu; sobald sie aber nach dem Sturz des Absolutisnras 
nur Miene machten, ihre selbstsüchtige Klassenpolitik fort- 
zusetzen, sollten sie ihrer Ohnmacht sofort inne werden. 
Darum wird man nicht behaupten können, daß die Reform- 
bestrebungen der Krone sich an der Widerstandskraft der 
Privilegierten notwendig hätten brechen müssen. Wenn 
dem Königtum die Opposition der Notabein und der Par- 
lamente gefährlich wurde, so hatte es sich das selbst zu- 
zuschreiben, weil es seine Reformpolitik mit fiskalischen 
Absichten verband und dadurch den Argwohn errq[te, 
als sei ihr mehr an finanziellem Gewinn als an der Be- 
seitigung der Mißstände gelegen. Als dann die Notabein 
die in der königlichen Finanzverwaltung herrschenden Un- 
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Ordnungen ans Tageslicht zogen und die im Hof halt üblichen 
Verschwendungen enthüllten, da war man allgemein der 
Ansicht, daß die Reformbestrebungen nur das Aushänge- 
schild bilden sollten, hinter welchem der Absolutismus sein 
Geldbedürfnis zu verbergen suchte. Alle Stände stimmten 
daher in den Ruf nach den Generalständen ein, um die 
Nation in Zukunft vor der Wiederkehr solcher Mißregiening 
zu bewahren. 

So haben den Absolutismus nicht seine Reformbestre- 
bungen zu Fall gebracht, sondern die klar erkannte Un- 
fähigkeit, eine streng geordnete, grundsätzlich sparsame 
Finanzverwaltung herzustellen. Bildete doch die Erfüllung 
gerade dieser Aufgabe, wie Turgot richtig erkannte, die 
unerläßliche Vorbedingung für das Gelingen der königlichen 
Reformpolitik, weil diese die Macht des Königtums erheb- 
lich erhöhen sollte. Eine solche Machterweiterung hätte 
aber die Nation nur einem Monarchen gestattet, der sich 
in scharfem Gegensatz zu seinen verschwenderischen Ahnen 
durch die Betätigung haushälterischen Sinnes und die Be- 
gründung einer gesunden Finanz- und Steuerpolitik allge- 
meines Vertrauen erwarb. Auf diese Bahn hatte Turgot 
Ludwig XVI. führen wollen; allein der im französischen 
Königtum seit Generationen bestehende Hang zu höfischer 
Prachtentfaltung und äußerem Machtstreben erwies sich 
auch in Ludwig XVI. und dem leitenden Minister stärker 
als der anfangs entfaltete Reformeifer; und so wurde der 
günstige Zeitpunkt versäumt, wo die Krone ohne die Gefahr 
ernstlicher Erschütterungen den Staatsorganismus hätte 
langsam umbilden und den modernen Bedürfnissen an- 
passen können. 
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Nr. I. 
Denkschrift des Ministers Malesherbes über die Weg- 
frondensteuer. (Februar 1776.) 

L'edit des corvdes contient deux dispositions, la conver- 
sion du travail corporel en une imposition pdcuniaire et la rd- 
partition de cette imposition sur tous les propridtaires de terres 
Sans excepter la noblesse. Le roi en convertissant le travail 
corporel en imposition pecuniaire s'est rendu au cri g^n^ral de 
toutes les provinces oü s'exige la corvde, ä ce cri d'autant plus 
interessant que c'est celui des plus pauvres et des plus mal- 
heureux de ses sujets. Si le parlement critique l'opdration meme 
sous ce point de vue, s'il prdtend que le travail etait encore 
moins onereux que la contribution en argent, c'est bien la 
preuve qu'on ne peut rien faire qui soit approuve; car aucune 
Operation de finance n'a jamais ^td plus indiqu^e ni plus g^nd- 
ralement demandee. Peut-etre ceux de Messieurs du parlement 
qui ne voient la campagne que dans les environs de Paris, 
ont-ils moins senti que les autres le malheur du peuple, parce- 
qu'on a toujours excepte la gdndralitä de Paris de la corvde. 
Or il est bon d'observer en passant que cette prdcaution mdme 
fait voir combien on sentait que l'imposition dtait ondreuse, 
puisque la politique des administrateurs a toujours 6t€ d'en 
eloigner le spectacle des habitants de la capitale, qui sont ceux 
dont les cris se fönt le mieux entendre. Peut-^tre Teffet en 
est-il aujourd'hui que quelques magistrats ont rarement vu par 
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eux-memes les malheurs qu'entraine la con'de. Mais eile avait 
aussi deux autres inconvenients que des magistrats devraient 
sentir encore plus que les autres sujets du roi; Tun que la 
corvee etait un impöt illegal: ni l'imposition meme, ni sa re- 
partition n'etaient portces dans aucune loi, pas möme dans iin 
arret du conseil imprime: l'autre est que de tous les imp6ts 
celui-lä est le plus arbitraire et de plus qu'il Test par sa natura 
et qu'il ne peut pas ne pas Tctre. Je sais que la capitation 
et le vingtieme sont arbitraires, et j'en gemis. Mais ils peuvent 
cesser de l'ötre, et c'est j\ ccla, c'est ä obtenir du roi de faire 
cesser Tarbitraire de ces deux impositions que le parlement 
devrait diriger ses efforts. Mais pour un service corporel qui 
doit ctre exigö avec la plus grande promptitude, dans la repar- 
tition duquel il faut consid(5rer Texigence du travail actuel, la 
proximitd des lieux, les embarras que donnent aux habitants 
de la campagne leurs travaux joumaliers qui changent suivant 
le pays et suivant les annees et dans les exemptions duquel il 
faut considdrer aussi les infirmites, la faiblesse personnelle de 
chaque individu, je defic d'ctablir des regles fixes et je ddfie 
aussi les administrateurs les plus ennemis du despotisme de ne 
pas soumettre les habitants de la campagne ä la tyrannie des 
subdeldgues, des inspecteurs des chemins, des syndics des par- 
oisses ou autres petites puissances subalternes. 

II y a une vingtaine d'annees que je disputai longtemps 
avec feu M. de Trudaine de vive voix et par ecrit sur les 
moyens d'assujcttir la corvee corporelle ä des regles certaines, 
dans un temps oü il n'ctait pas question de la supprimer, ni 
de la convertir en une imposition pccuniaire, mais oü je croyais 
(ju'il n'dtait pas impossible d'en öter larbitraire, et le rdsultat 
de mes Conferences avec cet administrateur si juste et si ^clair^ 
a etc qu'il n'y avait aucun moyen praticable. 

D'ailleurs M. le contröleur genc^ral qui s'est toujours par- 
ticulierement occupc de cet objet prouve par des raisons qui 
me paraissent demonstratives qu'un travail fait par des ouvriers 
choisis et payds sera infiniment moins couteux, emploiera 
moins de joumees d'hommes et par consequent sera moins 
ondreux au peuple, qui en derniere analyse paye tout, qu*un 
travail de corveables qui est toujours mal fait, toujours sujet 





Anhang. 333 

ä des reparations immenses et souvent ä etre recoramence. 
C'est ce que M. Turgot a appris par sa connaissance de l'art 
et par son experience et ce qu'il a voulu rendre sensible dans 
le prdambule de l'ddit. 

Au reste, si M. le contröleur gendral s'est trompd dans ses 
raisonnements et dans sa pratique; si je me suis trompd aussi 
dans les Conferences que j'ai eues autrefois sur cette matiere, 
le mal ne sera que momentan^. Je suppose pour un moment 
que le cri gdncral des provinces oü la corvde s'exige, ne soit 
excit^ que parce qu'on est toujours plus frappe d'un mal qu'on 
voit et qu'on sent que des inconvdnients du remede, je suppose 
que dans un an ou dans deux ans on reconnaisse que l'im- 
position a encore plus d'inconvdnients que le travail corporel, 
il sera toujours temps d'y revenir. Au fond il n'est point ici 
question d'enrichir par des impositions le trdsor royal, mais 
seulement de rendre le moins ondreux qu'on pourra le travail 
de la construction des chemins dont l'utilitd est aujourd'hui si 
sensible et si demontree. On propose les moyens qu'on croit 
les meilleurs. S'ils ne l'dtaient pas, on pourrait revenir aux 
anciens. Louis XVI. que j'ai aujourd'hui le bonheur de con- 
naitre, ne regardera jamais un impöt enregistrd comme une 
conquete faite sur ses sujets. II a bien renoncd ä l'exaction 
de la corvee que les anciens administrateurs regardaient comme 
une invention si heureuse, parce qu'elle satisfaisait ä une grande 
et necessaire depense sans rien prendre sur ce que le peuple 
foumit en argent, en sorte qu'on pouvait en meme temps en 
exiger en argent tout ce qu'il lui dtait possible de payer. Le 
roi y a renoncd sans aucun motif fiscal et uniquement pour le 
soulagement du peuple. Si aujourd'hui le peuple en dtait grevd, 
au lieu d'en etre soulagd, le roi ne se ferait aucune difficultd 
de revenir ä l'ancien Systeme. A la vdritd j'esp^re que cela 
n'arrivera pas et que le peuple ä qui le souvenir des corvdes 
sera longtemps present, ne permettra jamais que ceux qui ont 
le droit de parier pour lui, redemandent cette funeste exaction. 
Mais quoiqu'il en soit, il est toujours certain que le cri 
universel du peuple et la thdorie au moins tres plausible de 
M. le contröleur general meritent bien qu'on fasse l'essai d'un 
nouveau plan et les magistrats, ddfenseurs des lois, doivent 
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ddsirer que cet essai soit fait, que ce nouveau plan soit 
<?tabli par une loi solennelle plus tot que par des actes parti- 
culiers d'administration toujours sujets ä des abus et toujours 
illegaux. 

Venons ä la grande et reelle objection! On craint avec 
trop de raison qu'un jour Timpöt ne subsiste et que cependant 
les corvdes ne soient retablies. L'exaction du travail corporel 
n'avait qu'un seul avantage, mais il faut convenir qu'il avait 
celui-lä. C'est qu'elle ne pouvait pas ^tre divertie comme Tar- 
gent k des emplois tout differents de la destination. On pou- 
vait bien par faveur faire un chemin mauvais ou inutile au lieu 
d'un meilleur, on pouvait par ignorance faire de mauvaise be- 
sogne qu'il fallait recommencer ; on pouvait par faste faire un 
chemin trop magnifique avec la depense qui aiurdt pu suffire 
pour en faire deux plus utiles au peuple; mais au moins tout 
ce qui ctait exigd des corxees etait employt^ ä des chemins, et 
des chemins quelconques ont toujours une utilitd rdelle, utilit^ 
mcme qu'il est impossible de calculer, impossible de prdvoir 
dans tous ses ddtails. On craint donc qu'un jour les sommes 
imposees aujourd'hui pour la corvde ne soient absorb^es dans 
la masse des autres impositions et que pour la construction et 
l'entretien des chemins on ne retablisse la corvee. 

Cette objection a ete faite souvent, nommdment par M. 
de Trudaine pere et fils, et eile est appuyde par des exemples 
malheureusement trop vrais. M. le contr61eur gdndral ne se 
Test point dissimulöe et il a cherche ä y pourvoir, lO en ap- 
portant par l'ddit meme toutes les precautions qui lui ont pani 
possibles dans la Constitution actuelle des provinces*, 2O en 
exposant dans le prdambule de l'edit tous les vices de la corvde 
et en tachant de les mettre dans un tel jour qu'aucun gouveme- 
ment ä venir ne puisse jamais rdtablir une contribution si vi- 
cieuse; 3^ enfin en observant que si Ic roi voulait un jour re- 
venir contre l'engagement pris aujourd'hui et rdtablir la corvde 
sans remettre l'impöt au peuple, cc ne pourrait ctre que par 
un de ces actes d'autoritd absolue dont on ne peut jamais se 
garantir, et qu'il lui serait aussi aise d'dtablir alors l'impöt, la 
corvde ayant subsistd jusque-lä, qu'il le lui sera de rdtablir la 
corvee, quand eile aura dtd ddtruite. 
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Malgre tout cela je ne dis pas que l'objection n'ait encore 
de la r^alite, et j'y en ajoute une autre qui n'est peut ^tre pas 
moins forte, c'est qu'un des grands avantages de la destruction 
de la corvee serait de d^livrer le peuple de l'arbitraire qui y 
regne, mais qu'en ajoutant au vingtieme Timposition qu'on y 
substitue, on tombe dans un autre arbitraire, puisque rien n'est 
plus arbitraire que l'imposition du vingtieme teile qu'elle est 
ctablie en France jusqu'ä präsent. 

J'adhere donc de toute mon äme aux objections du parle- 
ment, si c'est ä cela qu'elles se terminent; et je pense que ce 
moment-ci est un moment precieux ä saisir pour obtenir la 
rcformation des impositions arbitraires, sous lesquelles gemit le 
nialheureux peuple, pour obtenir que le roi rende ä ce peuple 
la faculte de veiller lui-meme ä ses propres intdr^ts, de reclamer 
contre les opprcssions et de traduire les oppresseurs aux pieds 
<lu trune, faculte que le despotisme des ministres et autres ad- 
ministrateurs lui a enlev^ depuis 150 ans. C'est alors qu'il y 
aura une vraie municipalite en France, sans que l'autoritd royale 
en souffre le plus legere atteinte. C'est alors que des Operations 
comme celles-ci pourront ctre faites, en donnant au peuple une 
assurance solide des engagements qu'on prendra, parce que les 
provinces pourront veiller ä l'emploi des fonds levös pour leur 
utilitd directe et immediate, ce qui n'est pas possible, quant 
aux fonds destines aux depenses de la cour et ä celles des 
amiees. 

Je rcpete que le moment est prdcieux. Ce moment est 
celui oü le roi sans aucune vue fiscale fait une grande Operation 
dans l'unique projet de soulager le peuple, Operation dont il 
est possible et par consequent dont il est juste que le peuple 
ait entiere connaissance. Ce moment est celui oü la France 
a un roi qui n'a en lui aucun sentiment contraire au bonheur 
du peuple, aucun gout, aucune fantaisie dispendieuse, pas 
meme le gout des conquetes, ni celui du faste de la cour, ces 
deux passions qui ont toujours dtd l'dcueil des meilleurs rois. 
J'oserai aj outer que dans ce mdme moment la finance a un 
ministre plus citoyen que financier et k qui ses plus grands 
ennemis ne refusent pas la justice qu'il n'est anime que du ddsir 
de faire le bien de r£tat. 
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Je voudrais que la magistrature, ä qui je dois etre attachd 
par tant de motifs, eut eu la gloire de saisir ce moment si 
important pour donner la prcmiere irapulsion ä des reforraations 
si ardemment desirees par tous les bons citoyens. Mais si le 
roi se trouve oblige d'user dans cette occasion de son autoritd, 
ce que je prdvois qui arrivera, ce sera le roi ä qui je dois 
etre encore plus attachd qu'au parlement qui en aura seul toute 
la gloire ; il ne regardera point Tiniposition mise sur les peuples 
pour tenir lieu de la corvee, comme une acquisition faite pour 
son trcsor royal. 11 s'occupera i o des moyens de perfectionner 
et rendre plus juste l'imposition, ä laquelle celle-lä sera ajoutde; 
2O de rendre sacrcs et stables ä jamais les engagements qu'il 
prend aujourd'hui avec son peuple par des arrangements aux- 
quels ses successeurs devront se croire aussi lids qu'il se le 
croit lui-meme. Dans ce travail il consultera son cceur et ses 
propres lumieres et ne refusera point d'employer celle[s] de tous 
ceux qui pourront lui donner des avis utiles. II n'est pas nd- 
cessaire d'etre membre du parlement et de parier dans une 
assemblee de chambres pour donner ä un roi qui veut le bien 
les conseils d'un fidele sujet et d'un bon Frangais. 

II me reste enfin ä discuter dans toute son dtendue une 
autre objection qu'on dit qui sera faite par le parlement» et 
que plusieurs membres de cette compagnie regardent mSme 
comme la principale et comme celle sur laquelle ils doivent 
le plus insister. Cette objection est d*un genre bien diff<^rent 
de Celles qui viennent d'etre exposees. J'annonce que je vais 
la combattre. Je pense que le roi ne doit jamais en laisser 
admettre les principes et qu'il doit au contraire ddclarer sur 
cet objet ses intentions dans la forme la plus authentiquc et 
ne laisser aucun doute sur sa dötermination fixe et irrdvocable. 
C'est cette objection faite par le parlement et dont les conse- 
quences pourraient etre tres funestes qui obligera vraisembla- 
blement le roi ä user de toute son autorit^. 

L'imposition substituee ä la corvee sera imposde sur tous 
les proprietaires des terres ä proportion de la valeur de leurs 
fonds et en suivant les röles du vingtieme. Ainsi la noblesse 
meme n'en sera pas exceptce. On argumente des Privileges 
de la noblesse que le roi, dit-on, n'a pas le droit d'enfreindre, 
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et on pretend qiie c'est la Subversion de la monarchie. Voilä 
au moins les grandes maximes qui sont annoncdes dans le public. 
Dans le fait le roi ne s'est determind sur cette rdpartition que 
d'apres la simple raison et la justice exacte qui veulent que les 
depenses soient pay^es par ceux qui en retirent le bdndfice. 
Or il est evident que les chemins faisant renchdrir les denrdes, 
le proprictaire des terres est cclui qui y gagne, le simple jour- 
nalier au contraire n'y gagne rien, je dirai plus, il y perd quel- 
quefois dans le premier moment par le plus haut prix des 
denrees qu'il consomme et ne se retirera de cette parte qu'apres 
quelques annees, quand les joumdes auront augmentd, en pro- 
portion du prix des denrdcs. II serait donc injuste que ce fut 
le simple journalier qui contribuat de son travail gratuit ä la 
construction et entretien des chemins, et il est juste que ce 
soient les propridtaires et qu'ils y contribuent dans la proportion 
de la valeur de leurs biens qui augmenteront. 

On dit que les voyageurs devraient aussi contribuer pour 
la commodite que leur procurent de belles routes. Cette pro- 
position conduirait ä la mdthode de plusieurs autres £tats, oü 
les chemins sont entretenus par des p^ages pay^s ä des bar- 
ricres. Sans discuter ce projet, dont les inconvdnients se fönt 
sentir dans les pays, oü il est exdcut^, ce n'est point celui 
dont il est question, ce n'est point lä ce que le parlement rd- 
clame. Si quelque jour on voulait substituer ces barri^res ä la 
contribution des propridtaires des terres, il serait temps d'exa- 
miner la question, mais il faut ä prdsent Tdcarter. 

Ce n'est donc point lä Tobjection de Messieurs du 
parlement. Cc sont les privileges de la noblesse qu*ils rdcla- 
ment et le droit antique du royaume. Les nobles, a-t-on dit, 
doivent aider le roi de leurs Services ä la guerre et de leurs 
conseils dans la paix, mais non de leur argent. J'observe 
d'abord que quand ce Systeme serait adoptd dans toute son 
dtendue pour les autres impositions, il ne devrait pas avoir lieu 
pour la corvee. Les autres impositions sont destind[e]s ä la 
defense de l'ßtat, auquel la noblesse contribue non seulement 
de son sang, mais souvent aussi de sa fortune: et on ne peut 
pas en dire autant de Timposition qui suppige la corvde. Mais 
Sans s'arreter ä cette exception, le principe que la noblesse ne 
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doit rien payer est un Systeme general qu'il est indispensable 
de ddvelopper. Je conviens que ce principe a existd en France 
et dans tous les pays soumis au gouvemement fdodal ; et alors 
il n'y avait point de troupes regldes, et le roi avait un doraaine 
et quelques droits föodaux payds en argent ou en denrdes qui 
suflfisaient ä l'entretien de sa personne et de sa cour. En 
France comme dans toute l'Europe le Gouvemement föodal a 
cessd, et les impöts ont 6t6 etablis, quand on a reconnu la 
supdrioritd des troupes soudoydes et disciplinees sur des armdes 
de vassaux et d'arriere-vassaux marchant ä la suite de leur 
suzerain, et surtout quand l'invention de rartiUerie, la perfection 
des fortifications, l'usage de construire de gros vaisseaux ont 
rendu les guerres de terre et de mer aussi dispendieuses 
qu'elles le sont aujourd'hui. La r^volution que ce changement 
dans la mdthode de faire la guerre a occasionnde dans notre 
gouvemement ne s'est faite que successivement et par ddgr^s, 
et tant que la noblesse a fait la guerre ä ses frais, on lui a 
donnd des exemptions. Les traites ou droits sur le transport 
des marchandises du temps de Philippe le Bei, la gabelle sous 
Philippe de Valois, les aides sous Jean ont 6t6 des impositions 
sur les consommations qu'on croyait moins ä charge au peuple 
qu'un impöt direct, parce que le peuple y contribue volontaire- 
ment, comme si c'etait volontairement qu'on achete une denr^ö 
necessaire ä la vie comme le sei. Ces Etablissements ont donnö 
lieu ä la fraude et pour la prevenir aux exactions des r^gisseurs. 
On a voulu que la rdgie fut faite avec une activitd Egale ä 
Celle des fraudeurs. Pour cela il a fallu y intEresser des trai- 
tants qui y ont fait de gros gains. C'est ainsi que le prEtendu 
impöt volontaire coüte au peuple en argent presque le double 
de ce qu'il rapporte au roi, independamment des vexations et 
de la perte d'hommes qui ne sauraient s'Evaluer. Au reste, je 
ne fais point ici la critique des impöts sur les consommations. 
Ce que je dis de leurs inconvenients est avouE de tout le 
monde, et je ne prEtends pas discuter ici le rem^de. Je 
n'examine point, si par d'autres moyens on peut s'en passer. 
Revenons ä la courte relation historique qui est nEcessaire 
pour constater l'Etat de la question actuelle. Sous Charles VH 
le peuple lui-m^me sentit la necessitE des impöts parce qu'on 
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reconnaissait alors depuis longtemps Tinsuffisance du Service 
de fief et parceque les nobles avaient dtd obligds d'armer leurs 
vassaux, en sorte que cette milice roturiere et indisciplinde, 
mais commandde par des guerriers nobles avait depuis un siecle 
toumd ses armes et ses forces contre le citoyen. Les troupes 
disciplindcs furent donc alors la ressource et l'espdrance du 
peuplc. Pour subvenir ä la ddpense on crda non plus des droits 
sur les consommations, mais un impöt direct qu'on voulut qu'il 
tournat tout entier au profit de l'ßtat, et non ä celui des rd- 
gisseurs et des traitants. Ce fut la taille. La noblesse en fut 
exempte, parce quc les troupes soudoyees n'dtaient pas encore 
les seules et que la noblesse faisait encore la guerre ä ses frais, 
parceque la ddpense des troupes crddes alors n'dtait pas trop 
forte pour quc le tiers-dtat seul put la foumir, enfin parce que 
Tancien corps de la noblesse existait encore dans toute sa 
purettf, circonstance importante et que j'expliquerai tout ä l'heure. 

Qu'est-il arrive depuis ? D'une part le Service des fiefs a 
tout ä-fait cesse, son inutilite etant enti^rement reconnue ; d'autre 
j)art les ddpenses de la guerre ont montd ä un exces dont on 
ne pouvait pas avoir d'idde du temps de T Etablissement de la 
taille. Enfin les gens du tiers-dtat ont pu acqudrir les droits, 
de la noblesse par les graces multiplices des souverains, par 
des charges, dont quelques-unes dtaient honorables pour ceux 
qui les occupaient et annoblissaient eux et leur postdritd; 
enfin par des charges purement vdnales, en sorte qu'il est 
vrai qu'ä present en France les privil^ges de la noblesse 
sont devenus ceux de la richesse. Tout noble ä la vdritd n'est 
pas riebe, mais tout riebe est noble, et ceux qui ne sont pas 
assez riches pour acqudrir une noblesse transmissible ä leurs 
descendants acquierent au moins des privil^ges personnels k 
eux pour en jouir pendant leur vie. Ainsi l'impöt qui aux 
yeux de la raison et de la justice doit ^tre payd ä proportion 
de la richesse est un imp6t dont au contraire on s'exempte k 
four de richesse. 

Une vdritd si dvidente a dtd sentie par tous les admini- 
strateurs. Elle l'aurait 6t6 par la nation enti^re, si la nation 
avait €tj6 admise k connaitre et k discuter ses propres intdr^ts. 
Des admii consdquence en ddnaturant la 
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taille et faisant aux privil^ges des infractions indirectes, par 
exemple en faisant payer les propridtaires exempts soiis le nom 
de leurs fermiers, ensuite en fixant m^me la quantitd de terres 
qu*on permet ä la noblesse de faire valoir par ses mains en 
exception. La nation a reclamd ä la v6nt6 contra ces entre- 
prises, autant que la nation peut reclamer, quand eile n'est 
point assemblde; et peut-etre a-t-elle eu raison, non que les 
principes de l'administration ne fussent les meilleurs, mais 
parce qu'une nation rdduite au silence et ä Tignorance de ses 
propres affaires et qui voit successivement augmenter les impöts, 
qui les voit souvent appliqu^s ä des d^penses qu*elle 
n'approuve pas, est toujours fond^e k se plaindre des 
nouvelles charges imposdes sur un ordre, quand eile ne voit 
pas qu'un autre ordre en soit soulagd. Cependant ces Opera- 
tions du gouvemement qui ont chang^ la nature de la taille 
ont prevalu et sont devenues depuis longtemps le droit commun 
du royaume. 

Ndanmoins il faut convenir que ces Operations indirectes 
n'ont pas rempli tout ce qu'il y avait de bon et de juste dans 
les vues du gouvemement. Le noble s'est trouvd impos^ sous 
le nom de son fermier ou parcequ'il excddait son privil^ge 
dans les terres cultivdes en h\€, et son exemption a subsist^ 
en entier pour les bois, pour les prds, pour d'autres sortes de 
biens. On ne saurait nier que rien ne soit plus incons^uent 
que cette prdf^rence donnde ä certains genres de culture. 

Le gouvemement a fait encore sur cela quelques entre- 
prises depuis quelques annees, mais comme c'dtait toujours pour 
grdver les exempts, sans qu*on vit aucun soulagement pour le 
peuplc, on y a rdsistd, et jusqu'ä present Tadministration n'y a 
pas rdussi. Voilä en gdneral Tdtat des choses quant ä la taille 
et aux Privileges. Cependant dans les plus grandes crises de 
rfitat, on a voulu aller au veritable remede qui ne pouvait 
etre qu'une imposition dirccte sur laquelle la noblesse, c'est- 
ä-dire la richesse, n'eut aucune exemption. Ce fut le principe 
de rdtablissement de la capitation en 1695. Elle fiit retir^e 
apres la guerre suivant la parole authentique qu'en avait donn^e 
Louis XIV, mais rdtablie au commencement de la guerre de 1701, 
et depuis cette dpoque eile a durd jusqu'ä nos jours sans inter^ 
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niption et sans terme fixd k sa durde. Ce n'est donc point 
une Innovation, comme on le veut faire entendre au parle- 
ment de Paris, qu'une imposition dont la noblesse ne seit pas 
exempte, puis qu'il en existe une depuis le commencement de 
ce siede. II est vrai que la capitation dtait un impöt mal 
con^u ; qu'est cc qu'on entendait par une imposition en argent 
ii laquelle par consequent on devait contribuer ä proportion 
de sa richesse, et ä laquelle ndanmoins on contribuait ä raison 
de sa qualit^, et comment et d'apres quelles r^gles pouvait-on 
constater les qualites des particuliers donnöes pour r^gle dans 
l'cdit originaire de la capitation? Aussi cette imposition est-elle 
devenue tout-ä-fait arbitraire et d^pendante de la fantaisie des 
commissaires du conseil, ce qui est le plus grand vice des 
impositions. 

En 17 IG sous le ministere raisonnable de M. Desmaretz 
on en crda une autre, dont la noblesse ne fut pas plus exempte 
et qui fut etablie sur une base plus solide. Ce fut le dixi^me 
de la valeur des biens; il cessa ä la paix; mais on se souvint 
en France que cette imposition etait la meilleure de toutes, si 
jamais eile dtait bien rdgie, c'est-ä-dire si on obtenait une vraie 
Evaluation des terres, si on pouvait y introduire la justice et 
en bannir l'arbitraire. Aussi au commencement de la guerre 
suivante qui fut celle de 1733 M. Orry commenga par cette 
imposition qu'on n'avait imaginde en 17 10 que comme une 
derniere ressource. II fit la meme Operation en conunengant 
la guerre de 1741, et ä la fin de cette guerre M.' de Machault 
fit conserver un vingtieme pendant la paix. Le parlement rd- 
clama avec force contre ce nouvel impöt mis par M. de Ma- 
chault. Le parlement avait raison, j)arceque c'^tait un nouvel 
impöt en temps de paix; mais le gouvemement avait raison 
de vouloir conserver une portion du seul impöt raisonnable, 
afin de pouvoir en faire faire une repartition juste, qui servit 
de base ä toutes les Operations qu'on pourrait faire par la suite, 
et je soutiens que dans cette querelle le gouvemement eut fini 
par avoir raison en entier, meme aux yeux du peuple, si en 
mdme temps qu'il conservait un vingtieme pendant la paix l'dtat 
des finances eut permis de remettre au peuple une somme 
egale sur d'autres impositions. Depuis cette dpoque on sait 
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que le gouvernement s'est occupd sans cesse de cette im- 
position du vingtieme, on sait les recherches qui ont dtd faitcs, 
on sait aussi Ics projets de cadastre (^ui ont eu pendant un 
temps rapplaudissement du public. 

Je ne dis pas *\ beaucoup pres que les moyens employds 
fussent bons, et meme si j'avais ä exposer sur cela mon senti- 
ment personnel, je dirais que le goüt qu'a toujours eu le mi- 
nistere pour ne rien faire faire que par des emissaires de 
l'autorite et cloigner le peuple de la connaissance de ses pro- 
pres affaires a fait obstacle ä toutes les bonnes Operations. 
Mais ce n'est point lä ce que j*ai ä examiner quant ä prä- 
sent; j'ai voulu seulement expliquer que le projet de sou- 
mettre la noblesse elle-memc a une imposition sur les 
terres n'est point un projet nouveau, n'est point un Sys- 
teme du ministerc actuel, et je reduis la question ä deux 
propositions que je crois incontestables. L'une que ce 
projet doit otre odieux au peuple, quand il ne tend qu'ä 
augmenter le produit de l'imposition, l'autre qu'il doit ^tre eher 
ä la nation quand eile verra qu'on veut partager le poids des 
impositions et en faire supporter une partie par les riches pour 
soulager les pauvres. Je conclus de tout ceci non seulement 
que Tobjection du parlement en faveur des Privileges de la 
noblesse n'est pas fondde, mais (ju'il serait du plus grand 
danger que le roi laissat cc Systeme prendre quelque faveur, 
parce qu'il tend ä detruire tout ce qui s'est fait depuis un 
siecle et tout ce qui peut etrc fait de bon dans la matiere des 
impositions. 

Enfin sans etre plus ami du despotisme que je ne Tai 
jamais dte, je dirai toujours au roi, je dirai au parlement, je 
dirais tout haut, s'il le fallait, en presence de la nation enti^re, 
que cette affaire est celle oü le roi doit se ddterminer par sa 
volonte absolue, et en voici la raison. La question dtant 
bien entendue, ceci est un proc^s entre les riches et les 
pauvres. Or, de qui le parlement est-il compos^? de gens 
riches par comparaison avec le peuple et tous nobles, puisque 
leurs charges donnent la noblesse. De qui la cour, dont le 
cri est si puissant, est-elle composeer Des Cirands de TEtat, 
dont le plus grand nombre a des terres qui payeront rimposition 
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et ne payaient pas la corv^e. De qui le public de Paris est-il 
composdr De beaucoup de nobles ou riches jouissant des 
Privileges de la noblesse et qui sont ceux qui parlent le plus 
haut, et d'un peuple qui supporte d'autres impositions, mais 
fjui n'est sujet ni ä la taille, ni ä la corvde. Par consdquent 
ni les remontrances du parlement ni l'applaudissement du public 
de Paris, ni meme les reclamations de la cour ne doivent faire 
aucun prdjuge dans cette cause. Le roi, pere commun et juge 
commun, doit les entendre, mais ce n'est dans cette matiere 
que comme un juge entend l'avocat d*une seule partie, et il 
doit jugcr. 

Qu'on assemble des fitats-Gdneraux ou particuliers en France! 
(^'est le voeu de mon cceur, cest celui de tous les bons Fran^ais ; 
que ces fttats soient constitu^s de fagon que le peuple puisse 
rdellement s'y faire entendre et n'ait point pour uniques re- 
presentants des baillis, des sdn^chaux, des gens en charge qui 
ont des interets tout differents de ceux du vrai peuple et qui 
sont toujours dans la ddpendance d'un Grand ou d'un ministre, 
alors il me paraitra juste de ddferer ä une pareille assemblde 
la discussion de la rdpartition des impositions. Mais tant que 
le peuple n'aura pour organes que les parlements, le roi apres 
les avoir entendus doit juger par lui-m6me et juger en faveur 
du peuple, parce que cet ordre est le plus malheureux. 

Nationalarchiv K 883 Nr. la. 



Nr. 2. 

Denkschrift des Ministers Calonne: „Observations sur 

r^poque ä fixer pour rexöcution du projet pr^ent^ au 

Roi.'< (20. August 1786.) 

Sire, Votre Majeste a jugd avec raison qu'un plan aussi 
vaste et aussi important que celui dont j'ai eu Thonneur de 
lui präsenter Tesquisse, mdritait les plus mures r^flexions et 
qu'il etait de sa sagesse de prendre, avant de se ddterminer, 
tout le tcnips necessaire pour l'examiner dans toutes ses parties, 
consulter les personnes les plus dignes de sa confiance et pres- 
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sentir m6me ropinion gdndrale sur les objets qui sont suscep- 
tiblcs d'etre livrds ä la discussion publique. Soumis ä cette 
judicieuse ddcision : mais en m^me temps pressd par les circon- 
stanccs qui de jour en jour deviennent plus urgentes, j*ai cherchd, 
comme V. M. me l'a ordonnd, par quels moyens Ton pourrait 
gagner de l'espacc et se mettre en etat de diflfdrer sans incon- 
venient. Je suis obligd d'avouer, Sire, que j'y trouve bien 
de la difficultd ; au point m^me que si je dois Stre responsable 
de l'dvdnement dans Tun ou l'autre cas, j'aimerais mieux avoir 
ä garantir les risques d'une prompte exdcution que ceux du 
retardement. 

Je supplie V. M. de n'attribuer cette fagon de voir ni ä pre- 
somption, ni ä, Idg^ete, ni ä trop d'attachement k mon opinion. 
Je sus trop bien les consdquences d'une aussi grande rdsolution, 
pour oser rien hazarder; et quoique je n'aie mis mon projet sous 
les yeux de V. M. qu'apres en avoir longtemps mdditd les principes 
et calcule les effets; quoique je me sois assurd depuis nombre 
d'anndes par le sufFrage des gens les plus dclairds et par la 
lecture des meilleurs dcrivains en cette matifere que les points 
fondamentaux qui lui servent de base, sont des vdritds incon- 
testablcs et des vues unanimement ddsirdes, je suis bien 
dloignd de souhaiter, encore moins d'espdrer que V. M. veuille 
ladopter sans examen et sans prendre aucun avis. 

Mais Ic moment presse; le secret est ndcessaire; le delai 
trop prolongd pourrait faire manquer Tun et compromettre 
l'autre; d'ailleurs le nombre des personnes instruites et qui en 
meme temps puissent etre rendues ddpositaires du secret de 
rßtat, est bien circonscrit; il n'est pas facile d'en trouver qui 
aient fait et aient dtd ä portde de faire une dtude approfondie 
de l'administration des finances; des demi-connaissances, loin 
d'aider et d'dclairer en pareil cas, ne produiraient que de 
l'embarras et de la confusion dans les iddes. S'il ne s'agit que 
de confdrer prdliminairement avec ceux de vos ministres que 
V. M. voudra honorer plus particuli^rement de sa confiance 
sur cct objet, je n'attends pour le faire que d'y dtre par Elle 
autorisd; si ensuite Elle trouve bon que le plan soit port^ et 
discutd dans son Conseil, ce ne sera sans doute qu'aprte lui 
avoir donne elle-mcme son approbation, et c'est cette appro- 




Anhang. %aC 

bation personnelle de V. M. qui doit fixer non seulement le sort 
de mon projet qui ne peut d^pendre que d'Elle, mais aussi 
toute mon opinion sur son succ^s. Je n'ai pas dessein de dire 
une flatterie: Je sais que V. M. la hait: mais je lui dis une 
vdritd dont je suis intimement convaincu en la priant de croire 
cjue son tact en pareille matiere est plus sür que celui de tout 
autre, et qu'avec l'excellent jugement dont Elle est doude, et 
la connaissancc que chacun des administrateurs qui ont travailld 
süus ses ordres, lui ont sans doute donnde de leurs principes, 
du fruit de leurs dtudes et des vues qu'ils croyaient etre les 
mcilleures, Elle est plus que personne en dtat d'apprdcier par 
EUe-nieme les plans qui lui sont prdsentds et de juger s'ils 
sont ou non conformes aux plus saines maximes de l'admini- 
stration. 

C'est pourquoi, Sire, permettez-moi, je vous supplie, d'in- 
s ister pourque vous ayez la bontd de recevoir, de lire attenti- 
vement et de garder pour vous seul le prdcis que j'ai Thonneur 
de vous remettre du projet gdndral que je n'ai pu encore vous 
exposer que rapidement. V. M. qui lit beaucoup et qui ne 
refuse Jamals de s'appliquer aux objets qui intdressent le bonheur 
de ses peuples, ne saurait, j'ose le dire, donner son attention 
ä rien qui la mdrite davantage par son importance; qu*elle 
(laigne considdrer combien la circonstance est critique, combien 
il est ndcessaire de prendre un grand parti, combien tous les 
moyens ordinaircs seraient insuffisants et combien d'avantages, 
de tranquillitd, de bonheur et de gloire rdsulteraient de l'exd- 
cution d'un projet qui des le premier instant remddierait ä tout 
et procurerait ce niveau de la recette et de la ddpense qu'on 
a toujours ddsire, mais qui n'a jamais existd. 

Je suis persuadd que si V. M. veut bien en comparer les 
bons effets avec les difficultes, eile le trouvera trop ddsirable 
pour ne pas le trouver possible. Dans le nombre des opdrations 
qui en composent l'ensemble, il en est peut-dtre qui lui pa- 
raitront imparfaites et dans le cas d'etre rectifides. Je la supplie 
de me les faire connaitre et d'^tre persuadde que les principales 
bases une fois admises, les ddtails se rdgleront aisdment. II me 
suffit de savoir, si V. M. approuve le point de vue gdndral du 
plan et si eile est disposde ä radopter. Ce mot une fois dit, 
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et quand il ne s'agira plus que de corriger las ddfauts, de v^ri- 
fier les moyens, de ddterminer les formes et d'applanir les diffi- 
cultes, je me livrerai ä ce travail avec tant de z^le et de soin 
que j'esp^re que V. M. en sera satisfaite. C*est alors que je 
lui demanderai la permission d*en confdrer d*abord avec M. de 
Vergennes qu'EUe m'a ddjä autorisd d*en pr^venir et ensuite 
avec M. le Garde des Sceaux et tel autre des ministres ou 
niagistrats que V. M. voudra choisir. 

Mais le point essentiel et sur lequel j'ose insister aussi 
vivement que j*en sens le besoin, c'est de d^cider bient6t et 
de fixer l'epoque de l'exdcution, parcequ'en attendant toute 
Operation demeure suspendue, toute pr^vision d*arrangenient 
pour Tannde prochaine est impossible et que si les projets 
n'dtaient point arretds pendant le voyage de Fontainebleau pour 
pouvoir etre annoncös et conclus en novembre, rembarras serait 
extreme, peut-etre m^me le mal irreparable. 

V. M. m'a ordonnee de lui proposer ce qu'il y aurait ä 
faire dans Tun ou l'autre cas, soit qu'elle voulüt la prompte 
exdcution, soit qu'elle jugeat prdffrable de diflfdrer. J'obäs. 

Trois partis me paraissent s'offrir ä sa ddcision: celui 
d'annoncer et effectuer tout, des cette annde; celui d'aimoncer 
tout, mais de n'effectuer ciu'une partie; celui de ne rien annoncer 
du projet et de Ic remettre entierement a l'annde prochaine. 

Suivant Ic premier parti, V. M. apres avoir examin€ elle- 
meme le projet, dont le prdcis que je Tai supplide de lirc 
conticnt la substancc, et avoir entendu M. de Vergennes k qui 
j'en donnerais sur-le-champ communication, voudrait bien nous 
faire connaitre des les premiers jours du voyage de Fontaine- 
bleau s;i resolution, afin que pendant le cours de ce voyage on 
put travailler en consdquence aux rddactions, et qu*aussit6t 
apres hi convocation de l'assemblde solennelle que je croia 
ndcessaire i)our assurer le succes de cette grande entreprise, 
l)ut rindii|uer pour los premiers jours de decembre. 

C 'est le parti (lui ferait sürement le plus d'effet, qui irait 
le plus direciement au but, que je crois par cette raison le 
moilleur et autjuel je ne vois d'autre inconvenient que d'ötre 
Obligo do prossor la mosure; mais en administration tous les 
momonts s(mt chers. 
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Suivant le second parti, toutes les parties du projet qui 
ont Ic rapport le plus immddiat ä la Constitution de l'fitat, 
comme l'etablissement des assembldes d'administration dans tout 
le royaume et celui d*un regime uniforme qui permettrait la 
suppression de la Gabelle, ne seraient präsentes qu'en perspec- 
tive, et il n'y aurait d'arrete ddfinitivement que ce qui ne peut 
se remettre sans grand inconvdnient et sp^cialement ce qui est 
necessairc pour procurer les fonds de Tannde prochaine. 

Ce serait lO la conversion des deux vingtiemes en une 
Subvention g^n^rale qui se percevrait sur tous les biens sans 
exception, et en nature sur toutes les terres, en proportion de 
leur valeur. Cette Operation ne peut etre mieux placke qu'ä 
r instant, oü le troisieme vingtieme doit cesser; eile produira 
une augmentation considdrable de revenu, par le seul effet d'une 
mcilleure rcpartition, sans que la noblesse qui serait affranchie 
de la capitation, eüt a se plaindre, sans que le peuple füt plus 
chargd; et comme le moindre retard ferait perdre l'annde entiere, 
il parait qu'elle ne saurait se diffi^rer. 

Ce serait en deuxieme Heu la suppression des barri^res 
interieures et l'etablissement d'un tarif uniforme. Les suites 
de cette deuxieme Operation et les details d'exdcution ne peu- 
vent se regier des le premier moment, non plus que les indem- 
nites que pourront rcclamer les provinces rdputdes etrangeres, 
mais rien n'empeche de commencer par porter la ddcision, en 
se rdservant d'en fixer ensuite les cons^quences ; c*est ra^me le 
seul moyen de ne pas rejetter ä un terme trop €\oign6 cette 
vue utile dont on s'est occupe depuis plus de 20 ans, sans rien 
effcctuer. 

La circonstance du traitd de commerce avec l'Angleterre 
est un motif de plus pour Tacceldrer, afin de pouvoir raettre 
de l'accord dans les tarifs et les rapporter aux memes principes. 

30. L'etablissement d'une banque nationale peut aussi ^tre 
ordonnc sur-le-champ et ne pourrait mdme se retarder sans 
grands inconvenients, puisque c'est une ressource ndcessaire pour 
dispenser d'un nouvel emprunt et foumir les fonds de l'ann^e 
prochaine. Cette Operation ne präsente d'ailleurs aucune diffi- 
culte de la maniere dont je Tai congue. Ce n*est que le re- 
dressement de la Caisse d'Escompte qu'on tdchera d'ailleurs 
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d'amalgamer avec la nouvcUe banque qui sera infiniment plus 
utile au commerce, aux finances de V. M. et ä tout le royaume. 

4O. II faudrait en meme temps prononcer sur le moyen 
que je compte proposer pour soulager le trdsor royal de la 
masse excessive de remboursements dont il se trouve surchaig^ 
d'ici ä 10 ans par la forme inconsiddree qu'on a donnde aux 
emprunts faits pendant la guerre ; cc moyen consiste k rdpartir 
cettc masse sur l'espace de 20 annees, sans manquer n^anmoins 
aux engagements, ni retarder aucun payement, ce qui se ferait 
par un remplacement d'emprunt, destin^ uniqueraent k acquitter 
une moitid de ces remboursements et qui servirait k en diviser 
le fardeau pour le rendre moins lourd annuellement. 

5®. Je serais d'avis d'ajouter ä ces quatre premi^res Ope- 
rations Celle du rachat des rentes foncieres qui ferait plaisir k 
tout le royaume et pourrait s'ex'^cuter de mani^rc k n'exciter 
aucune plainte fond^e, meme de la part du clerg^. 

6^. n serait bon d'annoncer dans la mdme assembl^ las 
retranchements ^conomiques qu'il est indispensable de faire 
dans la ddpense des ddpartements, sp^cialement de celui de la 
guerre et de faire concourir leur exdcution avec celle des autres 
vues que je viens d'indiquer, afin de former un tout satisfaisant 
et propre ä inspirer une grande confiance. 

Voilä, Sire, ce que Ton pourrait d^tacher du projet g^n^xal, 
si V. M. juge a propos de ne l'exdcuter qu'en deux fois, et je 
crois qu'a l'aide de ces sculcs Operations Tannde prochaine 
serait suffisamment assurdc, malgrd Tespece de lacune que doit 
indvitablcment occasionncr le passage de l'ancienne forme de 
l'imposition territoriale a la nouvelle. 

Mais pour ne pas detruire l'enscmble d'un plan dont toutes 
les parties sont essentiellement lidcs, pour ne pas rener\-er en 
Ic morcelant et ne pas faire perdre ä V. M. Tapplaudissement 
national qu'il doit produire lorsqu'il sera vu dans sa totalit^, 
je crois ndcessaire (jue dans cette meme assemblde de notables 
pour laquelle j'invotjue avec instance Tagr^ment de V. M., 
ce qu'clle jugera a propos de remettre a l'annde prochaine, soit 
n^inmoins annoncd tout de suitc et puisse etre aper^u ä l'avance, 
en Sorte que la nation prdvenue ainsi des vues bienfaisantes 
de V. M., en jouissc en ([uelque sorte par anticipation, voie 
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avec reconnaissance qu'elle s'en occupe, attende avec impatience 
la seconde assemblde oü elles pourraient ^tre portöes ä teile 
dpoque de l'annde prochaine que V. M. voudrait fixer, et que 
le vceu public dtant manifeste pr^vienne les contradictions et 
applanisse une grande partie des difficultds. 

Enfin, Sire, il est un troisieme parti, mais que je ne puis 
proposer qu'en tremblant et j'ose dire ä contre-cceur, parceque 
j'y vois beaucoup d'inconvönients, du danger mdme et vrai- 
semblablement l'abandon total des vues que je regarde en ce 
moment comme le salut de l'fetat; c'est de renvoyer tout le 
projet ä rannte prochaine et de se rdduire ä la fächeuse nd- 
cessit^ de recourir encore ä la fin de celle-ci, ä la ressource 
d'un nouvel emprunt qui serait ndcessairement tr^s considdrable; 
qui dprouverait sürement beaucoup d'opposition de la part du 
Parlement; qui donnerait Heu ä des rdclamations d'autant plus 
plausibles qu'on ne pourra plus donner pour motif les dettes 
de la guerre ; qui obligerait de ddcouvrir la vraie cause de sa n^ 
cessit^, c'est-ä-dire l'^norme deficit de la recette; qui ferait en 
consdquence une plaie irreparable au credit qu'on doit regarder 
aujourd'hui comme le principal soutien de toute la machine. 
Je ne puis, Sire, vous dissimuler des consdquences, que je ne 
saurais envisager sans frdmir; vous ^tes trop dclaird pour ne 
pas voir, combien il y aurait de danger ä d^celer le mauvais 
etat des affaires sans en präsenter en m^me temps le remMe, 
ä s'exposer ä de grandes contradictions, sans pouvoir en retirer 
aucun avantage, ä exciter beaucoup de murmures sans donner 
aucun sujet de consolation. Je supplie V. M. de peser dans 
sa sagesse ces importantes rdflexions et de ne pas ddsapprouver 

le zde qui les inspire. — Nadonalarehiv K 677 Nr. 104. 



Nr. 3. 
Denkschrift des Ministers Calonne: „Observations sur la 
difrerence entre les assembl^es des ]6tats-G6n6raux et les 
assembl^es des Notables du royaume." (Ende August 1786.) 

Une assemblde des Notables du Royaume, teile qu*il s'en 
est tenu en plusieurs circonstances importantes, comme en 
1558 — 1583 — 1596 — 161 7 et 1676, ne doit pas se con- 
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fondre avec Tassemblde des fitats-g^ndraux. Elle en difl^ 
essentiellement sous tout les rapports. 

Premierement, les membres des assembldes d*£tats-gdntf- 
raiix n'dtaient pas nomm^s par le Roi; ils l'^taient par chacun 
des trois ordres qui choisissaient leurs deputds, au Heu que 
dans les assembldes de Notables le Roi convoque nommdment 
ceux qu'il juge ä propos d'y appeler. 

Pour assembler les fitats-generaux on expddiait des com- 
missions qui, dans les premiers temps de la monarchie, dtaient 
adressdes aux Pairs du royaume, et qui, depuis Philippe- Auguste, 
Tont 6X6 aux baillis et s^nechaux; ceux-ci envoyaient des lettres 
aux bdn^ficiers, aux nobles et au Tiers-fitat de leur ressort, 
pour les convoquer dans le chef-licu du bailliage, oü chaque 
ordre s'assemblait, tant pour elire ses ddputes que pour pr^ 
parer les objets des rcprdsentations et former les articies des 
cahiers; ensuite Ic jour indiqud pour les £tats-Gdndraux, tous 
les ddputds reunis dans le lieu de l'assemblde se partageaient 
en 12 classes correspondantes aux 12 anciens gouvemements, 
et chacune d'ellcs s'occupait de revoir les cahiers ddjä dress^ 
dans les diffdrents bailliages et de les rdduire en un seul pour 
chaque classe; ces cahiers ainsi rddiges dtaient portds dans 
l'assemblde generale, oü le roi etait sollicite d'y statuer. 

Pour les assembldes de Notables, il n'y a point de com- 
missions adressees aux bailliages, point d'dlection de ddput^, 
point de ddlibdrations prcparatoires de chaque ordre, point de 
cahiers rddigds ni prdsentes dans l'assemblde. De simples lettres 
de cachet convoquent aux jour et lieu ddsignds par le Roi les 
membres de ses conseils et les plus signalds personnages, comme 
il est dit dans ces lettres, soit de l'figlise, soit de la noblesse, 
soit de chacun des parlements, soit des autres officiers de S. M. 
qu'EUe juge ä propos d'appeller en tel nombre que pour Ätre 
trop grand, il ne puisse apporter incommoditd ou confusion, 
ou que pour etre trop petit, il n'en puisse rdsulter aucun ddfaut 
ou manquement. Ce sont les termes de la convocation de Pas- 
semblde des Notables en 161 7, et ils suffisent pour en carac- 
teriser la forme. 

Secondement, la difference est encore plus sensible et plus 
remarquable, quant ä l'objet des deux genrcs d'assembldes et la 




Anhang. 351 

niati^re de Icurs d^liberations. Dans celle des £tats-gcndraux, 
les trois ordrcs prdsentaient au souverain les cahiers contenant 
leurs romontrances et doldances sur lous les objets qui leur 
avaient paru devoir fixer son attention, et ils d^liberaient, tant 
sur rc qu'ils croyaient convenable pour la reforme des abus et 
le hien de l'fitat, que sur les demandes (jui leur dtaient faites 
au noni de S. M. 

Dans les assemblees de Notables, c'est le Roi lui-meme 
t|ui fixe les objets sur lescjuels il pemiet d'opiner: la delibd- 
ration ne porte que sur les points qu'il propose; eile est cir* 
<'onscrite dans les limites qu'il detemiine. S. M. n'a point en 
vue d'obtenir le consentement national sur aucune levee de 
subsides; eile y manifeste seulement, de la maniere la plus 
solenneile, le desir de rassembler toutes les lumieres capables 
de Torlairer sur le but de ses resolutions. 

I'roisieniement, le rdsultat de l'assemblde des fitats-gene- 
raux de van t etre de proposer au Roi ce que les reprdsentants 
de toutes les provinces estimaient dtre bon et utile, sur quoi 
ils s'accordaient rarement, leurs demandes et reprdsentations 
etaient souvent reconnues impraticables, et plusieurs de ces 
assemblees se sont separ<5es, sans qu'il y ait eu rien de ddcidd, 
soit que les objets ne fussent pas suffisamment dclaircis, seit 
<|ue ce fussent des matieres ä l'egard desquelles les circonstances 
ne pennettiiient pas de prononcer, soit enfin, parce qu'il avait 6t€ 
impossible de concilier les voeux des diff(^rentes provinces. 

Dans les assemblees de Notables, commc toutes les ques- 
tions qui s'y traitent ont etd pr^vues, ddtermindes et pr^pardes, 
aucune n'est crartee, aucune ne reste inddcise, et des rdsolu- 
tions sa^es terminent toujours des ddlibdrations mdthodiques. 

Ainsi, soit pour la forme de la convocation, soit pour le 
choix des membres qui composent les assembldes, soit pour la 
ddtermination des objets (jui s'y traitent, soit pour Tordre sui- 
vant lequel il y est ddlibdrd, soit pour les rdsultats ddfinitifs, 
tout est absolument ditTerent entre les £tats-gdndraux et les 
assembldes des Notables du Royaume. La, ce sont les reprd- 
hentants de la nation cjui remontrent, qui demandent, qui con- 
sentent. b i, ce sont les principaux et plus ^clair^ person- 
nages du Royaume, ä qui le Roi daigne communiquer ses vues, 
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et qu'il invite ä Uli rendre compte de leurs r^flexions. Dans 
res Premiers asscmbldes, dont l'usage a 6t6 abandonnd, parce 
qu'elles ont paru susceptibles de plusieurs inconvdnients et rarc- 
nient profitables, le Roi recevait des propositions que souvent 
il ^tait obligd de rejetter et faisait des demandes qui souvent 
dprouvaient des difficultds. Dans les secondes qu*on a jugd 
prdfdrablcs et qui ont toujours rempli leur objet, c*est le Roi 
qui exposc ce qu'il juge convenable, et qui avant de prononcer 
en l^gislateur, veut bien ne se montier que Consultant. II y 
prend l'avis des Grandes et des Sages de son royaume, non 
sur des contributions ä demander, mais sur des r^glements k 
porter. II y ddveloppe ses motifs; il y annonce ses inten- 
tions; et par cette imposante communication de ses volon- 
t^s, qui tend a s'assurer de leur utilitd, il les asseoit sur une 
basc vraiment immuable. Au surplus, les assembl^s de No- 
tables, Sans etre comme Celles d'fitats-gdndraux, des occasions 
de grandes ddpcnses et des sources f<6condes de difficult^ 
ont comme elles Tavantage d'dpargner au gouvemement les 
reclamations des Cours souveraines et de leur öter le pr^cxte 
de traiter de surprises faites ä la religion du Roi, tout ce qui 
n'obtient pas d'abord leur approbation. Sous ce point de vue, 
elles seraient ddsirables aujourd'hui, quand möme elles ne seraient 

pas neceSSaireS. Nationalarchiv K 677 Nr. 103. 

Nr. 4. 

Denkschrift des Ministers Calonne: „Objections et r6- 
ponses." (Mitte November 1786.) 

Objection premüre: Le plan proposd est trop vaste, il 
entraine des changements trop considdrables. 

Riponse premüre: 11 est ddmontrc par Texposd remis au 
Roi d'un c6td que T^tat actuel ne peut subsister, sans danger 
imminent d'une catastrophe effroyable, d'un autre c6td qu*on 
ne peut en sortir par les moyens ordinaires; qu'imposer plus 
est impossible; qu'emprunter encore, serait aggraver le mal; 
que les ressources dconomiques seraient insuffisantes ; que la 
banijueroute mcme n'en serait pas une, que les palliatifs sont 
dpuisds et ne r^m^dient ä rien; il s'ensuit ndcessairement qu*il 
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faut chercher dans un nouvel ordre de choses ce qu'il serait 
impossible de trouver dans celui qui existe. Faire disparaltre 
un deficit annuel de 112 millions et r^duire des dem tiers la 
masse des anticipations qui s'dl^ve aujourd*hui k 260 millions; 
c*est le Probleme ä r^soudre. Se charger d'y parvenir d^s la 
prämiere annde, c'est une entreprise si hardie qn'on peut 
Tappeler un tour de force en administration, c'est en m^iiie 
temps une n^essit^ si pressante et un si grand Service k rendre 
ä ri^tat (lu'on peut dire que le sort dn royaume en dopend. 
()n ne doit pas se flatter en pareil cas d'avoir k choisir entre 
diffdrents partis; c'est beaucoup qu*il s'en präsente un qui puisse 
remplir un tel objet et quelqu*un qui alt le conrage de r^pondre 
de r^v^nement. Si le plan est vaste, il ne Test pas plus que 
le besoin, et Ton ne fait pas de grandes choses sans de gxands 
moyens. 

Objection äeuxüme: Ne vaudrait-il pas mieux aller moins 
vite, graduer les Operations et se bomer k rectifier insensible- 
ment, ä bonifier successivement chaque partie» phit6t que de 
risquer en döcomposant la machine, d'en briser les ressorts? 
Un gouvemement sage doit s'abstenir de tout ce qui peut cauaer 
de la commotion, et les rdsultats d*une bonne administraüon 
doivcnt comme ceux de la nature se d^elopper lentement et 
par d^gr^s. 

R^ponse deuxi^me\ On y a bien r^^dii» et Ton convient 
que dans un dtat ordinaire une marche plus knte et |dus gradute 
pourrait paraitre pr^(6rable: mais les drconstances commandent, 
dies cxigent des moyens aussi prompts qu'^tendus. H fiutt 
considdrer que la Situation des affiuies ne peut pas se cadier 
plus longtemps. 1^ d^couvrir et ne pas präsenter en mtaie 
temps Ic rcmcdc, c*est perdre le crMit, c'est tout perdre. La 
confiancc est enti^re ; jamais on ne retrouvera un moment aussi 
favoral)le. Si on le laissait ^chapper, rien ne pourrait j supplto*. 
II n'est (|u'un instant pour les grandes chotes» et cet instant 
est (luelquefois ce qui s^pare Tabime du malbettr d'avec le 
comblc de la prosp^ritc^. Si dans la Situation actneüe on voulait 
se rcduirc k des Operations partielles et succesiives» aucune ne 
pourrait rdussir ni condnire an bnt; Celles qu'on {ffopoie sont 
essentiellcment li^es et insepantbles; leur fime est dans leur 
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ensemble; leur utilitd est indivisiblc; et leur succes dopend de 
leur concours. Au surplus il ne s'agit ni d'innovation, ni de 
la ddcoraposition de la machine, ni d'aucune secousse violente. 
Au contraire le plan prdsentd ne consiste que dans le rdtablisse- 
ment de l'ordre dans toutes les parties et ne tend qu*a l'afier* 
missement de la Constitution par le redressement des vices qui 
a ddtniisent. C*est ce qu'on a ddsird de tout temps, ce qu'on 
n'a jamais eu le courage d'entreprendre et dont la gloire ^tait 
reserv^e au regime actuel. Enfin on le r^pete encore, et il est 
bien essentiel de ne pas le perdre de vue, un deficit de 113 
millions ne peut subsister sans que r£tat soit dans le plus 
affreux danger, et prdtendrc combler un si grand vuide avec 
l'aide du temps et par att^nuation, c'est une chimere, surtout 
dans un royaume, oü ce qui dopend d'une grande constance 
ne rdussit jamais. II n'y a de salut ä espdrer et de bien ä 
faire qu'en procurant tout d'un coup le niveau entre la recette 
et la ddpense ; et assurdment pour remplir une tache aussi diffi- 
cile, c'est employer le moyen le plus doux, le plus sage, le 
moins effrayant et le plus conforme aux bons principes, ainsi 
qu'au voeu de la justice, que de vouloir seulement une r^par- 
tition plus 6gale dans les contributions. L'abolition des Privi- 
leges qui surchargent le peuple, la liberte de circulation intdrieure 
que le commerce sollicite et Tuniformite de principes dans le 
regime de tout le royaume, or teile est la substance du projet 
par lequel on peut tout r^parer. Doit-on craindre que Tannoncer 
et consulter sur son exdcution les personnages les plus dclair^s 
et les plus notables de la nation, ce soit compromettre la tran- 
quillitd publique? On ose dire que rien n'y ressemble moins 
et n'est plus öloignd de toute apparence de commotion. 

S^'^ Objection: II est bien difficile que le plan proposö 
puisse remödier ä tout et procurer ä l'ßtat Tamdioration de 
revenus qui lui est ndcessaire. 

3^^ Riponse: Par ce plan dont tous les rdsultats ont €X€ 
calcules au taux Ic plus bas et avec un soin qui ne laisse 
aucun doute, on est assure d'effacer le deficit des la fin de 
l'annde prochaine, de procurer pour l'avenir un revenu suflfisam- 
ment superieur ä la ddpense annuelle, pour subvenir aux ddpenses 
imprevues, de rdduire de plus de moitid la masse des antici- 
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pations, d'accdl^rer la lib^ration successive de la dette constitude, 
de fortifier consequemment le credit public et de mettre les 
finances dans un meilleur ordre qu'elles n'ont jamais 6t6, sans 
augmenter les charges du peuple et en procurant au contraire 
du soulagement aux moins aisds. 

^emg Objection: N'en est-il pas de ce plan comme de tant 
d'autres projets qui toujours se prdsentent avec les m^mes 
assurances, toujours promettent des effets merveilleux; mais ne 
sont aux yeux des gens sages et dclairds que de belies chim^res 
dont les bases sont fausses, les rdsultats exag^rds, les avantages 
imaginaires, Texecution impraticable ? On a tant vu de ces 
speculations sdduisantes au premier coup d'oeil et qui n*ont 
produit que des essais infructueux, qu'il est fort juste de se 
datier de toutes, et de celles-lä surtout dont les combinaisons 
sont trop dtendues pour qu'on puisse en mesurer avec certitude 
les effets par des calculs rapproch^s. Quelle garantie peut-on 
donner du succes d'un plan aussi vaste que celui dont il s'agit? 

4'^***' R^ponse: Ce doute est naturel; mais doit-il conduire 
d ne rien faire, lorsqu'en ne faisant rien, on perd tout? Puls* 
([u'il est indispensable de prendre un grand parti, il ne reste 
qu'ä bien peser les considdrations qui doivent faire juger, si 
celui qu'on propose merite ou non confiance. Pour s'en assurer 
autant que la prudence humaine peut le ddsirer, il faut considdrer 
i^. ce qu'est le plan en lui-m^me, 
2^. par qui il est propos^, 
30. comment il se präsente, 
4^. de quels suffrages il est appuye. 

i^. En lui-möme le plan ne renferme que des vues qui 
de tout temps et par tous les administrateurs ont ^t^ reconnues 
dcsirables, sur le fond desquelles il n'y a jamais eu de doutes, 
ni partage d'opinions et qui jusqu'ä präsent n'ont paru imprati- 
cables ou susceptibles de trop de difficultds dans l'exdcution 
que parcequ'en les envisageant sdpardment, on n'a pas senti 
cjue le principe de tous les obstacles dtait dans la discordance 
des parties ou qu'on n'a pas osd se livrer ä l'entreprise de les 
cmbrasser toutes a la fois pour les ramener ä Tunitd, seule 
capable d'aplanir toutes les difficultds. Le veut-on? On le peut, 
puisque ce qui est bon et juste est toujours faisable. Est-on 

23' 
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forc6 de le vouloir? C'est un bonheur, puisque toutes les 
Operations qui constituent ce plan sont telles qu'on devrait s'y 
porter par raison, quand on n*y serait pas entrain^ par ndcessit^. 

2^. Celui qui le propose a ätä depuis 20 ans plus ä portöe 
que personne de suivrc les details de la ünance. Longtemps 
coopdrateur de Tadministration, jamais il ne s'est empresse de 
donner aucun projet, jamais il n'a conseilld ni entrepris aucun 
essai douteux; depuis que le Roi a daignd le croire capable de 
tenir lui-meme les renes de Tadministration des finances, il n*a 
fait aucune opdration qui ait du faire perdre cette opinion fa- 
vorable ni qui fasse suspecter sa prudence. II a voulu connaitre 
avant d'agir, il a scrute, approfondi par lui-meme, et plus qu'on 
ne l'avait jamais fait, les immenses ddtails de ses fonctions, et 
ce n'est qu'au bout de 3 ans, ce n'est qu'apres s*ötre parfaite- 
ment assurd du vdritable etat des choses qu'il ose prdsenter 
avec confiance le fruit de ses longues meditations et du travail 
le plus opiniatre, lorsque la circonstance lui en fait un devoir 
absolu, et lorsqu'il est au fond de l'ame intimdment convaincu 
que l'exdcution de son projet peut seule sauver l'fitat du malheur» 
dont il se voit menace. On ne craint pas de dire que si des 
considdrations personnelles peuvent donner confiance dans un 
projet, il est difiicile d'en rdunir davantage et d'aussi puissantes. 

3O. I^ maniere dont ce projet est prdsentd y ajoute encore. 
Presque toujours c'est par des vues d'inter^t personnel qu'on 
propose des plans de finances ; l'ambition s*en sert comme d'un 
dchdlon pour s'dlever ä son but; et d'ailleurs moins on a de 
mission pour s'en occuper, moins on court de risque k les 
hazarder. 11 est juste alors de s'en ddfier. Mais lorsque celui 
qui prdsente au Roi un grand plan, se charge de toutes les 
difficultds de l'exdcution, se rend responsable de tous les ^v^- 
nements, qu'il n'est cxcitd que par son devoir, qu'il ne peut 
avoir d'autrc but que de servir son Roi et r£tat, qu'il ne de- 
mandc rien, (lu'il n'a meme rien h. ambitionner, et que pour 
entreprendre une grande et difficile opdration qu'il croit ndces- 
saire, il ne craint pas de compromettre son existence, alors 
toutes les prdsomptions, toutes les probabilitds semblent porter 
ä la confiance, et eile se trouve fonddc tout h la fois sur la 
chose, sur la personne et sur le mode. 
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4^. Faut-il y joindre Tappiii des suffirages? ils ne peuvent 
etre nombreux ä Tdgard d'un projet qu'il est essentid de tenir 
secret; et d'ailleurs il £eiudrait pour Tappr^der dans toutes ses 
parties presqu*autant d'Äude, de travail et d'expMence qu'il en 
a fallu pour le fonner; mais du moins les persotines les plus 
dclairdes du Conseil de S. M., Celles ä qui eile a pennis de 
confier le plan, soumis ä sa dddsion et qui Tont discutd avec 
grande attention dans plusieurs coufdiences, veulent bien qu'on 
les cite comme ^alement pdn^^es de sa ndcessitd et de son 
Utility. Blies ont mSme portd le t^oignage de leur approbation 
jusqu'ä celui de Tenthousiasme. C*est beaucoup, lorsque les 
calculs de la politique ordinaire porteraient plutöt ä montrer 
des doutes que de la certitude. H n'y a que la probit^, le z^le 
et le ddvouement qui puissent faire que des ministres n'hdsitent 
pas ä s*expliquer affirmativement en fitveur du projet d'autmi 
et d'un projet d'une aussi grande cons6quence. Au surplus on 
pourrait s'appuyer encore de Tavis des plus babües torivains et 
des hommes les plus rdnommds en administration qui saus avoir 
rduni sous un seul point de vue, ni ramend k un m6me prindpe 
les dilfdrentes parties qui composent l'ensemble entier qu'on 
propose aujourd*hui, sans en avoir m^me apergu les rapports 
n^essaires, ni la liaison, ni les moyens d'ez^cution ont exprimö 
leur voeu sur presque toutes sdpar^ment. Les unes d^vent 
des iddes congues par un mar^dial de France (M. de VaubaaX 
non moins judicieux sur les matidres d'administration que sur 
les objets militaires, modifides ensuite par un finaader (M. du 
Vemey) qui a joui d*une grande r€putation. Les autres ont €t6 
indiqudes par M. Turgot qui les outratt en les rapportant k ses 
iddes systdmatiques; plusieurs se trouvent dparses dans le livre 
de M. Necker qui a tout aper^u vaguement, sans präsenter 
aucun rdsultat praticable, parcequ'U n'a envisagd que ks parties 
Isoldes sans saisir l'ensemble et sans ftire attention älasouioe 
des obstacles. H n*y a point d'iddes neuves dans le plan dont 
il s'agit, il n'y en a point qui n'ait ddjit la sanction publique» 
On n'a fait que trier les plus saines, celles qui ont 6t6 le ph» 
gdndralement approuvdes par les esprits les phis sages; on en 
a dtudid les rapports, et c'est en mdditant sur les catises qm 
en ont toujours emp£chd l'ezdcutioni qu'on l'a trouvitf dans le 
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ddfaut d'accord entre toutes Ics parties de la monarchie; l'objet 
du plan proposd etant de faire cesser cette cause, le plan lui- 
meme semble ctre l'objet du voeu national. Toutes les prt- 
somptions sont donc en sa faveur, toutes les considdrations se 
rdunissent pour le distinguer des projets ordinaires qui ne 
mdritent aucune confiance. 

^hn* Objection: N'y a-t-il pas ä craindre que rexöcution de 
ce projet n'excite les plus fortes reclamations et que rinsurrec- 
tion du clergd, des grands propridtaires et de tous ceux qui 
auront intdret ä s'y opposer, n'occasionne de si grandes diffi- 
cultds que le Roi se trouve dans l'altemative ou d'abandonner 
des vucs qu'il aurait solennellement annoncdes, ce qui com- 
promettrait la dignitd souveraine aux yeux de toute TEurope ou 
d'avoir ä subjuguer d'dternelles rdsistances, ce qui pounait 
troubler la tranquillitd de son r^gne: 

^>mt R^ponse: On ne peut pas faire de grandes choses si 
Ton est arretd par la crainte des difficultds. II suffit d*dtre 
assurd qu'elles ne peuvent ^tre ni insurmontables ni de longue 
durde. II n'y a pas meme en cette occasion le moindre sujet 
d'en avoir la plus Idg^re inquidtude ; quand ce que le Roi veut 
est dvidemment juste, quand la classe la plus pauvre et la plus 
nombreuse de ses sujets doit y trouver du soulagement, quand 
S. M. annonce une volontd femic et invariable, les obstacles 
sont nuls, les rdclamations sont peu durables et Tapplaudissement 
gdndral fait bientöt taire l'intdret particulier. D*ailleurs de 
queUe part et contre quelle partie du projet pourrait naitre une 
rdsistance embarrassante ? Serait-ce le clergd, qui faisant valoir 
des prdtentions regarddes aujourd'hui comme suranndes et dont 
lui-meme ne peut se dissimuler la caducitd, voudrait se rdcrier 
contre la loi cjui assujettirait ses terres comme Celles de tous 
les autres propridtaires ä Timposition gdndrale qui porterait sur 
tous les fonds indistinctement? II sera facile de ddmontrer par 
le droit et par le fait que les privil^ges des ministres de Tautel 
ne peuvent sappliquer qu'ä leurs personnes, qu'aucun titre 
n'cxempte leurs biens de la contribution commune aux charges 
de l'fitat, (ju'ils y sont dejä soumis par voie indirecte dans la 
personne de leurs femiiers et ijue ce n'est pas meme poxter 
atteinte ä leurs prerogatives que d*ordonner la perception en 
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nature d'unc quotite quelconque de tous les fniits recoltds dans 
le royaunie sans considdrer ä qui appartiennent les fonds qui 
les produisent. Le clergd pourra seulement pr^tendre que d^s 
ce moment il ne peut plus etre question de don gratuit de 
sa part. II sera juste en effet d'y renoncer dans cette supposi- 
tion, et Ton y gagnera assez d'ailleurs pour ne pas le regretter. 
S'il poussait plus loin sa rdclamation, eile aurait aux yeux de 
toute la France et meme dans l'opinion actuelle de toute l'Eu- 
rope une teile d^faveur qu'elle ne pourrait ötre un seul instant 
redoutable. 

Serait-ce de la part de la noblesse et des grands propri^- 
taires que s'dl^veraint les principaux murmures? Mais de quoi 
auraient-ils k se plaindre, lorsqu'on ne ferait que prendre les 
moyens d'asseoir plus dgalement une charge d^jä existante sans 
l'aggraver, lorsqu'on ne leur ferait perdre que l'injuste et bar- 
bare facilitd de se soustraire ä la contribution gdndrale et de 
rejetter sur le pauvre peuple la portion qu'ils en devraient 
supporter. Hs rougiraient sans doute, d'opposer leur intdr^t 
isold ä l'avantage public, et en tout cas racclamation du plus 
grand nombre aurait bientöt ^touffd leurs plaintes. Si Ton 
augmente et si Ton pergoit avec plus d'exactitude les droits 
de timbre, ce n'est pas une nouveautd, et c'est un leger fardeau 
qui ne tombant que sur les gens aisds ne saurait exciter de 
grands cris. Toutes les autres Operations telles que la suppres- 
sion des barri^res int^rieures, la suppression des corvdes, la 
suppression des gabelles, la suppression des maitrises, le rachat 
des rentes fonci^rcs, l'infdodation des domaines et surtout l'dtab- 
lissement d'une nouvelle forme d'administration provinciale sont 
evidemment de nature ä plaire ä toute la nation et ä faire 
dclater les temoignages unanimes de sa reconnaissance pour le 
souverain qui accorderait enfin ä ses vcbux ce qu'elle semble 
solliciter depuis si longtemps. 

^mg Objection : II est impossible, quoiqu*on puisse dire, de 
rendre le revenu dgal ä la ddpense sans augmenter Tun et di- 
minuer Tautre. H faut meme convenir que c'est surtout par 
laugmentation du revenu qu'on peut parvenir au niveau: or 
on ne saurait augmenter le revenu du Roi sans que ce soit 
aux ddpenses de ses peuples, sans ajouter d'une mani^re quel- 



360 Anhang. 

conque ä leurs contributions : d^s lors il faut s'attendre qu*on 
se plaindra et avouer qu'on aura sujet de se plaindre, puisqu'il 
est reconnu que la moindre addition aux impositions actuelles 
en rendrait le fardeau insupportablc. 

6^*^ Riponse: II y aura sans doute et il faut qu*il y ait 
une grande et tr^s grande augmentation de revenu, pour couvrir 
le deficit actuel ; mais cette augmentation sera produite par des 
moyens qui ne seront pas ondreux, qui n'aggraveront pas les 
charges de la classe la moins aisde et qui ne se prdsenteront 
pas meme comme des Operations bursales. C'est lä ce qui pour- 
rait s'appeler le secret du plan proposö. II est d^montrd que 
les impositions territoriales qui devraient ötre reparties sur 
toute la surface du royaume, le sont de la mani^e la plus 
inique, la plus inegale, la plus vexatoire pour le colon et le 
pauvre. La premi^re partie du projet, celle qui doit principale- 
ment bonifier les revenus, consiste ä röformer les vues de cette 
repartition et doit la rendre infiniment plus fructueuse, en la 
rendant plus juste, en faisant cesser les exceptions d^raisonnables 
qui en alt^rent les produits. Pourra-t-on se plaindre de ce que 
par une Operation de justice distributive le revenu public s*ac- 
croitra de 40 ä 50 millions et que le Roi acquerra la possi- 
bilitd d'accorder bientöt de grands soulagements ä la partie 
souffrante de scs sujets? Une autre mani^re d'augmenter le re- 
venu de S. M. rdsultera d'un recouvrement plus exact et plus 
dtendu d'un droit qui ne produit pas aujourd'hui le quart de ce qu'il 
devrait produire, c^ui n'affecte en rien les besoins du peuple et 
n'est payd que par ceux qui sont en ^tat de contracter ou de 
plaider. L'infdodation des domaines et le rachat des rentes 
fonci^res doivent encore servir ä bonifier la recette annuelle, 
par une application bien i'ombin^e de leur produit, et ce sont 
des moyens qui ne peuvent que plaire au public puisqu'ils faci- 
litent la libdration de l'fitat sans (ju'il en coüte rien ä personne. 
\a suppression des barri^res interieures et Tabolition de la 
gabelle, en dpargnant au trdsor royal d'dnomies frais de recouvre- 
ment et une armde de commis, libereront d^autant le revenu 
du Roi en meme temps qu'elles exciteront l'applaudissement 
gdndral. Enfin toutes les autres Operations du projet peuvent 
etre considerees comme tendantes ä Tamelioration des finances, 




Anhmog. 36 1 

puisque toutes ont pour objet de fdconder les sources prodtic- 
tivesy en faisant prospörer ragriculture et le commerce: mais 
aucune n*a le caract^re odieux de la fiscalit^, aucune ne peut 
rendre le sort du peuple plus rigoureux, toutes lui annoncent 
un avenir plus favorable. Si donc il s'6\tve quelques vaines 
dameurs, elles ne pourront venir que de la part des privil^ds 
qui ne craindraient pas d'opposer leur intdr^t particttlier ä l'in- 
ter^t gdndral et oseraient se plaindre de participer k la contri- 
bution commune en proportion de ce qu'ils possMent Mais 
comme on Ta däjk observd, leur voix serait couverte par la 
voix publique qui n^cessairement doit prendre le dessus, surtout 
lors<|ue par Tdtablissement des assembl^es qui suivant le mdme 
plan doivent avoir lieu par district et par provinces, l'autorit^ 
aura acquis le secours de cet int^rdt national qui pr^sentement 
est nul et qui bien dirigd peut applanir toutes les dif&cult^ 

•jhm* Objection: Ces assembldes provinciales qu*on präsente 
< omme devant concourir au succte du plan propos^, convien- 
nent-elles ä une Constitution monarchique? Elles paraissent se 
confondre avec les administrations que M. Necker a ^tablies 
dans le Berri et la Haute Guyenne: leur essai tftant demeur^ 
bom^ ä ces deux provinces, il y a lieu de croire qu'elles n'ont 
pas produit le bien qu*on en esp^rait ou qa*on a reconnu 
(|u*il y aurait de Tinconv^ient k les multiplier davantage. 

Jim* R^ponse: On se flatte de dteiontrer qu*en g^n^nd il 
est aussi avantageux au maintien de Tautorit^ royale que con- 
forme aux principes fondamentaux de la monarchie qu'il y 
existe un inter6t national qui lie les sujets k leur soaveraiiiy 
et que rien n est plus propre k fiure revivre cet intMt 
et ä redonner par lui un nouveau ressort k tont le corpa 
politique ({ue de faire ddib^rer les repr^sentants des con- 
tribuables sur la r^partition des charges publiques. Sous ce 
point de vue l'^tablissement des adnünistrations provindales 
^tait digne de la sanction du Roi: mais M* Necker qui n'en 
<^tait pas l'inventeur, ayant mM6 ses propres idtei avec celles 
qu'il avait puisckrs, soit dans le livre l'ami des hommes, soit 
dans les projets de M. Turgot» a donntf k ces adminittnrtioiis 
unc forme si vicieuse et un regime si saacepdUe d'ateäadon, 
qu'il a pani pcu convenabte et qa*0 ioait eflbcCivemeiit dan- 
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gereux de les etendre ä tout le royaume. En eflFet, c'eut 6t6 
livrer le gouvemement de l'ßtat au clerge, qui, par la pr^i- 
dence attribude aux eveques non seulement sur Tassemblee pro- 
vinciale, mais aussi sur le bureau permanent, se trouverait avoir 
une influenae dominante et absolue sur l'administration de chaqae 
province. D'ailleurs ni l'dlection des membres de ces assem- 
bl^es, ni leur trop grande permanence, ni Tordre de leurs fonc- 
tions dans le rapport qu'elles ont avec l'intendant de la pro- 
vince ne remplissent la double intention qu'il fallait avoir en 
vue de recueillir le voeu des proprietaires contribuables, repre- 
sentes par des ddputes continuellement eligibles par eux et de 
les restreindre ä eclairer l'administration par des delibdrations 
consultatives, sans leur donner le droit ni leur laisser prendre 
la Prätention d'administrer elles-memes, comme on semble les 
y avoir induites par la d<5nomination meme qu*on leur a donnee. 
Malgrc tous ces vi ces de forme et de composition qui ont pu 
prevenir contre une institution vraiment bonne en soi et m^me 
la faire paraitre antimonarchique aux yeux de ceux qui ont con- 
siddrd ce qu'on a fait plutöt que ce qu*on devait faire, il est 
certain que l'administration du Berri et celle de la Haute Guyenne 
ont produit de tr^s bons effets dans ces deux provinces» 
qu'elles y ont encourage l'agriculture, perfectionnd les chemins» 
facilitö plusieurs etablissements utiles et surtout excite une Sorte 
d'effervescence patriotique qui sagement conduite peut faire 
beaucoup de bien. Les avantages qui appartiennent au fond 
de la chose se sont manifestes, sans que les inconvdnients que 
la forme defectucuse peut faire craindre aient dte sensibles 
jusqu'ä present, soit que le z^le eclaire et les intentions pures 
des eveques presidents les aient ecartds, soit que la ferveur 
qu'on trouve toujours dans les nouveaux etablissements en ait 
preserve, soit enfin parceque, ce qui serait dangereux pour le 
tout, ne Test point pour une partie fort limitee. Quoiqu'il 
en soit, on ne peut disconvenir que dans l'etat actuel le suf- 
fragc public ne dcpose en faveur des deux administrations 
provinciales existantes: on peut en conclure, combien Tapplau- 
dissement serait unanime, combien la reconnaissance serait ^da- 
tante, si tous les autrcs pays d'dlection obtenaient la mteie 
faveur; et si mieux reglee, plus cohdrente avec le systtoie g6- 
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neral de l'ßtat, eile etait appuyde sur un plan d'uniformite 
qui affermirait, en les reunissant, toutes les parties de la monarchie! 

8^*^' Objection: Tout changement dans les recouvrements 
exige pour le passage d'une forme ä l'autre un intervalle, pen- 
(lant lequel le revenu est en souffrance, et il est ä craindre qu'il 
n'y ait une Interruption de recette, ce qui a toujours empöchd 
d'admettre les projets donnds en diffdrents temps pour la con- 
version des impöts et la rdformation des recouvrements. 

^^* Riponst: On y a pourvu; il n'y aura aucune lacune, 
aucun vide dans la recette. C'est pour y ob vier qu'on laisse 
subsister pendant la premiere ann^e toutes les principales branches 
du revenu du Roi, en r^servant pour la suite les changements 
dont elles sont susceptibles. II n'y en aura d'abord qu'ä l'dgard 
des vingti^mes et des droits de traites intdrieurs. Les mesures 
ä prendre pour dtablir la perception des vingtiemes en nature 
peuvent bien occasionner un retard d'environ 6 mois; on s'est 
assur^ que les rcceveurs g^ndraux pourraient y suppiger. Quant 
aux droits de traites intdrieurs, leur produit total n'^tant que 
de 6 millions au plus, quand il serait vrai que leur reculement 
ä la frontiere ext^rieure occasionnerait de la perte, eile ne pour- 
rait pas etre d'une grande consdquence. La suppression des 
gabelles est bien plus importante, et il serait imprudent de 
hazarder une portion aussi int(§ressante du revenu. Mais par 
cette consid^ration eile sera diffdrde jusqu'au moment, oü le 
remplacement de son produit par celui d'un droit unique ä la 
vente du sei sera parfaitement assurd. Non seulement on a 
prdvu les moyens d'dviter toute espece de lacune dans la per- 
ception des revenus, mais möme on s'est m^nagd par T^tablisse- 
ment d'une banque nationale d'assez grandes ressources, pour 
etre assure de l'abondance d'argent toujours ndcessaire, quand 
on entamc de grandes Operations. 

c^*^ Objection. II est bien douteux qu'une banque natio- 
nale puisse s'accröditer en France. Le mot seul de banque est 
capable, de jetter l'alarme dans tous les esprits. D'ailleurs cette 
banque ne pourrait s'dldver que sur les ddbris de la Caisse 
d'Elscompte, et il serait aussi imprudent en administration de 
ddtruire un Etablissement en qui le public a pris confiance, qu'il 
serait injus e envers les actionnaires de d^grader les effets acqms 
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par eux sur la foi d'une protection marqude de la part du gouver- 
nement. 

(ynte Riponse: II serait fort extraordinaire et bien malheureux 
que ce qui existe dans d'autres fitats et les fait prospörer, ne put 
pas exister en France et qii'iin desordrc, une catastrophe inouie, 
arriv^e il y a plus de 70 ans rendit ä Jamals impossible Tavan- 
tage immense que peut procurer un etablissement de tout autre 
genre que celui qu'on a trcs improprement appell^ banque» 
lorsque ce n'dtait qu'unc creation de papier-monnaie sans me- 
sure et sans süretd aucune. Si c'est le mot qui efiarouche les 
esprits, en retra^jant de cruels Souvenirs, il est aisö d'en choisir 
un autre, et on l'aurait propose, si Ton n'avait pas cm prtfitf- 
rable et plus dignc du regne actuel, de ne pas laisser paraitre 
une apprdhension si mal fonddc. En efFet doit-on supposer que 
sous un Roi qui s'est toujours montrd juste et fid^e ätous ses 
engagements, il puisse encore etre question d*en visager le retour 
des maux produits par des temps de trouble et de minorittf? 
L'excmple, quand il a ctd aussi funeste, quand il a laissd une 
impression aussi profonde, doit plutöt rassurer qu'effiayer, et 
rhorreur meme d'un cvencment qui a bouleversd le royaume, 
est le plus sür garant qu'on ne le reverra jamais. Dira-t-on que 
la peur ne raisonne pas et que la prevention est plus forte 
que la reflexion ? Mais cette peur, cette prevention n'ont point 
empcche les succes de la Caisse d'escompte. Pourquoi empdche- 
raient-elles celui d'un etablissement qui serait assis plus solide- 
ment, dirigd plus utilement, sanctionne plus authentiquement? 
Quant ä l'inconvenient (lu'il y aurait a faire tomber un Etablis- 
sement qui est en pleine vigueur pour le remplacer par un 
autre dont la rdussite est incertaine, il est naturel d'en etre 
touche: mais il n'est pas (juestion de detruire la Caisse d'es- 
compte. Elle est certainement tres imparfaite par les bomes 
de son service, par la modicitd de son cautionnement, par le 
peu de secours quelle procurc au commerce, par son inutilitE 
absolue pour les fmances du Roi. II s'agit ou de supplder ä 
ce ijui lui manque au moyen d'un second etablissement qui 
n'aurait rien d'incompatible avec eile, du moins dans le point 
de droit, puisqu'elle n'a pas de privilege exclusif; ou de la 
refondre elle-meme pour rectifier ce qu'elle a de vicieux et de 
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la reg^n^rer sous une meilleure fonne. Dans ce deniier cas il 
serait m^me possible, de lui coDserver sa ddnomiiiation de 
Caisse d'escompte, mais il faudrait une composition plus natio- 
nale, une mise de fonds six fois plus consid6rable, une latitude 
de Services infiniment plus 6tendue, tant pour le public que 
pour les commergants et pour T^^tat C'est ainsi qu'au lieu 
de la d<§truire on augmenterait sa faveur et sa solidit^ en Pro- 
portion de l'augmentation de son utilit^. 

lo^* Objection: Tout ce qu'on propose ne pounait*il pas 
sc faire sans employer Tappareil insolite d*une assemblde de 
Notables, dont il serait peut-^tre dangereux de fiure revivre 
Tusage abandonnd depuis fort longtemps? 

loh^ Riponse: Si la solenniuS du mode doit *tre propor- 
tionndc ä Timportance de Tobjet, jamais y eut-U plus de raison 
pour convoquer les plus grands et les plus tfclair^ peisonnages 
du royaume, que quand il s'agit de rdfonner tous les vices de sa 
Constitution et de lui donner enfin cette consistaace r^^uliire 
et uniforme que le voeu des si^es antMeurs a vainement pro- 
voqu^e, les circonstances n*ayant jamais permis de s'en occaper» 
que l'intdrdt des peuples sollicite plus que jamais, que le besoin 
de r£tat exige en ce moment et qui semble avoir M rdserv^ 
pour immortaliser le monarque qui nous gouverae? D6raciner 
des abus invdt^r^, supprimer d*injustes Privileges, dianger ce 
que les £ltats-gdndraux du royaume avaient prescrit par des 
motifs qui n'existent plus, ramener la confiance nationale sur 
un objet de prdvention qui n*est plus fond^, tout cela et le 
nouvel ordre de choses qui doit en r^sulter, compose un en- 
semblc si vaste, si ^lev^, si supMeur 1^ Tordre ordinaire qu*il 
devient indispensable d*employer des formes, dont T^dat et la 
majeste puissent y correspondre. Ira*t-on livier d'aussi grands 
intcr^ts aux döbats parlementaires, au choc des contradictiona 
particulieres, ä des lenteurs ind^centes en pareilles mati^res? 
11 faut en imposer aux pr^tentions du clerg^, prdv^r les mur- 
niurcs de la noblesse, assurer le plus prompt enregistrement, 
contrebalancer les rdclamations de quelques provinces par la 
satisfaction du plus grand nombre et constater le voeu national 
pour Topposer ä tous les inttfrte particnlieii. On ne le peut 
sürement et efficacement qne par une aisembUe lolemiellei od 
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l'autoritd souveraine, apres avoir daignd s'appuyer du conseil des 
personnes les plus dignes d'dclairer leur Roi et de rdprdsenter 
sa nation, fera connaitre ses volontes d*une mani^re si ddatante, 
qu'il ne sera pas possible de les croire jamais susceptibles d*au- 
cune Variation. Par cette voic le succ^s est infaillible, et Ton 
ne craint pas de s'en rendre caution, par toute autre il est plus 
qu'hazard^ et personne n'oserait en repondre. Au surplus une 
assemblee de Notables, teile quelle est proposee ne ressemble 
en rien aux assemblees des fitats-generaux, eile na aucun de 
leurs inconvdnients, eile a de bien plus grands avantages. On 
l'a ddmontre dans un memoire particulier remis au Roi, oü 
les differences qui caracterisent ces deux especes d*assembl^s 
sont tracees d'apres les monuments les plus authentiques de 
notre histoire. Les assemblees de notables ont eu Ueu dans 
les Premiers temps de la monarchie; elles ont servi ä la gloire 
du r^gne de Charlemagne. Les assemblees d' Zitats -gdnöraux 
provoqudes presque toujours par le besoin d'argent et la faiblesse 
du gouvernement, ont ete pour la plupart genantes pour Tad- 
ministration et infructueuses pour le bien public. 

ijcmt Objection: Des Operations d'une aussi grande impor- 
tiince doivent etre longtcmps meditees et mürement examinees, 
avant qu'on les entreprenne. II reste trop peu de temps pour 
qu'elles puissent etre ddciddes cette annee et appliqudes ä Tann^Se 
prochaine. 

jjeme R^ponsf '. Toutcs Ics partics qui composent le plan 
ont €\.€ ötudides, discutdes et approfondies avec le plus grand 
soin depuis plusieurs anndes; on s'en est occupc particulierement 
depuis dix mois ; on n'a rien neglige pour s'assurer de la vöritd 
des principes, de la possibilite des moyens, de l'exactitude des 
rcsultats. L'attention que le Roi a bien voulu y donner per- 
sonnellement depuis trois mois est ce qu*on avait le plus ä 
dcsirer, et si S. M. dans le prdcis du projet mis sous ses yeux 
n'a rien d^sapprouvd, si l'exposd de la Situation de ses finances 
dont eile a pris une connaissance d^taillde l'a convaincue de 
la neccssitd de prendre un grand parti, on se flatte qu'elle 
reconnaitra pareillcment qu'il est bien essentiel de ne pas diflR^r 
et que perdre une annde ce serait risquer de tout perdre, en com- 
I)romcttant dgalement le crddit public et le rdsultat du plan propos^. 
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lO. Le credit public, parce qu'ä ddfaut des ressources que 
doit produire la prompte exdcution du plan, on se verrait forc^ 
pour couvrir le deficit de lann^e prochaine, de recourir encore 
ä la voie de remprunt ce qui heurterait ' ttente du public, 
^prouverait les plus grandes difficultös pa* ementaires et obli- 
gerait de d^ voller l'insuffisance du revenu, n*existant plus aucun 
autre motif pour justifier la ndcessitd de Temprunt, et ce motif 
nieme dtant contraire ä son succes, il serait fatal que la Situa- 
tion des affaires füt devoil^e, sans qu'on vit au meme instant 
le moyen sür et efficace d'y rem^dier. C'est une consideration 
bien importante et bien d^cisive pour ne pas diiferer. 

2^. Le resultat du plan proposd, parce qu'il n'est assure 
qu'autant qu'on profitera du moment pr^cieux oü la confiance 
est entiere et oü le secret qui commence ä transpirer sur plu- 
sieurs points n'est pas encore assez eventd pour faire eclore 
les contradictions, les prejuges, les fausses impressions qui pour- 
raient multiplier les obstacles, si Ton ne se Mtait pas de les 
prevenir. II est vrai, que ce qu'il reste de temps jusqu'ä la 
fin de l'annee est si court qu'il n'y a prdcisement que l'espace 
nccessaire pour que la chose soit faisable : mais en ne perdant pas 
un seul jour, il y a ce qu'il faut. L'ensemble du plan est connu du 
Roi; ses principales parties, Celles qui peuvent paraitre suscep- 
tibles de difficultes, ont ete soigneusement examinees par M. le 
Garde des Sceaux et M. de Vergennes ä qui S. M. a permis de les 
communiquer. Elle peut donc des la fin de cette semaine 
leur ordonner de lui en dire leur avis en faisant discuter le 
tout en sa presence; si d'apres ce rapport et surtout d'apr^s 
Texamen que S. M. a fait elle-meme du projet, eile est rdsolue 
de l'agreer, il ne s'agira plus que d'annoncer dans son conseil 
ses intentions en termes gendraux, en se bomant pour ce premier 
moment ä declarer, »que S. M. s'etant fait rendre un compte 
exact de la Situation de ses finances, sous tous les rapports 
et apres s'etre convaincu par la verification qu'elle a fait elle- 
meme des etats justificatifs, qu'il est d'une absolue necessite 
de prendre des mesures plus efficaces que toutes Celles employdes 
jusqu'ä present pour mettre enfin la recette au niveau de la 
depense, eile a reconnu que pour y parvenir sans surcharger 
ses peuples qu'elle veut au contraire soulager, il fallait non 
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seulement faire des retranchements considdrables dans la de- 
pense, mais aussi et meme principalement s'occui>er de rendre 
la repartition generale de l'impöt plus egale, plus juste, mieux 
proportionnee ; — d'etablir une forme de perception plus 
simple, plus assuree et moins dispendieuse; — de fixer le 
mode suivant letjuel la nation elle-meme peut, sans aucun 
dechet pour l'autorite, ni aucun embarras pour Tadministration, 
concourir ä rendre l'assiette de ses contributions la plus equi- 
table et la moins onereux possible ; — de mettre plus d'accord, 
d'ensemble et de liaison entre les differentes parties de la mo- 
narchie; — de supprimer cette odieuse chaine de barriöres in- 
tericures (jui genent la circulation, nuisent au progres du com- 
merce et rendent les provinces du meme empire etrang^res les 
unes aux autres; — de preparer par lü plusieurs auties sup- 
pressions avantageuses aux sujets du Roi et qui dans T^tat 
actuel sont impraticablcs ; — de prendre par rapport aux do- 
maincs de la Couronne un parti qui puisse concilier ce qu*ont 
regle les anciennes lois du royaume avec ce qu'exige le plus 
grand bien de l'fitat; — enfin de reformer les vices et les dis- 
paritds qui se sont introduites successivement dans la Consti- 
tution, que des temps d'agitation ou de conquete n'ont pas permis 
de redresser sous les regimes prtjcddents et qui en altörant les 
sources de la richesse publique ont prive jusqu'ä prdsent les 
peuples des soulagements qu'ils avaient droit d'attendre de la 
bonte de leurs souverains. — Que des vues si grandes, si in- 
teressantes pour le sort de la PYance et si propres ä consolider 
sa prosperite sur des bases inebranlables, aprte avoir fixe depuis 
longtemps toutc Tattention de S. M., lui ont pani mdriter d'ßtre 
developpecs et discutdes dans l'assemblee la plus capable de leur 
imprimer et le caractcre de l'cxamen le plus solennel et le sceau 
de la plus imposante authenticite ; qu'en consequence ä Texemple 
de ce qui s'est pratique dans les premiers temps de la mon- 
archie et qui s'est renouvele avec succes ä des epoques moins 
reculcs, eile a resolu de convoquer pour les premiers jours du 
mois de Janvier prochain une assemblee des grands et notables 
personnages de son royaume, pour leur communiquer ses inten- 
tions, entendre les observations qu'ils croiraient avoir ä faire et 
arreter au milieu d'eux le plan de reformation qu'elle a en vue.« 
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Aussitöt apres, c'est-ä-dire au commencement de Dd- 
cembre, les lettres de convocation pourraient ^tre adressdes k 
tous ceux qui devront former cette auguste assembl^e, laquelle, 
pour etre composee ä peu pres comme les anciennes, serait de 
130 ä 140 personnes. 

De cette maniere tout pourrait etre rdgld, conclu et ter- 
mine dans le courant de janvier ; et il faudrait que d^s le lende- 
main de la clöture de l'assemblee les ddits fussent envoyds aux 
12 parlcnients pour y etre enregistr^s du tr^s expr^s comman- 
dement du roi. On ferait partir sur-le-champ les premiers prd- 
sidents et procureurs-generaux qui en seraient porteurs \ et cette 
celerite serait le plus sür garant du succes. On ne saurait trop 
y insister. 

12^^* Objection: On pourrait detacher du plan les Opera- 
tions les plus pressdes, par exemple Celles qui doivent foumir 
les ressources necessaires pour l'annde prochaine, et le surplus, 
tout ce qui tient ä Vordre gdneral et qui peut exiger une forme 
plus solenneile, teile que celle d'une assemblde de Notables, 
le remettre ä 6 mois ou ä un an, pour avoir plus de temps ä 
dünner aux rdflexions qu'exige un tel projet. 

i^tne R^pome : Diviser un plan dont toute la force est dans 
l'ensemble qu'il presente et dont le merite consiste ä ramener 
tout ä un principe d'unitd, ce serait dquivalemment y renoncer. 
Les Operations productives de ressources pdcuniaires sont süre- 
ment les moins favorables ; ce sont Celles qui pourraient exciter 
le plus de reclamations, si elles ^taient isoldes et ddtach^es de 
la masse entiere avec laquelle elles sont ciment^es et oü elles 
trouvent leur appui ; liees avec toutes Celles qui ne tendent qu'au 
rdtablissement de T ordre et qui ne prdsentent que de la bienfai- 
sance, elles participent ä la teinte gdn^rale qui donne ä tout le 
projet un aspect seduisant, fait pour enlever tous les sufirages. II 
est aise de sentir, combien il est important de ne pas perdre Tavan- 
tage qu'on a su se mdnager, de ne präsenter Taugmentation de 
revenu que comme accessoire ä l'objet principal de la rdforma- 
tion et de ne montrer d'intention directe que celle de rendre 
plus juste la distribution des charges publiques. Et en rdalit^, 
c'est ainsi que le projet a dtd con^u dans un temps oü Ton ne 
connaissait pas assez l'^tat des finances pour apercevoir l'im- 

G 1 a g a u , Reformversuche. ^4 



370 Anhang. 

mensitd des besoins. On l'envisageait alors comme moyen de 
remplaccr avantageusement les droits les plus ondreux et les plus 
difficilement perceptibles plutöt qua comme ressource poiir sup- 
piger au ddficit du revenu; il a pris naissance au sein d'une 
tranquille mdditation sur l'ordre gdndral et non dans la presse 
d'une conjoncture exigeante. Aujourd'hui m^me qu'il ofl&e le 
remede aux maux presents, il conserve en m^me temps la per- 
spective plus satisfaisante encore de tout le bien future qu'on 
peut espdrer ; et pourvu qu'on n'altdre point l'intdgritd du projet 
en le ddcomposant, il aura toujours le mdrite de devoir son 
existence au ddsir d'ameliorer plutöt qu'ä la ndcessit^ de pour- 
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Nr. 5. 
Denkschrift des Ministers Calonne über die Einrichtung 
von Provinzialversammlungen. (Ende November 1786.) 

L'autoritd n'a jamais plus d'empire que quand eile est 
plus dclairde; jamais eile ne s'dl^ve avec plus de supdriorit^ 
au-dessus de tous les obstacles, que quand eile s'appuie sur la 
raison et sur l'intdret national. Le poids de la raison ajoute 
ä celui de la force : Thommage de l'interet national assure celui 
d'une prompte obdissance. 

Crder cet intdret ou lui permettre de se ddvelopper, c'est 
donc aflfermir, bien loin d'dbranler le pouvoir monarchique; 
c'est mettre dans la main du souverain qui commande le moyen 
de faire vouloir aux sujets qui obdissent, ce qu'il veut lui-mSme 
et de faire taire les inter^ts particuliers, en faisant parier Tintdrdt 
gdneral. 

Cette esp^ce de Cooperation nationale peut surtout Stre 
d'un grand secours pour regier la repartition des imp6ts et des 
charges publiques. Faire participer les contribuables ä rendre 
l'assiette de la contribution juste et proportionnelle, c'est faire 
cesser tous murmures, c'est prevenir toutes rdclamations, c'est 
ne laisser au gouvemement que des bienfaits ä rdpandre, des 
bdnddictions ä recueillir. 

Tel a 6t6 sans doute le motif, tel etait le but des admini- 
strations provinciales ; mais plusieurs vices de forme ont fait 
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manquer Tobjet de leur Institution. On a donne trop de per- 
inanence aux membres de TAssemblee. On leur a laissd trop 
de pretexte pour s'arroger une autoritd executrice. On a surtout 
attribue une trop grandc influence au clergc sur toutes les 
Operations de res administrations. En tout on s*est ecarte du 
principe simple, (pii ne devait tendre qu'ä reunir et recevoir le 
v(L'u des proprietaires sur ce (jui les interesse. 

II est naturel cpie tout possedant fonds participe, en raison 
de ses possessions, aux deliberations que le Roi permet de 
prendre, dans chatjue province, sur la repartition des inip6ts 
et sur la direction des travaux publics. C'est d'apr^ ce principe 
<|iie düit se regier la composition et d'objet des assembl^s 
provinriales. On ne doit pas leur donner le titre d'admini- 
strations. Des assemblees administrent mal et l'administration 
n'appartient qu'au gouvemement. 

Le titre d'Rtats aurait Tinconvenient de les conduire ä la 
pretention d'etre formes des trois ordres distinctement et avec 
Separation de deliberations ä Tinstar des Grands £tats, ce qui 
s'c'Ioigne du but d'une assemblee consultative, formee unique- 
inent par les representants des proprietaires. 

Pour que les assemblees provinciales remplissent utilement 
leur (lestination, (piatre choses paraissent nccessaires: 

i". (juelles puissent representer Tuniversalitd des proprie- 
taires (|ui ont interet a ce qui doit s*y traiter; 

2*'. «jue neanmoins elles ne soient pas trop nombreuses; 

3^. que le choix des membres qui les composent porte 
sur tous los onlres dans une juste proportion; 

4^. qu dies ne puissent s'arroger ni autorite executrice, ni 
pouvoir de resistance. 

Le nioyen de satisfaire i toutes ces conditions et de con- 
< ilicr l'utilitc dune pareille institution avec le maintien des prin- 
t ipes cssentiels de la monarchie, consiste ä etablir simplement 
une hicrarcliie ^Taduelle d'assemblees dlementaires les unes des 
autres, qui fassent arriver le vceu commun relativcment ä la 
repartition des charges publiques depuis les habitants des cam- 
pa^nes et <les villes^jusqu aux repr(^sentants de tous les proprie- 
taires de chatjue province et par eux jusqu'au souverain. 

«4* 
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Le Premier ddgrd de cette d^libdration nationale serait 
dans des assemblees paroissiales; le deuxi^me dans des assembldes 
d'arrondissement ou de district ; le troisi^me dans les assemblees 
provinciales. 

L*assemblde paroissiale se tiendrait dans chaque commu- 
nautd ayant 200 feux et au-dessus. Les communautds moindres 
se rduniraient en tel nombre qu'il faudrait pour compl^ter 
200 feux ou plus, c*est-ä-dire entre 200 et 250, suivant ce 
qu'exigeraient les fractions de ce nombre. Pour tee membre 
votant dans cette assemblee, il faudrait ^tre propridtaire de fonds 
d'un produit de 600 frcs. ou fermier reprdsentant le propidtaire 
d'un pareil fonds. Plusieurs propridtaires n*ayant pas chacun 
600 1. de revenus en fonds de terre pourraient se rdunir sous 
le nom d'un seul pour former une voix. Chaque membre aurait 
autant de voix qu'il possederait de quotit^s de fonds du revenu de 
600 1., pourvu n^anmoins qu'il ffit present en personne; absent il 
ne communiquerait cette pr^rogative ä aucun fondd de pouvoir: 
mais chaque fermier aurait autant de voix qu'il exploiterait de per- 
tions productives de 600 1. Les assembl(^es paroissiales s'occupe- 
raient de l'administration de leurs biens communaux, de la subsi- 
stance de leurs pauvres, de leurs charges communes, et elles nom- 
meraient chacune leur deput^ pour l'assemblce de l'arrondissement^ 
auquel elles donneraient leurs instructions et qu'elles chargeraient 
des reprdsentations qu'elles croiraient devoir faire, soit relative- 
ment ä la rdpartition des impöts, soit ä l'^gard des travaux publics. 

L'assemblde de district comprendrait, dans l'^tendue de 
son arrondissement, 30 assemblees paroissiales, et par consdquent 
6000 feux au moins, outre les villes qui se trouveraient dans 
le m^me arrondissement et en feraient partie: on ne compterait 
pour villes que cclles qui auraient au moins 600 feux: les 
moindres seraient rdputees des communautes de campagne. La 
principale de ces villes serait le chef Heu ou se tiendrait l'as- 
semblce composee d'abord des 30 deputes, envoyds par les 
30 assemblees paroissiales, ensuite de deux ddputds de chaque 
ville de l'arrondissement, nommCs dans l'assemblde de Notables 
qui s'y tiendrait ä cet effet, dans la forme ordinaire. En sup- 
posant trois villes par arrondissement ce qui peut paraitre ex- 
cessif, il y aurait 36 personnes ä l'assemblees du district. Les. 
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deputds y rapporteraient les instructions qui leur auraient ete 
donnees par les assemblees paroissiales pour les campagnes et 
par les assemblees de Notables pour les villes. D s'en formerait 
iin rcsultat commun qui deviendrait rinstruction du ddputd que 
l'assemblee du district enverrait ä l'assemblee provinciale. 

Pour bien entendre sur quel principe et dans quel esprit 
doivent etre formdes les assemblees provinciales, il ne faut pas 
perdre de vue qu'elles ne sont que la rdunion des reprdsentants 
des proprietaires de chaque province, qui auraient dans les 
deliberations communes une influenae proportionnde ä leurs 
possessions. Ces representants, dus d'abord dans les assem- 
blees paroissiales ou municipales, refondus ensuite dans les 
assemblees de district et reduits enfin aux d^putds de ces der- 
nieres assemblees, seraient pris dans tous les dtats indistinc- 
tement, la propridte etant la seule condition de l'dligibilit^ et 
la mesure des suffrages. II semble d^s lors que leur rdunion 
dans l'assemblee provinciale pourrait suffire pour reprdsenter 
les veritables interesses dans les objets qui doivent y ötre dd- 
liberes. Mais comme il ne faut pas que le Tiers-£tat, qui forme 
la base de cette composition, ce qui est dans Vordre, puisqu*il 
a le principal interet dans la repartition des charges publiques, 
ait une trop grande influenae dans des assemblees occupdes de 
r Utility generale, qu'il serait contraire ä la Constitution mon- 
archique de ne pas y faire participer la noblesse dans une 
Proportion convenable, et que les biens appartenant au clergd, 
devant ^tre soumis ä la contribution territoriale, il est juste 
aussi de l'y admettre pareillement , il s'ensuit qu'il convient 
que, dans chaque assemblde provinciale, il se trouve assez de 
deputes de la noblesse et du clergd, pour que leur rdunion 
fasse un nombre egal ä celui des ddputds du Tiers-ßtat; c*est- 
a dire que, si la province foumit 20 arrondissements et par 
consequent 20 deputes d'assemblee de district, il faudra que 
parmi eux il se trouve 5 ecclesiastiques et 5 nobles au moins. 
Sinon, l'assemblee provinciale nommerait elle-m^me autant de 
membres de chacun de ces ordres, qu'il en faudrait pour en 
completer le nombre, de mani^re qu'ensemble ils dgalent tou- 
jours le nombre des deputds choisis dans le Tiers-fetat. II est 
aise de juger, d'apres la population du royaume teile qu'eUe 
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est aujourd'hui constatec que chaquc assemblde provinciale ne 
sera composec quc de 20 ä 30 personnes. En eflFet, on compte 
que les 24 pays d'election, les seuls oü Ton puisse quant ä 
present etablir ces sortes d'assemblees, contiennent de 19 ä 
20 millions d'habitants. En supposant cette population egalement 
distribude (supposition n^cessaire pour pouvoir asseoir des cal- 
culs) chacune des 24 assemblees comprendrait 20 districts, chaque 
district 30 communautes ä 200 feux et 3 villes ä 700, ce qui 
fera 8 100 feux ou 40 500 habitants, par consequent pour les 
24 elections 19440000, et ce nombre cadre avec celui que les 
pays d'election sont estimes contenir. 

Les assemblees provinciales ainsi composees seraient donc 
peu nombreuses, ce qui les rendrait plus utiles, moins dispendieuses 
et surtout moins sujettes ä perdre beaucoup de temps dans des 
discussions tumultueuses. Le president serait elu au scnitin 
dans la premi^re seance qui serait ouverte et tenue par Tin- 
tendant de la province. D serait choisi ä la pluralite des suf- 
frages pamii tous les proprietaires sans distinction de rang ni 
d*etat, mais ä condition seulement qu'il ne pourrait ^tre pris 
que parmi ceux qui possöderaient au moins 3000 1. de revenus 
en fonds de terre dans la province. II serait triennal et ne 
pourrait ^tre continue plus que deux fois consecutivement, ce 
qui ferait 9 ans au plus. Les autrcs membres de Tassemblöe 
provinciale, deputes par les differents districts, seraient renou- 
velds par tiers chaque annee, suivant Tordre successif qui serait 
regio entre ces districts, de mani^re que chacun d'eux y serait 
3 ans, et ils pourraient meme etre continues jusqu'ä 6. Les 
assemblees provinciales dureraient l'espace d*un mois chaque 
annee. On y examinerait et traiterait les m^mes objets qui 
seraient la matidre des assemblees du district, c*est-ä-dire prin- 
cipalement la repartition des impöts et la direction des travaux 
publics; il n'y serait pris que des deliberations consultatives, 
c'est-^dire tendantes a des representations ou des resolutions 
seulement provisoires, qui n auraient de force definitive qu'apr^ 
avoir eu la sanction du gouvemement. 11 y aurait, pour en 
suivre Texecution, un bureau intemiediaire compose de 6 mem- 
bres de lassemblee qui so renouvelleraient aussi par tiers et 
pourraient etre continues une fois, ainsi que ceux de Tassembl^, 
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en Sorte que leur temps au bureau serait toujours de trois ans 
au moins et ne pourrait Jamals £tre plus de 6. Leur nominatioii 
serait faite par le Roi sur la Präsentation que Tassembl^ Itu 
ferait de deux sujets pour chaque place k remplir. 

L'intendant de la province assisteiait, quand il le jugerait 
ä propos, aux assemblöes: mais n'y pr^iderait pas et aurait 
seulement une sdance extraordinairei conune commissaire du 
Roi, Sans avoir voix dans les ddibdrationSi lorsqu'il s'en tien* 
drait quelqu'une en sa prdsence, ce qu'O ne pourrait pas exiger. 
Mais le rdsultat de toutes les ddlibdrations lui serait remis exacte- 
ment, et il les enverrait au ministre avec les observations dont 
il les jugerait susceptibles. 

Les assembldes provindales enverraient d'annde k autre, 
apr^s ndanmoins qu'elles en auraient obtenu la permission du 
ministre, un d^putd en Cour, pour traiter leurs affidres, xenou- 
veller, si besoin dtait, leurs repr^sentations et recevoir les in- 
structions que Fadministration jugerait convenable de leur 
donner pour Texdcution des volontds du Roi. 

C'est ainsi que toute la nation connaitrait ses diarges, 
participerait ä leur distribution et ferait parvenir sa voix r^* 
lidrement, et comme par ^chdonSi depuis l'habitant des cam- 
pagnes jusques au tr6ne. On verrait alors, combien il est plus 
facile et plus avantageux de gouvemer les hommes par leur 
propre intdr^t que par une ob^issance passive. Uni k son peufde 
par une communication directe et continuelle, le souverain acquer* 
rait d'immenses ressources de credit, et par cons^qoent une im- 
mense dtendue de puissance politique. Ses volonte toujoqis en- 
tendues, parce qu'il aurait toujours un moyen de les fiure e]q>liquer 
ä ses sujets par les organes qu'eux-m6mes se seraient dioisiSy ne 
pourraient plus 6tre travers^es par les doutes qui peuvent 8*äever 
sur les meilleures intentions, quand elles ne sont pas connues. &ifin, 
par cette heureuse Constitution, Fautoritd seiait toujoors ^clair6e 
et jamais arretde dans sa marche: toujours appuy^ de Fopinion 
publique et jamais contredite par des murmures; toigonrs Uen- 
faisante et jamais rdduite aux voies de rigueur. Le Roi n'aoxait 
ä se montrer que comme Frotecteur, comme Bienfiuteur et comme 
P^re d'un peuple sensible et plein d*honneur qui Fadore et qm 
l'adorerait de plus en plus. — M^donincirfT K 6^ Hr. ist. 
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Nr. 6. 

Denkschrift des Ministers Calonne über die Beseitigung 

der inneren Zollschranken. „Pr^sent6 au Roi le 30 no- 

vembre 1786." 

Sire, L'origine des droits de traites remonte au treizitaie 
si^cle. Alors on regardait las productions nationales comme 
une richesse qu'il importait de conserver et dont la sortie ne 
pouvait ^tre permise qu'au moyen d'un droit de traite ou de 
sortie propre ä compenser la perte prdsumde de Texportation ; 
en consdquence il ne fut ^tabli que des droits de sortie. FtH 
de trois si^cles apr^s on congut que les productions etrang^res 
etaient susceptibles de droits d'entrde et en 1540 il en fiit ^tabli 
dans les provinces soumises aux droits de sortie. Ces provinces 
etaient Celles qui composaient anciennement le royaume. 

Les diffdrents princes voisins de la France et les grands 
vassaux du royaume avaient suivi le möme Systeme, sans suivre 
les memes bases d'imposition, et partout on voyait des droits 
diffcrcnts et tr^s onereux pour le commerce. Les charges dont 
il etait grevc regurent successivcment des extensions tris fortes 
par l'etablissement de nombre de droits locaux crees pour un 
temps limite et pour procurer des ressources momentan^es lors 
des troubles et des guerres civiles qui agit^rent la France pen- 
dant pr^s de 50 annees. 

La suppression de ces droits toujours promise, ayant toujours 
dte differee, le commerce fatigue de leur perception fit parvenir 
jusqu'au tröne ses reclamations, et la nation en corps, aux der- 
niers £tas generaux qui furent tcnus en 16 14, demanda avec in- 
stance la suppression de tous los droits multiplies, la circulation 
libre dans le royaume et l'etablissement d'un tarif uniforme per- 
ceptible sur l'extr^me fronti^re. 

Cettedemande fit quelqu'impression; mais le gouvemement, 
dans la vue de ne rien perdre, et pour compenser le produit 
des droits de circulation, dont on demandait la suppression, 
proposa aux provinces qui y etaient soumises et qui ne Tdtaient 
pas ä la perception des droits d'aides, de s'y assujctir. Cette pro- 
position n'etait point seduisante, aussi ne fut-elle pas acceptöe; 
ainsi les tentatives fiiites depuis 16 14 jusqu'en 1621, pour etablir 
un regime uniforme, rest^rent sans eftet. 
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Sous la fin du r^gne de Louis XIII et pendant la minoritd 
de Louis XIV, les droits locaux regurent de nouveaux accrois- 
sements, soit par Taugmentation des anciens, soit par T^tablisse- 
ment de nouveaux. Le commerce fatigu^ fit entendre ses plaintes : 
alors M. Colbert qui s'occupait particuli^rement de vivifier l'in- 
dustrie en France et de lui donner toute Textension dont il la 
croyait susceptible, crut que le premier pas qu'il avait ä faire 
pour parvenir ä son but, etait de supprimer tous ces vestiges 
du gouvemement feodal et de donner ä toutes les provinces 
du royaume le meme regime quant aux droits de traite. Dans 
ces vues ce ministre rddigea le tarif de 1664. II fut gendrale- 
ment propose pour remplacer les differents droits de sortie et 
d'entree en usage dans les differentes provinces du royaume. La 
communication libre entre Celles qui l'accepteraient leur fut in- 
diquce comme la recompense de leur adhdsion ä l'exdcution de 
ce nouveau Systeme; mais il leur laissa la libertd d'opter entre 
le regime sous lequel elles vivaient et celui qu'il se proposait 
d'ctablir. D'un autre cöte, dans la crainte de compromettre 
les produits du fisc, il crut devoir conserver divers droits locaux 
qui auraient du suivre le sort de la suppression des droits de 
traite. Nonobstant cette faute, le nouveau tarif fut acceptd par 
un grand nombre de provinces, et ce sont celles qui sont con- 
nues sous la denomination de provinces de 5 grosses fermes. 
II fut rcjette par les autres, et ce sont celles caractdrisdes par 
la denomination des provinces reputdes etrangeres et provinces 
de l'dtranger effectif 

M. Colbert trompe dans l'esperance qu'il avait congue de 
voir son Systeme generalement adoptd, sans employer la voie 
de l'autorite, rectifia son Operation en 1667, et par le tarif qu'il 
redigea pour lors il etablit des droits uniformes sur les objets 
les plus interessants de commerce et de fabrication et dont la 
perception fut ordonnee en 167 1 aux fronti^res extremes de 
toutes les provinces du royaume indistinctement et nonobstant 
toute reclamation. 

Dcpuis cette epoque le gouvemement ne s'est jamais dd- 
parti du Systeme sage et prudent d'uniformitd dans la percep- 
tion des droits de traite; le tarif de 1667 a regu successive- 
ment de tres fortes extensions et les droits ddsignds sous le 
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nom de droits uniformes forment actuellement une classe tris 
nombreuse et portent sur tous les objets prindpaux du com- 
mercc, soit d'importation, soit d'exportation. 

V. M. voit d'apres cet expose i^. que toutes les provinces 
de son royaume (ä l'exception des trois qui sont absolument ä 
l'instar de l'fitranger, savoir l'Alsace, la Lorraine et les trois 
fiveches) sont assujetties au meme regime, soit ä Tentr^, soit 
ä la sortie, c^uant aux marchandises et denrdes sujettes aux droits 
uniformes. 20. Qu'il n'existe, quant ä leurs relations avec rdtranger, 
de differencc entr'elles que relativement aux marchandises qni 
ne sont point encore rangees dans la classe des droits uni- 
formes. 3**. Que cette distinction meme pourrait facilement cesser, 
sans donner Heu ä des reclamations fonddes de leur part, par 
Tetablisscment successif de droits uniformes sur les marchandises 
qui n'y sont point encore assujetties. 

Ces provinces ne peuvent donc opposer aucun motif contre 
l'adoption du tarif uniforme, cjui leur procure raüranchissement 
de tous droits sur les Communications respectives qu'elles ont 
entr'elles et Ic district des cinq grosses fermes. 

Mais il n'en serait pas de meme du commerce; il serait 
greve de nouveaux droits perceptibles ä la fronti^re, sans ötre 
affranchi de ceux qui sc per^oivent ä la circulation. II parai- 
trait ;\ la vcrite au premier coup d'ceil devoir en resulter une 
augmentation dans les revenus de V. M., mais ce serait au d^tri- 
ment du commerce national qui peut-ctre diminuerait en Pro- 
portion; d*ailleurs cc ne sont sürement pas les intentions de 
V. M. ; eile a certainement pour principe que T^tablissement 
dos droits de traites et la rcdaction des tarifs en cons^uence 
desquols ils sont i)ergus, doivent avoir pour objet de favoriser 
ot proteger le commerce national, que le benefice qui peut en 
resulter pour ses finances ne doit etre considere que subsidiaire- 
ment et d'une maniere subordonnee au plus grand avantage du 
conmierco; que dun autre c6te les differentes branches d'industrie 
et de fabrication qui ont Heu dans le royaume, quelqu*eloignes 
iiue süient les Heux oü elles s'exercent, ont entr'elles les relations 
les plus directes ot qu'il est de la plus grande consequence 
pour leur succes qu'eUes ne soient soumises qu'ä des r^les 
unifoniios. 
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Tels etaient les principes du feu Roi qui» insCniit de 
Top^ration entamde en 1667 et continud depuis par rdtablisse- 
ment de droits uniformes sur les objets qui en ont paru sus- 
ceptibles, donna des ordres en 1760, pour qu'il f&t procddd ä 
la r^daction d*im nouveau tarif dont le r^sultat devait 6tre 
d'assujettir toutes les marchandises et denrdes ä des droits 
uniformes, ä toutes les entrdes et sorties du Royamne, sans 
distinction; de rendre libre la circulation intdrieure et de com- 
prendre dans la suppression des droits per^us sur le commerce 
national, divers droits d'aides, non moins gönants que ceux de 
circulation et notamment celui de la marque des fers. 

M. deTrudaine fut chargd de cette Operation importante; 
il fut principalement second^ par feu M. de Moutaian ainsi que 
par d'autres personnes dont le choix fut fait avec le plus grand 
soin. Le nouveau tarif fut r^dig^ avec l'attention la plus scmpu- 
leuse ; rien ne fut ndgligd pour former une ordonnance complto» 
tout dtait prdvu; on ne craignait rien des objections qui pour- 
raient ^tre dictees par la pr^vention ou le pr^jugd de quelques 
provinces rdputdes ^trang^res; enfin rien ne paiaissait devoir en 
arr^ter Texdcution ; mais les drconstances devinrent d^voiables» 
Les effets de la guerre de 1756 avaient n^cessit^ l'^tablisse* 
ment de nouveaux droits, et malheureusement on pr^dia de les 
imposer sur des objets intdressants de commerce et d'industrie 
nationale. La Situation des finances ne permettait point de 
sacriüces. La ferme g^ndrale annonga celui des droits de circu- 
lation et autres <:omme un objet de 7 ä 8 mülions, et Ton 
avait n^gligd le travail ndcessaire pour constater la y^ärM de 
cette assertion qui n*dtait que conjecturale. Cependant on 
craignit et Tex^cution de ce plan utile, interessant pour toutes 
les provinces du royaume sans exception, demeuia sospendne. 

II dtait r^servd ä V. M. de consommer une Operation anssi 
interessante, et connaissant ses vues bienfiiisantes, je me suis 
occupd de faire rassembler tous les mattfriaux qui pourraient 
etre ndcessaires pour connaitre quel serait le rdsultat du nouveau 
tarif, quant ä Tintdr^t gdndral du commerce» quant k cdui des 
provinces qui n'ont point adopt^ le tarif de 1664, et enfin quant 
ä reffet qu'il produirait siu: les revenus de V. M. Le travail 
qui a etd fait a 6t6 discut^ et examin^ avec le plus giand aoin 
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par une commission composee de gens instruits que j'en ai 
specialement Charge. M. de Fourqueux et M. Le Noir sont ä 
la tete de cette commission. D'apr^s cet examen il ne reste 
aucun doute sur les avantages de cette Operation, et je puis 
annoncer ä V. M. avec autant de satisfaction que de vdrite 
que l'etablissement du tarif uniforme, meme en y joignant» 
comme il est desirable, la suppression des droits de circulation, 
de divers droits d'aides et de celui de la marque de fers, ne 
compromettra nuUement les revenus de l'fitat. 

n ne me reste donc qu'ä rendre ä V. M. un compte 
sommaire du travail execute et discute par la commission, qui 
s'est livree ä son examen avec autant d'attention que de z^le. 

V. M. a vu qu'en 1760 il avait cte redigd un tarif exact 
dans sa nomenclature, qui contenait tous les objets connus dans 
le commerce et leur valeur ä cette epoque. Ce tarif a send 
de base ä celui que j'ai fait rediger d'apres l'dtat actuel des 
choses, en ecartant neanmoins Ic Systeme de prohibitions et 
droits prohibitifs dont la rdciprocite suivie par les puissances 
etrang^res serait nuisible ä notre commerce, soit d'importation, 
soit d'exportation et nc ferait que favoriser la contrebande« 
Par ce tarif les droits ont ete fixds en raison de la valeur qui 
a ete donnee aux marchandises ; toutes celles entrant dans le 
royaume ont ete rangees dans 7 classes differentes. 

Dans les trois premi^res, dont le droit varie d*un quart 
ä deux et demi pour cent, on a ränge toutes les mati^res pre- 
mieres propres aux fabriqucs et aux manufactures. Dans la 
(juatrieme, dont Ic droit est de cinq pour cent, on a compris 
les objets indiffcrents ä Tindustrie et ä la fabricadon nationale. 
Dans la cinc^ui^me, dont le droit est de sept et demi pour cent, 
ont etd mises les drogueries et epiceries particulierement k 
l'usage des gens aises; dans les sixieme et septi^me ä Tegard 
destjuelles les droits s'elevent ä dix et douze pour cent, les 
productions de manufactures etrangeres dont la concurrence 
peut etre nuisible. 

Si on laisse subsister la prohibition ä Tegard de quelques 
objets, ils sont en fort petit nombre : ce ne sont que les Sucres, 
cafcs, moussclines, toiles de coton blanches, toiles peintes etc., 
dont l'admission serait absolument prcjudiciable au commerce 
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des colonies, k celui de la Compagnie des Indes et aux fiibriques 
nationales. 

Ce m^me tarif est divis^ en cinq dasses pour les droits 
de sortie; les productions les plus interessantes dn sol» de nos 
fabriques et manufactures qui entrent dans la premite, ne sont 
assujetties qu*ä un droit d'un quart pour cent de la valeiiri dont 
la perception n'a pour objet que de fiure connaltre la diversit^ 
et Tetendue du commerce national. Les objets de luxe et les 
productions ordinaires sont comprises dans la seconde et dans 
la troisi^e et sont soumises ä un droit de deux et demi ou 
de cinq pour cent, incapable de porter atteinte k leur ddbit et 
k leur exportation. Enfin les matitees premifaes, les objets 
d*une n^essitd absolue pour la consommation int6ieure et ceoz 
qui propres k la France seront toujoors recheich^ par Tteanger 
k raison du besoin qu*il en aura, sont impos^ dans la qua- 
trimme k douze pour cent, et la demi^re dasse qui est edle de 
la Prohibition ne comprend que les objets k l*e:qx>rtalion des* 
quels Tint^rdt des fabriques et de Tindustrie nationale s*oppose 
absolument. 

Quoique ce tarif soit fait avec la plus giande attention, 
peut-^tre sera-t-il susceptible de qudques diangements d*aprte 
les m^moires qui pourront toe pr^sent^ k ce snjet; äs seront 
examinds et discutds par la commission que j*ai cbaigtfe de fat 
formation du tarif, lequel en cons^uence ne tardera pas d*avoir 
le d^gr^ de perfection qui est k d^irer« 

Le travail ndcessaire pour la confection du tarif tent ler- 
min^, j*ai fait proc^er k la rddaction d*une nouvelle ordonnance 
pour la perception des droits; celle de 1687 teit devenne ab- 
solument insuffisante. La multiplidte des rt^^ements et dtfdsions 
du Conseil donndes postMeurement en ^tait la premre et len* 
dait de jour en jour la perception {dos düBdle. II en avait 
6ic redigd un nouveau projet en 1760 qui a send de baae k 
ce nouveau travail, et Ton n*y a fiut que les additions dont Tex- 
pdrience a prouvd la n^essit^. 

J ai dejä fait observer k V. M. que Ton poovait tee sans 
inquietude sur les rdclamations des proraices r^ut^es dtrangtees. 
J*en puis dire autant par lapport k Celles qid sont oonridMes 
dans Tdtat actuel comme VHimgtr eflTectif. Cette stanitf fbndte 
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sur la bontd de Toperation avait fait negliger en 1760 la con- 
fcction du travail propre ä resoudre toutes leurs objections. 
Mais j*ai pensö qu'il ne serait point inutile de s'en occuper. 
En consequence j'ai fait relever sur les registres de perception 
de plusieurs annees la somme des droits de circulation et la 
repartition de ces droits entre les differentes provinces, soit des 
cinq grosses femies, soit reputees dtrang^res, soit consid^r^es 
comme Tetranger effectif; et d'apr^s ce travail immense, il a 
etd procede ä la confection de memoires particuliers sur Tin- 
teret que chaque province ou district peut avoir ä Tex^ution 
du plan de reforme. Je puis certifier ä V. M. que toutes doi- 
vent aspirer au moment, oü le nouveau regime sera ^tabli, et 
le recevoir avec reconnaissance. 

Enfin j*ai fait examiner avec soin quel est le produit actuel 
des differents droits qui composent la ferme des traites, quels 
sont ceux des droits de traites proprement dits et de ceux qui 
n'en ont point le caractere. V. M. connaitra par le resultat 
ci-joint que le plan de reforme n'exige aucun sacrifice sensible 
et qu'il presente ä peu pr^s la compensation des produits ac- 
tuels. D'ailleurs Teffet du changement adoptd par V. M. dans 
le Systeme des prohibitions et du nouveau traite de commerce 
avec l'Angleterre doit naturellement occasionner une augmen- 
tation dans le produit des droits d'entree, en sorte que, quand 
il y aurait quelques mecomptes dans les calculs que j'ai Thon- 
neur de presenter ä V. M., ils se trouveraient balanc^s par 
Taccroissement de ce genre de produit. 

Ainsi lorsque tout concourt ä faire desirer cette Operation 
annoncee depuis si longtemps, aucun motif ne parait pouvoir 
en arreter presentement Texecution. Ce serait la rejetter bien 
loin et s'exposer ä retomber dans les delais qui Tont tenue en 
suspens depuis un si^cle, que d'attendre qu'on eüt satisfait aux 
representations que pourraient faire les provinces qui sont ou 
reputees etrangeres ou h. Tinstar de Tetranger effectif, si on 
leur communic^uait le travail avant qu'il füt arrete. Ce serait 
faire naitre des difficultes intemiinables, parce que ces provinces 
ne sont pas eclairees sur leurs veritables inter^ts, qu*elles sont 
prevenues par de fausses allamies ou guidees par des ecrivains 
mal instruits, et que ceux qui parlent en leur nom, qui se 
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<lonnent pour ötrc Ics organes de leurs reclamations et les 
<lcfcnseurs de leurs droits, sont prestjue toujours ceux qui ont 
im intcret |)crsonnel ä desirer le maintien d'un Systeme qui favo- 
risc leur commerce frauduleux d'entrepöt, tandisqu*il appauvrit la 
province, (}u*il la tient dans une Situation desavantageuse ä la 
j^oneralite de ses habitants et (ju^il est incompatible avec la 
prosperite du commerce de tout le royaume. Le seul moyen 
de trancher toutes ces difficultes qui ne sont que des mal- 
ontendus, c'est de les compter pour rien, c'est de pas s'y arreter 
en niarchant au bien public, c'est de commencer par le r^gle- 
mont gcneral et de se reser>'er dVxaminer ensuite ce qu*il 
pourrait etre juste d'accorder, particuli^rement au tres petit 
nombre de provinces qui demontreraient en recevoir un pre- 
judice rcel, cequi n'est point ä prdsumer. 

C^est le plan que je suivrai, si V. M. Tapprouve. 

Nationalarchiv K 677 Nr. 144- 

Nr. 7. 
Denkschrift des Ministers Calonne: „Idöes soumises ä la 
döcision du Roi sur la n6cessit6, Töpoque, la composition 
et la forme de l'assemblöe de Notables." (Mitte Dezember 

1786.) 

Un plan ijui tend ä corriger les vices de la Constitution, 
a ramener toutes les parties de la monarchie ä des principes 
unitoriues et ä leur donner Tensemble qui leur manque; ä recti- 
hcr la repartition de l'impöt territorial et ä y soumettre toute 
la supertkie du Royaume sans exception d'aucuns privil^gicfs; 
a etablir une forme de deliberations nationales, qui, loin de 
pouvoir nuire i lautorit«!, affermisse toutes ses Operations; ä 
vivifier lagriculture et le commerce par Tabolition des entraves 
ot des droits ([ui genent la vente et la circulation des produc- 
lions naturelles ou artificielles ; ä soulager le peuple par la sup- 
l>ri's>ion des charges les plus onereuses et les plus susceptibles 
de vcxations; a regier dune maniere nouvelle et plus avanta- 
;^tiisc a rf.tat l'emploi des domaines de la couronne ; ä prendre 
infm (ks mesures certaines et plus efücaces que Celles employees 
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jusques ä präsent, pour amdiorer les finances, y mettre lordre 
en procurant le niveau, qui na jamais existd, entre la recette 
et la d^pense, faire de grandes retranchements dconomiques, 
remedier ä Texces des anticipations, assurer la liberation des 
dcttes de l'fitat et poser les bases d'un cr^it public de la plus 
grande etendue, un tel plan exige sans doute Texaineii le plus 
solennel et la sanction la plus authentique. 

H doit etre presente dans la forme la plus capable de le 
mettre ä Tabri de toute rdclamation, de le pr^server de tout 
retard et de lui acqudrir une force in^brankble par la r^union 
des suffrages de toute la nation. 

Or il n'y a qu'une assemblee de Notables qui puisse 
remplir ce but ', c'est le seul moyen de prdvenir toute r^istance 
parlementaire, den imposer aux r^lamations du clergö et de 
fixer tellement Topinion publique qu aucun intdröt paiticulier 
n'ose dlever la voix contre le t^moignage prdponddrant de Tin- 
tdret general. 

II s'est tenu des assemblees de Notables en 1558, en 1583, 
en 1596, en 161 7 et en 1626. Aucune n'a etd convoqude pour 
des objets aussi importants que ceux dont il s'agit aujourd*hui; 
et jamais circonstances ne füren t plus favorables pour en assuier 
le succes. Autant la Situation actuelle exige de prendre un 
grand parti, autant eile permet d'employer de grands moyens. 
l.a tranquillitd qui regne dans toute l'Europe, le profond respect 
qu'on a universellement pour les vertus du Roi, la nature des 
Operations projettdes qui toutes sont fonddes en justice et bien- 
faisance, Tattente du public, la disposition des esprits, Imtdrdt 
meme qu'on aura de ne pas faire repentir d une pareille con- 
vocation, tout concourt k inspirer la plus parfaite s^curitd sur 
le rdsultat de cette assemblee, dont on ne craint pas d'assurer 
que S. M. aura tout sujet d'etre satisfaite. 

Apoque : 

II est possible et necessaire que l'assemblde s'ouvre le 34 
de janvier prochain. 

II reste assez de temps pour la convocation en faisant 
partir les lettres dans 8 jours, de sorte qu'eDes soient toutes 
rendues ä leur destination le premier de janvier. 
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Le moindre retard renverserait tout le plan et en rendrait 
l'exdcution impossible pour l'annde prochaine, peut-^tre meme 
pour toujours. 

S. M. en sera convaincue si eile veut bien considdrer que 
la perception de l'impöt en nature qui est la premiere et la 
plus essentielle des Operations proposees exige des adjudications 
dans toutes les paroisses du royaume; que ces adjudications 
doivent se faire au commencement d'avril, afin d'etre suffisam- 
ment anterieures ä toute espece de recolte, qu'elles doivent Hre 
precedees d'affiches et publications par trois dimanches consd- 
cutifs, lesquelles consequemment doivent commencer vers le 
milieu du moi de mars, que la duree naturelle de Tassemblde 
des Notables, en la faisant tenir sans discontinuation, Tenvoi 
des edits qui doit la suivre imraediatement et leur enregistre- 
ment dans toutes les Cours prendra plus de 6 semaines; qu'ainsi 
depuis le 24 janvier jusqu'ä la mi-mars, il n'y aurait precisement 
que le temps necessaire pour consommer cette grande affaire 
et qu'il n'y a pas un jour ä perdre pour ne pas perdre une 
annee entiere et ne pas tomber dans les plus affreux embarras ; 
ils seraient tels qu'on n'y voit point de remede. C'est ce qui 
fait que Ton insiste vivement pour Tdpoque du 24 janvier et 
le prompt envoi des lettres. 

Composition : 

La composition d'une assembl^e de Notables dopend en- 
tierement de la volonte du Roi, et Ton voit par les relations 
de Celles qui ont eu Heu anciennement que toutes ont dtd fort 
differentes pour le nombre ainsi que pour le rang des per- 
sonnes. 

La nature de ces assemblees indique qu'elles doivent rdunir 
ce qu'il y a de plus distinguc et de plus dclair^ dans tous les 
ordres. 

Deux conditions paraissent devoir ßtre observdes: L'une 
que ceux qui sont appelles ä cette auguste consultation soient 
gens de poids, dignes de la confiance du public et tels que 
leurs suffrages influent puissamment sur l'opinion g^ndrale. Lautre 
qu'ils soient affectionnds au Service du Roi, zel^s pour le bien 
et cloignes de toute intrigue, de toute partialit^, afin qu*il n'y 

Glagau, Reformversuche. 25 
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ait point ä craindre que 1 esprit d Opposition prenne le dessus 
dans Tassemblde et y soit plus fort que l'expression du vnd 
patriotisme. 

Comme il est d'usage d'y faire venir les premiers prdsi- 
dents et procureurs gdndraux des Cours souveraines, qu'il y a 
pr^sentement 13 Parlements et deux Conseils supdrieurs qui, en 
y joignant, comme il a toujours ^t€ observd, la Chambre des 
Comptes et la Cour des Aides de Paris forment le nombre de 
17 Cours souveraines, elles foumiront celui de 34 membres k 
l'assemblde, möme de 36 ou 37, si Ton conserve au Pärlement 
de Paris, comme il parait naturel, la pr^rogative d*en avoir 2 ou 
3 plus que les autres. 

Ce nombre de magistrats des Cours, qui doit se trouver 
contrebalanc^ dans l'assemblde, semble exiger qu*eUe soit plus 
nombreuse que ne Tont dtd celles tenues dans des temps oü 
il y avait moins de Parlements. II ne serait point convenable 
que ceux qui ont ddjä l'avantage que donne l'habitude des af- 
faires eussent aussi celui de la prdponderance du nombre. 

D'ailleurs on ne peut pas croire qu'ils soient les plus Con- 
tents d une pareille assemblce, et comme dun autre c6td le 
clergd doit aussi y trouver un sujet de reclamation, il parait 
neccssaire que les membres tires de la noblesse ou du Tiers- 
fitat soient en nombre süffisant pour que les vues du Roi trouvent 
plus de soutien que d'objections. 

C'est d'apres ces differentes considerations qu'on a formd 
le projet de composition suivant, pour etre soiunis au jugement 
de S. M. qui est plus en etat que personne de decider ceux 
qu'il convient d'admettre ou d'exclure. 

Forme de la tenue de rassembUe: 

Les lettres de convocation seront envoyees un mois avant 
le jour de Touverture de Tassemblce; on a celles de 1626 qui 
peuvent servir de modele. 

L'assemblce se tiendra ä Versailles ; le Roi en fera Touver- 
ture; il en annoncera lui-mcme le sujet avec la dignite qui lui 
appartient. 

M. le Garde des Sceaux expliquera ensuite plus parti- 
culierement les intentions de S. M. 
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D paraitrait convenable de faire un court expose des prin- 
cipcs qui servent de base au plan proposd et qui en constituent 
rensemble. Comme c'est dans cet ensemble et dans la liaison 
de toutes les parties qui le composent que consistent principale- 
nient sa force et son utilit^, il serait ä propos d'en präsenter 
une idee generale ä Tassembl^e et de lui faire connaitre les 
inotifs, tires de la Situation actuelle des finances qui obligent 
de chercher dans le redressement des abus le moyen de rdtablir 
l'ordre, sans augmenter les charges du peuple. 

II serait possible, sans entrer trop avant dans Texplication 
de ce qu'il ne faut ciue laisser entrevoir, d*en dire assez pour 
faire apercevoir, comment la succession des temps et la rdvo- 
lution des evenements semblent avoir amend le moment, oü la 
monarchie longtemps agitee, et apr^ avoir acquis divers ac- 
croissements qui ont rendu son regime necessairement disparate, 
est enfin parvenue au point de tranquillit^ et de maturitd qui 
permet de perfectionner sa Constitution en faisant disparaitre 
toutes les bigarrures qui Talterent et la ddshonorent. Cette 
grande vue dont le developpement d^couvrira les avantages du 
plan sur lequel S. M. veut bien consulter les Notables de son 
Toyaume, doit etre en quelque sorte le prdiminaire de leurs 
clcliberations et ne peut manquer de prdvenir favorablement les 
esprits. 

Apres que M. le Garde des Sceaux aura achevd son dis- 
cours, il ira prendre les ordres du Roi, et aussitöt il annoncera 
que l'intention de S. M. est: 

Que Tassemblee tienne ses seances sans discontinuation et 
tous les jours, ä commencer aussitöt apr^sque les premi^res 
propositions, sur lesquelles eile devra donner son avis, lui auront 
ctc portees et expliquees par les commissaires que S. M. nom- 

mera ä cet efifet. 

Que desque l'assemblee aura formd son voeu et le r^sultat 
de son examen sur ces premieres propositions, il sera remis 
k S. M., qui fera porter pareillement par ses commissaires les 
propositions qui doivent suivre, pour ^tre examindes de möme 
et successivement jusqu'ä rentiere conclusion, apres laquelle 
S. M. fera connaitre ses decisions. 

25* 
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Le Roi terminera ensuite cette premi^re s^ance en tdmoig- 
nant qu*il compte que tous les membres de Tassemblde s'em- 
presseront de rdpondre ä sa confiance par Texamen le plus 
attentif des grands objets qui leur seront prdsentds, et qu^ils 
lui donneront en cette occasion importante des preuves sig- 
nal^es de leur afFection ä son service et de leur z^le pour le 
bien de son fitat dont S. M. est uniquement occupde. 

Dans la seance suivante, tenue par Monsieur, les commissaires 
noramds par le Roi apporteront et expliqueront la premi^re 
partie des propositions qui sera relative ä la nouvelle forme 
de rimpöt territorial, aux moyens d'en rectifier la rdpartition et 
aux vues accessoires qui doivent concourir ä rencouragement 
de Tagriculture; ce qui comprendra: 

i^. Le projet de la Subvention territoriale. 

2^. Celui de r^tablissement des assembldes provinciales. 

3O. Le r^glement sur le commerce des grains. 

4O. Un court rdsumd des vues adoptds par S. M. pour 
faire cesser la corvde en nature. 

Dans le courant de la seconde semaine et apr^s que 
Tassemblee aura forme son rdsultat sur les quatre objets ci- 
dessus, les memes commissaires lui porteront ceux qui Interes- 
sent le commerce et la libre circulation entre les provinces, ce 
qui comprend: 

i^. La suppression des barri^res et traites interieures. 

2^. L'dtablissement d'un tarif uniforme. 

3O. La suppression de la gabelle et sa conversion en un 
droit uniforme ä la vente du sei. 

Dans la troisieme semaine ils porteront ä Tassemblde tout 
ce qui est relatif aux domaines et aux rentes fonci^res, c'est-ä-dire: 

lO. Le plan pour l'infeodation des domaines. 

2®. Un reglement relatif aux domaines usurpds. 

3O. Le projet du rachat des rentes fonci^res. 

Enfin dans la demi^re semaine les commissaires commu- 
niqueront ä Tassemblee les vues de S. M. pour diif(6rentes Ope- 
rations utiles ä ses finances, savoir: 

i^. Le plan du nouvel ordre des remboursements k dpoque. 
2^. Celui des retranchements de ddpense. 
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30. Celui des changements ä faire ä T Etablissement de la 
Caisse d'Escompte pour en consolider la süretd et en etendre 
les avantages en faveur du commerce, ainsi que pour le crddit 
public. 

4®. Enfin le projet du nouveau tarif pour le droit de 
timbre. 

La totalite des Operations qui composent le plan g^neral, 
etant ainsi distribuee en quatre parties qui formeront les sujets 
de quatre d(^liberations principales qu'on suppose devoir occuper 
l'espace de quatre semaines, Tassemblde ä la fin de chacune 
d'elles formera et remettra son resultat, et lorsqu'il aura €te 
rendu compte du tout au Roi dans son Conseil, S. M. fera ex- 
pedier les ddits, declarations et lettres patentes qui contiendront 
ses decisions. 

Enfin eile donnera aux membres de Tassemblee une audience 
QU apr^s leur avoir exprime son contentement du z^le qu'ils 
auront montre et les avoir assures de l'attention donnde ä leurs 
observations, eile leur annoncera qu'ils seront instruits de ses 
decisions par l'envoi qu'elle a resolu d'en faire incessamment 
dans ses Cours. 

Des le lendemain il serait ä propos que les ddits fussent 
enregistres au Parlement de Paris en lit de justice, et qu'ils le 
fussent pareillement dans tous les autres parlements, aussitöt 
que les Premiers Presidents et Procureurs gendraux ainsi que 
les commandants des provinces y seront de retour. Ce serait 
l'affaire de 12 ä 15 jours et tout pourrait ßtre consommd le 
15 mars. 

Alors le Roi aurait fait et fini en moins de trois mois tout 
ce que ses predecesseurs ont desird et du desirer de faire, ce 
([ui a ete tente vainement par des Operations partielles et avec 
des moyens trop faibles, enfin ce qui est depuis Ipngtemps 
lobjet de tous les voeux, ce qui doit remddier ä tous les maux, 
ce c^ui doit affermir ä jamais la puissance de cet empire et md- 
riter ä son souverain la gloire d'en avoir 6t6 plus qu*aucun 
autre le reformateur, le legislateur, le bienfaiteur et le P^re. 

Nationalarchiv K 677 Nr. loa. 
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Nr. 8. 

Denkschrift des Ministers Calonne für die Königin Marie 

Antoinette: ,,Motif8 qui nöcessitent Tezöcution du plan 

adopt^ par le Roi." (Ende Dezember 1786.) 

Le plan adopte par le Roi est un plan d'administration 
plütot qu'un projet de finances; il serait necessaire pour le bon 
ordre quand il ne le serait pas pour Tamelioration des revenus; 
et loin de surcharger les peuples, il tend ä les soulager. 

Pour en faire apercevoir les motifs et Tobjet, je vais 
d'abord tracer en peu de mots les circonstances qui ont amen^ 
et fixd le moment de son execution. 

Lorsque le Roi daigna me charger de ses finances ä la 
fin de 1783, il n'y avait ni argent ni crddit; les dettes dtaient 
immenses, les revenus manges d'avance et la confiance detruite. 
On pouvait se croire et on se croyait en effet rdduit aux extrö- 
mit^s les plus cruelles. Je n ai pas perdu courage, j'ai cach^ 
l'horreur de la Situation, j'ai tenu les engagements et le credit 
s'est rdtabli. 

Aujourd'hui tout est acquitte; toutes les dettes de la guerre 
sont payees, tout l'arri^rc des ddpartements est soldd, toutes 
les rentes qui dtaient en retard sont remises au courant; il a 
€t€ pourvu ä toutes les ddpenses imprevues, plusieurs droits 
ondreux au commerce ont ete supprimes, aucune imposition 
nouvelle n'a dte etablie directement, n'y indirectement et le 
peuple a regu chaque annee de grands soulagements. 

J'dtonnerai, mais je nc dirai que ce qui est prouve' par 
les fitats remis au Roi, en disant que dans l'espace de trois 
anndes, j'ai trouve moyen de solder plus d'un milliard de dettes 
et de depenscs extraordinaires. 

II est evident que je n'ai pu y parvenir que par les ressources 
du credit; celles qui ont ete ostensibles, c'est-ä-dire les emprunts 
publics, n'ont produit que 300 millions; les autres qui n'ont 
pas ete connues, ont ete beaucoup plus considdrables et infini- 
ment plus difficiles. 

On croira aisement qu au milieu de tous ces payements 
immenses et forces, le deficit qui existe depuis plus d'un siecle 
entre la recette et la depense et (lui etait dejä enorme en 1783 
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na pu diminuer: mais comme son augmentatioD ii*est pas en 
Proportion de ce qu'il a fallu emprunter, il faut bien qu'il y ait 
lu de Töconomie dans l'administration, et la preuve de cette 
rconomie est faitc en un seul mot, si Ton convient que malgre 
la ( risc inconcevable oü je me suis trouv^, je n*ai fait aucune 
laiisse oj)cration. 

Mais ce n'est point assez. Ce qui ne se soutient que par 
artifice ne peut pas toujours durer, et le moment est venu de 
reinedier au principe de tout desordre, en dtablissant enfin entre 
la recette et la depense le niveau qui n'a jamais existd. 

C'eUiit un preliminaire indispensable que de commencer 
par liquider tout Tarrier^; jusques-lä il n*y avait pas moyen de 
( onnaitre la veritable Situation, de distinguer le pass(§ du present 
et de fixer la balanee d'une annee ordinaire. 

Pour faire ce premier [pas, dont la difBcult^ n'est pas 
(onnu, il a fallu un travail immense; j'ai fait voir au Roi, k 
(juel point les fitats donnes chaque annde par mes pr^eces- 
seurs et par nioi-meme, avaient ete erronn^s, et combien il 
etait inevitahle qu'ils le fussent, lorsque rien n*6tait au courant, 
et ipie toutes les epo(iues se trouvaient confondues. 

Pour en fomier un etat de Situation plus exact, j'ai ete 
ohli^e de les depouiller tous, de remonter jusqu*ä T^poque de 
Tavenenient du Roi au trAne, de suivre successivement les 
roinptes effec tifs de chaque annee et de distinguer soigneuse- 
nunt < e «pii ai>partenait ä chacune, en scfparant Textraordinaire 
d.ive« l'annuel, l'eventuel d'avec le fixe. Cest ainsi que je suis 
]»arvenu ä faire voir clairement la progression du deficit, et je 
( rois avoir convaincu S. M. que l'exces auqucl il est porte ne 
saurail in'etre impute. 

Mais si le t^ibleau c)ue j'ai präsente au Roi avec tous les 
etats et rensei^mements (jui en justifient les calculs, lui a donne 
une (onnaissance complete de ses affaires, s'il a bien voulu se 
livrer a leur exanien avec une teile application cju'il est aujourd'hui 
plus instruit (ju'aucun de ses prc'decesseurs ne l'a jamais ete du 
\trit;il)le euit des finances, il fout convenir qu'en m^me temps 
il a eu Heu den ctre efiraye; je i d inmle; et 

( est en voyant tout par \\ 41 r< de la ne- 
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cessite de prendre un grand parti pour remödier ä tout, les 
moyens ordinaires dtant demontres insuffisants. 

S. M. a reconnu qu'empninter encore serait aggraver le 
mal; qu'imposer plus serait accabler ses sujets, qua r^conomie 
la plus severe ne pourrait pas seule remplir le deficit, et que 
la banqueroute, moyen barbare que Tignorance ne manque Ja- 
mals de proposer ä d^faut de tout autre, ne ferait que ruiner 
les particuliers sans sauver l'fitat. 

Que reste-t-il donc pour pr^venir la plus af&euse cata- 
Strophe? dtablir un meilleur ordre dans toutes les parties de 
l'administration, reformer les abus, corriger les vices de la Con- 
stitution. C'est ce qu'il faudrait faire en tout dtat de cause, 
et c*est aujourd'hui ce qui peut tout reparer. Par-lä d6s la 
premiere annde le niveau sera retabli entre la recette et la 
depense; les anticipations seront reduites ä une juste mesure, 
et le peuple sera soulage. Hors de lä je ne vois que des 
malheurs qui fönt fremir. 

Mais un plan qui doit produire de si grands, de si salu- 
taires effets est necessairement tr^s vaste et d*une ex^cution 
difficile. II ne remplirait pas son objet s*il n'embrassait pas 
toutes les parties de la monarchie, et son exdcution serait 
impratiquable, si eile n'etait pas entreprise avec la volonte la 
plus ferme et dans la forme la plus solenneile, teDe que celle d'une 
assemblee des Notables du Royaume, seul moyen de prdvenir les 
resistances parlementaires et de rendre toutes rdclamations impuis- 
santes en opposant l'interet gdneral aux intdröts particuli^res. 

La base de ce plan est une veritd ä laquelle il semble 
que les administrateurs qui ont apergu les m^mes vues qu*il 
prcsente, n'ont pas fait assez d'attention; c'est que la composition 
m^me de la monarchie formee par des accroissements successifs 
et infiniment disparates, la diversite du regime qui rend les 
differentes provinces ctrangers les unes aux autres, enfin la 
bigamire, Tincoherence et le defaut d'ensemble de toutes ses 
parties est un vice radical de sa Constitution qui, tant qu'il 
subsistera, s'opposera ä tout le bien qu'on voudrait faire et au 
succes de tous les moyens qui peuvent perfectionner son 
Organisation. 
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Trop peu frappes des consdquences de cette grande vdritd, 
ils ont tentd vainement par des Operations partielles, ce qui ne 
peut reussir que par une Operation g^ndrale. Vainement ils 
ont essaye de reprimer les abus en laissant subsister la cause 
qui les produit tous; vainement ils ont voulu perfectionner 
l'administration sans en corriger les discordances, sans la ramener 
au principe d'uniformite qui peut seul ^Carter toutes les diffi- 
cultes de detail et revivifier le corps entier de la monarchie. 
En approfondissant ce principe je me suis convaincu par 
une longue etude qu'il peut s'appliquer utilement ä toutes les 
parties : 

1°. ä l'imposition territoriale pour en bannir Tarbitraire 
et en alleger le fardeau par la suppression des privil^ges qui 
Taggravent injustement; 

2^. ä la repartition de toutes les charges publiques, pour 
la rendre egale, proportionnelle et distribuee patriotiquement 
entre les contribuables eux-memes, reprdsentds par des assem- 
blees de proprietaires ; 

3^. ä l'agriculture pour Taffranchir des servitudes et des 
vexations qui Tecrasent encore plus que le fardeau mdme des 
impöts ; 

4^. au commerce pour le ddlivrer des barri^res, des en- 
traves et des tarifs multiplies qui nuisent ä la circulation des 
produits de la terre et de Celles de Tindustrie; 

5^. ä l'administration des finances, pour ameliorer le revenu 
public par la reformation des abus qui en alt^rent les sources, 
par la diminution des frais de recouvrement qui en absorbent 
les produits, par un meilleur emploi des domaines de la Couronne 
et par un usage plus etendu et mieux rdgld des ressources du 
credit. 

Teile est la substance du plan dont je ne crains pas de 
garantir le succ^s depuis que le Roi qui a bien voulu en Stu- 
dier lui-meme tous les details avec une attention suivie et in- 
fatigable, s'est determind ä Tadopter, ä prendre la marche ndces- 
saire pour applanir toutes les difficultds, en leur opposant une 
volonte ferme et in^branlable. 

Au surplus j'ai fermd les yeux sur tous les dangers qu'une 
grande entreprise a toujours pour celui qui s'en Charge. Intimi- 
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ment persuadd que le salut de r£tat en dopend, je me sacri- 
fierais sans hesiter pour la rdussite, je me verrais mdme sans 
repentir victime de la tentative. 

Mais j*implore l'appui de la Reine, et je me tiens assur^ 
de l'obtenir, si eile est convaincue que la gloire d'un r^gne dont 
eile est Tomement, le bonheur du Roi auquel eile attache le 
sien, et celui de tout le royaume dont eile partagera la recon- 
naissance, tiennent essentiellement ä cette grande Operation qui 
va faire Tepoque la plus mdmorable de la monarchie. — 
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Denkschrift des Ministers Calonne: „Des Parlements." 

(Januar 1787.) 

Les hommes instruits dans les Parlements, comme dans 
les autres classes de la societt! savent que notre Systeme actuel 
de finances est un vieux bätiment deve par d^gräs, rdpard ä 
diverses epoques, sans qu'aucun architecte en ait trace le plan 
ni dirigd l'execution. C'est un edifice ddlabrd, croulant sur lui- 
meme, qu'on ne soutient depuis longtemps qu*ä force d'dtais; 
mais ils sont si multiplies, qu'ils en bouchent l'entrde. II faut 
donc Tabattre et le reedifier sur le meilleur plan imaginable. 

Or, le plan propose est tellement conforme aux vues que 
les Cours souveraines ont manifestdes dans leurs difförentes 
remontrances qu'il semble ä certains egards qu*il ait ^t6 formd 
d'aprcs leurs avis et leurs memoires. Consultons Celles du Par- 
lement de Paris de 1754 et 1760, cclles du Parlement de Rouen 
de 1756, Celles du Parlement de Bordeaux de 1764, enfin Celles 
de la Cour des aides de 1770: nous trouverons que les Opera- 
tions de la nouvelle administration des finances s'accordent 
merveilleusement avcc les principcs dtablis dans toutes ces 
remontrances. 

Les Parlements, en refusant l'enregistrement, se mettraient 
en contradiction evidente. En eflet qu'ont-ils ä consid^rer dans 
le changement propose? 

i^. l'interet public et gen^ral, 
2°. leur inter<}t particulier. 
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Le Premier leur paraitra rempli sans doute; car il me 
semble qu'il est ddmontre qu'il n'y aura pas un individu dans 
le Royaume qui n'y gagne quelque chose dans sa position ou 
dans ses facultas. Le second n'est bless^ ä aucun dgard, et ils 
le sentiront d'autant mieux qu'il recevait une grande atteinte 
par les principes etablis par M. Necker dans son memoire au 
Roi sur les administrations provinciales. 

L' Opposition des Parlements ä la Prolongation de la loi 
des vingtiemes actuels me parait juste et raisonnable. Car cet 
impöt ne fut dtabli que comme un secours passager, mais ne- 
cessaire, en temps de guerre et qui devait finir avec eile, comme 
un impöt extraordinaire ajoutd aux impöts permanents. 

Le premier dixieme fut etabli en 17 lo, ä la fin de la guerre 
de la succession; il fut supprime en 1717. Le cinqui^me fut 
substitue au dixieme en 1725, et fut supprimd en 1727. Le 
dixieme retabli en 1733, fut supprimd en 1737*, imposd encore 
en 1741; et enfin supprimd en 1749, pour ^tre remplace par 
les deux vingtiemes. 

Les etablissements divers et leurs suppressions successives 
caracterisent assez cet imp6t comme un secours extraordinaire 
et passager, pour que les Parlements aient ^td fondds ä en 
solliciter la decharge aupres du Souverain, les impöts permanents 
subsistant toujours. 11s seront egalement fondes, en vertu de 
rfidit, ä demander la suppression du second vingti^me en 1790. 

Mais ccf impöt change de caract^re, quand le souverain 
soulage son peuple, au lieu de le grever, quand il le ddbarrasse 
des entraves et des surcharges qu'entrainent les Gabelles, les 
aides et les droits d'entree; quand il le fait jouir de la plus 
grande liberte dans ses actions civiles et mercantiles, et qu*il 
resulte de tout cela, que tout propridtaire payera moins qu'il 
ne paie aujourd'hui. 

Quand S. M., qui parle toujours avec dignitd, en adoptant 
le nouveau plan d'administration des finances, dira ä la deputation 
de son Parlement: »Messieurs, apres avoir bien examind la 
Situation de mon Royaume et celle des finances de l'fitat, j'ai 
resülu d'en simplifier la perception et de proscrire ä jamais 
l'arbitraire dans la rdpartition de Timpöt. Je veux que les con- 
tributions de mes fideles sujets entrent dans mon Trdsor-Royal 
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pour le soutien de r£tat et de la dignitd de ma couronne, et 
qu'il ne s'en perde plus la tnoitid, comme par le pass^, dant 
des canaux detournes. Voilä sur quel plan j'ai d^termiii^ 
d'etablir Tadministration de mes finances. Ce plan, je Tai puis^ 
dans les principes de mon Parlement; cela lui fera connaitie 
le cas que je fais de ses remontrances. £n adoptant voi 
principes, je ne puis pas douter de votre z61e et de votie 
promptitude ä enregistrer les edits, qui vous seront prdsent^: 
c'est ce que j'attends de votre obdissance et de votre attache- 
ment ä mon service.« On ne voit pas sur quoi les Couis soo- 
veraines pourraient fonder leurs oppositions. Tous ceux qui 
les composent ont une propriete quelconque et presque toiu» 
des propri^tds diverses. Chacun d'eux aura bient6t calculd son 
gain ou sa perte; et comme le profit est certain, s'ils fönt des 
remontrances, comme il faut s'y attendre, elles ne seront que 
de forme et pour se maintenir dans le droit d*en faire. 

II ne faut pas croire pourtant que ces remontrances mfimes 
ne puissent foumir des iddes utiles relativement aux diffl^renoes 
qui se trouvent dans l'ancien Systeme, dans la rdgie des pro- 
vinces diverses ; et, si cela arrive, on aura le temps d'en profiter 
dans le courant de cctte annee par des modifications simples« 
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